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Dritte Lieferung, 


welche die Geſeze über die Taxen, das Mortuar, die Erbſteuer, das Abfahrts— 
geld mit den Freizügigkeitsverträgen, und andere Giebigkeiten in Streitſachen 
; und im adeligen Richteramte bei Zivil- und Militärgerichten enthält, 


Zweite vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
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Ser Druk und Papier von Gottlieb Haaſe Söhne. 
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Taxpatent in Streitfachen. 


1 


2168. Pat. v. 1. Nov. 1781 N. 28). 


§. 1. In Streitſachen ſollen die Gerichtstaxen nach keiner andern 
Beſtimmung oder Richtſchnur, als nach gegenwärtiger allgem. Taxord— 
nung abgenommen werden, und es werden alle diesfalls beſtandenen Geſeze 
und Gewohnheiten aufgehoben und unwirkſam erklärt. S. 2169 — 77. 

§. 2. Jedermann, weſſen Standes, Charakters, Religion oder Wurde 
derſelbe ſei, iſt in Rükſicht der Gerichtstaxen in Streitſachen auf gleiche 
Art zu behandeln; auch hat zwiſchen Sr. Majeſtät eigenen, und den 
vor Höchſt dero Gerichtsbehörden ſtreitenden auswärtigen Unterthanen 
kein Unterſchied ftatt. S. 1021 u. 2178 2202. 

. 3. Die Taxe hat jede Partei zu bezahlen, auf deren Anlangen 
die der Taxe unterliegende richterliche Erledigung, Verfügung, Zuſtel— 
lung und ſonſtige Einſchreitung geſchehen iſt. Nur die für die Inro— 
tulirung der Akten und das Urtheil beſtimmte Taxe haben beide Par— 
theien zugleich zu entrichten. S. 2203 — 12. 

§. 4. Die Taxen der erſten Klaſſe find für die in der Hauptſtadt 
jeder Provinz befindlichen Gerichtsbehörden beſtimmt. Nur jene Pri— 
vatgerichtsbehörden und Grundobrigkeiten, denen gemäß der Verfaſſung 
jeden Landes auch inner den Grenzen einer Hauptſtadt die Gerichts— 
barkeit gebührte, ſind die Taxen lediglich nach der vierten Klaſſe abzu— 
nehmen befugt. S. 2213. 

$. 5. Die Taxen der zweiten Klaſſe find für die Magiſtrate der 
in jedem Lande beſtehenden großen Städte abzunehmen. 

S. 6. Jene der dritten Klaſſe find für die minderen, jedoch nicht 
ganz geringen Städte beftimmt. 
§. 7. Nach der vierten Klaſſe ſind die Taxen bei den Gerichten 
der geringſten Städte, der Märkte und Dörfer abzunehmen. S. 2214 
bis 2219. 

$. 8. Dagegen find jene, welche durch obrigkeitliches Zeugniß oder 


*) Die Taxpatente vom 1. Nov 1781 u. 13. Sept. 1787 find ſeit 1. Aug. 
1814 für die provinz Krain, für das alte trieſtiner Gebiet und für die 
Diſtrikte Monfalcone, Duino und Sgonico, für die Grafſchaft Görz 
und den villacher Kreis nach der in Illirien kurſirenden Metallmünze ein— 
geführt worden (Kur. d. illir, proviſ. Generalgub. v. 30. Junk 1814 3. 8174; 
Ergänzungsſammlung 1. Th. 2. Abth. S. 191; und v. 8. Juli 1814 Z. 9124; 
S. 403). Insbeſondere wurden die beiden Taxpatente dem k. k. Kollegial-Ge— 
richte in Rovigno, ſo wie den küſtenländiſchen Bezirksgerichten zur 
Darnachachtung vorgeſchrieben (Ofd. v. 4. Mai 1816 N. 1240). Dieſelben wur⸗ 
den auch in den wieder erworbenen Theilen von O. O., nämlich im Inkreiſe 
und den Parzellen des Hausrukkreiſes ſeit 1. Aug. 1817 mit der Beſtim⸗ 
mung, daß alle Gerichte daſelbſt in die vierte Klaſſe geſezt werden, eingeführt. 
(Ofd. v. 16. Juli 1817 N. 1349.) 5 b 1 

Handb. d. Giebigkeiten. 69 
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fonftige Wege glaubwürdig ihre Mittelloſigkeit darthun, gemäß der fie 
außer den unentbehrlichen Lebensbedürfniſſen nichts beſizen, von aller 
Taxe zu entheben, und ſollen die Taxen in jenem Falle, daß eine ſolche 
mittelloſe Partei mit einer vermöglichen ſtreitete, nur zu dem Ende 
angemerkt werden, damit, wenn die vermögliche in den Erſaz der Ge— 
richtskoſten verfällt werden ſollte, von ihr der Betrag der Taxe abge— 
nommen werden möge. S. 2220 — 42. 

§. 9. Den Betrag der Taxe hat der Richter auf jedes einzelne 
Stük der der Taxe unterliegenden Schriften genau anzumerken, die 
Parteien aber ſich angelegen zu halten, den angemerkten Betrag des 
eheſtens, jedoch Niemanden, als dem Richter ſelbſt, oder der von ihm 
zur Einhebung der Taxen eigens angeſtellten beeidigten Gerichtsperſon 
abzuführen, widrigens ſie dem Richter für die nicht eingegangene Taxe, 
ungeachtet der an einen Dritten erweislich geſchehenen Entrichtung zu 
haften hat. S. 2243 4. / 

§. 10. Wegen unterläffener Berichtigung der Taxe iſt mit keiner 
richterlichen Verfügung, Erledigung und Zuſtellung zurükzuhalten, ſon— 
dern der Betrag der Taxe einſtweilen vorzuſchreiben, und am Ende 
jeden Monates die haftenden Ausſtände einzutreiben. S. 2245 — 8. 

$. 11. Der unterfertigte Rechtsfreund hat für die Taxe ſeiner Par— 
tei zu haften. Doch ſteht ihm bevor, bei Uebernehmung einer Streit— 
ſache von ſeiner Partei einen verhältnißmäßigen Betrag zu fordern, 
und ſich anmit ſicher zu ſtellen. 

§. 12. Dem Richter wird die Macht eingeräumt, den ſäumigen 
Rechtsfreund, oder wo deren keiner eingeſchritten, die Partei ſelbſt 
nach Verlauf des Monates durch den Gerichtsdiener der binnen den 
nächſten acht Tagen zu geſchehen habenden Berichtigung der Taxe erin— 
nern zu laſſen, und wenn dieſe Erinnerung fruchtlos verſtreichete, den 
Ausſtand durch den ſchleunigſten Weg der Exekuzion nach Vorſchrift 
des 307. §. der a. G. O. einzutreiben. S. 2249 — 56. 

§. 13. Die Belohnung der Kunſtverſtändigen, der in dieſer allg. 
Ordnung eine gewiſſe Taxe zu beſtimmen nicht befunden worden, ſoll 
für den Fall, daß ſich die Partei mit denſelben nicht gänzlich einver— 
ſtünde, von dem Richter nach Vernehmung des ein ſo andern Theiles 
beſtimmt, und hierbei auf die angewandte Mühe, auf die Beſchaffenheit 
der eingeſchrittenen Kunſt, und auf den Stand der Kunſtverſtändigen 
ſelbſt Rükſicht genommen werden. | 

§. 14. Den Schiedsrichtern ſteht zwar frei, fih mit den Parteien 
wegen ihrer Belohnung einzuverſtehen; wenn jedoch hierwegen nichts 
wäre verabredet worden, und Streit entſtünde, ſind denſelben keine an— 
dern Taxen zu geſtatten, als die in gegenwärtiger Ordnung ausgemeſ— 
ſen ſind. 

Hierin beſteht der landesfürſtliche Wille und Befehl; und werden 
ſich hiernach die ſtreitenden Parteien der genauen Einrichtung zu ‚fügen, 
die Richter aber von aller Ueberſchreitung der anmit kundgemachten 
Taxordnung, die in der Kanzlei jeden Gerichtes zur ſtäten Einſicht auf— 

behalten iſt, bei ſtrenger Verantwortung zu enthalten haben. S. 2257 
is 2259. 
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Nun folgt die allgemeine Taxordnung in Streit— 
ſachen. Er 
Erſte Rubrik. 


I. Klaſſe — 6 kr. II. Kl. — 3 kr. III. Kl. —5 kr. IV. Kl. — s kr. 


In dieſe Rubrik gehören: 

a) Jeder Beſcheid, ſo von dem Richter über ein denereichtes An⸗ 
bringen entweder in dem Zuge des ordentlichen Verfahrens, oder in 
der Exekuzionsführung ertheilt wird, und nicht ausdrüklich mittelſt ge— 
genwärtiger Ordnung in eine andere Rubrik geſezt iſt. S. 2186 
u. 2260 — 1. 

b) Jede Anſchlagung eines Ediktes. 

e) Jede Zuſtellung einer gerichtlichen Verordnung. Wenn jedoch 
die Zuſtellung in einem Orte zu geſchehen hat, das von dem Gerichts— 
orte eine Meile oder mehrere entfernt iſt, ſollen dem Gerichtsdiener für 
jede Meile 15 Kreuzer gereicht, und in die Berechnung der Meilen 
auch der Rükweg eingerechnet werden. S. 2262 —8. 


Zweite Nubrik. 
I. Klaſſe — 30 kr. II. Kl. — 15 kr. III. Kl. — 12 kr. IV. Kl. — 10 kr. 


Hieher gehört: 

a) Die Aufnahme einer mündlichen Klage in das Protokoll. §. 18 
der a. G. O. 

b) Die Verwilligung des Arreſtes. §. 276. 

c) Die Verwilligung eines Verbotes auf fahrende Güter. §. 284. 

d) Jede Verwilligung einer gerichtlichen Exekuzionsführung. $. 302, 
304, 305, 307, 309, 310, 312, 314, 320, 321, 322. 

e) Jeder Beſcheid, mittelſt deſſen eine Tagſazung erſtrekt wird. 


Dritte Rubrik. | 
I. Klaſſe — 40 kr. II. Kl. — 20 kr. III. Kl. — 15 kr. IV. Kl. — 10 kr. 


Hieher gehört: 

a) Jede Ausfertigung des Ediktes. §. 73, 326, 360, 3913 jedoch 
ohne Rükſicht, ob dasſelbe an mehreren Orten anzuſchlagen ſei. S. 2195. 
ö b) Jedes Erſuch- oder Remißſchreiben, ſo an einen andern Richter 
oder an eine Obrigkeit ergeht wegen Vernehmung eines Zeugen. $. 150. 

Beförderung des Zeugenverhörs. S. 159. 

Zuſendung des Weiſungs-Protokolls. §. 158. 

Ausführung einer bewilligten Exekuzion. 8. 302, 304, 312, 315, 
320, 321, 322. J 

c) Jeder Befehl, ſo an einen Gerichtsabgeordneten, Gerichtsdie— 
ner, Kunſtverſtändigen, Verwalter des Vermögens, Vertreter der Maſſe, 
Sequeſter, in einer bloßen Parteiſache ergeht. 
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d) Jede von den Gerichtsdiener vorgenommene Exekuzionshand⸗ 
lung. S. 305, 307, 314, 341. 
e) Jede gerichtliche Vidimirung einer Abſchrift von einer Urkunde. 


tere Rubrik. 
I. Klaſſe 1 fl. — II. Kl. — 30 kr. III. Kl. — 20 kr. IV. Kl. — 18 kr. 


Hieher gehören: 

a) Alle Urtheile über folgende Angelegenheiten: 

Ueber Rechtfertigung des Ausbleibens bei einer Tagsſazung. $. 33. 

Ueber Ertheilung einer die geſezmäßige überſteigenden Friſt zur Er— 
ftattung einer Sazſchrift. S. 38, 45, 51. 

Ueber die Einwendung, daß dem Richter die Gerichtsbarkeit nicht 
gebühre. §. 40. 

Ueber die Geſtattung der in der Replik oder Duplik beigebrachten 
Neuerungen. S. 48, 54. 

Ueber die Frage: Ob die Vertretung Statt habe? S. 60. 


Ueber die Auflage des ewigen Stillſchweigens bei einer Aufforde- 


rungsklage. §. 71. S. 2271. 

Ueber die Richtigkeit der Forderung eines ſich bei dem Konkurſe 
meldenden Gläubigers. S. 81. S. 1538. 

Ueber Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Rechtsfreundes. §. 86. 

Ueber eine Vorrechtsklage. §. 87. 

Ueber Beſtellung oder Beſtättigung eines Verwalters der Maſſe, 
oder Ausſchuſſes der Gläubiger. §. 91. 


Ueber die wegen Vertheilung der Konkursmaſſe angebrachte Ein- 


wendungen. S. 69. 
Ueber die Beſtimmung der Friſt zur Erlegung der Rechnung. $. 100. 
Ueber die gerichtliche Einſicht einer Urkunde. §. 126. 
Ueber die Frage: ob eine bedenkliche Urkunde bei Gerichtshanden 
aufzubewahren ſei. §. 128. 
Ueber die Erneuerung einer Urkunde. S. 132. 
Ueber ein Urtheil, ſo auf Beſchwörung der Zeugniſſe ausfällt. §. 182. 
Ueber die Veranlaſſung eines Beweiſes durch Kunſtverſtändige. §. 187. 
Ueber die ſtreitige Legung einer Urkunde. §. 245. 
Ueber die Sicherſtellung, Bedekung oder andere e Vor⸗ 
kehrung bis zum erfolgenden Appellazionsurtheil. §. 25 
Ueber eine Nullitätsklage. S. 264. S. 2188. 
8 Ueber die Zulänglichkeit einer zur Hemmung der Erefuzion ange⸗ 
botenen Sicherſtellung. §. 280, 289. 
Ueber die anſuchende Sequeſtrazion. §. 293; . 961, 2). 
Ueber die zuerkannte Exekuzion auf eine eingeſtöndene Schuld. S. 298. 
Ueber die Frage: ob Jemand bei he der Gläubiger den 
mehreren Stimmen beizutreten ſchuldig ſei. §. 538. 
Ueber das Begehren wegen Abtretung der Güter. $. 366. 
Ueber die angeſuchte Einſezung in den vorigen Stand. §. 375. 
b) Die Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde. 
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c) Die Aufnahme eines Eides von einem ftreitenden Theile. 
Bei Beſchwörung eines Zeugniſſes. §. 184. 
Von einem Kunſtverſtändigen. §. 194. 
Einer eidlichen Angabe. §. 219. | 
d) Für Inrotulirung der Akten. S. 240. S. 2207 u. 2276. 
e) Für Zuſtandebringung eines gerichtlichen Vergleiches. §. 269, 
oder einer gerichtlichen Behandlung der Gläubiger. S. 359. S. 2196 
bis 2201; ferner 2269 — 76. 


Fünfte Rubrik. 


I. Klaſſe 3 fl. — II. Kl. 1 fl. 30 kr. III. Kl. 1 fl. — IV. Kl. — 45 kr. 


Dieſe findet ſtatt: 
a) Für jedes Klaſſifikazionsurtheil. S. 81. S. 1539. 
b) Für jeden Tag, wo der Richter oder deſſen Abgeordneter ein— 
ſchreitet. 
Zur Verhörung eines Zeugen in dem Gerichtsorte. §. 151, oder 


in deſſen Wohnung. §. 168. 


Zur Beſchreibung, Schäzung, Feilbietung, in die Sperrnehmung 
eines in Streit oder Konkurs verflochtenen Gutes. S. 75, 88, 201, 
223, 331. N 

Zur Beaugenſcheinigung einer Streitſache. §. 189. 

Und wird in die Zahl der Tage auch die auf die etwa einſchrei— 
tende Reiſe verwendete Zeit eingerechnet. Wo übrigens den Gerichts— 
abgeordneten die ihrem Charakter anſtändige Koſt und Fuhr unentgeld— 
lich von der Parthei zu verſchaffen iſt. S. 2277 — 9. 

Secehite Rubrik. 

Jedes Urtheil, das in der vierten Rubrik nicht enthalten iſt, wo— 
durch ein Endſpruch in der Hauptſache erfolgt, wenn auch das Urtheil 
nur auf einen Beweis ausfiele, oder bedingnißweiſe geſchöpft wurde, 
bezahlt: a 
I. Klaſſe 12 fl. — II. Kl. 6 fl. — III. Kl. 4 fl. 30 kr. IV. Kl. 3 fl. — 

Doch ſoll für die Verfaſſung des Protokolles bei den mündlichen 
Nothdurftshandlungen §. 28 nichts gefordert, und alſo für die den Par— 
teien auf Anlangen hinausgebenden Bewegungsgründe des ergangenen 
Urtheiles S. 251 nichts anders, als die Schreibgebühr entrichtet werden. 

Für ein Urtheil höheren Richters, wodurch jenes des unteren Rich— 


ters beſtätigt wird, iſt das Doppelte deſſen zu bezahlen, was für das 
Urtheil des unteren Richters bezahlt worden. S. 2280 — 4. 


Sie bente Rubrik. 


Für jede Abſchrift, ſo die Partei von dem Richter verlangt, iſt 
zu bezahlen für die Seite: 


L Klaſſe — 4 kr. II. Kl. — 2 kr. III. Kl. — 2 kr. IV. Kl. 2 kr. 


Und ſoll der Richter ſich hierbei gegenwärtig halten, die Partei 
durch zu große Weitläufigkeit nicht zu bekränken. 


* 
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Achte Rubrik. 


Für die gerichtliche Verwahrung eines in Streit verfangenen Gutes 
iſt da, wo kein ordentliches Depoſitenamt vorhanden, bei Erfolglaſſung 
desſelben für das baare Geld zu bezahlen vom Gulden: 


I. Blade en ev Kl. — k kr. III. Kl. — 3 kr. IV. Kl. — ; kr. 
f | Für Schuldbriefe | Be he 
I. Klaſſe — 1 kr. II. Kl. — z kr. III. Kl. — 3 kr. IV. Kl. — 1 


Wo dagegen eigens beftellte Depoſitenämter vorhanden find, hat 
es bei * Einrichtung zu verbleiben. S. 2285. 


Neunte Rubrik. 


Für Bewilligung der Advokatur iſt zu Mg 1232 
In der Hauptſtadt mit Einbegriff der Prüfung — „ dg t. 
Auf dem Lande 11 

Doch ſoll dieſe Taxe dem auf vel Lülde angenommenen Advoka⸗ 
ten damals, wenn er ſodann in der Hauptſtadt angenommen wird, zu 
Guten ae werden. | | 


Aufhebung der früheren Gefeze; ſ. 2287. 


2169. Hfd. v. 21. Okt. 1782 N. 94, an d. in. u. o. ö. A. G. 


Durch die a. Tax. O. ſeien, ſo viel die Taxen in Streiten en. 
trifft, alle vorigen Geſeze und Gewohnheiten, ſomit auch das Sportularium 
vom 13. April 1771 gänzlich aufgehoben: und da nun keine anderen Taxen 
abzunehmen ſeien, als welche in der a. Tax. O. einkommen, ſo könnten 
die Parteien auch in Streitſachen zur Abreichung beſonderer Taxen an 
die i nicht verhalten werden. 


2170. Od. v. 8. Juli 1788 N. 855, an alle Lſt. 


Von dem Tage der erfolgten Kundmachung der neuen Tax. O. für 
das adelige Richteramt ſollen außer den in dieſer und der Taxordnung in 
Streitſachen ausgemeſſenen Taxen ſonſt keine Taxen und Schreibgebühren, 
unter was für Namen es immer ſei, von den Unterthanen bei Strafe des 
vierfachen, zu Handen des gekränkten Unterthans zu erlegenden Betrags 
abgefordert, und dieſe Verordnung bei den Amtskanzleien zu Jedermanns 
Einſicht für beſtändig angeſchlagen werden. 


2171. fd. v. 4. Dez. 1788 N. 933, an d. böh. Gub. 


In Folge Wdg. v. 8. Julius 1788 iſt auch die für Böhmen allein 
beſtandene Taxvorſchrift vom 15. Mai 1779 durch die neue Taxordnung, 
und zwar auch in Rükſicht der in derſelben nicht ausdrüklich genannten Ge— 
genſtände, aufgehoben. N 
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Berggerichte und Subſtituzionen. 


2172. Pat. v. 3. April 1783 N. 126 u. Pat. v. 10. Juli 1783 N. 
156, für Böh. 


§. 4. In Anſehung der Gerichtstaxen haben ſich die Berggerichte 
und ihre Subſtituzionen nach der a. Tax. O. v. 1. Nov. 1781, mit 
der Einſchränkung zu halten, daß die Taxen in Rechtsfällen nur nach der 
4. Klaſſe abzunehmen ſind. 1 


2173. Hfd. v. 4. Nov. 1788 N. 914, an alle A. G. 


Die Berggerichte haben ſich der Taxen halber ebenfalls nach den all— 
gemeinen allen Gerichten ohne Ausnahme vorgeſchriebenen Tax. O. zu 
verhalten, folglich auch die Taxe für die Inventur, nicht wie vorhin mit 
1 kr. vom Gulden, ſondern nach der a. Tax. O. abzunehmen; im übrigen 
findet bei denſelben das Mortuarium nicht ſtatt. 


Wechſelgericht. 


2174. Hfd. v. 5. Febr. 1799 N. 454, an d. böh. Gub. 


Das Wechſelgericht iſt für alle Fälle, wo die Klage aus einer Wech⸗ 

ſelſchuld entſteht, die erſte Inſtanz, und trit hier gar keine Rükſicht ein, 

welcher Gerichtsbehörde der Beklagte ſonſt zu unterliegen habe. Es ſind 

8 daher in allen von dem Wechſelgerichte verhandelten Streitigkeiten die 

Taxen nach jener Klaſſe abzunehmen, welche für die Stadt, wo das Wech— 

ſelgericht feinen Siz hat, beſtimmt iſt, und haben hierauf die Hfd. vom 
27. Januar und 4. Julius 1783, N. 119 u. 152, keinen Bezug. 


Oberſthofmarſchallamt. 


2175. A. h. Entſchl. v. 7. Sept. 1818 N. 1496, und Note der 5 
Hofkammer v. 30. 


Das Oberſt-Hofmarſchallamt hat ſich künftig in Aufrechnung der Taxen, 
ſowohl des ſtreitigen als des adeligen Richteramtes, ganz nach den je— 
weiligen Taxordnungen des n. ö. Landrechtes zu richten, ſoll aber von 
Verlaſſenſchafts-Abhandlungen kein landesfürſtliches Mortuar, ſondern, 
wenn ſolche über 100 fl. betragen, ein Honorar oder eine Gebühr nach 
einem verminderten Maßſtabe, und zwar bis zu einem Betrage von 100000 fl. 

mit einem von Hundert, bei einem noch beträchtlicheren Erbvermögen 
a hingegen mit einem halben von Hundert, jedoch ſo, daß der Geſammtbe— 
trag nie die Summe von 10000 fl. überſteigen darf, abzunehmen befugt 
ſein. Eine Inkammerirung dieſer Taxen findet nicht ſtatt, ſondern der 
Genuß derſelben bleibt den Beamten des Oſterſthofmarſchallamtes zuge— 
wieſen. 


Die Taxen ſind in Konv. Münze abzunehmen; ſ. 1522. 


2176. Hfd. v. 11. Juni 1819 N. 1568 an alle A. G. 


Se. Majeſtät haben die Abnahme der Taxen für gerichtliche und 
obrigkeitliche Amtshandlungen nach ihrer urſprünglichen Ausmaß, nicht nur, 
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bei den Städten, fondern auch bei allen Dominien, in Konvenzions⸗ 
münze zu genehmigen geruht, und den Zeitpunkt, von dem die Einhebung 
der obrigkeitlichen und Gerichtstaren in Konv. Münze zu beginnen hat 
auf den 1. Sept. 1819 feſtgeſezt. Uibrigens ſind unter dieſen auf Me⸗ 
tallmünze umgewandelten Taxen nur die durch gerichtliche Taxordnungen 
1 ee Bezüge, keineswegs aber Laudemien oder Urbarial-Gaben 
egriffen. 


Rükerſtattung; ſ. 2170, 2188, 2210 u. 2211. 


2177. DE. v. 29. Nov. 1836 Z. 44969; Dek. des böh. Gub. v. 
17. Dez. Z. 62746 (P. 1096) und des ſteier. Gub v. 18. 
Dez. Z. 20772 (P. 501). | 

Es ereignet ſich manchmal, daß kleinere Beträge an Taxen, Porto 
und Stempeln den Parteien wieder zurük erſtattet werden müſſen, 
welche entweder von ihnen ungebührlich eingefordert ober doppelt be— 
zahlt, oder die von dem Taxamte zu hoch bemeſſen worden ſind. | 
Da aber die Parteien ungeachtet der erlaffenen Aufforderung die 
für ſie bei den Kaſſen zur Rükzahlung bereit liegenden Beträge oft 
gar nicht oder erſt nach Verlauf vieler Jahre beheben, und die Evidenz— 
haltung und Aufbewahrung dieſer einzelnen Geldpoſten für die Kaſſe mit 
Mühewaltung und Beläſtigung verbunden iſt, fo hat die k. k. Hofkam— 
mer mit Zuſtimmung der k. k. oberſten Juſtizſtelle beſchloſſen, daß ſolche 
Beträge zwar durch ein volles Jahr bei der Kaſſe unbehoben bleiben dür— 
fen, daß aber dann die Parteien zur Behebung derſelben im Wege der 
Zeitungen mit dem Beiſaze aufzufordern ſeien, daß wenn ſie binnen ſechs 
Monaten vom Tage der Aufforderung dieſe Beträge nicht beheben, ſel— 
be nach Ablauf dieſer Friſt eingezogen, und dann, ſo lange die Verjäh— 
rungszeit nicht verfloſſen iſt, den Parteien nur auf ihr beſonderes Ein— 
ſchreiten bei den Adminiſtrazionsbehörden wieder angewieſen und aus⸗ 

bezahlt werden ſollen. a 


Zu §. 2 der T. O. 


2178. Hfd. v. 29. Dez. 1785 N. 512, an d. in. u. o. ö. A. G. 


Die barmherzigen Brüder find auch in ihren eigenen causis wede 
von den Gerichtstaxen, noch von den Stempeln befreit. | 


Zarfreihbeit 
I. Armen: und Invalideninſtitut. 


2179. Hfd. v. 26. Nov. 1784 N. 369, an alle A. G. 


Den Vermächtniſſen, welche dem Armeninſtitute gemacht werden, 
ſoll nebſt der ohnedieß ſchon genießenden Befreiung von der Erbſteuer 
noch die Begünſtigung zugeſtanden werden, daß dieſelben auch von Ent— 
richtung der Sterbtaxen befreiet, ſomit bei dem Umſtande, wo die Ab- 
fahrtsgelder nur mehr für in fremde Länder gehende Gelder abgenom— 


| 


— 
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men werden, von ſolchen nichts anderes aus dem eigentlichen Erbſchafts— 
betrag, als die Stempelgebühr zu bezahlen ſein ſoll. 


2180. Hfd. v. 23. Febr. 1792 N. 257 
Nach dem Sinne der unterm 30. Okt. 1784 (26. Nov. 1784 
Nr. 369) bekannt gemachten Entſchl. ſoll das Armeninſtitut, ohne Un— 
terſchied, ob es nur ein Vermächtniß aus einer Verlaſſenſchaft erhält, 
oder zum Erben derſelben eingeſezt werde, von Entrichtung aller Taxen, 
ſomit auch von Entrichtung der Sterbtaxe (Mortuarium), und der Ab— 
handlungsgebühren, wie auch der übrigen Gerichtstaxen ganz befreit ſein. 
Nur in dem Falle, wenn in einem Teſtamente, wo dieſes Inſtitut zum 
rben ernannt iſt, Legate vorkommen, die auf Anordnung des Erblaſſers 
ohne Abzug zu verabfolgen wären, in dieſem Falle hat dasſelbe von ſol— 
chen Legaten die gewöhnliche Gebühr zu tragen, ſo daß die Befreiung 
ſodann nur in Anſehung derjenigen Summe Plaz greift, die dem In— 


ſtitute übrig bleibt. Uibrigens wird dem Armeninſtitute auch die Begün— 


ſtigung der Stempelfreiheit zugeſtanden. 


2181. Hfd. v. 26. März 1792 N. 8, an alle A. G. 


a) Auch das Invaliden— Inſtitut, wenn demſelben Vermächtniſſe 
oder Erbſchaften zufallen, hat ſich wie das Armeninſtitut der Befreiung 
von aller Tar- und Stempelzahlung zu erfreuen. 

b) In Fällen, wo das Armeninſtitut von einem in der Mil. Juris— 


dikzion ſtehenden Erblaſſer als Univerſalerbe eingeſezt wird, und alſo 


nicht blos ein Vermächtniß erhält, muß auch das Armeninſtitut das für 


das Invalideninſtitut eingeführte 5perzentige Abfahrtsgeld entrichten. 


2182. Hkd. v. 23. Febr. 1804 N. 655, an alle Lit. 


Es iſt bei Gelegenheit einer Verlaſſenſchafts-Abhandlung, wo das 
Armeninſtitut zum Univerſal-Erben eingeſezt war, die Frage vorgekom— 


men: Ob bei den dießfälligen Verhandlungen die Freiheit von dem Ge— 


brauche des Stempels ſtatt habe. Nach der Normal-Vorſchrift vom 
30. Jän. 1792 iſt das Armeninſtitut ohne Unterſchied, ob es nur ein 


Vermächtniß aus einer Verlaſſenſchaft enthält, oder zum Erben derſel— 
ben eingeſezt wird, von Entrichtung der Sterbtaxe, den Abhandlungs— 


Gebühren, allen übrigen Gerichtsgebühren und vom Gebrauche des Stem— 


pels überhaupt ausgenommen. 


Da nun zwiſchen den Sehveiitifkituiteh, die in den Haupt- und an⸗ 
dern Städten, oder auf dem Lande eingeführt ſind, in dieſem Normale 
kein Unterſchied gemacht wird, indem die Armeninſtitute in den Städten 
und auf dem Lande einen gleichen Zwek haben, und die erhaltenen Ver— 


mächtniſſe und Erbſchaften ebenfalls zu gleichem Ende, nähmlich zur Un— 


terſtüzung der Armen, verwendet werden, ſo unterliegt die Stempelbe- 
freiung in dergleichen Fällen keinem Anſtande; jedoch muß immer der 


| Unterſchied, der zwiſchen der Erbſchaft des Armeninſtitutes und zwiſchen 


fremden Legaten in dieſem Normale feſtgeſezt iſt, genau beobachtet 


werden. 
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2183. Dek. d. o. ö. Reg. v. 11. Juni 1825 3. 14011 (P. 103). 
Uiber eine geſchehene Anfrage hinſichtlich der Gerichtstaxbefreiung 

der Bürgerſpitäler in Konkursfällen, hat die hohe Hofkammer mit Dek. 
vom 31. Mai d. J. 3. 21195, anher erinnert, daß die dem eigentlichen 
Armen-Inſtitute zu Folge Hfd. vom 25. Febr. 1792, Reg. Z. 3325, zu⸗ 
geſtandene Befreiung von Entrichtung der Gerichtstaxen blos als eine 
Ausnahme der allgemeinen Vorſchrift zu betrachten ſei, nach welcher alle 


Fonde dieſer Taxentrichtung unterliegen. Da nun Ausnahmen von all⸗ 


gemeinen Vorſchriften, ſo wie alle Begünſtigungen und Vorrechte nach 
der ſtrengſten. Bedeutung genommen werden müſſen und bei denſelben 
eine erweiternde Erklärung und ausgedehntere Anwendung in keinem 
Falle ſtatt finden darf, ſo ergiebt ſich hieraus die natürliche Folge— 
rung, daß die den eigentlichen Armen-Inſtituten ausnahmsweiſe zugeſtan— 
dene Befreiung von Entrichtung der Gerichtstaxen nicht auch auf die 
Bürger-Spitäler, oder auf die Fonde beſonderer Verſammlungs-Orte 
armer Perſonen ausgedehnt werden könne. 


2184. Hkzd. v. 14. Febr. 1837 3. 2666; Intimat der n. ö. Reg. ; 


v. 20. (A. 259). 
Nach dem Hfd. vom 26. Nov. 1784, 23. Febr. 1792 und 23. 
Febr. 1804 (N. 369, 257 und 655 der J. G. ©.) find die dem Ar- 
meninſtitute zufallenden Vermächtniſſe und Erbſchaften von Entrichtung 
aller Taxen, ſomit auch der Sterbtaxe und der Abhandlungsgebühren, 


wie auch der übrigen Gerichtstaren und vom Gebrauche des Stempels 


ganz befreit. Mit dem Armeninſtitute dürfen die wohlthätigen Pri- 
vatanſtalten nicht verwechſelt werden, da für dieſe nicht, wie für jes 
nes, eine gleiche Begünſtigung beſteht, ſondern vielmehr für die wohl— 
thätigen Privatanſtalten durch die a. h. Reſol. vom 2. Jänner 1820 
Z. 25 ausdrüklich die Stempel, alſo auch die Taxpflichtigkeit ausgeſprochen 
iſt. Daß unter Stiftungen, in deren Vertretung das Fiskalamt nach 5. 12, 
Lit. b. des Stempelpat. v. J. 1802 ſtempelfrei iſt, nur die öffentlich 
Verwalteten zu verſtehen ſind, erhellet aus der ſpäteren a. h. Entſchl. 
v. 22. Okt. 1820, da nämlich erſt dadurch verordnet wurde, daß unter 
den unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden bereits der Fiskalvertretung 
zugewieſenen, auch fromme unter Privatvertretung ſtehende Stif— 
tungen bedingnißweiſe vom Fiskus zu vertreten ſeien. Da nun für Peri- 
vatſtiftungen keine Begünſtigung, wie für die öffentlichen beſteht, 


fo können fie nach der a. h. Reſol. v. 3. Sept. 1832 Z. 41341 nicht 


anders, als die wohlthätigen Privatanſtalten behandelt werden. Die be— 
ſondere Begünſtigung aller frommen Vermächtniſſe, wenn ſie auch nicht 
dem Armeninſtitute zufallen, dehnt ſich nach dem Hfd. v. 15. Jänner 
1801 nicht weiter aus, als auf die Nachſicht der Sterbtaxe. 


II. Berichte, Intimazionsdekrete, Rekurſe, Nulli⸗ 
tät und Amtserinnerungen. | 
2185. Hfd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Gerichts-Taxämter. 


p) In Streitſachen könne keine andere Berichtsabforderung, als von 
Amtswegen, folglich ohne Taxe ftatt finden. „ 


f 
| 
2 
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1) Für die Intimazionsdekrete der Appellazions- und Reviſionsur— 
theile ſei eine beſondere Taxe nicht zu fordern. S. 2262. 


2186. Hfd. v. 21. Juni 1784 N. 309, an alle A. G. 


Auch in den bei einem obern Richter wider einen untern Richter 
angebrachten Beſchwerdeführungen und Rekurſen habe es, ſo weit der 
obere Richter nach dem Geſeze von Amtswegen einzuſchreiten hat, bei 
der Regel zu verbleiben, daß hiebei weder Taxe noch Stempel Statt fin— 
den könne; wohl aber habe der obere Richter bei Erledigung des Re— 
kurſes ſorgfältigſt darauf zu ſehen, ob die Partei den Rekurs muthwillig 
erregt, oder der untere Richter den Rekurs durch offenbar verabſäumte 
Amtspflicht veranlaßt habe, in welchen Fällen die Partei oder der Rich— 
ter zu einer verhältnißmäßigen Geldſtrafe zu verfällen, und dieſe nach der 
bei den Gerichtstaxen beſtehenden Vorſchrift einzutreiben und in den Tax— 
fond abzuführen iſt. S. 2257. 

2187. Hfd. 22. Dez. 1788 N. 942, an d. n. u. v. ö. A. G. 
In Rekursfällen müſſen die Parteien, ungeachtet der ihnen zu 
Statten kommenden Tax- und Stempelbefreiung dennoch die Poſtporto— 
beträge entrichten und dem Aerarium vergüten. 


2188s. Hfd. v. 7. Sept. 1789 N. 1047, an alle A. G. | 


b) Wenn der obere Richter in der Verhandlung des unteren Rich— 
ters eine Nullität von Amtswegen findet, und hierwegen die nöthige 
Weiſung an denſelben erläßt, iſt für die diesfalls ergebende Vdg. eine 
Taxe nicht abzunehmen, und ſind bei befundener ſolcher Nullität, die 
eine ganz neue Verhandlung nach ſich zieht, den Parteien alle bereits 
abgeführten Taxen zurükzuſtellen. 


2189. Hfd. v. 16. Mai 1829 N. 2401, an alle A. G. N N 

Amtserinnerungen, welche über Rekurſe und Beſchwerdeführungen 

in Rechtsangelegenheiten von den Unterbehörden abgefordert werden, ſind 

nicht nur von Taxen und Stempeln, ſondern auch vom Poſtporto frei zu 

laſſen, und iſt bloß für die Erledigung von dergleichen Rekurſen, in Ge— 

mäßheit des Hfd. vom 22. Dez. 1788, N. 942 der J. G. S., das Poft- 
porto in Aufrechnung zu bringen“). 


III. Ehe. 


2190. Hkd. v. 26. April 1810 an d. n. ö. Reg. (G. 379). 
Bei der beſtehenden Vorſchrift des Pat. v. 22. Febr. 1791 8. 3 
(N. 115), daß bei entſtehenden Rechtsfragen über die Giltigkeit oder Un— 
giltigkeit und über die Auflöſung einer Ehe keine Prozeſſe geführt, ſondern 
die diesfälligen Unterſuchungen und Verhandlungen von Amtswegen“) 


) Den Mil. Geri ten ur Darnachachtung kog. durch hkr. Reſk. v. 15. Juli 
1 ne ichten z chachtung kg. durch h f J 


) Derſelbe Grundſaz gilt auch gegenwärtig; ſ. 1590 f. 1). 


U 
x 
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gepflogen werden ſollen, ſind auch für die diesfälligen Urtheile keine Taxen 
aufzurechnen, und dieſe Gegenſtände von Amtswegen tax- und ſtempel— 
frei zu behandeln ). 


IV. Fiskalamt; ſ. 1235 u. f. 


2191. Hfd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Ger. Taxämt. 


i) Durch die Taxordnung ſei die Tarbefreiung der durch das Fis— 
kalamt vertretenen Unterthanen nicht aufgehoben. 


2192. Hfd. v. 29. Sept. 1797 N. 379, an alle A. G. 


Wenn das Fiskalamt a) die landesfürſtliche Gerechtſame, oder das 
höchſte Aerarium, und die zu demſelben gehörigen Kameral- oder Ban— 
kalherrſchaften, b) oder Unterthanen gegen ihre Obrigkeiten, e) oder den 
Religions-, Stiftungs- oder Studienfond, und die denſelben gehörigen 
Güter vertrit, ſind die dasſelbe betreffenden Taxen vorzumerken, jene 
des Gegners aber von dem Gegner ſelbſt während des Streites zu be— 
zahlen. Fällt nun das Urtheil dahin aus, daß jeder Theil ſelbſt die un- 
foften zu tragen habe, fo hat der Fiskus in den Fällen ad a) et b) 
keine Taxen zu erlegen, ſondern die Vormerkung iſt zu löſchen. In dem 
Falle ad c) hingegen ſind die vorgemerkten Taren an das Taxamt aus 
demjenigen Fonde zu bezahlen, welchen das Fiskalamt vertreten hat. 
Wird der Fiskus verurtheilt, ſeinem Gegentheile die Unkoſten zu erſe— 
zen, ſo hat er in den Fällen ad a) et b) für ſich keine Taxe zu bezahlen, 
der Gegentheil aber erhält die ſeines Ortes bezahlten Taxen wieder zu— 
rük, und in dem Falle ad c) hat der Fond nicht allein die vorgemerkten 
Taxen, die den Fiskus treffen, zu zahlen, ſondern auch dem Gegentheile 
die von ihm bezahlten zu vergüten. Iſt endlich der Gegentheil des Fis— 
kus in den Erſaz der Gerichtskoſten verfällt worden, ſo hat er in allen 
drei Fällen dem Taxamte die für den Fiskus vorgemerkten Taxen zu 
erlegen. 5 


Ausnahmen; ſ. 2160. 


2193. Hfd. v. 20. Jänner 1792 N. 241, an alle A. G. ö 


Wenn wegen ausſtändiger landesfürſtlichen Anlagen oder Gefälle 
eine gerichtliche Exekuzion geführt wird, ſollen zwar der Gerichtsbehörde 
die geſezmäßigen Taxen von Seite des Exekuzionsführers gehörig ent— 
richtet, doch von dieſer Sorge getragen werden, daß das Aerarium nebſt 
der in die Exekuzion gezogenen Hauptſchuld auch wegen derlei Taxen 
und Gerichtskoſten die Vergütung erhalte. 


2194. Hfd. v. 24. Juni 1796 N. 302, an alle A. G. 


Den Magiſtraten und Ortsgerichten, wenn in Aerarialangelegenhei— 
ten ihre Aſſiſtenz zur Erwirkung einiger Sicherſtellungsmittel angeſucht 


) Den Mil. Gerichten fdg. durch hkr. Reſk. v. 7. April 1829 C. 391. 
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wird, ſollen aus dem Aerarialfonde neben dem ausgelegten Poſtporto 
und obne auch die Gerichtstaxen in jedem Falle vergütet werden. 


V. Konkurs; ſ. 1537 u. f. 


2195. Hfd. v. 9. Sept. 1788 N. 890, an alle A. G. 


Wenn die in einem Lande in Konkursfällen erlaſſenen Edikte zur 
Einberufung der Gläubiger auch in dem andern Lande zur nöthigen 
Kundmachung mittelſt der Zeitungsblätter gelangen, und hierwegen die 
Juſtizbehörden in wechſelweiſer Korreſpondenz ſtehen, ſollen nur allein 
die Koſten der Eindrukung in die Zeitungsblätter bezahlt werden; jede 
andere Einſchreitung der Behörde iſt als ein wahres Amtsgeſchäft vom 
Stempel und Poſtporto, auch von allen andern Taxen befreiet. - 


VI. Unterthanen; ſ. 2191 u. 2192. 


2196. Pat. v. 13. Juli 1786 N. 


In den zwiſchen Unterthanen 195 Untertanen ſich ereig— 
nenden Streitigkeiten, welche durch die grundobrigkeitlichen Wirthſchafts— 
ämter ſogleich, ohne ordentliche Verhandlung und Entſcheidung, aus 
einander geſezt, beigelegt, oder auf andere Art gehoben werden, ſoll in 
Zukunft die Gerechtigkeitspflege allenthalben unentgeltlich geleiſtet, 


und von keinem Unterthan etwas weder dafür gefordert, noch angenom— 


men werden. 

In denjenigen Fällen aber, wo mit ordentlicher Ein- und 
Gegenrede, oder ſchriftlichen Verfahren, folglich mit mehrerer 
Verbreitung nach dem ordentlichen Rechtszuge vorgegangen werden muß, 
in welche alſo die Wirthſchaftsämter der Gerichtsordnung zu Folge einen 
ordentlichen Gerichtsſtand (udicium formatum) ausmachen, kann die in 


der T. O. vom 1. Nov. 1781 beſtimmte Taxe der vierten Klaſſe noch 
ferner abgenommen werden. Doch ſollen dieſe Taxen keineswegs dem 


zur Rechtsverwaltung beſtimmten herrſchaftlichen Perſonale, ſondern den 
herrſchaftlichen Renten zufließen, und diesfalls der 434 §. der a. G. O. 


beobachtet werden. 


Wogegen durch den Zugang dieſer Taxen den Grundobrigkeiten die 
Verbindlichkeit aufgelegt wird, zur Rechtspflege für ihre Unterthanen 
geprüfte Rechtsverwalter Juſtiziarien) aufzuſtellen, dieſelben anſtändig 
zu beſolden, und für die ganze Amtshandlung derſelben zu haften. 

Die Ortsobrigkeiten ſollen ſich angelegen ſein laſſen, die zwiſchen 
Unterthanen und Unterthanen entſtandenen Streitigkeiten, ſo viel moͤg⸗ 
lich, gütlich beizulegen. Nur erſt dann, wenn die Verſuche zu einem 


gütlichen Vertrage fruchtlos find, hat das obrigkeitliche Amt die recht- 
liche Entſcheidung nach der beſtehenden Vorſchrift zu faſſen. 


2197. Hfd. v. 29. Juli 1793 N. 116, an alle A. G. 


Ueber die Anfrage, ob für die durch Pat. vom 13. Julius 1786 
befohlene obrigkeitliche Einſchreitung zur gütlichen Auseinanderſezung eines 
den. n bedrohenden Prozeſſes eine Taxe nicht wenigſtens dann 
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abgefordert werden dürfe, wenn ein Vergleich zu Stande kommt, ward 
geordnet: In allen Fällen, wo von dem obrigkeitlichen Wirthſchaftsamte 
eine ſich gegen den Unterthan ereignende Streitigkeit ohne ordentliche 
Verhandlung und Urtheil auseinander geſezt, beigelegt, oder auf welch 
immer andere Art behoben wird, ſoll dieſe ämtliche Hülfe unentgeltlich 
geleiſtet, und von keinem Unterthane etwas gefordert, noch 1 
men Besen! 


2198. Hfd. v. 6. Aug. 1795 N. 246, an d. in ö. A. G. 


Das Pat. v. 13. Juli 1786 hat ſeine Anwendung nur, wenn beide 


im Streite verfangene Parteien aus der Klaſſe der Unterthanen ſind. 


2199. Vog. d. böh. Gub. v. 23. Mai 1828 Z. 23267 (P. 223). 


Das Landesgubernium hat in Erfahrung gebracht, daß hier und da 
für die Vornahme der Vergleichsverſuche mit den Unterthanen bei den 
grundobrigkeitlichen Wirthſchaftsämtern Taxen abgenommen werden. 


Da dieß den beſtehenden Vorſchriften, insbeſondere aber dem Pat. 
vom 13. Juli 1786, ſodann den Hfd. vom 29. Juli und 9. Auguſt 1793 
zuwider läuft, indem vermöge des Pat. vom 13. Juli 1786 die Gerech- 
tigkeitspflege hinſichtlich jener zwiſchen Unterthan und Unterthan ſich er— 
eignenden Streitigkeiten, welche durch die grundobrigkeitlichen Wirth— 
ſchaftsämter ſogleich ohne ordentliche Verhandlung und Entſcheidung aus— 
einander geſezt, beigelegt, oder auf andere Art behoben werden, allent— 
halben unentgeltlich geleiſtet werden ſoll, und von keinem Unterthan 
etwas dafür weder gefordert, noch angenommen, endlich nach den beiden 
lezteren Hfd. ſelbſt für den Fall keine Taxe abgenommen werden darf, 
wenn durch die obige Verhandlung ein Vergleich zu Stande kommen ſollte, 
ſo findet man ſich veranlaßt, den Kreisämtern aufzutragen, dieſe Vor— 
ſchriften neuerlich helonnt zu machen, und über die Befolgung ſtets 
zu wachen. 


2200. Dek. der o. ö. Reg. v. 14. Mai 1833 Z. 14109 (P. 112). 


Ueber den von der Regierung unterm 23. März 1827 in Betreff 
der Abnahme von Taxen bei Schlichtung wirthſchaftämtlicher Vergleiche 
an die hohe Hfkz. erſtatteten Bericht, wurde mittelſt Hfd. vom 6. 
Mai 1828 3. 10590, hieher eröffnet, daß es zu Folge a. h. Entſchl. 
vom 29. April 1828 vhffichtiich der altöſter. Provinztheile bei dem a. h. 
Pat. vom 13. Juli 1786, und bei der a. h. Entſchl. vom 29. Juli 1793 
zu verbleiben habe. 

Laut weiteren h. Hkzd. vom 30. April d. J. Z. 9064, haben Se. 
k. k. Majeſtät durch a. h. Entſchl. vom 13. April zu entſcheiden geruhet, 
daß es im Seb e Pe und im Innkreiſe, ſo lange die ge— 
genwärtigen Jurisdikzions— Verhältniſſe dort fortdauern, hinſichtlich des 
Bezuges der Taxen für wirthſchaftämtliche Vergleiche bei den bisherigen 
Beobachtungen ſein Bewenden age ſolle. 


| 
| 


| 
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Ausnahme in Illirien. 
2201. Hfd. v. 19. Jänner 1827 N. 2251, an d. in ö. A. G. 
Seine Majeſtät haben zu geſtatten geruhet, daß die Bezirksobrig— 
keiten in Illirien für die wirklich zu Stand gebrachten wirthſchaftsämt— 
lichen Vergleiche jene Taxe von 15 kr. beziehen dürfen, welche in der 
Gerichtstaxord, vom 1. Nov. 1781, N. 28, für die gerichtlichen Ver— 
gleiche bemeſſen iſt, wogegen die Bezirksobrigkeiten für die Amtshand— 


lung eines fruchtloſen Vergleichsverſuches keine Gebühr zu beziehen be— 


rechtiget, und auch das Zeugniß über den fruchtlos verſuchten Vergleich 
unentgeltlich auszufertigen verpflichtet ſein ſollen. Die Vorladung des 


Beklagten zur Vergleichstagſazung hat in der Regel durch einen, dem 


Kläger mitzugebenden Vorladungszettel, welcher durch den Dorf- oder 


Gemeinderichter beſtellt werden kann, und nur dann durch einen eige— 


nen Amtsboten gegen Entrichtung des geſezlichen Weggeldes zu ge— 


ſchehen, wenn der Beklagte zur anberaumten erſten Tagſazung nicht 
erſcheint. 


Uebrigens wird bemerkt, daß die darüber noch anhängigen Be— 
ſchwerdefälle auch nach dieſer Vorſchrift zu behandeln ſeien. 


VII. Verbot. 


2202. Hfd. v. 28. April 1785 N. 415, an d. n. ö. A. G. 


Jene Präſidialnoten oder Erſuchſchreiben, ſo ein Richter in Folge 
der Anordnung vom 22. Nov. 1782 (ſ. 937), wegen eines bewilligten 
Verbotes oder einer Erfolglaſſung in Abſicht auf die in öffentlichen 
landesfürſtlichen Kaſſen befindlichen Güter an die der Kaſſe vorgeſezte 
Fin anzſtelle von Amtswegen zu erlaſſen hat, ſeien ohne Stempel und 
Taxen abzunehmen; dahingegen in Folge S. 13 des Stempelpatentes 
ad a et y jene Expedizionen unter dem Stempel der dritten Klaſſe 
unnachſichtlich auszufertigen, mittelſt welcher der Richter ſeine auf ein 


in einer öffentlichen Kaſſe befindliches Gut Beziehung nehmende Ver— 


bots⸗ oder Erfolglaſſungs- Bewilligung der betreffenden Kaſſe erin— 
nern muß. 


Zu 8. 3 der T. O. 


2203. Hfd. v. 28. Juni 1782 N. 56, an d. in. u. o. ö. A. G. 

a) Da in dem Pat. vom 1. Nov. 1781 klar vorgeſehen iſt, daß 
die ausgemeſſene Taxe für Inrotulirung der Akten, und das Urtheil 
jede Partei zu bezahlen habe, ſo laſſe ſich dieſes Geſez keinerdings da— 
hin verſtehen, als ob jedem Theile nur die Bezahlung der Hälfte der 
Taxe obliege. 


2204. Hfd. v. 1. Dez. 1786 N. 598, an alle A. G. 


Um den Weitläufigkeiten auszuweichen, fo die Eintreibung der Taxe 
für ein in Contumaeiam ergangenes Urtheil bei jenen Parteien ver— 
anlaßt, die abweſend und mit keinem von ihnen eigens begwaltigten 
Rechtsfreunde verſehen ſind, ſollen in ſolchem Falle die Urtheilstaxe 
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von dem Kläger auch für den Beklagten gegen das ihm am lezteren 
zuſtehende Erholungsrecht bezahlt werden. 


2205. Hfd. v. 14. Sept. 1787 N. 723, an alle A. G. 5 


Sobald das Urtheil von dem Richter nicht nur beſchloſſen, ſondern 
dermaßen expedirt iſt, daß es nur mehr an der Zuſtellung beruhe, muß 
die Urtheilstaxe bezahlt werden, wenn auch die Zuſtellung an die Par— 
tei, oder den untern Richter auf Verlangen der Parteien, die ſich aus— 
geglichen haben, oder von dem Prozeſſe abſtehen, unterbleiben ſollte. 


2206. Hfd. v. 9. Okt. 1787 N. 731, an d. mäh. A. G. 

Da die Tax. O. in Streitſachen nur bei der Taxe für Inrotuli— 
rung der Akten, und bei jener für das Urtheil die Ausnahme dahin 
gründet, daß ſie jeder Theil insbeſondere zu bezahlen habe, ſo bleibe 
es, wie in allen übrigen taxbaren Geſchäften, alſo auch bei gerichtlich 
zu Stande gebrachten Vergleichen bei der allgemeinen Regel, daß die 
Taxe nur jene Partei zu bezahlen habe, auf deren Anlangen die der 
Taxe unterliegende richterliche Einſchreitung geſchehen iſt. 


2207. Hfd. v. 24. Dez. 1787 N. 756, an alle Lſt. 


So wie nach der Vorſchrift des §. 3 der a. Tax. O. in Streitſa— 
chen, die für die Inrotulirung der Akten und für das Urtheil ausge 
meſſenen Taxen von beiden Parteien zugleich zu entrichten ſind, eben 
ſo muß damals, wenn der Gegentheil keine Einrede auf die Klage ein— 
bringt und gegen denſelben in contumaciam geſprochen wird, die In- 
rotulirungstaxe nach der 4. Rubrik von beiden Theilen auf gleiche Art 
abgenommen werden. 


2208. Hfd. v. 16. Nov. 1792 N. 68, an d. in ö. A. G. 


Die Taxe für das Urtheil, wie dasſelbe immer lauten möge, hat 
nach dem Geſeze jeder Theil zu bezahlen, das Taxamt hat alſo nicht 
einzugehen, welcher der ſtreitenden Theile dem andern die Taxen und 
Gerichtskoſten zu vergüten etwa verurtheilt werde. 


2209. Hfd. v. 16. Okt. 1794 N. 197, an d. gal. A. G. 


Die Taxe für die Lizitazionsedikte muß allerdings, ſo wie die Taxen 
für die anderweiten Ediktal-Zitazionen die Partei, welche ſie erwirkt 
hat, gegen allfälligen Regreß an den Schuldner bezahlen, wenn ſie 
nicht etwa bei der politiſchen Stelle die Pränotirung der Taxe er- 
wirkt hat. ö N 0 | 


2210. Hfd. v. 10. Okt. 1797 N. 383, an d. o. ö. Gub. 


Der Umſtand, daß eine Partei, welche in den Erſaz der Koſten 
verfällt wird, dieſen Erſaz ihrem Gegentheile zu leiſten nicht vermag, 
kann auf den Taxfond keinen Einfluß, und alſo auch nicht zur Folge 
haben, daß die von dieſem gezahlten Taxen zurük zu ſtellen ſeien. 


| 


| 
| 
| 
| 
1 
1 
i 


| 


| 


| 
| 
| 


| 
| 
| 
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2211. Bog. d. ſteier. Gub. v. a. Okt. 1830 3: 18468 (P. 378) 
republ. durch Vdg. v. 27. März 1837 3. 5129 (A. 169). 

Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles wurde von der k. k. all— 
gemeinen Hofkammer zur Hintanhaltung der ſich ſo ſehr anhäufenden 
Hof- und Landestargebühren-Rükſtände für nöthig befunden, mit 


Dekret vom 16. Sept. 1830 Z. 23329, zu verordnen, daß Vorſtellun— 


gen oder Beſchwerden gegen Taxvorſchreibungen keine aufſchiebende 
Wirkung rükſichtlich der Taxeinhebung haben, indem, wenn in ſolchen 
Fällen die Einhebung der Taxen eingeſtellt, und die gegen die Auf— 
rechnung der Gebühren von der Partei erhobenen Anſtände oder Vor— 
ſtellungen vorläufig unterſucht und erledigt würden, die Bezahlung ord— 
nungsmäßig vorgeſchriebener Gebühren ganz der Willkühr der zahlungs— 
pflichtigen Partei überlaſſen wäre, indem es ihr frei ſtünde, ſolche durch 
immer erneuerte Anſtände, wenn nicht zu vereiteln, weuigſtens Jahre 
lang zu verzögern. Es müſſen daher nach den beſtehenden Vorſchriften 
die bemeſſenen Taxen auch ſogleich, ohne Rükſicht auf allenfällige Ein— 
ſprüche, eingehoben werden. Zeigt es ſich in Folge der über ſolche Vor— 
ſtellungen gepflogenen ämtlichen Erhebungen, daß der Partei wirklich 
zu viel in Aufrechnung gebracht wurde: ſo wird derſelben ohnedieß das 
zu viel bezahlte entweder zurükvergütet, oder bei den noch ſchuldigen 
Ratenzahlungen zu Gute gerechnet. S. 2250. 


2212. Hkd. v. 30. Juni 1837, an alle K. G. V. (A. 284). 

Es iſt in Bezug auf das Verfahren bei den Rechtsſtreiten gegen 
Abweſende und ſolche Parteien, deren Aufenthalt unbekannt iſt, rük— 
ſichtlich der Aufrechnung und Einhebung der Gerichtsgebühren, welche 
dieſe abweſenden Parteien betreffen, im Einvernehmen mit der k. k. 
oberſten Juſtizſtelle beſtimmt worden, daß der Vertreter des Klägers, 
deſſen Klage gegen einen abweſenden Geklagten gerichtet iſt, zu Folge 
des §. 3 der T. O. v. 7. Nov. 1781 und zu Folge des hohen Hfd. 
v. 5. Jänner 1785 die Taxen für die auf Anſuchen des Klägers erfolg— 
ten gerichtlichen Verfügungen, dann die den Kläger betreffende Taxe 
für das Urtheil I. Inſtanz berichtigen müſſe, und daß ferner nach dem 


HOfd. vom 1. Dez. 1786 N. 598, wenn in I. Inſtanz ein Contumaz— 


Urtheil gegen einen abweſenden Geklagten ergangen iſt, der Kläger oder 
deſſen Rechtsfreund angehalten werden könne, die Urtheilstaxe auch für 
den Geklagten, mithin doppelt zu entrichten. Dagegen iſt in dem Falle 
wenn der Kurator des abweſenden Geklagten appellirt hat, und das Ur— 


theil der erſten beſtättigt worden ift, zu Folge Pat. v. 7. Aug. 1782 


Nr. 66 die Appellazions⸗Urtheilstaxe vom Geklagten doppelt zu bezah⸗ 
len, von dem Kläger oder deſſen Vertreter aber keine Taxe abzufordern, 


Zu F. 4 der T. O. 


2213. Hkzd. v. 4. Aug. 1802 N. 572, an alle Lit. 


Da die geſammte Geiſtlichkeit durch h. Entſchl. dem landrechtlichen 
Gerichtſtande zugewieſen iſt, ſo iſt auch von den Verlaſſenſchaften der 
unadeligen Geiſtlichkeit das geſezmäßige Mortuar, und in Streitſachen 
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die Taxe nach der erſten für die Landrechte beſtimmten Klaſſe abzu— 
nehmen. 1 s 932 | 
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2214. Pat. v. 5. April 1782 N. 39, für alle Provinzen. 

Da die a. T. O. in Streitſachen v. 1. Nov. 1781 die Abnahme 
in vier Klaſſen theilet, die erſte Klaſſe für die Hauptſtadt jedes Landes 
mit der §. 4 einkommenden Mäßigung; die zweite für große Städte, 
die dritte für die minderen Städte, die vierte endlich für die geringeren 
Städte, dann ſämmtliche Märkte und Dörfer beſtimmt; als werde zur 
Vermeidung des Streites, nach was für einer Klaſſe die in jeder Stadt 
befindlichen Gerichtsbehörden die Gerichtstaxen einzuheben haben, erklärt. 

§. 1. Im Lande Niederöſterreich ob und unter der Enns find 
die Taxen der erſten Klaſſe abzunehmen zu Wien und zu Linz; jene 
der zweiten Klaſſe zu Steier, Neuſtadt, Krems und Stein; jene der 
dritten Klaſſe zu Bruk an der Laitha, Baaden, Haimburg, Korneuburg, 
Röz, Laa, St. Pölten, Tulln, Ybbs, Waidhofen an der Thaja und 
Zwettel, dann zu Wels, Gmunden, Freiftadt, Braunau und Scharding *). | 

§. 2. Im Lande Tirol ſind die Taxen der erſten Klaſſe abzu⸗ 
zunehmen zu Innsbruk; jene der zweiten zu Hall, Bozen, Meran, Ro- 
veredo; jene der dritten Klaſſe zu Kizbüchl, Kuefſtein, Störzing, Lienz 
und Arko. N | 

§. 3. Im Lande Inneröſterreich find die Taxen der erſten 
Klaſſe abzunehmen zu Gräz, Laibach, Klagenfurt, Görz und Trieſt; jene 
der zweiten zu Radkersburg, Fürſtenfeld, Judenburg, Knittelfeld, Zilli, 
Marburg, Bruk und Leoben; jene der dritten Klaſſe endlich zu 
Friedberg, Hartberg, Bottemann, Muhrau, Windiſchgräz, Windiſchfei- 
ſtriz, Pettau, Voitsberg, St. Veit, Villach, Volkenmarkt, Wolfsberg, 
Krainburg, Rudolphswerth, Stein, Laak und Gradiska h). 4 


*) Die Gerichte in dem wieder erworbenen Innkreiſe, desgleichen in den 
Parzellen des Haus rukkreiſes find in die vierte Klaſſe geſezt worden (Hfd. 
v. 16. Juli 1817 N. 1349). I * 

*) Hfd. v. 26. Juli 1793 N. 115, an d. in. ö. A. G. a N 

Künftig ſollen die Taxen bei der Prätur in Trieſt nach der 4. Klaſſe ab⸗ 
genommen werden. r s 
Hfd. v. 8. Juni 1815 N. 1154, an d. in. ö. A. ©. | | 
Da vermdge des von Sr. Majeſtät fanfzionirten Pat. die ö. G. O. und 
das ö. G. B. über Verbrechen und deren Beſtrafung in Iſtrien und in dem 
fiumaner Kreiſe, vom 1. Juli 1815 angefangen, in Wirkſamkeit trit; jo wird 
in Hinſicht auf das Taxweſen hiermit verordnet: Kup | 
1) Vom 1. Juli 1815 treten auch die Taxordnungen in Streitſachen vom 

1. Nov. 1781, und in Geſchäften des adeligen Richteramtes vom 13. Sept. 1787, 
zu welchen auch das Mortuarium laut hoher Entſchl. vom 5. Okt. 1787 gehört, 
in ihre volle Wirkſamkeit. N s 
2) Dieſe Taxordnungen müſſen allgemein ſowohl bei allen landesfürſtlichen 

als bei den ſtädtiſchen und Privat-Gerichtsbarkeiten, wo deren einige ſind, an— 
gewendet werden. N N 
Die Beſtimmung der 1., 2., 3. und 4. Klaſſe der Ortſchaften zur Bemeſ— 


N 


II 
— N 


I| 
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§. 4. Im Lande Vorderöſterreich find die Taxen der erſten 
Klaſſe abzunehmen zu Freiburg; jene der zweiten zu Konftanz ; jene 
der dritten Klaſſe aber zu Günzburg, Altdorf, Stokach, Bregenz, Rot— 
tenburg, Feldkirchen, Rheinfelden und Tettnang. 
§. 5. Im Königreiche Böheim find die Taren der erſten Klaſſe 
abzunehmen zu Prag und bei den in derſelben begriffenen vier Magi— 
ſtraten der Altſtadt, Neuſtadt, Kleinſeiten und Hradſchin. Jene der 
zweiten Klaſſe zu Königgräz, Trauttenau, Jaromirz, Bidſchow, Gitſchin, 
Chrudim, Hohenmauth, Polizka, Kuttenberg, Czaslau, Deutſchbrod, Neu— 
kollin, Budin, Schlan, Beraun, Przibram, Saaz, Brix, Kaaden, Komo— 
tau, Laun, Ellbogen, Karlsbad, Leitmeriz, Auſſig, Tabor, Pilgram, Bud— 
weis, Piſek, Schüttenhofen, Pilfen, Rokizan, Klattau, Taus oder Do: 


— 


* 


fung der Taxen in Streitſachen wird einſtweilen proviſoriſch dergeſtalt feſtgeſezt, 
daß die 1. Taxen-Klaſſe für Trieſt, Görz, eine und Capo d’Istria; die 2. Klaſſe 
für Rovigno; die 3. Klaſſe für Gradiska, Monfalcone und Buccari, und die 
4. Klaſſe für alle übrigen Orte, fo nicht ausdrüklich in den übrigen drei Klaſ— 
ſen benannt ſind, abzunehmen kommt. 

3) Die Taxen ſind in Trieſt, Görz und Fiume von den daſelbſt beſtehen— 

| den Taxämtern, in den übrigen Orten aber von den Gerichten ſelbſt einzuhe— 
| ben und monatlich zu verrechnen, und eben fo von den landesfürſtlichen Ge: 
| richtsbarkeiten in die Kameral— Kaſſe abzuführen. 
4) In Geſchäften über Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen iſt weder 
an Taxen, noch an ſonſtigen Schreib- und Poſtgebühren oder an Stempel etwas 
anderes aufzurechnen, als was in dem Geſeze über Verbrechen und deren Be— 
ſtrafung ausdrüklich enthalten iſt. 

5) Die Hipothekengebühren werden in ihrer bisherigen Art ferner unver— 
ändert beibehalten, bis etwa eigene Landtafeln und Vormerkbücher errichtet, 
und dann die Landtafeltaxen eingeführt werden. 

Welches demnach mit dem Beiſaze zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, 
daß if. deutſche Text obbeſagter Faordnhungen als der Grundtext zu betrach- 
ı tem i 


Hfd. v. 22. Nov. 1817 N. 1391, an d. küſt. A. G. 


Fauür die unadeligen Bewohner der dem görzer Stadt- und Landrechte durch 
die neue politiſche Eintheilung zugewieſenen, vorhin unter der privatortsgericht— 
lichen Jurisdikzion geſtandenen Häuſer in den Vorſtädten von Görz, ſind die 
Gerichtstaren bei dem Stadt- und Landrechte nur nach der 4. =. der T. O. 
v. J. 1781 anzurechnen. 


Ofd. v. 19. Febr. 1820 N. 1679, an d küſt. A. G. 


Die Taxen in Streitſachen ſind in den Städten Görz, Karlſtadt und Filme, 
nach der 2. Klaſſe, in der ze Capo d’Istria aber nach der 3. Klaſſe abzu— 
nehmen. 


0 Hkd. v. 5 1828 Z. 23696; Bog. d. laib. Gub. v. 3. Juli 1828 3. 14034 
. 

f Die k. k. allg. Hofkammer hat einverſtändlich mit der k. k. oberſten Juſtiz— 
ſtelle zu beſchließen befunden, daß für die Unterthanen der vormaligen Patrimo— 
0 MalGerichtsbezirke, welche gegenwärtig dem Gerichtsſprengel des k. k. Stadt: 
und Landrechtes zu Laibach zugewieſen ſind, nach dem Beiſpiele der unadeligen 
Bewohner der dem görzer Stadt- und Landrechte durch die neue politiihe Ein— 
theilung zugewieſenen, vormals unter der privatortsrichterlichen Jurisdikzion ge— 
ſtandenen Häuſer in den 1 Görz, die Gerichtstarxen nur nach der 
1 FA Klaſſe der vu O. vom J. 1781 bei dem Stadt- und Landrechte ae 
) eien. 
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mazliz, Jungbunzlau, Nünburg und Eger. Jene der dritten Klaſſe zu 
Nachod, Braunau, Neuſtadt an der Mettau, Reichenau, Königinhof, 
Podiebrad, Arnau, Pardubiz, Polna, Kaurzim, Böhmiſchbrod, Brandeis, 
Eilau oder Gilowei, Rakoniz, Welwarn, Raudniz, Beneſchau, Hoſteniz, 
Seltſchan, Zebrak, Görkau, Poderſam, Preßniz, Sebaſtianberg, Sonnen— 
berg, Poſtelberg, Eidliz, Joachimsthal, Schlaggenwald, Ludiz, Billin, 
Böhmiſchkamniz, Böhmiſchlaipa, Loboſiz, Tepliz, Rumburg, Neuhaus, 
Neufeuſtriz, Krumau, Sobieslau, Moldauthein, Bergreichenſtein, Wod⸗ 
nian, Strakoniz, Horazdiowiz, Mieß, Teiniz, Melnik, Reichenberg, Fried? 
land, Gabel und Aſch. 

§. 6. Im Lande Mähren ſind die Taxen der erſten Klaſſe abzu⸗ f 
nehmen zu Brünn, jene der zweiten zu Ollmüz, Znaim, Iglau; jene 
der dritten Klaſſe endlich zu Hradiſch, Mähriſchneuſtadt, Gaia, Proßniz, 
Schönberg, Littau, Tribau, Zwittau, Sternberg, Mügliz, Tobitſchau, 
Gewitſch, Teltſch, Meſeritſch, Kremſier, Prerau, Hozenploz, Neutitſchein, 
Fulnek, Freiberg, Hungariſchbrod, Auſpiz, Wiſchau, Auſterliz, Nikolſpurg, 
Eibenſchüz und Budwiz. 

§. 7. Endlich im Lande Schleſien ſind die Taxen der erſten 
Klaſſe abzunehmen zu Troppau; jene der zweiten zu Teſchen, Bieliz, Jä— 
gerndorf, Johannesberg; jene der dritten endlich zu Jaburnek, Freiden- 
thal, Freiſtadt, Olbersdorf, Weidenau, Zukmantel, Freiwaldau, Oderberg, ! 
Bentſch, Odrau und Wagſtadt. j 

$. 8. In allen im Eingange gedachten Ländern befindlichen Städten, 
denen nicht gemäß vorſtehenden SS. eine der drei erſten Klaſſen ausdrüfs | 
lich angewieſen iſt, ſind die Taxen nach der vierten Klaſſe abzunehmen. 

§. 9. Es wird aber den Gerichtsbehörden derjenigen Städte, denen 
gemäß vorſtehenden SS. eine der drei erfteren Klaſſen zugewieſen iſt, die Ab⸗ 
nahme dieſer höheren Taxe in Rükſicht der unadeligen Parteien nur in ſo N 
weit eingeräumt, als fie die Gerichtsbarkeit inner dem Burgfried der 
Stadt ausüben; dann ſollte ſich ihre Gerichtsbarkeit nach der Verfaſſung 
jenen Landes auch außer den Gränzen des ſtädtiſchen Burgfrieds aus- 
dehnen, ſo ſollen von derlei Gerichtsbehörden in jenen Streitſachen, die 
gegen einen außer dem ſtädtiſchen Burgfried befindlichen, unadeligen Ber 
klagten auffallen, die Gerichtstaxen nur nach der vierten Klaſſe abgenom⸗ 
men werden. | 


2215. Hfd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Gerichts— Tarämter. 
h) Da der Ausdruk des Pat. v. 5. April 1782 8. 9 nur von unade⸗ 
ligen Parteien handelt, ſo könne bei den Landrechten er nur in ſo 
weit eintreffen, als dieſelben über unadelige Parteien, z. B. in Ziskalan⸗ 
gelegenheiten eine Gerichtsbarkeit ausüben. | 
*) Die Taxe ift nach jener Klaſſe abzunehmen, welche dem Ortsbe⸗ 
zirke zugewieſen iſt, allwo der Beklagte zur Zeit der Litis-Konteſtazion 
wegen ſeines Aufenthaltes oder ſeiner daſelbſt beſtͤbliches eee 
zu belangen wäre. | 
2216. Hfd. v. 4. Juli STAR 152, ET n. ö. A. G. 


Der 9.8. des Pat. v. 5. April 1782 ſei dahin zu nehmen, daß, wenn 
in einer Streitſache eine Hafer Partei als Beklagter eintritt, die 
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Taxe ohne Rükſicht, vor welcher Gerichtsbehörde das Recht zu nehmen 
ſei, nach jener Klaſſe aufgerechnet werden müſſe, die für den Ortsbezirk 
ausgemeſſen iſt, in welchem die beklagte unadelige Partei ihren Wohn— 
ſiz hat. 


2217. Hfd. v. 17. April 1789 N. 1004, an d. mäh. A. G. 


Auch diejenigen Taxen, die aus Gelegenheit der von einem Domi— 
nium an einen Magiſtrat delegirten Gerichtsbarkeit entſtehen, können nicht 
von dem Rathsgremium bezogen werden, ſondern haben in die Gemeind— 
kaſſe zu fließen; wo übrigens ſeiner Zeit, wenn es die Kräfte der Gemeind— 
einkünfte zulaſſen werden, den Rathsindividuen unbenommen iſt, um Ver— 
mehrung ihrer Beſoldungen anzulangen. 


2218. Hfd. v. 30. März 1790 N. 6, an d. böh. A. G. 


a) Auch diejenigen Taxen, die bei einem Magiſtrate aus Gelegenheit 
einer an denſelben delegirten Gerichtsbarkeit eingehen, können ſich von den 
Beamten keinerdings zugeeignet werden, ſondern müſſen allerdings in den 
allgemeinen Taxfond einfließen. | 

b) Die Gerichtsbeamten dürfen auch diejenigen Taxen nicht beziehen, 
die in den Taxordnungen für jeden Tag ausgemeſſen ſind, wo der Richter 
oder deſſen Abgeordnete bei verſchiedenen Vorfallenheiten in Streitſachen 
oder in Geſchäften des adeligen Richteramtes einzuſchreiten haben. 


2219. Ofd. v. 2. Juli 1795 N. 239, an d. in ö. A. G. 


a) Wenn ein Magiſtrat oder Ortsgericht ex delegatione des 
Landrechtes eine der Taxe unterliegende Amtshandlung vornimmt, iſt 
die geſezmäßige Taxe in Streitſachen immer nach der erſten Klaſſe, wie 


ſie nämlich bei der eigenen Amtsverwaltung des Landrechtes ſtatt ge— 


funden hätte, abzunehmen, wovon der Betrag, welcher nach der bei 
dem delegirten Gerichte beſtehenden Klaſſe ausfällt, in den Taxfond 
dieſes Gerichtes einzufließen hat, das Uebermaß aber an das General— 
Haupttaxamt abzuführen iſt ). 


) Vg. des böh Gub. v. 22. Okt. 1835 Z. 40305, für die k. freien, k. Leib: 
geding- und Bergſtädte (P. 706). N 
3) Auf die Frage, welche Klaſſe bei Städten, welche landtäfliche Realitäten 


mit unterthänigen Dorfſchaften befizen, bei Rechtsſtritten in Betreff der Unter— 
thanen und überhaupt in Delegazionsfällen anzuwenden ſei, wird dem k. ꝛc. ꝛc. 
erwiedert: Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Stadtgemeinde die Taxen in 


Rechtsſtritten der Unterthanen unter einander, oder wenn dieſe von andern 
Klaſſen der Staatseinwohner bei dem Magiſtrate als Ortsgericht der der Stadt— 
gemeinde gehörigen Herrſchaft belangt werden, nur nach der in dieſer T. O. 


für die Unterthanen bemeſſenen 4. Klaſſe abzunehmen habe. 


Außerdem entſcheidet allein der Ortsbezirk nach der Eintheilung in Klaſſen. 


Es gilt daher als Regel, daß die Gebühr jener der vier Klaſſen hei einem Ge— 
richte abzunehmen ſei, in welche vermög der geſezlichen Beſtimmung der Juris— 
dikzionsbezirk gehört. 


Da aber ein Gericht auch ausnahmsweiſe als ein beſonderer Gerichts ſtand 
rükſichtlich einer Perſon oder Sache eintreten kann, ſo muß in Beziehung auf 
die Taxirung unterſchieden werden, ob der Gerichtsſtand als ein beſonderer aus 
Urſache einer Delegazion oder Prorogazion zu betrachten ſei. 
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b) In die Mäßigung der Taren, die ein derlei delegirtes Gericht 
aufrechnet, hat ſich das Landrecht nicht einzumengen, ſondern es iſt 
lediglich der Partei, die ſich gekränkt achtet, der Rekurs an die poli— 
tiſche Stelle vorbehalten. ö 

c) Der Beamte des delegirten Gerichtes kann der Partei unter | 
dem Titel einer Remunerazion nichts aufrechnen, ſondern es ſteht ihm 
lediglich bevor, in beſonders wichtigen, mühſamen und mit einem höheren 
Daxbezuge verbundenen Amtshandlungen bei der Landesſtelle, oder bei 
jener Behörde, welche über dem Taxfond zu wachen hat, eine Rennes 
razion anzuſuchen. 

d) Falls von dem delegirten Gerichte zur Vornehmung der Amts⸗ | 
handlung Gerichtsperſonen außer den Ort abgeordnet werden müſſen, 
ſind denſelben die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten von der Partei zu ver⸗ 


Die Delegazion kann entweder geſezlich oder willkührlich fein. N 

Die willkührliche Delegazion gründet ſich theils in dem Auftrage einer HB: | 
hern Behörde, theils in dem Willen eines Gerichtsinhabers, je nachdem eine 
höhere Behörde oder ein Gerichtsinhaber einem nach den Jurisdikzionsvorſchrif— 
ten ſonſt nicht kompetenten Gerichtsſtande die gerichtliche Amtshandlung über⸗ 
laſſen hat, und in dieſem Falle iſt nach analoger Beſtimmung des Ihfd vom 5. 
April 1782 N. 39 und vom 2. Juli 1795 N. 239 und nach den allgemein ge⸗ 
übten Grundſaze, daß die Taxen nach jener Klaſſe gefordert werden, in welche 
das Gericht gerechnet wird, an deſſen ſtatt das Delegirte das Amt gehandelt 
hat, die Taxe gleich dem Gerichte abzunehmen, in deſſen Namen das Amt ge⸗ 
handelt wurde. ö 

Sit die Delegazion des Gerichtes geſezlich, als im §. 35 der Jurisdikzions— N 
norm, dann nach den Ihfd. vom 7. Aug. 1785, 17. Okt. 1791, und 8. Juli 
1825, ſo handelt. das geſezlich delegirte Gericht nicht im Namen und anſtatt 
eines andern Gerichtes, ſondern im eigenen Namen, und in einem ſolchen Falle 
ſind daher die Taxen nach der eigenen Eigenſchaft des Gerichtes abzufordern. 

Derſelbe Fall trit auch bei der Prorogazion ein, denn nur jener Gerichts⸗ | 
ſtand wird durch Prorogazion kompetent, welchem vermög der beſtehenden Ju⸗ 
risdikzionsvorſchriften eine ihm ſonſt nicht unterſtehende Perſon oder Rechts- 
ſache zugewieſen wird, das prorogirte Gericht handelt das Amt im eigenen 
Namen, und ändert ſomit ſeine urſpüngliche Eigenſchaft nicht, und es darf daher 
der Gerichtsſtand die ihm urſprünglich klaſſenmäßig zugewieſenen Gebühren auch 
im Falle der Kompetenz durch Prorogazion abnehmen. Uebrigens gibt das hohe 
Hfd. vom 27. Jänner u. 4. Juli 1783 die Weiſung, daß bei Perhorreszirung 
des ordentlichen Richters die Taxe nach jener Klaſſe, welche für dieſen Richter 
beſtimmt iſt, abzunehmen ſei. | 

5) Die T. 9. vom 1. Nov. 1781 in Streitſachen, und jene vom 13 Sept. 
1787 in adeligen Richteramtsſachen beſtimmt für jeden Tag, wo der Richter 
oder deſſen Abgeordnete zur Beſchreibung, Schäzung, Feilbietung und in die 
Sperrnehmung eines im Streit befindlichen Gutes einſchreitet, fo wie in ade⸗ 
igen Richteramtsſachen, wo die gerichtliche Sperre, Inventur, Feilbietung ein- 
trit, die gebührenden Taxen, welche ſich, uud zwar jene in Streitſachen nach 
der Klaſſe, wohin jede Stadt zugewieſen iſt, jene in adeligen Richteramtsſachen 
aber nach dem der beſtimmten Tarflaife unterliegenden Vermögen der betrefz | 
fenden Verlaſſenſchaft oder des Partikulargeſchäftes richtet. Die in der fünften 
Rubrik der Taxnorm vom J. 1781 u. 1787 beſtimmte Taxe für einen Tag, an 
welchem der Richter oder deſſen Abgeordnete einſchreitet, iſt auch für eine rich⸗ 
terliche Intervenzion abzunehmen, die nur einen geringen Theil des Tages hinweg: 
nimmt, weil im widrigen Falle derlei Amtshandlungen, die in wenigen Stun: 
den abgethan werden, welches oft ſtatt findet, ganz untaxirt bleiben, was doch 
dem Grundſaze, daß fein Gegenſtand ane bleiben ſoll, offenbar widerſtreitet. 1 
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güten, welche aber nur als eine Entſchädigung der nöthigen Ausgaben 


angeſehen, und daher, da ſie ſich nach Zeit und Umſtänden richten, nie 


auf eine gewiſſe Summe beſtimmt, oder aus dem Begriffe einer Re— 
munerazion aufgerechnet werden können. 


e) In den Geſchäften des adeligen Richteramtes kann bei keiner 
dem Tarbezuge unterliegenden Amtshandlung, folglich auch nicht bein 
Schäzungen und Inventuren, von dem delegirten Gerichte, der eigent— 
liche Betrag der Taxe eher aufgerechnet werden, bevor nicht der reine 
Betrag des Vermögens, welches die Amtshandlung veranlaßt hat, be— 
kannt iſt, folglich auch nach derſelben die eigentliche geſezliche Klaſſe 
beſtimmt werden kann, wie ſolches bereits aus den Hofdekreten vom 
24. Dezemb. 1787 und 4. Januar 1788 zu entnehmen iſt. S. 1956. 


Zu S. 8 der T. O. 
Ex officio Vertreter und Taxvormerkung. 


2220. Ofd. v. 26. Febr. 1788 N. 788, an d. böh. A. G. 


a) Die der Landesſtelle geſchehene Einräumung der Macht, armen 
Parteien die Gerichtstaren vormerken zu laſſen, und nach Umſtänden 
nachzuſehen ), habe nur den Endzwek gehabt, die Verzögerung der 
Geſchäfte zu vermeiden, keinerdings aber den Gerichtsſtellen die ihnen 
zukommende Wirkſamkeit zu beſchränken. Es ſoll daher die Ernennung 
und Beigebung der Rechtsfreunde ex officio nur allein den Gerichts— 
ſtellen eingeräumt verbleiben. 

b) Dieſe rechtliche Beigebung eines Rechtsfreundes ex officio, 
wenn ſie auch dem Generaltaxamte zur Wiſſenſchaft von Seite der Ge— 


richtsſtellen bekannt gemacht wird, hat keineswegs unmittelbar die Folge 


auf die Vormerkung oder Nachſehung der Taxen, ſondern die Verwil- 


ligung dieſer Vormerkung oder Nachſehung bleibt, ungehindert des be— 


nannten Rechtsfreundes ex officio, immer ein Gegenſtand der Kameral— 


Behandlung, in welchen die Gerichtsſtelle nicht einſchreiten kann. Die 


betreffende Partei hat daher um dieſe Verwilligung bei dem Gubernium 
ordentlich anzulangen, und das Gubernium derlei Geſuche zu erledigen. 
c) Obſchon einem ex officio beſtellten Rechtsfreunde die Haftung 


für die Entrichtung der vorgemerkten Taxen auf den Fall aufgetragen 


iſt, wenn die Partei durch Behauptung des Prozeſſes zu Zahlungs— 
mitteln gelangt, ſo erſtrekt ſich die Haftung keineswegs unbedingt auf 


alle Vorfälle, ſondern ſie verbindet nur den Advokaten für die Entrich— 


tung der Taxen, ſo weit es die Möglichkeit zuläßt, und inſofern es 
von ſeiner Verwendung abhängt, Sorge zu tragen, damit eine an ſich 
mögliche Tarbezahlung nicht unbekümmert verloren gehe, und kann dieſe 


Bürde dem Rechtsfreunde nicht beſchwerlich fallen, da er in dem Falle, 


wenn ſeine Partei zur Bezahlung der Taxe unfähig bleibt, um deren 


) Dieſe den Landesſtellen eingeräumte Macht ſteht gegenwärtig den K. G. V. 


zu; ſ. 2239 
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Nachſicht unter Beobachtung der Vorſchrift aulangen kann, welche als⸗ 
dann nicht zu verſagen iſt. 


2221. Hfd. v. 11. Sept. 1789 N. 1050, an d. in. u. o. ö. A. G. 


Die Vormerkung oder Nachſicht der in erſter Inſtanz zu entrich— 
tenden Taxen ſoll inſoweit, als bei den Magiſtraten und Ortsgerichten 
die Taxen in eine ſtädtiſche oder Herrſchaftskaſſe einfließen, der Herr— 
ſchaft, welcher ſie eigentlich gehören, oder dem Magiſtrate, der die Ver— 
waltung des ganzen ſtädtiſchen Vermögens hat, allerdings zuſtehen. 
S. 2223 und 2226. 


2222. Hfd. v. 24. Jänner 1791 N. 106, an d. n. ö. A. G. 


Der Partei ſoll der angeſuchte Vertreter von Amtswegen nur mit 
der ausdrüklichen Klauſel zugegeben werden, daß ſie ſchuldig ſei, dem 
Vertreter entweder das Zeugniß der Armuth beizubringen, oder ſich 
wegen eines billigen Vorſchuſſes für die Taxen nach Maß des Patentes 
vom 1. Nov. 1781 einzuverſtehen, oder die Pränotirung der Taxen 
ihres Orts zu erwirken. 

Dieſes Holdeheet war den 18. Feb. 1791 auch allen übrigen A. G. 
intimirt. 


2223. Hfd. v. 18. Febr. 1791 N. 111, an d. n. ö. A. G. 


Gleichwie den Obrigkeiten durch Reſol. vom 11. Sept. 1789 nur 
die Nachſicht der Taxen erſter Inſtanz eingeräumet iſt, als kann die 
von der Obrigkeit erhaltene Taxnachſicht ſich nie auf die Appellazions— 
und Reviſionstaxen beziehen, ſondern muß die Partei, die ſich diesfalls 
des Armenrechts theilhaftig zu ſein erachtet, die Nachſicht bei der 1 — 
desſtelle der Ordnung nach anſuchen. 


2224. Hfd. v. 15. Sept. 1791 N. 202, an alle A. G. 


Wenn einer Partei die Vormerkung der Taxen und Stempel be⸗ 
williget iſt, hat die Vormerkung der Stempelgebühren nicht, wie bisher, 
ſich nur auf die von dem Richter zu erlaſſenden Expedizionen, als: 
Urtheile, Kompaß-, Remißſchreiben, Dekrete ꝛc. und auf die von den 
Kanzleien und Regiſtraturen zu erhebenden Abſchriften, ſondern auch 
auf die von den Parteien ſelbſt und von ihren Beſtellten zu verfaſſen-⸗ 
den Schriften, und auf die von dieſen beigelegten ſämmtlichen Urkunden, 
wozu ſie außer dem Falle der Vormerkungsverwilligung den patentmä— 
ßigen Stempel zu nehmen hätten, zu erſtreken, und es ſoll von den 
Taxämtern, denen nach der beſtehenden Vorſchrift ohnehin von dem Ex— 
peditor jede Expedizion und Erledigung mitgetheilt werden muß, nicht 


allein der Taxbetrag, ſondern auch die dieſen Schriften, dann den dazu 


gehörigen Beilagen und Urkunden angemeſſenen Stempelgebühren ordent— 
lich vorgemerket, und erſt bei der ſohin eintretenden Zahlung ſelbſt ſo— 
wohl die Taxen, als dieſe vorgemerkten Stempelgebühren abgefordert 
und eingebracht werden. | 
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2225. Hfd. v. 3. April 1793 N. 96, an alle A. G. (Dasſelbe ver— 
ordnet das Hfd. v. 4. Nov. 1793 N. 132, an alle A. G. 


Da die Tarnachfiht nur jenen Armen zuſteht, denen eben wegen 
ihrer Armuth auch die unentgeltliche Vertretung von Amtswegen zu ſtat— 
ten kommt, ſo haben die Gerichtsbehörden, wenn ſie einer des Armen— 
rechtes theilhaften Partei einen Rechtsvertreter von Amtswegen zugeben, 
jedesmal auszudrüken; mob und in wie weit die Vertretung unentgeltlich 
zu geſchehen habe, damit nur in jenem Maße der armen Partei die 
Nachſicht der Taxe zu Theil werde, in welchem derſelben die unentgelt— 
liche Vertretung zu ſtatten kommt. S. 2240. 


2226. Hfd. v. 20. Febr. 1795 N. 218, an alle A. G. 


Die Verordnung, alle bei Gerichtsſtellen über abgeforderte Taxen 
entſtehenden Beſchwerden den politiſchen Behörden, welche zugleich das 


Kameral⸗Taxweſen zu beſorgen haben, zuzuweiſen, hindert nicht an dem 


den Magiſtraten und Ortsgerichten eingeräumten Befugniffe, den Parteien, 


die bei denſelben Rechtsſtreite führen, die Vormerkung oder Rachſicht der 


| Taxen ohne Rükfrage zu bewilligen. S. 2221 und 2223. 


2227. Bog. d. böh. Gub. v. 27. Mai 1818 3. 23552 (Nadh. 254). 


Dem k. Gubernium wurde mit Hkd. vom 10. Mai l. J., H. Z. 
20364, zur Nachachtung für alle künftig vorkommenden ähnlichen Fälle 
erinnert, daß den Parteien die Gerichtstaxen nur dann nachgeſehen oder 
zur Abſchreibung vorgezeichnet werden können, wenn ihnen wegen erwie— 
ſener Mittelloſigkeit ein unentgeltlicher Vertreter beigegeben, und in 
Folge deſſen die Vormerkung der Gerichtstaxen bewilligt worden iſt. 

Außerdem muß dieſe Taxe nach Anordnung des 11. und 12. $. der 
Taxordnung in Streitſachen von dem Rechtsfreunde der Partei in der 
vorgeſchriebenen Friſt eingebracht werden, indem dieſer für die Taxen 
zu haften, und daher auch das Recht hat, zu ſeiner Sicherſtellung einen 
verhältnißmäßigen Vorſchuß von derſelben ſich leiſten zu laſſen, folglich 
es nur ſeine Schuld wäre, wenn er von dieſem Rechte keinen Gebrauch 
gemacht haben ſollte. 


2228. Dog. d. ſteier. Gub. v. 24. Dez. 1822 3. 29380 (P. 647). 
Die hohe Hofkammer hat mit Vdg. vom 7. d. M. Z. 45051 be⸗ 


merkt, daß nach den beſtehenden Vorſchriften die Nachſicht der Taxen 
überhaupt nur ganz mittelloſen und erwerbsunfähigen Parteien; die Ab— 


ſchreibung der Judizialtaxen insbeſondere aber nur jenen Individuen 


bewilliget werden könne, welchen wegen erwieſener Dürftigkeit ein un— 


“ entgeltliher Vertreter ämtlich beigegeben, und die Vormerkung der 


Tax⸗ und Stempelgebühren zugeſtanden worden, die aber weder durch 


die richterliche Entſcheidung, noch auf einem anderen Wege, während 


der Verhandlung ihrer Rechtsſtreitigkeiten, zu Zahlungsmitteln gelan— 


get ſind. | ; 

Aus dieſem Grunde können auch die mit Beſoldungen, Ruhegehal— 
ten, Penſionen, Gnadengaben, oder die mit andern derlei Bezügen be— 
theilten Perſonen in keinem Falle in die Klaſſe der ganz mittelloſen 
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und Armen gerechnet werden; ſie haben daher auch auf eine Taxnachſicht 
keinen Anſpruch. i ; | 
Ferner kann in Folge der beftehenden Normalien den unentgeld— 
lichen offizioſen Vertretern armer Parteien in ihren Rechtsſtreitigkeiten 
die Vormerkung der Tax- und Stempelgebühren immer nur unter deu 
ausdrüklich beizufügenden Bedingung bewilliget werden, daß fie (die Ver— 
treter) in dem Falle, wenn die Partei durch die endliche Entſcheidung 
ihres Prozeſſes, oder auf einem anderen Wege im Laufe des Prozeſſes, 
zu Zahlungsmitteln gelangen ſollte, vor allem für die genaue Berichtigung 
der vorgemerkten Tax- und Stempelgebühren zu haften, außerdem aber, 
wenn die Partei ſachfällig werden, und zahlungsunfähig ſein ſollte, bin— 
nen vierzehn Tagen nach geendigtem Rechtsſtreite unter Vorlegung des 
Endurtheiles, und eines eidesſtättigen Reverſes, daß ſie zur Führung 
des Rechtsſtreites weder einen Vorſchuß, noch eine Belohnung erhalten 
haben, und ſolche vor Berichtigung der vorgemerkten Gebühren nicht 
annehmen wollen, um deren Nachſicht bei der Landesſtelle einzuſchreiten 
haben. a a 5 ; | 


2229. Dek. d. mähr. Gub. v. 27. Juni 1823 3. 18626 (P. 169). 


Die hohe Hofkammer hat unter dem 11. Juni l. J. 3. 23787 
erinnert, daß die Nachſicht und Abſchreibung der Judizial-Taxen in 
Folge der beſtehenden Vorſchriften denjenigen Parteien, welchen ein un- 
entgeldlicher Vertreter ämtlich nicht beigegeben, und die Vormerkung 
der Tax- und Stempelgebühren auch nicht bewilliget wurde, nicht zu 
geſtatten, und ſich in einem ſolchen Falle, wegen Berichtigung dieſer Ge- 
bühren nach ausdrüklicher Beſtimmung des §. 11 und 12 der T. O. in 6 
Streitſachen, immer gleich unmittelbar an den Vertreter der ſtreitenden 
Parteien zu wenden ſei. j | 


2230. Hfd. v. 15. Jänner 1825 N. 2066, an d. dalmat. A. G. 


Da der offizioſe Rechtsvertreter eines Abweſenden, deſſen Armuth 
durch legale Zeugniſſe erwieſen wird, oder deſſen Wohnſiz unbekannt iſt, 
zur Beiſchaffung des Stempels für das Geſuch um die Vormerkung der 
Judizial-Gebühren nach Recht und Billigkeit nicht verhalten werden kann: ſo | 
genügt in ſolchen Fällen eine ungeftempelte Eingabe; jedoch muß der 
diesfällige Geſuchsſtempel, gleich den im Zuge eines Rechtsſtreites auf- 
laufendeu Tax-, Porto- und Stempelbeträgen, von dem Taxamte vor— 
gemerkt und ſeiner Zeit nach Umſtänden entweder eingebracht, oder mit 
Rükſicht auf die, nach den Geſezen die Nachſicht der vorgemerkten Ge- 
bühren rechtfertigenden Verhältniſſe abgeſchrieben werden. 1 

Uebrigens hat es bei der durch die allg. Taxamts-Inſtrukzion aus⸗ 
geſprochenen, ſowohl für das Verfahren in ſtreitigen Angelegenheiten, 


als auch für die Akte des adeligen Richteramtes geltenden Norm zu ver⸗ 


bleiben, nach welcher ſämmtliche Advokaten und Sachwalter, wenn fie | 
eine Bittſchrift unterſchrieben haben, verpflichtet ſind, bei der diesfälli- 
gen wie immer gearteten Partei-Sache, für die Tax-, Poſtporto- 
und Stempelgebühren zu haften. * | * 
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In jenen Fällen endlich, wo ſich eine den Erbs- oder Pupillar— 
Maſſen gehörige Baarſchaft in gerichtlicher Verwahrung befindet, bleibt 
der Gerichtsbehörde überlaſſen, die von dem Taxamte vorgeſchriebenen 
geſezlichen Gebühren gleich unmittelbar aus den depoſitirten Geldern an— 
zuweiſen. 


2231. kd. v. 26. Okt. 1825 N. 2140, an d. gel Gub. 


Nach dem Geiſte der wegen Vormerkung der Gerichtsgebühren in 
Streitſachen armer Parteien beſtehenden Vorſchriften ſind dieſe Par— 
teien verpflichtet, vor dem Beginnen ihres Rechtsſtreites durch die Bei- 
bringung eines legalen Armuthszeugniſſes, und in dem Falle, wo die Ver— 
Peiung durch einen Rechtsfreund ſtatt ſindet oder geſezlich gefordert 
wird, der Beſtättigung von der ämtlichen Aufſtellung eines unentgeltli— 
chen Vertreters, die Vormerkung der Gebühren nachzuſuchen; um 

a) den Behörden die Uiberzeugung zu gewähren, ob ſie damals ſchon 
wirklich arm ſind, weil ſie ſonſt auch im Laufe des Prozeſſes, entweder 
durch eine muthwillige Streitſucht oder auf andern Wegen der Mittel 
zur vorſchriftmäßigen Berichtigung der Gerichtstaxen beraubt werden kön— 
nen, und in dieſem Falle das Aerarium gegen die höchſte Abſicht des Ge⸗ 
ſezgebers durch eine auf dieſe Art entſtandene Uneinbringlichkeit der Ge— 
bühren verkürzt werden würde; um 

b) durch dieſe Vormerkung die Tarz, Stempel⸗ und Portogebühren 
in Evidenz zu halten, wenn entweder die arme Partei durch den Aus— 
gang des Rechtsſtreites, oder auf andere Art während des Zuges des— 
ſelben, zu Zahlungsmitteln gelangen, oder wenn die Gegenpartei zur 


Berichtigung der ganzen Gerichtstaxe von dem Richter verurtheilt wer— 


den ſollte; um 

c) auch in der Vorſchreibung dieſer Gebühren, und insbeſondere 
wegen Verwendung oder Vormerkung der Stempel, ſich den beſtehenden 
Vorſchriften gemäß benehmen zu können, und in die dießfällige Verrech— 
nung keine Irrungen zu bringen; um endlich 
d) durch die vorläufige Erwirkung der Tax-Vormerkung arme Par— 
teien an muthwilligen Streitigkeiten und unnüzen Beläſtigungen der Ge— 
richtsbehörden zu hindern. 

Dabei wird zugleich bemerkt, daß es dem Ermeſſen der Landesſtelle 
überlaſſen werde, in beſonders rükſichtswürdigen Fällen, wenn Parteien 


im Laufe bereits begonnener Prozeſſe wirklich ganz ohne ihre Schuld in 


gänzliche Armuth gerathen ſollten, denſelben zur Beendigung ihrer Streit— 
ſache die Vormerkung der weiters auflaufenden Gebühren entweder ſelbſt 


zu bewilligen, oder für den Reviſionszug mittelſt Einſchreitens an die 


Hofkammer zu erwirken. 


Nur wird von der Sorgfalt der Landesſtelle für die Sicherheit des 
Gefällsertrages erwartet, daß dieſelbe hierbei mit der möglichſten Genguig— 
keit und Strenge vorgehen werde. 

2232. Hkd. v. 5. Juni 1826 Z. 22621; Vdg. d. laib. Sub. v. 
24. Z. 11797 (P. 132.) 

Die k. k. allgemeine Hofkammer hat erinnert, daß BR. Armuthszeug⸗ 

niſſe zur uns der Tax⸗ und Stempelvormerkung in den Rechts— 
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ſtreitigkeiten armer Parteien in den Haupt- und größern Städten von dem 
Eigenthümer des Hauſes, worin die arme Partei wohnt, oder von deſſen 
Stellvertreter ausgefertiget, von dem Pfarrer, dem Magiſtrate, oder 
Grundgerichte, und wo ſich eine landesfurſtliche Polizeibehörde befindet, B 
auch von dieſer leztern beſtättiget, und darin nicht nur die Mittelloſig- 
keit der Partei, ſondern auch die Erwerbsunfähigkeit derſelben nachge- 
wieſen werden müſſe. 


2233. Hkd. v. 4. Juli 1826 3. 252705 Bdg. des laib. Gub. v. 20. 
Z. 13976 (P. 150). 

Da nach den beſtehenden Vorſchriften nur wirklich armen Parteien 

die Vormerkung der Tax- und Stempelgebühren in ihren Rechtsſtreitigkei— 
ten zu Theil werden kann, ſo ergiebt ſich hieraus von ſelbſt, daß Realitäten— 
Beſizer zur Erlangung dieſer Begünſtigung nicht geeignet ſeien. Dieſe 
Vorſchrift iſt ſich im Allgemeinen gegenwärtig zu halten, und nur in be— 
ſonders rükſichtswürdigen Fällen ſind die Geſuche der Beſizer von Rea- 
litäten um die Bewilligung der Taxvormerkung der k. k. Hofkammerent⸗ 
ſcheidung zu unterziehen. ö 


2234. Bog. d. gal. Gub. v. 10. Juli 1826 Z. 38473 (P. 106). 


Die h. Hofkammer hat mit Dek. vom 7. v. M. 3. 20894 anher bedeu- 
tet, daß bei vorkommenden Geſuchen der Pfarrer in Galizien“) um Be⸗ 
willigung der Tax- und Stempelvormerkung in ihren Rechtsſtreitigkeiten vor 
allem der Umſtand genau zu unterſcheiden ſei, ob dieſe Rechtſtreitigkeiten 
die Geltendmachung künftiger bleibender Rechte der Pfarrer ſelbſt, oder 
blos die Behauptung perſönlicher Rechte des jeweiligen Pfarrers zum Ge: 
erstand haben. 

Im erſten Falle iſt zufolge des bezögenen Hkd. die Tax⸗- und Stem 
pelvormerkung für den möglichen Fall der Behauptung des Prozeſſes auch 
dann zu bewilligen, wenn die Einkünfte der Pfarreien ſelbſt die Kongrua 
jährlich 300 fl. überſteigen. | 

Wenn es ſich aber blos um die Behauptung perſönlicher Rechte des 
jeweiligen Pfarrers handelt, fo iſt in dieſem Falle zur Führung des Rechts- 

ſtreites die Vormerkung der Gerichtsgebühren um ſo minder zu bewilligen, 
als ein ſicheres und beſtimmtes Einkommen von 300 fl. beſonders auf dem 
Lande nicht mehr fo gering iſt, um hinſichtlich der Tarentrichtung für arm 
angeſehen werden zu können, zu dem durch die gänzliche Taxfreiheit nur die 
Streitſucht angereizt, und leicht in dem Grade vermehrt werden würde, 1 
daß oft auch die nichtigſten und ungegründetſten Rechtsanſprüche würden 
geltend gemacht werden wollen, wozu endlich noch kömmt, daß dieſe Taxvor⸗ 
merkung bei einem beſtimmten Einkommen von 300 fl. auch den Beamten 
nicht zu Theil wird. ö 

5 Welche hohe Verfügung der Kammerprokuratur im Nachhange des 


0 In Galizien iſt an die Stelle der vorliegenden T. O. v. J. 1781, welche | 


dort durch das Pat. v. 30. Mai 1783 Pill. XXII eingeführt war, 111 Allg. 1786 


die gallz. T. O, v. 27. April 1786 Pill. XXIX getreten, welche aber mit der 
alten T. O., mit Ausnahme weniger Punkte, übereinſtimmt. 


U 
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bierämtlichen Erlaſſes vom 24. Sonner l. J. Z. 75628 zur Wiſſenſchaft 
mit dem Beiſaze bekannt gemacht wird, daß hiedurch der unterm 19. Dez. 


„ 1794 3.32496 blos in Beziehung auf g. k. Pfarrer ergangene Gubernial— 
ii Erlaß feine nähere Beſtimmung erhalte. S. 2236. 


2235. Hkd. v. 3. März 1827 3. 4760; Zahl d. n. ö. Reg. 13667 
(P. 223). 

Die mit Beſoldungen, Ruhegehalten, Penſionen, Gnadengaben oder 
anderen derlei Bezügen betheilten Perſonen ſind eben ſo wenig, als die 
in dem Belize eines Gewerbes u. dgl. ſtehenden Individuen in die Ka— 
thegorie derjenigen Parteien zu ſtellen, denen zu Folge der beſtehenden Vor— 
ſchriften wegen erwieſener Dürftigfeit oder Erwerbsunfähigkeit in ihrem 
unter ämtlicher und unentgeltlicher Vertretung eines Rechts— 
freundes zu führenden Rechtsſtreitigkeiten, die Vo 5 der Ge— 


richtsgebühren bewilligt werden kann. 


2236. Vog. d. gal. Gub. v. 18. Juni 1827 Z. 30944 (P. 268). 


Mit h. Hz, vom 7. Juni L. J. Z. 20894 ift genehmigt worden, 
daß in allen jenen Fällen, wenn Rechtsſtreitigkeiten wegen Gelteudmachung 
künftig bleibender Rechte der Pfarreien unter Vertretung des k. Fiskus 
verhandelt werden, und zwar ohne Unterſchied, ob der betreffende Pfarrer 
über oder unter der Kongrua von 300 fl. dotirt iſt, die Tax- und Stempel— 
vormerkung bewilliget werden könne. Dieſem gemäß iſt auch die k. k. 
Kammerprokuratur ermächtigt, für Prozeſſe dieſer Art die gedachte Vor— 
merkung anzuſprechen. | 

Dabei liegt es auch in ihrer Verpflichtung, daß die über ihr Anſuchen 
vorgemerkten Gerichtsgebühren bei der Inrotulirung oder Konſignirung 
der Akten unter den Gerichtskoſten liquidirt, und von der betreffenden 
Gegenpartei, die zu ihrem Erſaze verurtheilt werden ſollte, eingebracht 
werden, oder aber daß nach Ausgange der Prozeße, wenn nicht die Ge— 
genpartei zahlungspflichtig erkannt werde, oder die vorgemerkten Gebüh⸗ 
ren weder von dem Pfarrer noch dem Religionsfonde zu zahlen wären, 
um ihre Abſchreibung hierorts eingeſchritten werde. 

Wenn jedoch die von einem Pfarrer anhängigen Rechtsangelegen— 
heiten, ſomit die Führung des Prozeſſes ſelbſt, bloß die Behauptung per— 
ſönlicher Rechte eines jeweiligen Pfarrers zum Gegenſtande haben, ſo 
kann, in ſo fern der betreffende Land⸗Pfarrer ein ſicheres und beſtimmtes 


Einkommen von 300 fl. bezieht, eine Tax- und Stempelvormerkung in 


ſolchen Fällen nicht ſtatt haben, und ihre Gewährung bei einem minderen 
Einkommen bleibt dem befondern Anſpruche darauf unter Nachweiſung 
der geſezmäßigen Bedingungen, und der eigenen Entſcheidung der Lan— 


desſtelle vorbehalten. 


2237. Vdg. d. ſteier. Gub. v. 20. Mai 1829 Z. 8827 (P. 216). 


Ueber die Frage, ob im Falle, wo die im Rechtswege behauptete For— 
derung den Betrag der inzwiſchen vorgemerkten Taxen nicht erreiche, der 
unbedekte Tarrüfftand abzuſchreiben ſei, wurde mit Hkd. vom 7. Mai 1829, 
3. 16970, entſchieden, daß die Kompenſaz ion der im Rechtswege behaupteten 
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Forderungen, wodurch dieſelben ſich entweder ganz, oder zum Theile auf- 
heben, auch die Nachſicht der inzwiſchen vorgemerkten Gebühren entweder 
ganz, oder wenigſtens — Maß des allenfalls behaupteten Betrages nach 


ſich ziehe. 


2238. Hkd. v. 30. Sept. 1829, 3. 37686; Vdg. d. n. ö. Reg. v. 16. 
Okt. 1829, 3. 56202 (P. 744). 


Es tft mehrmals vorgekommen, daß Parteien um die Tax- und Stem— 
pelvormerkung in 1. und 2. Inſtanz, oder auch im Reviſionszuge mittelſt 
Beibringung von, in allgemeinen Ausdrüken abgefaßten Armuths-Zeugniſſen 
anlangen. 

Da jedoch dem Tax-Patente gemäß zu dieſer Begünſtigung nur jene 
Parteien ſich eignen, welche außer den unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſen 
nichts beſizen, oder ſonſt erwerbsunfähig find, fo haben die Magiſtrate 
und Dominien bei Ausfertigung der Beſtätigung der ausgeſtellten Armuths⸗ 
zeugniſſe die ſtrengſte Gewiſſenhaftigkeit zu beobachten, und jedesmal fih 
ſelbſt von der getreuen und wahrhaften Ausſtellung derſelben auf ſichere 
Weiſe zu überzeugen. | 


2239. Hfd. v. 6. Sept. 1833 N. 2630, an d. in. ö. küſt. A. G. 


Die allg. Hofkammer hat mittelſt Vdg. vom 13. Auguſt 1833 allen 
K. G. V. und dem dalmatiniſchen Landes-Gub. bedeutet, daß in Zukunft, 
wenn einer Partei zur Führung eines Rechtsſtreites bei einem landesfürft- 
lichen Gerichte erſter Inſtanz, oder, wenn der Rechtsſtreit in erſter Inſtanz 
bei einem nicht landesfürſtlichen Gerichte geführt würde, zur Ergreifung 
der Appellazion die Vormerkung bewilligt wird, dieſe Bewilligung im erſten 
Falle nicht nur für die erſte, ſondern auch für die zweite und dritte In- 
ſtanz, und im zweiten Falle außer der Appellazions— Aa für die eee | 
verhandlung zu gelten habe ). | 


2249. Ihfd. v. 7. Febr. 1837 Z. 104; Vdg. des in. ö. A. G. v. 16. 
Z. 2829; des böh. Gub. v. 20. 3.3621 (P. 65); des mäh. 
A. G. v. 21. Z. 2146, u. der n. ö. Reg. v. 26. Z. 11655, Hkr. 
Reſ. v. 17. Juni F. 755. (Mil. 41). 


Zu Folge der Hfd. vom 3. April und 4. Nov. 1793 ſoll den des 
Armenrechts genießenden Parteien die Nachſicht der Taxen nur in eben 
dem Maaße, in dem ihnen die unentgeltliche Vertretung zu ſtatten 
kömmt, zu Theil werden, und daher in den Beſcheiden, wodurch einer Par- 
tei von Amtswegen ein Vertreter beigegeben wird, immer ausgedrükt wer- 
den, ob und in wiefern die Vertretung unentgeltlich zu leiſten ſei. | 

Auf Erſuchen der k. k. allg. Hofkammer wird dem A. G. hiemit auf⸗ 
getragen: die ihm untergeordneten Gerichtsbehörden zur genauen Befol— 
gung dieſer Vorſchrift mit der Bemerkung anzuweiſen, daß die von Amts— 
wegen beigegebenen Vertreter, wenn ſie am Anfang oder im Laufe des 
Prozeſſes einen Vorſchuß, oder nach beendigtem Prozeſſe zu was immer a 


*) Den Mil Gerichten zur Darnaspachtung kdg. durch her. Reif. v. 15. Bene. 
1834 F. 188 (Mil. 14). 
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einer geit und auch nach bereits erwirkter Abſchreibung oder Nachſicht der 
Gebühren, eine Zahlung an when erhalten, für die Taxen und Stem— 
pelge bühren zu haften haben. S. 2225. 


E 2241. Vog. des gal. Gub.! v. 5. Nov. 1837 3. 69921 (A. 1838, 46). 


Ein ſpezieller Fall, in welchem von dem hierländigen Gerichte einem 
k. poblniſchen Unterthan zur Anſtrengung ſeiner Rechtsſache ein Vertreter 
von Amtswegen gegen Vormerkung von Stempel und Taxen beſtimmt wor— 
den iſt, hat das Landes-Präſidium veranlaßt, den Hr. Fürſten Statthalter 
im Königreiche Pohlen um die Verfügung zu erſuchen, damit von den k. 
pohlniſchen Gerichtsbehörden hierländigen unbemittelten Unterthanen zur 
Durchführung ihrer Rechtsangelegenheiten im Königreiche Pohlen ebenfalls 


offizioſe Vertreter beſtimmt werden. Ueber dieſe Verwendung hat ſich der 
Hr, Fürſt Statthalter bereits erklärt, über die in jedem einzelnen Falle 


einzutretende Verwendung des Landespräſidiums um die Aufſtellung eines 


offizioſen Vertreters für einen k. k. öſterr. Unterthan, dieſelbe zu bewiligen 
und eintreten zu laſſen. 


2242. Ihfd. v. 20. Febr. 1838 3. 719, an das gal. A. G. Vdg. des 
Mil. A. G. v. 15. Juni 3. 7068. | 


Die k. k. geheime Haus-, Hof- und Staatskanzlei hat hieher eröffnet, 


daß von dem Senate der freien Stadt Krakau die Gerichtsſtellen des Frei— 


ſtaates angewieſen worden find, in Zukunft allen armen kaiſerlich öſterreichi— 
ſchen Unterthanen bei dortigen Prozeſſen die Aufſtellung eines ex offo 


Anwaldes, jo wie Tar- und Stempelvormerkung ohne weiters zuzulaſſen; 
dann daß der Senat bei Gelegenheit dieſes Zugeſtändniſſes um eine ähn— 


liche zu treffende Verfügung von Seite der öſterreichiſchen Regierung für 
arme krakauer Unterthanen neuerlich die Bitte zugeſtellt hat. 


2 | Zu & 9 der T. O. N 


2243. fd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Gerichts-Taxämter. 


* 


e) Von jedem der Taxe unterliegenden richterlichen Akte ſei die aus⸗ 


gemeſſene Taxe insbeſondere ohne Anſtand abzunehmen. 


2244. Hfd. v. 11. April 1823 N. 1933, an die Präſid. aller A. G. 


5 Dem Appellazions⸗Präſidium wird zur künftigen Darnachachtung be— 
deutet: daß künftig ſämmtliche Präſidial-Erläſſe in Partei-Sachen, inſo— 
fern nicht höhere Rükſichten ihre Geheimhaltung erheiſchen, und ſie zu den 
tarbaren Gegenſtänden gehören, dem zuſtändigen Taxamte zur vorſchrift— 


mäßigen Manipulazion und Bemeſſung der Gefällsgebühr en zuzuweiſen ſeien. 


Zu §. 10 der T. O. 


2245. fd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Gerichts⸗ Tarämter. 
c) Der S. 10 der T. O. könne nicht dahin genommen werden, als 


ob der Landesfürſt gleichſam eine Friſt von einem Monate zur Bezahlung 


der Taxe eingeräumt hätte, ſondern gehe nur dahin, daß am Ende jeden 
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Monats die Ausſtände von den geſammten einſtweilen vorgeſchriebenen 
Taxen einzutreiben ſeien. S. 2252. 


2246. fd. v. 28. April 1791 N. 142, an das mäh. A. G. 05 
h. Entſchl. über die Deſiderien und Beſchwerden der Stande 
und Städte des Markgrafenthums Mähren. 


1) Die geſezmäßige Eintreibungsart de r landesfürſtlichen Taxruͤkſtände 
hat nicht mehr Plaz zu greifen, ſobald eine vom Tage der an die Partei 
geſchehenen aueling. der tarbaren Vdg. über ein Jahr ausſtändige und 
vorhin nicht gerügte T. Taxe als ein Rükſtand eingehoben werden ſollte, da— 
her haben ſich die Taxämter die zeitliche Eintreibung der Taxrükſtände be— 
ſtens angelegen zu halten. 

Kk) Soll es zwar auch bei den Magiſtraten im Allgemeinen wegen 
der Eintreibung der Taxen bei der gegenwärtigen Verordnung ſowohl in 
Abſicht auf den Termin, als auf die Zwangsmittel verbleiben; wenn aber 
ein Magiſtrat in einzelnen Fällen durch das Zuwarten Gefahr zu laufen 
glaubte, wird geſtattet, daß die ſchuldige Taxe auch binnen 8 Tagen ein— 
getrieben werde; doch find die Magiſtrate zu: ermahnen, dieſes Befugniß 
nicht zu mißbrauchen. | 


2247. Hfd. v. 19. Mai 1798 N. 414, an alle A. G. 


Se. Maj. finden zwar nothwendig und billig, mit Ernſt und Wach⸗ 
ſamkeit auf die Eintreibung der geſezmäßigen Juſtiztaxen fortan feſte 
Hand zu halten, dagegen mit Ihrem Eifer für die Gerechtigkeit nicht ver: 
einbarlich, die Juſtiz wegen rükſtändiger Taxen zurükhalten zu laſſen, wie 
bisher in Rükſicht der Parteien, die Ungarn ſind, nach Maß der von 
den Hofſtellen erlaſſenen Vdg. vom 24. Nov. 1797 geſchehen iſt. Es 
wird daher mit gänzlicher Aufhebung dieſer dg. vom 24. Nov. 1797 
verordnet: der S. 10 der T. O. in Streitſachen, und der §. 11 der 
T. O. in den Geſchäften des adeligen Richteramtes ſei auf das Ge- 
naueſte zu befolgen, und keine Expedizion wegen einer rükſtändigen Taxe, 
die ein Ungar zu entrichten hätte, zurükzuhalten, wohl aber ſeien von 
drei zu drei Monaten die Verzeichniſſe der diesfalls rükſtändigen Taxen 
der Hofkammer einzuſenden, in welchen der Name des Ungarn, welcher 
eine rükſtändige Taxe zu bezahlen hat, mit ſeinem Aufenthaltsorte, die 
kurze und deutliche Bezeichnung der Expedizion, für welche die Taxe zu 
bezahlen iſt, dann der Betrag derſelben auszuweiſen kömmt, wo ſodann 
die Hofkammer die dießfällige Eintreibung durch den causarum rega- 
lium Directorem beforgen laſſen wird; damit aber dennoch die Fälle 
der nee Eintreibung deſto feltener werden mögen, ſollen 

die Gerichtsbehörden genau darauf halten, daß die Geſuche der 
3 über welche die taxbare Expedizion erfließen ſoll, von einem bei 
Gerichte angenommenen Advokaten unterfertigt ſeien, der fuͤr die Taxe 
hafte, und ſich dagegen mit einem angemeſſenen Geldvorſchuſſe ſeiner 
Partei, wenn er es nöthig finden ſollte, bedeke. | 

2. Wird der Ungar, der mit der ihn treffenden Tarentrichtung ſäu- 
mig iſt, und alſo auf die Einſchreitung des causarum regalium Direc- 


— — 
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* es ankommen läßt, wenn die Taxe nur einige Gulden beträgt, die 
m bei höheren Taxen aber die doppelte zu entrichten haben. 


Bei jenen Taxen, wo ein Gegentheil einſchreitet, ſoll dieſer, wenn 
die Ervediion für ihn günſtig iſt, von Amtswegen wegen der rükſtän— 
digen Taxen erinnert werden, damit er ſie für den Gegentheil salvo 
regressu an denſelben zahlen möge. 


4. Wenn die Geſuche der Ungarn durch Requisitoriales ungari— 
ſcher Behörden unterſtüzt werden, ſollen die Magiſtrate oder Komitats— 
Gerichte ſich mit Hinterlegung einer angemeſſenen Summe, oder auf eine 
andere Art, allenfalls auch durch ſchriftliche Erklärung der anſäſſigen oder 
vermöglichen Bürger verſehen, daß dieſelben die für die anderweiten Ex— 


| pedizionen zu zahlen habenden Taxen zu Handen des causarum rega- 
lium Directoris, fo weit er zu deren Einhebung befehligt fein werde, 


ohne allen Rechtsſtreit abführen werden, bedeken, und ſoll ohne ſolche 


Verſicherung in die Requiſizion gar nicht eingegangen werden. 


2248. Hkzd. v. 23. Jänner 1802 N. 550, an beide gal. Gub. u. A. G 
In Zukunft ſind ſowohl die Verzeichniſſe der ausſtändigen Gerichts— 


taxen, welche für die übrigen erbländiſchen Gerichtsbehörden bei den un— 


gariſchen Jurisdikzionen einzuheben ſind, als auch jene der Kameraltaxen 
der k. ungariſchen Statthalterei nur alle Monate zu der zu veranlaſſendeu 
Einhebung zu überſchiken. 

Zu §. 12 der T. O. 


2249. Hfd. v. 21. Juli 1783 N. 160, an alle A. G. 


In Folge §. 12 der T. O. ſollen alle jene Taxen, die über ein RR 


Monat rükſtändig find, nach Aufſezung, ſohinniger fruchtloſen Verſtrei— 
chung einer Friſt von 8 Tagen durch die wirkſamſten Mittel der Exeku— 


zion, nähmlich andurch eingetrieben werden, daß von dem Gerichte ſo— 


gleich ein Gerichtsdiener an die Partei, ihren Geſchäftsträger oder Ad— 


vokaten zu dem Ende abgeſchikt werde, daß er ſogleich, ſo viel als der 


Betrag der Taxe ausmacht, von dem vorfindenden Vermögen abnehme, 


wo ſodann das Abgenommene, ſo weit es in Mobilien und Effekten be— 


ſtünde, bei der nächſt vorfallenden gerichtlichen Feilbietung verkauft, 
das Taxamt befriedigt, der allfällige Ueberreſt aber der betreffenden Par— 
tei ausgefolgt werde. 

Uebrigens ergehe der ausdrükliche höchſte Befehl dahin, daß, wel— 


che der Gerichtsperſonen ſich in Eintreibung der Taxen eines Saumſals 


ſchuldig mache, zur Abzahlung des Mlſtores mittelſt Einziehung der 
HBeſoldung angehalten werden ſolle. 


2250. Hfd. v. 15. Jänner 1787 N. 621, an alle A. G. 


) Wenn wirklich wider ein Urtheil, wodurch eine Partei in den 


| Erſaz der Koſten verfällt wird, die Appellazion dieſes Erſazes wegen 
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ergriffen wird, ſteht dem Taxamte dennoch die Befugniß zu, die Taren 
auch während der Appellazion einzutreiben ). 


2251. Hfd. v. 27. Mai 1788 N. 835, an d. mäh. A. G. 


Die wegen nicht entrichteter Taxe abgenommenen Mobilien und 
Effekten, wenn ſie bei längerer Aufbewahrung dem Verderbniſſe unter— 
liegen, können ohne weiters, außer dem aber nach Verlauf eines Mo— 
naths auch für ſich allein bei einer im Gerichtsbezirke nee 
Feilbietung öffentlich veräußert werden. 


2252. Hfd. v. 20. März 1789 N. 989, an d. n. ö. A. G. 


Die Meinung, als ob jeder Taxe eine Friſt von einem Monat zur 
Entrichtung zugeſtanden wäre, kann nicht beſtehen; vielmehr liegt den 
Parteien und ihren Rechtsfreunden ob, die Taxe ſogleich ohne ein Be— 
treibung abzuwarten, von ſelbſt nach erhaltenem taxbaren Geſchäfte bal— 
digſt zu erlegen; indeſſen, wenn ſie ſchon betrieben werden müſſen, iſt 

es ihre Pflicht, die Taxe binnen 8 Taxen vom Tage der an ſie geſche— 
henen Erinnerung zu erlegen und zwar ohne Unterſchied, ob die Taxe 
von längerer oder kürzerer Zeit ausſtändig geweſen; widrigens wider ſie 
die Pfändung mit aller Strenge vorgenommen werden ſoll. S. 2245 6. 


2253. Ofd. v. 2. Dez. 1820 N. 1720, an alle A. G. 


Sämmtliche Juſtizbehörden haben ſich nicht nur die beftehenden 
Vorſchriften wegen ordentlicher Einbringung der Juſtiztaxen genau ges 
genwärtig zu halten; ſondern es wird ihnen auch zur Pflicht gemacht, 
ſo oft ſie irgend einen Saumſal von Seite der 7 in der Vor⸗ 

legung der Verzeichniſſe zur Einbringung der rükſtändigen bereits fälli⸗ 
er Taxen bemerken, ſolchen von Fall zu Fall durch ihre vorgeſezten 
. ©. zur Kenntniß der oberſten Juſtizſtelle zu bringen. | 


— 


2254. Hkzd. v. 20. Juli 1827 N. 2293, an d. böh. Gub. 


Ueber die aufgeworfene Frage: ob Tax-Rükſtände bücherlich ſicher— 
x geftellt, und rükſichtlich ſolcher verſicherten Taxen, die dadurch belaſteten 
Realitäten in gerichtliche Exekuzion gezogen werden dürfen, wird be— 
deutet: daß ſich bei der Einhebung der Taxen genau nach dem §. 12 
der T. O. vom 1. Nov. 1781 Nr. 28, und an das Hfd. vom 21. 
Juli 1783 Nr. 160 der J. G. S., zu halten iſt. Nur in jenen ohne— 
dies ſehr ſeltenen Fällen, wenn der Tar⸗ Reſtant gar kein bewegliches, 
wohl aber ein unbewegliches Gut beſäße, kann die Krkkuzſeß, auf die 
Immobilien geführt werden. 


2255. Hkd. v. 12. Dez. 1827, an alle Lſt. (G. 487). 


| Ueber Anſuchen der k. k. geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei 
findet man ſich beſtimmt, zur Vereinfachung des Geſchäftsganges und 
zur Vermeidung unnüzer Auslagen bei Eintreibung der Tax-, Poſt— 


ein 11 b werden haben keinen die Erhebung der Taxen hemmenden 
influ 
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porto- und Stempelgebührenrükſtände von ausgewanderten öſterreichiſchen 
Unterthanen, die Landesſtelle anzuweiſen: künftig dergleichen ganz un— 
bedeutende Rükſtände, deren Eintreibung weder Zeit noch Mühe lohnt, 
und mit vielen Umtrieben und Koften verbunden iſt, entweder nach dem 
der Landesſtelle zuſtehenden Wirkungskreiſe ſelbſt abzuſchreiben, oder 
mittelſt Aufnahme in das Jahres verzeichniß über die uneinbringlichen 
diesfälligen Gebühren, zur Abſchreibung anher vorzulegen; jene von grö— 
ßeren Beträgen aber zur hierortigen Kenntniß zu bringen, um deren 
Einbringung im geeigneten Wege veranlaſſen zu können. 


2256. Erlaß des böh. A. G. v. 20. Jänner 1834 Z. 20562 (P. 26). 


Ueber das Belangen der k. k. Kameralverwaltung vom 18. Dez. 
1833 Z. 49863 IX. werden die k. k. Kreisämter erſucht, den ſämmtlichen 
Gerichtsbehörden der Kreiſe zu verordnen, über die an fie zur Einhebung 
gelangenden Taxnoten eine genaue Vormerkung zu führen, die Parteien 
fogleih nach Einlangung der Taxnote unter Mittheilung einer Abſchrift 
derſelben, zur Bezahlung der darin verzeichneten Gebühren aufzufordern, 
und gegen die Saumſeligen in Gemäßheit der in dem a. h. Taxpat. und 
dem Ihfd. vom 21. Juli 1783 N. 160 enthaltenen Beſtimmungen, nach 
welchen der Ausſtand bei fruchtloſer Erinnerung gleich nach 8 Tagen exe— 
kutive eingetrieben werden ſoll, zu verfahren, die allenfälligen Einhe— 
bungshinderniſſe aber, die nur darin beſtehen dürfen, daß die taxpflichtige 
Partei ihren Aufenthalt geändert hat, oder wegen Armuth zahlungsun— 
fähig iſt, legal und unter Beibringung des Protokolls, über die fruchtlos 
verſuchte Pfändung dem k. k. Kreisamte zur weitern Einbegleitung, mit: 
telſt der vorgeſchriebenen monatlichen Ausweiſe anzuzeigen, indem, wenn 
wider Vermuthen weder die Eintreibung noch die Anzeige über den Ein— 
hebungsanſtand ſogleich erfolgen ſollte, in Gemäßheit des oben bezogenen 
Hfd. v. 21. Juli 1783 die ſaumſelige Behörde zum Erſaze gegen Re— 
greß an der Partei unnachſichtlich durch das k. k. Kreisamt verhalten 
werden wird, 


Zu $.14 der T. O. 
| Geldſtrafen. 
2257. Hfd. v. 15. März 1790 N. 1, an d. in u. o. ö. A. G. 


Die aus Gelegenheit der Verwaltung der Juſtiz nach dem Geſeze 
vorfallenden Geldſtrafen haben in den Taxfond jedes Gerichts einzufließen. 


2258. Hfd. v. 3. Aug. 1821 N. 1787, an d. mäh. A. G. 


Bei Eintreibung der Strafgelder für den Kriminal-Fond hat das 

A. G., wenn Parteien oder ihre Vertreter zu Geldſtrafen verfällt wer— 
den, die untere Gerichtsbehörde zu beauftragen, die ihr unterſtehende 
Partei oder ihren Vertreter, zur Entrichtung der verwirkten Geldſtrafe, 
durch die bei Eintreibung von Gerichts-Taxen ſtatt findenden Zwangs- 
mittel, zu verhalten, und den eingebrachten Geldbetrag für den Krimi⸗ 
nal-Fond zu überfenden. Wenn hingegen eine Gerichtsbehörde ſelbſt, 
und zwar ein Magiſtrat, eine Obrigkeit oder ihr Juſtizamt, zu einer 


N 
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Geldſtrafe verfället worden iſt, und mit Einſendung derſelben zögert, 
hat das A. G., wegen Eintreibung derſelben durch das Kreisamt, ſich 
an das bee ninm zu verwenden, welches von der vereinten Hofkanzlei 
die gehörige Anweiſung dazu erhielt. 


2259. Hkzd. v. 24. Juni 1830 N. 2470, an alle Lit. 


Ueber die von einer Landesſtelle gemachte Anfrage: ob die wegen 
vernachläſſigter Ausübung des Richteramtes über ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen, landesfürſtlichen und Patrimonial-Gerichtsbeamten aufge— 
legten Geldſtrafen, zum allgemeinen Wohle des Staates, nach den Hfd. 
vom 31. März 1781 und 13. Juli 1782 zu verwenden, oder dem Tar- 
Fonde jedes Gerichtes, nach dem Hfd. vom 15. März 1790, N. 1 der 
J. G. S., zuzuweiſen ſeien? hat die verreinigte Hofkanzlei, im Einver— 
ſtändniſſe mit der Hofkommiſſion in Juſtiz-Geſezſachen und der allgemei— 
nen Hofkammer zu erwiedern befunden: daß die an Disziplinar-Stra— 
fen der Beamten eingehenden Beträge ſtets in den Kameral- Fond flie- 
ßen ſollen; nachdem durch das erwähnte Hfd. vom Jahre 1790, welches 
nur aus Anlaß der Anfrage einer Gerichtsbehörde, in welchen Fond die 
von den Parteien in einem Rechtsſtreite zu erlegenden Muthwillend- 
ſtrafen zu fließen haben, erlaffen wurde, und daher einen ganz andern 
Gegenſtand betrifft; jenes vom Jahre 1782, womit die durch das Hfd. 


vom 31. März 1781 gegen obrigkeitliche Beamte, und die Dominien 


ſelbſt, wegen Unterlaſſung der gehörigen Juſtizpflege, verhängten Strafen 
den Staats-Kaſſen zugewieſen wurden, nicht aufgehoben erſcheint, und 
nur dieſe lezteren zwei Dekrete auf die vorliegende Anfrage Anwendung 
finden; übrigens es auch in jeder Hinſicht zwekmäßiger iſt, daß ähnliche 
Strafbeträge in den Kameral-Fond, ſtatt in den Tax-Fond nenen 2. 
hörde, welche die Strafe verhängt, erlegt werden. 


Zur J. Rubrike a) der T. O. 


2260. Hfd. v. 27. Jänner 1783 N. 119, an alle Gerichts-Taxämter. 


a) Jene Beſcheide, mittelſt deren die Partei auf Beobachtung und 
Erfüllung der G. O. gewieſen wird, unterliegen der erſten Rubrike 
der Taxe. 


2261. SH. v. 5. Sept. 1837 3. 5064. Vdg. des n. ö. A. G. 
v. 15. Z. 29662; des böh. v. 15. 3. 15121; des in öſt. 
küſt. v. 21. Sept. 3. 853 (P. Steierm. 213) u. des Rick v. 
21. Z. 10141. Kdg. durch hkr. Neff. v. 29. Nov. F 1586 
(Mil. 93). 


Die k. k. allg. Hofkammer hat unterm 3. Mai 1837 ſämmtlichen Tax⸗ 
amtern über die Taxen für die Moderirung der Advokatenexpenſen die 
Belehrung ertheilen laſſen, daß jeder gerichtliche Beſcheid, welcher über 
ein Anſuchen einer Partei gegen einen Advokaten, oder eines Advokaten 
gegen die Partei in Betref der von dem Advokaten angeſprochenen Ge— 
bühren ergeht, nach Vorſchrift der 1. Rubr. lit. a der Taxordnung in 
Streitſachen zu taxiren ſei. S. 2269. | 
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Zur I. Rubrike e) der T. O. 


2262. Hfd. v. 5. Sept. 1782 N. 75, an d. n. ö. A. G. 


Für die dem Richter obliegende Zuſtellung der Urtheile ſei eine be— 
ſondere Zuſtellungstaxe nicht zu fordern. S. 2185, ). 


2263. Ofd. v. 31. Aug. 1803 N. 623, an d. o. ö. A. G. 


Die Gerichtsdiener ſollen für die Zukunft in jenem Falle, wenn ſie 
an dem nämlichen Orte, und auf dem nämlichen Wege gerichtliche Zu— 
ſtellungen an mehrere Parteien zu machen haben, nur berechtigt ſein, 
ſtatt der bisherigen für die Meile ſowohl hin als her zu fordernden 15 kr., 
von jeder Partei 10 kr. für die Meile abzunehmen. 


2264. Hfd. v. 19. April 1823 N. 1936, an d. in öſt. küſt. A. G. 


Ueber das von den Gerichtsdienern bei Zuſtellungen aufzurechnende 
Ganggeld hat man zu beſchließen befunden, daß 

1) der Gerichtsdiener, wenn er auf Einem Gange mehrere Zuſtel— 
lungen macht, die Meilengebühr von 15 Kreuzern für die Meile im Gan— 
zen nur Einmal zu beziehen habe; daß daher 

2) für jeden berlet Gang eines Gerichtsdieners die Meilengebühr 
unter alle Parteien, an welche Zuſtellungen zu machen ſind, von den be— 
treffenden Gerichtsbehörden zu repartiren, und das, was jede Partei 
hieran zu zahlen hat, zur Beſeitigung aller Willkühr des Gerichtsdieners, 

auf dem zuzuſtellenden Stüke anzuſchreiben; daß aber 

| 3) in dem Falle, wenn in dem nämlichen Gange Zuftellungen an 
Parteien zu machen ſind, welche in verſchiedener Entfernung von dem 
Size des Gerichtes wohnen (3. B. zwei Parteien in der Entfernung von 
einer Meile, und zwei andere in jener von zwei Meilen), das Ganggeld 
von einer Meile unter die vier Parteien zu repartiren und den zwei 
entfernteren dann noch das Ganggeld der weiteren Meile, jeder zur Hälfte 
aufzurechnen ſei; daß ferner 

4) der Gerichtsdiener nicht nur den Weg, ſondern auch den Rükweg, 
folglich bei der Entfernung von einer Meile zwei Meilen aufrechnen 
könne, was ſchon in dem Geſeze klar entſchieden iſt, und auch um ſo billi— 
ger erſcheint, als der Gerichtsdiener bei weiteren Gängen gewöhnlich auch 
in dem Falle iſt, Zehrungsauslagen zu machen. 

Um übrigens den Parteien rükſichtlich dieſes den Gerichtsdienern 
gebührenden Ganggeldes die vollkommenſte Beruhigung zu gewähren, und 
ſie in den Stand zu ſezen, die ſie betreffende Zahlungsgebühr ſelbſt be— 
rechnen, und ſich auf dieſe Weiſe gegen allfällige Bevortheilungen der 
Gerichtsdiener ſichern zu können, iſt ferner beſchloſſen worden, daß die 
Entfernung der Ortſchaften von dem Size des Gerichtes, welchem dieſe 
zugetheilt ſind, durch die mittelſt der Kreisämter anzuweiſenden Kreis— 
Ingenieure verläßlich erhoben, und durchaus blos nach deutſchen Meilen 
berechnet, das über die diesfällige Erhebung mit aller Genauigkeit zu 
verfaſſende Verzeichniß aber, nebſt dieſem Hofdekrete, in der Gerichts- 
kanzlei zu Jedermanns Einſicht angeheftet werden ſoll. 
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2265. Hfd. v. 14. Sept. 1827 N. 2304, an d. n. ö. A. G. 


Ueber die rükſichtlich der Meilengelder, bei Zuſtellung gerichtlicher 
Verordnungen gemachte Anfrage, wird bedeutet: daß das den beſtehenden 
Taxordnungen vom 1. Nov. 1781 N. 28, und vom 13. Sept. 1787 N. 
717, und der Vdg. v. 31. Aug. 1803 N. 623, angemeſſene Meilengeld, 
welches dem Gerichtsdiener für den Weg vom Gerichtsorte an den Ort 
der Zuſtellung der gerichtlichen Verordnung zu entrichten iſt, im gleichen 
Betrage auch noch für den Rükweg von dem Orte der Zuſtellung bis a 
dem Gerichtsorte entrichtet werden müſſe. 


2266. Vg. d. böh. Gub. v. 5. Dez. 1828 Z. 53707 (P. 516). 


Ueber eine von Seite der n. ö. Regierung geſtellte Anfrage binfichte 
lich des bei gerichtlichen Zuſtellungen. für den Gerichtsdiener zu bezahlenden 
Botenlohnes hat die k. k. Hofkanzlei im Einverſtändniſſe mit der k. k. ober— 
ſten Juſtizſtelle unterm 16. September 1828 folgende Weiſung erlaſſen: 

Nachdem ſchon die allgemeinen Taxordnungen in Streitſachen und 
in Gegenſtänden des adeligen Richteramtes in die Berechnung der Meilen 
den Rükweg einzubeziehen verordnen; ſo ſei es klar, daß das nemliche 
Meilengeld, welches für den Weg vom Gerichtsorte an den Ort der Zu— 
ſtellung zu entrichten iſt, auch für den Rükweg von dem Orte der Zuſtel— 
lung bis zum Gerichtsorte entrichtet werden müſſe. 

Da ſich nach dieſer Weiſung gemäß Hkzd. v. 14. Nov. l. J. Hofzahl 
26203, auch in Böhmen zu achten iſt, ſo wird ſelbe zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung allgemein bekannt gemacht. 


2267. Hfd. v. 12. März 1830 N. 2452, an d. in ö. küſt. A. G. 


Die Beilage ) enthält die Vdg., welche die allg. Hofkammer am 
29. Dez. 1829, wegen des den Gerichtsdienern im Küſtenlande, auch 
bei Zuſtellungen in fiskalämtlichen Angelegenheiten gebührenden Mei— 
lengeldes, an das küſtenl. Gub. erlaſſen hat. 


*) Beilage. Hkd. v. 29. Dez. 1829 an das küſtenl. Gub. 


Da die Gebühren der Gerichtsdiener bei Zuſtellungen in fiskal— 
ämtlichen Angelegenheiten nicht als eine Gerichtstare, von deren Ent 
richtung das Fiskalamt befreit wäre, ſondern als eine den Gerichts— 
dienern, für Zuſtellungen in der Entfernung von mehr als einer Meile, 
geſezlich zukommende Entſchädigung anzuſehen iſt, welche ihnen auch bei 
einer offizioſen Zuſtellung nicht wohl verweigert werden kann: ſo findet 
man im Einverſtändniſſe mit der oberſten Juſtizſtelle den Anſpruch der 
Gerichtsdiener im Küſtenlande auf die Bezahlung der Ganggelder in 
fiskalämtlichen Angelegenheiten gegründet. Es verſteht ſich jedoch von 
ſelbſt, daß auch dieſe Gebühren, fo wie andere Gerichtskoſten, von den — 
ſachfälligen Parteien nach Möglichkeit hereingebracht werden müſſen. | 

Uebrigens wird dem Gub. aufgetragen, im Einvernehmen mit dem 
A. G. dafür zu ſorgen, daß die Zuſtellungen in fiskalämtlichen Ange— 
legenheiten, ſo viel möglich, durch die Poſt, mit Vermeidung aller baa— 
ren Auslagen bewirkt werden. 
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2268. Bog. des böh. Gub. v. 26. Jänner 1837 3. 1354 (P. 41). 


Ausdehnung der für die k. freien und k. Leibgedingſtädte erfloffenen 
Gubernial-Verordnung in Betreff der Verrechnung von Botenlöhnen 
bei gerichtlichen Zuſtellungen auch auf die Bergſtädte. 

Der bei mehreren Bergſtädten beftandene Uebelſtand, daß die ge— 
richtlichen Zuſtellungen überhaupt an die außer dem Amtsorte wohnen— 
den Parteien durch Privatboten beſorgt, und die von den Parteien 
für ſolche Zuſtellungen mit 15 kr. für jede Meile zu entrichtenden Bo— 
tenlöhne oder ſogenannte Meilengelder ganz außer Verrechnung belaſ— 
ſen wurden, iſt zwar von der k. Staatsbuchhaltung gelegenheitlich der 
zenſurirten Gemeindrentrechnungen ſtets gerügt und auf deſſen Abſtel— 
lung angedrungen worden; da jedoch die wiederholten Rügen der k. 
Staatsbuchhaltung nicht überall den gehörigen Erfolg hatten, zudem 
ein gleichförmiges Verfahren in dieſem Geſchäfte bei allen k. Bergſtädten 
wünſchenswerth iſt, ſo haben die k. Kreisämter den Magiſtraten und 
Stadtgerichten der dortkreiſigen k. Bergſtädte nachſtehende Weiſung zu 
ertheilen: 

Die Zuſtellung gerichtlicher Verordnungen in ſtrittigen und adeli⸗ 
gen Richteramtsangelegenheiten an Parteien, die über eine Meile von 
dem Gerichtsorte entfernt find, iſt durch die angeſtellten Gerichts- oder 
Amtsdiener, ſo weit ſelbe nämlich hiezu geeignet, und dieſes Geſchäft 
neben ihren bisherigen Dienſtverrichtungen zu übernehmen in der Lage 
ſind, ſonſt aber durch eigene, aus den Gemeindrenten zu bezahlende Bo— 
ten zu beſorgen, dagegen aber auch die für dieſe Zuftellung in den 
Patenten v. 1. Nov. 1781 und 13. Sept. 1787 gegründeten Boten— 
löhne oder ſogenannte Meilengelder, nemlich 15 kr. K. M. für jede 
Meile des Hin- und Rükwegs, zuſammen daher für eine Meile 30 kr. 
K. M. von den betreffenden Parteien einzuheben und zu Handen 
der Gemeindrenten in Empfang z nehmen, ſofort aber gehörig 
zu verrechnen. 


Die Magiſtrate und Stadtgerichte ſind jedoch hiebei auf die Beob- 
achtung des Hfd. v. 31. Aug. 1803 N. 623, aufmerkſam zu machen, 


vermög welchen die Gerichtsdiener, wenn ſie an dem nemlichen Orte, 


und auf dem nemlichen Wege gerichtliche Zuſtellungen an mehrere Par— 
teien zu machen haben, von jeder Partei für eine Meile des Hin— 
und Rükweges ſtatt 15 nur 10 kr. abzunehmen haben. 

Wo, wie oben erwähnt, eigene Boten aufgenommen werden müſſen, 
iſt mit denſelben ein eigenes Uebereinkommen hinſichtlich der Entlöh— 
nung für eine jede Meile zu treffen und dem k. Kreisamte zur Beſtä— 
tigung nach vorläufiger Rükſprache mit der k. Staatsbuchhaltung zu 
überreichen. 

Bei Verwendung der Amtsdiener oder Privatboten zur Austra— 
gung der in Grundbuchsangelegenheiten erlaſſenen ämtlichen Verord— 
nungen und Beſcheide ſind die Magiſtrate und Stadtgerichte hinſichtlich 
der Bemeſſung der Zuſtellungsgebühren an die genaue Beachtung der 
diesfalls beſtehenden geſezlichen Vorſchriften, insbeſondere der Eleono— 
riſchen Taxordnung, des Akzidenzienpatents, dann der hierüber mit der 


. 
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Gub. Verordnung v. 22. Okt. 1835, G. 3. 40305 (P. 706) erfloſſe⸗ 
nen Erläuterungen anzuweiſen. 

Eben ſo ſind im Falle der Einmahnung und Eintreibung der Tax⸗ 
reſte mittelſt der Gerichtsdiener oder Boten hinſichtlich des Verfahrens 
mit den rükſtändigen Parteien und hinſichtlich der Bemeſſung und Auf— 
rechnung der hiebei auflaufenden Gerichtsgebühren die geſezlichen Be— 
ſtimmungen, insbeſondere der 12. §. der Taxnorm vom 1. Nov. 1781, 
der 307. $. der a. G. O., dann die Hfd v. 21. Juli 1783 und vom 
20. März 1789 genau zu beachten. 

Sollten endlich die Gerichtsdiener oder Boten zur Eintreibung 
der rükſtändigen obrigkeitlichen Giebigkeiten verwendet werden, ſo dür— 
fen hiebei auf keine Art und unter keinem Vorwande den reſtirenden— 
Unterthanen Köſten verurſacht werden und es iſt in dieſer Beziehung 
den Magiſtraten und Stadtgerichten die Gub. Verordnung vom 26. 
Juni 1823, G. 3. 23045 (Pat. 225), mittelft welcher ſämmtliche, über 
das Verfahren bei der Eintreibung der den Obrigkeiten von den Un— 
terthanen zu entrichtenden Urbarial- und andern Abgaben, erfloſſenen 
Vorſchriften zuſammengeſtellt und republizirt wurden, mit Rükſicht auf 
die ſpäter erfloſſenen Gub. Verordnungen v. 13. Febr. 1830 G. 3. 
5066 (P. 146); vom 11. Nov. 1830 G. 3. 46826 (P. 568); v. 2. 
Nov. 1832 G. Z. 43382 (P. 585); v. 1. und 17. Juli 1835, G. 3. 
30388 und 34058 (P. 365 und 458) zur genaueſten Befolgung in 
Erinnerung zu bringen. i 


Zur IV. Rubrike der T O. 


2269. Hfd. v. 22. Jänner 1788 N. 771, an alle A. G. 

Die Beſtimmung einer eigenen Moderirungstaxe iſt ganz über— 
flüſſig; denn entweder a) ſind die Gerichtskoſten ſchon in dem Urtheile 
über die Hauptſache beſtimmt, gemindert oder aufgehoben worden, und 
folglich iſt die Mäßigung der Gerichtskoſten in dem nemlichen Urtheile 
mitbegriffen, wofür alſo keine beſondere Moderirungstaxe gefordert wer— 
den kann, da die Urtheilstaxe ohnehin zu entrichten kommt: oder b) die 
Parteien find unter ſich in quali et quanto dergeſtalt ſtreitig, daß 
hierwegen die Anſtände oder wechſelſeitigen Behelfe mündlich oder 
ſchriftlich verhandelt werden, und die Sache durch ein beſonderes förm— 
liches Urtheil wie jede andere Streitſache entſchieden werden muß; und 
da iſt gleichfalls nur die geſezmäßige Urtheilstaxe abzunehmen; oder 
aber c) die Parteien ſind über die ſchuldige Bezahlung der Koften in 
dem vom Gerichte billig findenden Betrag zwar einig, dieſelben verglei- 
chen ſich aber in Anſehung der Mäßigung vor Gerichte in der Güte, ohne 
daß außer dieſer gerichtlichen Veranlaſſung hierüber ein beſonderes Urtheil 
geſchöpft wird; und da trit jene Taxe ein, die für Bewirkung eines jeden 
andern gerichtlichen Vergleiches in der vierten Rubrik vorgeſchrieben iſt. 

S. 2261. 


2270. fd. v. 8. Juli 1788 N. 854, an d. böh. A. G. 


Für alle Urtheile, die nicht ausdrüklich in dem Pat. v. 1. Nov. 
1781 der vierten Rubrike zugewieſen find, iſt die Taxe nach der ſechſten 
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Rubrik abzunehmen, wenn auch das Urtheil eine Folge eines in dem 
nemlichen Geſchäfte vorgegangenen Urtheiles ſein ſollte. 


2271. Ofd. v. 19. Jän. 1789 N. 955, an d. in. ö. A. G. 


| Da die T. O. nicht alle Urtheile in Aufforderungsklagen, ſondern 
nur jene, durch die vermöge §. 71 der G. O. das ewige Stillſchweigen 
aufgetragen wird, der vierten Rubrike der Taxen zuweiſet; fo iſt ſich in 
allen übrigen aus Aufforderungsklagen entſtehenden Urtheilen die Regel 
gegenwärtig zu halten, daß von allen in der vierten Rubrike nicht aus— 
drüklich genannten Urtheilen die Taxe nach der ſechſten Rubrike abzu— 
nehmen ſei. 5 N 


2272. Hfd. v. 14. Okt. 1789 N. 1057, an d. böh. A. G. 


Von allen in contumaciam geſchöpften Urtheilen, wodurch über 
eine eingeklagte Schuld die Exekuzion zuerkannt wird, iſt die Taxe nur 
nach der vierten Rubrik der T. O. abzunehmen, und macht die Art, wie 
die Exekuzionsklage inſtruirt geweſen, an der Sache keinen Unterſchied. 


22273. fd. v. 27. Sept. 1792 N. 54, an d. in. ö. A. G. 


d) Bei den auf Ausbleiben des Beklagten geſchöpften Urtheilen 
kann die Taxe nur nach der vierten Rubrik auch dann abgenommen wer— 
den, wenn wirklich der Klage die zur Begründung des Klagerechtes die— 
nenden Urkunden nicht in Original, oder gar nicht angeſchloſſen worden. 


2274. Hfd. v. 8. Nov. 1822 N. 1906, an alle A. G. 

| Zur Erzielung eines gleichmäßigen Verfahrens bei Bemeſſung der 
Taxen für Kontumaz⸗Urtheile wird verordnet: daß für die Zukunft die Kon— 
tumaz⸗Urtheilstaxe überhaupt nicht nach der VI. Rubrik der a. T. O. v. 1. Nov. 
1781 mit 12 fl., ſondern bloß nach der IV. Rubrik mit 1 fl. abzunehmen ſei. 


2275. Dek. d. böh. Gub. v. 18. April 1836 Z. 11240 (P. 567). 


Die k. k. Hofkammer iſt aus Anlaß eines vorgekommenen Falles 
zur Kenntniß gelangt, daß das Hkzd. v. 30. Sept. 1822 Z. 25606 
»oder Hfd. v. 8. Nov. ſ. 22744 (kdg. durch Gub. Vdg. v. 25. Okt. 
1822 3. 51899 P. 788) in Betreff der Taxbemeſſung von Kontumaz⸗ 
urtheilen nicht von allen Juſtiztaxämtern im gleichen Sinne aufgefaßt werde. 
| Um nun eine Gleichförmigkeit zu erzielen, hat die h. Hofkammer 
mit Dek. v. 29. Dez. 1835 3. 55721, beftimmt, daß nur jene Urtheile, 

welche über ſolche Klagen ergehen, wogegen keine Einreden erſtattet 
wurden, als eigentliche nach der vierten Rubrik der T. O. zu taxirende 
Kontumazurtheile anzuſehen, und für ſolche die Taxe nach den Klaſſen 
der vierten Rubrik abzunehmen ſei. 


2276. Hkd. v. 19. Aug. 1837 3. 33194 (A. 355). 
Die hohe k. k. allg. Hofkammer hat Folgendes bedeutet: Man tft, 
in die Kenntniß gekommen, daß ſich in Bezug auf die Taxabnahme von 


Aktenverzeichniſſen im mündlichen Verfahren nicht gleichförmig benommen 
werde. . 
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Nach der allg. T. O. vom 1. Nov. 1781 iſt in der Rubrik IV. mit 
Beziehung auf den S. 240 der allg. G. O. vom Jahre 1781 nur für 
die Jurotulirung der Akten eine Taxe vorgeſchrieben, welche aber 


nach dem 23. Kapitel der allg. G. O. nur bei erſtatteten Sazſchriften, 
folglich nur beim ſchriftlichen Verfahren ſtatt findet. Es wird daher 
verordnet, daß für das Verzeichniß der eingelegten Akten bei dem münd⸗ 


lichen Verfahren keine Taxe abzunehmen ſei, und daß allen jenen Par— 


teien, welchen in ſolchen Fällen eine Taxe abgenommen wurde, ſolche 2 
zurükzuvergüten ſei, wobei das mit Hfd. vom 29. Nov. 1836 3.44969 1 


angeordnete Verfahren zu beobachten iſt. S. 2171. 


Zur V. Rubrike der T. O. 
2277. Hfd. v. 27. Jän. 1783 N. 119, an alle Gerichts- F 


) Die Taxe von 3 Gulden für jeden Tag, der zur Inventirung, ; 


Schäzung, Feilbietung eines in Streit oder Konkurs verflochtenen Gutes 
verwendet worden, findet ſtatt, wenn auch mehrere Abe ee des 
Richters eingeſchritten wären. 


2278. Hfd. v. 24. Dez. 1786 N. 605, an d. mäh. A. G. 

Uiber den erregten Anſtand, daß die in dem S. 12 des Pat, vom 
15. Juli 1786 (1099) für den Ausrufer beſtimmte Taxe dem Werthe 
des nerſteigerten Gutes oftmals nicht angemeſſen ſei, war die Weiſung 


ertheilt. In den gerichtlichen Verſteigerungen, welche durch Streitſachen 


oder Konkurſe veranlaßt werden, ſei ſich der hierbei zu bezahlenden Taxen 


halber an jenes genau zu halten, was die T. O. in Abſicht auf den Ge- 
richtsabgeordneten in der fünften Rubrik, und in Betreff des eintreten 
den Kunſtverſtändigen im §. 13 ordnet. In allen übrigen Verſteigerun- 
gen habe es bei dem §. 12 des Pat. vom 15. Juli 1786 ſein Ver⸗ 
bleiben. Uebrigens werde es immer von der Beſcheidenheit des Interefſ- 


ſenten abhängen, bei unbedeutenden Verkäufen, ſo der Koſten rer loh⸗ 
nen, den unverhältnißmäßigen Auslagen auszuweichen. 


2279. Hfd. v. 31. Aug. 1789 N. 1045, an d. in. ö. A. G. 


Die in der fünften Rubrik der T. O. in Streitſachen ausgemeſſene 5 


Taxe gilt für den ganzen Tag, an welchem ſich der Richter oder 11 5 


Abgeordneter mit dem Zeugenverhör abgibt, es mögen ſodann mehrere 


oder wenigere Zeugen zu vernehmen fein, 


Zur VI. Rubrike der T. O. 


2280. Pat. v. 7. Aug. 1782 N. 66. 


a) Die für ein Urtheil beſtimmte Taxe hat sone der freitenden 2 
Theile ganz zu bezahlen. 


b) Für ein App.-Urtheil, wodurch der Spruch erſter Inſtanz beſtä— 


tiget wird, hat jene Partei, ſo appellirt hat, das Doppelte der Taxe, 
die von ihr für das Urtheil der erſten Inſtanz bezahlet worden, zu entrich— 


ten, dagegen hat jene Partei, wider welche die Appellazion ergriffen 


worden, eine Urtheilstaxe in dieſem Falle nicht zu bezahlen. 


"er 
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c) Für ein App.⸗Urtheil, wodurch der Spruch erſter Inſtanz abge: 
ändert worden, hat jede Partei diejenige Urtheilstaxe, jo von ihr für 
das Urtheil erſter Inſtanz bezahlt worden, zu entrichten. 


ei 2281. Ofd. v. 9. Sept. 1785 N. 465, an d. n. ö. A. G. 


Die unterm 7. Aug. 1782 ergangene Verord. „mittelſt welcher feſt— 
geſezt worden, daß die Appellazions-Urtheilstaxe in dem Falle, daß der 
Spruch der erſten Inſtanz entweder ganz oder auch nur zum Theile ab- 
geändert wird, von jeder Partei zu entrichten komme, habe auch für jene 
Fälle zu gelten, wenn beide Theile zugleich über ein aus mehreren Punk— 
ten beſtandenes Urtheil die Appellazion ergriffen hätten. 


2282. Dek. d. böh. Gub. v. 28. Febr. 1825 Z. 8937 (P. 32). 


| Vermög Hkd. v. 9. l. M. Hofz. 4620, ift in zweiter Inſtanz ein 
Kontumazurtheil nicht denkbar. Es kann daher das obergerichtliche Urtheil 
niemals als ein Kontumazurtheil taxirt werden, ſondern dasſelbe bleibt 
für jeden Fall der in der ſechſten Rubrik des Judizialtarnormals vom 
1. Nov. 1781 beſtimmten Taxe unterworfen, zumal es in der Haupt- 
ſache gleichviel iſt, ob der Prozeß im ordentlichen Verfahren oder über 
| einen von der erſten Inſtanz in contumaciam ien Spruch zum obern 
Richter gelangt. 


2283. Hkd. v. 5. Dez. 1827 Z. 41430; Vdg. d. n. ö. Reg. v. 16. 
3. 70478 (P. 716). 


Dias Hfd. vom 7. Aug. 1782 iſt dahin zu verſtehen, daß bei einem 
auf Beſtätigung ausfallenden Appellazions-Urtheile der Appellant nur 
dann die doppelte Urtheils⸗Taxe zu bezahlen hat, wenn er in dem Ur- 
theile auch in die Gerichtskoſten verfällt wird. 


| 2284. Hkd. v. 3. Sept. 1828. Z. 34788; Vdg. d. laib Gub v. 2 
8 Okt. 1828 3. 21599 (P. 331). 


Die k. k. allg. Hofkammer hat die Belehrung ertheilt, das Hfd. v. 
7. Aug. 1782 ſei dahin zu verſtehen, daß bei einem auf Beſtättigung aus— 
fallenden Appellazions-Urtheile der Appellant nur dann die doppelte 
rtheilstaxe zu bezahlen habe, wenn er in dem Urtheile auch in die 
Gerichtskoſten verfällt wird. 


N 


Zur VIII. Rubrike der T. O. l - 
2283. Hfd. v. 27. Jän. 1783 N. 119, an alle Gerichtstarämter. 


I) Auch bei Erfolglaſſungen in Streitſachen ſei jene Taxe abzuneh— 
men, die in dem Geſeze dem wegen. ſolcher Erfolglaſſüng ergangenen 
richterlichen Akte Bu ift, 
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Taxpatent für das adelige Richteramt. 
Aufhebung der früheren Geſeze, ſ. 2170 — 1; ferner 


2287 — 9. Berggerichte, ſ. 2173. Oberſthofmarſchall⸗ 
amt, ſ. 2175. Abnahme der Taxen in Konv. Münze, ſ.“ 


1522, 2120, 2176 u. 2290. Rükerſtattung der Taxen, 
ſ. 2177. 

Tarfreiheit des Armen- und Invalideninſtitutes, 
ſ. 2179 — 84; bei Kloſterpfründen, ſ. 2059. 


2286. Pat. v. 13. Sept. 1787 N. 717 ). 
Um den Taxen auch in den Geſchäften des adeligen richterlichen Am⸗ 


tes eine beſtimmte Richtſchnur zu geben, wird vom 1. Nov. 1787 anzu⸗ 
fangen in Anſehung derſelben folgende Vorſchrift gegeben, und werden 


dagegen alle über dieſen Gegenſtand beſtehende Verordnungen und Ge⸗ 
wohnheiten für unwirkſam und aufgehoben erklärt. 

§. 1. Jedermann, ohne Rükſicht auf Stand, Würde oder Religion, 
iſt in Taxen bei Geſchäften des adeligen richterlichen Amtes auf gleiche 
Art zu behandeln; auch hat zwiſchen den Eingebornen und den in gleiche 
Geſchäfte verflochtenen Fremden kein Unterſchied ſtatt. 


§. 2. Die Taxe hat ſtets die Partei zu zahlen, auf deren Anlan- 


gen die der Taxe unterliegende richterliche Erledigung, Verfügung, Zu⸗ 
ſtellung oder ſonſtige Einſchreitung geſchehen iſt. Nur- wenn eine rich— 


terliche Verfügung auf ein Anſuchen ergeht, das zum Vortheile eines 0 


Mündels geſchieht, iſt die Taxe aus dem Vermögen des Mündels zu 
entrichten. Sämmtliche Taxen, worüber die Ordnung am Ende beige⸗ 


fügt iſt, ſind nach ihren mancherlei Rubriken in vier ee unter⸗ 


ſchieden. S. 2211. 


§. 3. Die Taxe der erſten Klaſſe iſt zu Reza wenn das 


Verlaſſenſchafts-, Pupillar- oder Kuratelsvermögen, nach Abzug der rich— 
tig erkannten Schulden, wenigſtens 20000 Gulden beträgt, oder die 


richterliche Amtshandlung über ein Partikulargeſchäft eintrit, deſſen Ge- 


genſtand wenigſtens zu einem Werthe von 4000 Gulden reicht. 

§. 4. Die Taxe der zweiten Klaſſe ift zu bezahlen, wenn das 
Verlaſſenſchafts-Pupillar- oder Kuratelsvermögen, nach Abzug der richtig 
erkannten Schulden, wenigſtens 10000 Gulden beträgt, oder die richter— 


liche Amtshandlung über ein Partikulargeſchäft eintrit, deſſen Gegen⸗ 


ſtand RB zu dem Werthe von 2000 Gulden reicht. 
Die Taxe der dritten Klaſſe iſt zu bezahlen, wenn das 
Verlesen hafte Pupillar- oder Kuratelsvermögen, nach Abzug der richtig 
erkannten Schulden, wenigſtens 5000 Gulden beträgt, oder die richter— 
liche Amtshandlung über ein Partikulargeſchäft eintrit, deſſen Gegen⸗ 
ſtand wenigſtens zu dem Werthe von 1000 Gulden reicht. 
§. 6. Nach der vierten Klaſſe iſt in allen Fällen vorzugehen, 


die nicht aus drüklich zu einer der vorhergehenden höhern Klaſſe be⸗ 


ſtimmt ſind. 
) S 2168 die Note. 
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§. 7. Wenn aber das Verlaſſenſchafts⸗ das Pupillar- oder Kura⸗ 
telsvermögen, nach Abzug der richtig erkannten Schulden, nicht wenig⸗ 
ſtens 100 Gulden beträgt, iſt keine Taxe abzufordern. Eben fo iſt in 
den Partikulargeſchäften demjenigen Theilnehmenden keine Taxe anzu— 
rechnen, welcher durch obrigkeitliches Zeugniß, oder fonft glaubwürdig 
eine ſolche Mittelloſigkeit, daß er außer den ne En. Lebens⸗ 
mitteln nichts beſizet, darthun kann ). 


§. 8. Obſchon der zwiſchen den Klaſſen beſtehende beträchtliche Un⸗ 
terſchied nicht leicht beſorgen läßt, daß ein Zweifel entſtehen werde, 
nach welcher Klaſſe die Taxe abzunehmen ſei; ſo wollen wir dennoch 
über die Art, wie das Vermögen oder der Geſchäftsbetrag zu berechnen 
iſt, ſo viel möglich allen Irrungen durch folgende Anordnung zuvor— 
kommen. 


a) Sollen wegen Beſtimmung der Taxe nie eigene Schäzungen 
vorgenommen, ſondern, wenn nicht ohnehin eine vorhanden iſt, 
b) die ſtändiſchen Realitäten nur nach dem Betrage der Einlage 
in dem ſtändiſchen Kataſtrum, 
c) die übrigen Realitäten aber dach dem Werthe, der in dem lez⸗ 
ten Kaufbriefe, der Erbseinantwortung, oder andern lezten Beſizver— 
änderung einkommt, und nach welchem die gründberrlichen Taxen oder 
Todfallsgebühren abgenommen wurden, angeſezt werden. 
d) Wenn ein Kontrakt mehrere Punkte oder mehrere wechſelweiſe 

| eingegangene Verbindlichkeiten enthält, oder auf mehrere Jahre geſchloſ— 
ſen wird; ſoll das Ganze des Betrages der beiderſeitigen Verbindlich— 
keiten, und zwar für alle Jahre, für welche der Kontrakt geſchloſſen 
wird, zuſammengenommen, und die Taxe nach dem ausfallenden, ganzen 
Betrage von dem Gegenſtande des Geſchäfts angerechnet werden. 

e) So lange ein Verlaſſenſchaftsgeſchäft, das mehrere Erben, oder 
ein Pupillar⸗ oder Kuratelsgut, das mehrere Eigenthümer hat, unzer— 


*) Dog. des böh. Gub. v. 21. April 1837 Z. 13601 (P. 188). 


Verfahren bezüglich bei den k. freien und den k. Leibgedingſtädten, dann 
bei den k. privilegirten und den k. Bergſtädten— 


| Aus Anlaß eines einzelnen Falles wird den k. Kreisämtern und bezüglich 

der Taxabſchreibungen bei den k. freien und k. Leibgedingſtädten, dann bei den 

| k. privilegirten und den k. Bergſtadten folgendes bedeutet: 

| a) Die Nachſicht der im gerichtlichen Verfahren auflaufenden uneinbring— 
lichen Taxbeträge iſt durch die Ihfd. v. 11. Sept. 1789 N. 1050 und vom 20. 
Febr. 1795 N. 218, den Magiſtraten eingeräumt. S. 2221 u. 2226 

b) Hinſichtlich der Taxen des adeligen Richteramts- und der Gruudbuchs— 

taxen hat es mit Rükſicht auf die Wichtigkeit des Targefälles als ſtädtiſche Ein— 
nahmsquelle bei der bisherigen Uebung, gemäß welcher ſolche Taxnachſichten bei 
den k. privilegirten und den k. Bergſtädten von dem Gubernium ertheilt wer— 
den, auch noch ferner zu verbleiben. 

c) Bei den k. freien und den k. Leibgedingſtädten wird dagegen wegen Ab— 
kürzung des Geſchäftsganges die Ertheilung der Bewilligungen zur Abſchreibung 
der uneinbringlichen adeligen Richteramts- und Grundbuchstaxen von nun an, 
dem vereinigten k. k. Landesunterkammeramte überlaſſen. 5 

Wornach das Weitere zu verfügen iſt. 
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theilt beſteht, ſoll die Taxe nach dem Betrage des Ganzen angerechnet, 4 


dagegen auch hierüber nur eine taxbare Expedizion erlaſſen werden. 


§. 9. Da ein Geſchäft des adeligen richterlichen Amtes an den 
höheren Richter nicht anders gelangen kann, als wenn über verabſäumte 


Amtspflicht gegen den Richter der erſten Inſtanz Beſchwerde geführt, 
oder in einem ſolchen Falle von dem höheren Richter von Amtswegen 
eingeſchritten wird; fo tft über dergleichen Geſchäfte bei der höheren 
Behörde keine Taxe abzunehmen; dagegen iſt von der höheren Behörde 
bei Erledigung des Rekurſes ſorgfältig darauf zu ſehen, ob die Partei 
den Rekurs muthwillig erreget oder der untere Richter den Rekurs 
durch offenbar verabſäumte Amtspflicht veranlaßt habe, in welchen Fäl— 
len die Partei oder der Richter zu einer verhältnißmäßigen Geldſtrafe 


zu verfällen, und dieſe in den Taxfond abzuführen iſt. S. 2257-9. 


§. 10. Den Betrag der Taxe hat der Richter auf jedes einzelne 


Stük der Schriften, welche der Taxe unterliegen, genau anzumerken, 
die Partei aber den Betrag am eheſten abzuführen. Die Abführung der 


Taxe muß an den Richter ſelbſt, oder an die von ihm zur Einhebung 


der Taxen eigens angeſtellten beeidigten Gerichtsperſonen geſchehen: und 


hat die Partei, ungeachtet der an einem Dritten erweislich geſchehenen 
Entrichtung, dem Richter für die allenfalls nicht eingegangene Taxe zu 
haften. S. 2244 u. 2291 —3. 

§. 11. Wegen unterlaſſener Berichtigung der Taxe iſt mit keiner 


richterlichen Verfügung, Erledigung oder Zuſtellung zurükzuhalten; ſon⸗ 
dern der Betrag der Taxen einſtweilen vorzumerken; am Ende 45 7 


jeden Monats find dann die haftenden Ausſtände einzutreiben, S 
2246 —8. 


$. 12, Dem Richter wird in dieſer Abſicht die Macht eingeräumt, 
denjenigen, der die Taxe zu bezahlen hat, und darin ſäumig iſt, nach 


Verlauf des Monats durch den Gerichtsdiener erinnern zu laſſen, daß 


er binnen der nächſten 8 Tage den Rükſtand berichtige. Wenn dieſe 


Erinnerung fruchtlos und die eingeräumte Zeit verſtrichen iſt, ſoll der 
Rükſtand nach Vorſchrift des §. 307 der allg. G. O. eingetrieben wer— 
den, und zwar ſolcher Geſtalt, daß ſogleich ein Gerichtsdiener an den 
Rükſtändner abgeſchikt werde, welcher ohne weiters, ſo viel die Taxe be— 


trägt, von den vorfindigen Habſchaften abnehme. Das Abgenommene, 
fo weit es in Fahrniſſen und Geräthen beſteht, fol bei der nächſt vor- 


fallenden gerichtlichen Feilbietung verkauft, die Taxe entrichtet, und 
falls etwas übrig iſt, ſolches dem Eigenthümer ausgefolgt werden. S. 
2251 —6. 

§. 13. Wo in den Geſchäften des adeligen richterlichen Amtes auch 
Kunſtverſtändige zuzuziehen ſind, wird in dieſer allgemeinen Ordnung 
ihre Belohnung durch eine gewiſſe Taxe zu beſtimmen nicht erforderlich 
befunden, ſondern die Beſtimmung der Taxe dem Richter überlaſſen, 
der dabei in jedem einzelnen Falle von Amtswegen auf die Beſchaffen— 


heit der Kunſt und auf den Stand des Kunſtverſtändigen Rükſicht zu 


nehmen hat. 
6. 14. Alle in dieſer T. O. ausgemeſſenen Taxen haben bei landes— 
fürſtlichen Stellen in den Taxfond, bei Magiſtraten in die ſtädtiſchen 
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Kaſſen, bei Dominikalortsgerichten in die herrſchaftlichen Renten, bei 
Dinaſten und Jurisdizenten in derſelben eigene Kaſſe einzufließen, und 
ſollen dieſelben unter keinem Vorwande von einem zur Amtsverwaltung 
beſtimmten Beamten bezogen werden. Jeder dieſer Beamten hat daher 
ſich an den verhältnißmäßigen, von demjenigen, der ihn zu beſtellen 
hat, auszumeſſenden Beſoldung zu begnügen, und an Taxen von ſeinem 
Dienſte nichts anders zu genießen, als was ihm bei Entfernung von 
dem Orte des Gerichtsſtandes in eben dieſer Tax-Ordnung Sers be⸗ 
ſtimmt wird. 

| Zur genauen Befolgung gegenwärtiger T. > ſoll dieſelbe in der 
Kanzlei eines jeden Gerichts zur beſtändigen Einſicht aufbehalten wer— 
den, und haben die Parteien ſich nach der darin vorgeſchriebenen Ent— 
richtung unverweigerlich zu fügen, die Richter aber ſich bei ſtrenger Ver— 
antwortung aller Ueberſchreitung derſelben zu enthalten. S. 2294. 


Tarbezug des delegirten il . 2217-19 
W 


Allgemeine Taxordnung in den Geſchäften des ade—⸗ 
ligen richterlichen Amts. 


| Erſte Rubrik. x 
1 Sie e kr. II. Kl. — 5 kr. III. Kl. — 3 kr. IV. Kl. — 2 kr. 


In dieſe Rubrik gehört; 
a) Jeder Bescheid, fo von dem Richter über eine eingereichte Bitt— 
ſchrift ertheilet wird, und nicht ausdrüklich mittelſt gegenwärtiger Ord— 
nung in eine andere Rubrik geſezt iſt. 
| bp) Jede Anſchlagung eines Ediktes. 

c) Jede Zuſtellung einer gerichtlichen Verordnung. Wenn jedoch die 
Zuſtellung in einem Orte zu geſchehen hat, der von dem Gerichtsorte 
eine Meile oder weiter entfernt iſt, ſollen dem Gerichtsdiener für jede 
Meile 15 kr. mit Einrechnung des Ruͤkweges abgereicht werden. S. 
2263 —8 u. 2296. 


N 3 weite Rubrik. 
I. Klaſſe — 30 kr. II. Kl. — 15 kr. III. Kl. — 12 kr. IV. Kl. — 10 kr. 


Hieher gehört: 

a) Die Erledigung der Erbserklärung. 

b) Die Aufnahme eines mündlich vorgetragenen Geſchäftes in das 
Gerichtsprotokoll. 

c) Die Ausfertigung eines Dekrets zur Aufſtellung eines Vormun— 
des oder Kurators, eines Vertreters der ap ae eines 
Vertreters abweſender Theilnehmer. 

N d) Die Verordnung zur Vormerkung einer leztwilligen Anordnung 
bei einer Landtafel oder einem Grundbuche. | 

e) Die Verwilligung eines Verbotes auf fahrende Güter. 
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f) Die Herausgebung der Beweggründe einer richterlichen Ver⸗ 
ordnung. ö van! 2 
Dritte Rubrik. 1 

I. Klaſſe — 40 kr. II. Kl. — 20 kr. III. Kl. — 15 kr. IV. Kl. — 10 kr. 1 


Hieher gehört: N 4 
a) Jede Ausfertigung eines Edikts zur Feilbietung; zur Erörte— 
rung der haftenden Schulden; zur Vorrufung eines Theilnehmers, deſſen 
Aufenthaltsort unbekannt iſt; zur Amortiſirung einer Urkunde, jedoch 
ohne Rükſicht, ob das Edikt an mehreren Orten anzuſchlagen, folglich 
in mehreren Expedizionen zu expediren ſei. 
pb) Jedes Erſuch- oder Antwortſchreiben, fo an einen andern Rich- 
ter oder eine Obrigkeit ergeht. . 
c) Jeder Befehl, ſo an einen Gerichtsabgeordneten, Gerichtsdiener, 
Kunſtverſtändigen, Vormund, Vermögensverwalter erlaffen wird. a 
d) Jede Verordnung über die von einem Vormunde angeſuchte 
gerichtliche Bewilligung zur Veränderung des Aufenthaltsortes des Mün- 
dels oder Kuranden; zur Beſtimmung von deſſen Erziehungsart; zur 
Veränderung feines Standes; zur Beſtreitung einer Ausgabe; zur Ver⸗ 
äußerung eines Pupillargutes; zur Erhebung eines Theiles des Pupillar— 
vermögens. | 1 
e) Jede obrigkeitliche Vidimirung der Abſchrift einer Urkunde. 


Vierte Nubrik. | | 
I. Klaſſe 1 fl. — II. Kl. — 30 kr. III. Kl. — 20 kr. IV. Kl. — 15 kr. 


Hieher gehört: — . 
a) Die Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde, ſ. 2302-3. 
p) Die Aufnahme eines Eides. 1 
c) Das Vorzuhalten über Erlag eines Depoſitums. 

d) Die Expedizion über die Finalerledigung einer Rechnung. 


e) Mäßigung der Gerichtskoſten; |. 2297. 


| Fünfte Nubrik. e 
I. Klaſſe 3 fl. — II. Kl. 1 fl. 30 kr. III. Kl. 1 fl. — IV. Kl. — 4s kr. 


Dieſe findet ſtatt: N 

a) Für die Kundmachung der leztwilligen Anordnung, fie mag in 
einer oder in mehreren Urkunden beſtehen. 

p) Für jeden Tag, wo der Richter oder deſſen Abgeordneter, es 
mögen deren einer oder mehrere ſein, einſchreitet; zur Anlegung oder 
Abnehmung der Sperre bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen; zur Verhörung 
eines Zeugen in dem Gerichtsorte oder deſſen Wohnung; zur Beaugen— 
ſcheinigung eines in eine Verlaſſenſchafts-Pupillar- oder Kuratelsmaſſe. 
gehörigen Gutes; zur Rekognoszirung einer Handſchrift; zur Vorneh— 
mung der engen Sperre; zur Errichtung eines Inventariums; zur Feil⸗ 
bietung eines Pupillar- oder Verlaſſenſchaftsgutes. 
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In die Zahl der Tage wird auch die allenfalls auf die Reiſe ver— 
wendete Zeit eingerechnet. Gleichfalls iſt den Gerichtsabgeordneten, da— 
mals, wenn ſie außer dem Gerichtsorte das Amtsgeſchäft vorzunehmen ha— 
ben, die ihrem Charakter angemeſſene Koſt und Fuhre von der Partei, 
unentgeltlich zu entrichten. Jedoch ſoll für Verfaſſung des Protokolls 
und Erſtattung der Relazion nichts gefordert, und für die den Parteien 
auf Anlangen hinaus gegebenen Abſchriften nichts anderes, als die Schreib— 
gebühr entrichtet werden. 

e) Für die Ratifikazion eines Vergleiches, eines Heirathsbriefes, 
eines Kauf-, Tauſch⸗, Beſtand-, Koſt- oder fonft wie immmer gearteten 
Kontrakts, der in einem Vormundſchafts-, Kuratels- oder eee 
| ſchaͤfte entrichtet wird. S. 2298-2301. 


Sech ſte Rubrik. 
1 Klaſſe 12 fl. — II. Kl. 6 fl. — III. Kl. 4 fl. — IV. Kl. 1 fl. — 


Dieſe findet ſtatt: 

a) Für die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung der Ver— 
laſſenſchaft. 

b) Für die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung des Pupil— 
largutes, wenn ein Mündel großjährig erklärt oder ihm die Nachſicht 
des Alters ertheilt wird. 

c) Für die Finalverordnung über Abſonderung der Allodialgüter 
von Fideikommiß⸗, Subſtituzions- oder Lehensgütern; über Onerirung 
eines Fideikommiſſes, über Depurazionsnachſehung, über Verkaufung einer 
fideikommiſſariſchen Realität, über Vertauſchung eines Fideikommißgutes. 

Es mag die gerichtliche Verordnung über einſtimmiges Einverſtändniß 
der Theilnehmenden erfolgen, oder bei getheilten Meinungen eine rich⸗ 

terliche Verfügung eintreten. 
| Ueber Vermögensabtheilung zwifhen Erben, Mündeln, Kuranden. 


Verfaſſung der Urkunden; f. 2302 — 3. Nachſicht des 
Alters, ſ. 2304; Adopzion, |. 2305 — 6. 


Sie bente Rubrik. 


Für jede Abſchrift, ſo die Partei von dem Richter verlangt, iſt 
bei den in der Hauptſtadt jeder Provinz befindlichen Gerichtsbehörden 
für eine Seite 4 kr., bei den übrigen außer dem Bezirke der Haupt: 
ſtädte befindlichen Gerichtsbehörden 2 kr. zu bezahlen, und ſoll der Rich 
ter ſich hierbei gegenwärtig halten, die Parteien durch zu große Weit— 
läufigkeit nicht zu erſchweren. 


Achte Nubrik. | 


Für die Aufnahme einer Rechnung iſt von dem Betrage der Ein— 
künfte, nach Abzug der Intereſſen von den etwa haftenden Schulden, 
der. landesfürſtlichen Gaben, der zur Erhaltung des Pupillargutes un— 
entbehrlichen Ausgaben, wie auch der von demſelben zu entrichtenden 

Handb. d. Giebigkeiten. 
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jährlichen Laſten an wittiblicher Unterhaltung, lebenslänglichen Legaten 
und Penſionen die Raittaxe mit 3 Prozenten zu entrichten, und ſoll die 
hier ausgemeſſene Raittare von dem ganzen Betrage der Einkünfte, nach 
den ausgezeichneten Rükſichten auch dann abgenommen werden, wenn 
über ein unzertheiltes Vermögen, wovon ein Theil Großjährigen ange— 
hört, Rechnung gelegt wird. Dagegen ſind von der Raittaxe befreit: 


a) Alle Stiftungsrechnungen; 

b) die in Konkursgeſchäften vorfallenden Miu gen 

c) diejenigen Pupillar- und Adminiſtrazionsrechnungen, wo nach ob— 
gedachten Abzügen die reinen Einkünfte nur 300 fl., oder Pee 
betragen ). 

d) Die ſammtlichen Pupillarrechnungen bei den Oominifalortöge 
richten. 

Ueber die hier ausgemeſſene Rechnungstaxe iſt für die ae 
lung und Erläuterung der Rechnungen, für derſelben Begnehmigung 
und Ertheilung des Abſolutoriums keine beſondere Taxe abzunehmen. 
S. 2307 —9. | 


5 Neunte Rubrik. 
Für die bei Verwaltung des adeligen richterlichen Amts vorfal— 


lende Verwahrung eines zu Gerichtshänden erlegten Gutes iſt bei Er⸗ 


folglaſſung zu bezahlen: 


Für baares Geld und die Präz iofen, nach Schazung 85 billigem 1 


Anſchlage, vom Gulden ein halber Kreuzer. 


Für Schuldbriefe ein achtel Kreuzer. 
Von dieſer Entrichtung iſt IR, jedes Pupillardepoſitum Er zu 
laſſen. 


2287. Hfd. v. 24. Dez. 1787 N. 757, an ſämmtl. Länderſt. 


a) Durch die neue Taxordnung in den Geſchäften des adeligen 
Richteramtes v. 13. Sept. 1787 ſind nur lediglich jene Taxen, v. 1. Nov. 


1787 anfangend, aufgehoben worden, welche über dieſen Gegenſtand, das 


iſt: über das adelige Richteramt allein bisher beſtanden, oder abzuneh- 


men gewöhnlich geweſen ſind. 


b) Dadurch kann die Taxordnung in Streitſachen v. 1. Nov. 17819 


nicht im mindeſten beirrt werden: ſondern in allen Streitſachen ſind die 


darin ausgemeſſenen Taxen unabänderlich fo abzunehmen, wie dieſe Tax⸗ 


ordnung v. 1. Nov. 1781 es vorſchreibt. 


*) Mit Voͤg. des böh. Gub. v. 18. Okt. 1838 3. 51207, wurde mit W 


auf die Hfd. 2120, 2126, u. 2290 entſchieden, daß die obigen 300 
des jährlichen Einkommens in Konv, Münze zu nehmen fi ſind. 
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o) Dieſe beiden gleichgedachten Taxordnungen ſtehen mit den Land— 
tafel⸗, Stadt- und Grundbuchs-, dann Bürgerrechtstaxen in keiner Ver— 
bindung, und haben daher auch überhaupt genommen in dieſen Taxen 
nichts geändert, ſondern nur jene Taxen, die zuvor bei der Landtafel, 
bei der Stadt- oder Grundbuchshandlung abgenommen zu werden pfleg— 
ten, und dermal entweder in einer, oder der andern dieſer beiden Tax— 
ordnungen erſcheinen, und beſtimmt find, dürfen nunmehr bei der Land⸗ 
tafel oder den Grundbüchern nicht mehr abgenommen werden. Alle übri— 
gen in dieſen zwei Taxordnungen nicht bemerkten landtäflichen, oder 
Grundbuchstaxen ſind noch ferner, und in ſo lange nach der beſtehenden 
Obſervanz abzunehmen, bis eine eigene Taxordnung auch für die Land— 
tafel⸗, Stadt- und Grundbuchstaxen nachfolgen wird; und eben fo find 
die Bürgerrechts-Taxen nach der jeden Orts beſtehenden Gewohnheit 
noch weitershin abzunehmen, bis nicht eine anderweite beſtimmte Bor- 
ſchrift darüber erfolgt. 


2288. Hfd. v. 24. April 1794 N. 173, an d. v. ö. A. G. 


| Durch die Taxnormen find nur die aus Verwaltung des Richter— 
amtes in Streitſachen, oder in den Geſchäften des adeligen Richteramtes 
entſtehenden Gegenſtände, nicht aber jene Giebigkeiten beſtimmt worden, 
welche bei einem Sterb- oder Uebergabsfalle an die Dominien oder ſtäd— 
tiſchen Kaſſen unter einem andern Titel, nähmlich ex nexu subditelae 
zwiſchen Herrn und Unterthan, oder als Unterthans,-Lehens,- Grund— 
holds - und ſonſtigen derlei Schuldigkeiten abgeführet worden. Vielmehr 
hat das A. G. dießfalls ohne Einverſtändniß mit der Regierung keine 
Verordnung zu erlaſſen. 


2289. Hfd. v. 10. Juni 1788 N. 841, an d. böh. u. mäh. A. G. 


b) Das an die Kreishauptleute abzureichen gewöhnlich geweſene 
Sperrshonorarium findet bei der eingeführten Taxordnung in den Ge— 
ſchäften des adeligen Richteramtes nicht mehr ſtatt; doch wird geſtattet; 
den Kreishauptleuten, wenn ſie zu derlei Judizialgeſchäften verwendet 
werden, die ausweiſenden Reiſe- und Zehrungskoſten gegen vorläufige 
buchhalteriſche Adjuſtirung aus dem Tarfonde zu vergüten. 

c) Die Landtafeltaxordnung kann einzig noch in jenen Taxen be— 
ſtehen, welche auf die eigentliche dermalige Beſchäftigung und Mani— 
bulazion der Landtafel Beziehung haben, nämlich wegen Einverleibun— 
gen, Vormerkungen, Löſchungen, Ertheilung der Landtafelauszüge, u. dgl. 
eingehoben werden; folglich ſind alle Rubriken, die aus der Verwaltung 
des adeligen ich andes entſtehen, vom 1. Nov. 1787 nicht mehr nach 
der Landtafeltaxordnung, ſondern nach der allgemeinen Taxordnung über 
das adelige Richteramt abzunehmen, und iſt diesfalls die alte Landta— 
feltaxordnung aufgehoben. 


2290. Hkzd. v. 28. Nov. 1825 N. 2148, an ſaͤmmtl. altöſt. Lſt. 


Es iſt vorgekommen, daß die Richteramts-Taxe außer Streitſachen, 
deren Bezug zu Folge der Hofe erden v. 15. Mai 1819 (11. Juni 
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1819, N. 1568, der J. G. S.) in Metall- Münze nach der ur— 


I 


ſprünglichen Ausmaß geſtattet iſt, von dem in Wiener- Währung bes 


rechneten Verlaſſenſchaftsvermögen ſtatt zu finden pflegt. Ein ſolcher 
Bezug iſt offenbar ungebührlich, da es in der Natur der Sache liegt, 


daß die Taxe und der Werth des Gegenſtandes, von dem die eritere - 
abgenommen wird, in einer und derſelben Währung angeſchlagen wer- 


den müſſen. N 

Sollten in dem Gebiete der Landesſtelle ähnliche Unfüge Plaz 
greifen, oder über die Beurtheilung ſolcher Taxbezüge eine Verſchieden— 
heit der Anſichten herrſchen; ſo hat die Landesſtelle in Folge des mit 
der oberſten Juſtizſtelle geflogenen Einvernehmens durch eine kund zu 


machende Weiſung zu erklären, daß die Verlaſſenſchaftsmaſſe bei jeder 


Abhandlung nach dem Kurſe von 250 auf Konvenzions-Münze zurük— 


zuführen, und dann hiervon nach der Taxordnung die Taxe zu berechnen iſt. 


Zum F. 10 der T. O. 
2291. Hfd. 5,4; Jänner 1788 N. 762, an alle A. G. 


a) Die Aufrechnung und Ausmeſſung der Taxen iſt nach der In- 7 


ſtrukzion nicht des Referenten, Präſidenten oder des Rathsgremiums, 


ſondern des Expeditors und Taxators Pflicht; deſſen können ſich dieſe 
Beamten auch in den Geſchäften des adelichen Richteramts nicht entſchlagen. 


b) Damit aber dieſelben nach geſezlicher Vorſchrift in denjenigen 


Fällen vorgehen mögen, wo die eigentliche Klaſſe nach den Vermögens- 


kräften des Waiſen auszumeſſen iſt, ſoll dem Expedit und Taxamte ein 
Verzeichniß aller Pupillen mitgetheilet und bei jedem aus der lezten 
Rechnung die Klaſſe, zu der er nach ſeinem Vermögensſtande gehört, 
angeſezt werden. 

c) Was die Fälle betrifft, wo die Richtſchnur zur Ausmeſſung der 
Klaſſe in dem Betrage der Verlaſſenſchaftsmaſſe liegt, da kann zwar die 


Rubrik, nach der die Taxe abzunehmen iſt, ſogleich aufgenommen, die 


Klaſſe aber nur damals ausgemeſſen werden, wann der eigentliche Be— 
trag der Verlaſſenſchaftsmaſſe bekannt iſt; daher auch dieſer von der 
Stelle dem Expedit- und Taxamte zu dem Ende mitzutheilen iſt, damit 
ſodann die einſtweilen ad notam genommenen Rubriken der abzuführen— 


den Taxen in ihre Klaſſe eingetheilt, und der ausfallende Taxbetrag der 


Ordnung nach eingehoben werde. 

d) Den Stellen, welche für die zu ihren Handen hinterlegten De— 
poſita zu haften haben, ſind alle eingehenden Depoſitengelder ohne Aus— 
nahme, folglich auch jene, die in den Geſchäften des adelichen Richter— 
amts einfließen, überlaſſen, und kann ſich das Taxamt eines Anſpruchs 
darauf nicht anmaßen. — 


2292. Dek. d. o. ö. Reg. v. 29. Sept. 1825 Z. 23197 (P. 186). 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles hat die hohe Hofkanzlei 
mit Dek. vom 10. Sept. d. J. Z. 27263, die ſtrenge Handhabung der 
Regierungs-Vorſchrift vom 20. Auguſt 1787, anzuordnen gerubet, mit— 
telſt welcher beſtimmt wurde, daß der Unfug bei den herrſchaftlichen Be— 
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amten, in den Verhandlungen die Todfalls-Gefälle, und Kanzlei-Jura 

nicht mehr zu ſpeziftziren „ſondern nur ſämmtliche Abzüge und Paſſiva 
zuſammen mit einem Betrag auszuwerfen, woraus nicht abzunehmen iſt, 
ob die Erben dadurch üͤberhalten werden, von den Kreisämtern bei den 
Herrſchafts-Kanzleien bei empfindſamer Beſtrafung der Betretenen ab⸗ 
geſtellt werden ſoll. 


2 Es werden daher ſämmtliche Behörden angewieſen, ſowohl dieſe er— 
wähnte Verordnung, als auch die mit dießortigem Dekrete vom 6. Aus 


guſt 1818 Zahl 14070, kundgemachte dießfällige Hofkanzlei-Verord— 


nung vom 3. Juli 1818, wegen jedesmaliger Hinausgabe ſpezifiſcher 


Ausweiſe, über die von den Unterthanen zu entrichtenden Gebühren und 
Taxen mit aller Wachſamkeit handzuhaben, und im Betretungsfalle mit 
unnachſichtlicher Strenge vorzugehen. 


2293. Hfd. v. 4. Nov. 1826 N. 2230, an alle A. G. 


Die von der k. k. allg. Hofkammer unter dem 18. Okt. 1826, 
an die Gubernien erlaſſene Zirkular-Verordnung, welche die Kontrolle 
bei Bemeſſung und Berechnung der Abhandlungs- und Rechnungsge— 
bühren (Sterb- und Rait-Taxen) betrifft, wird dem Appellazionsgerichte 
in der Beilage mit dem Auftrage angeſchloſſen, dieſelbe den untern k. k. 
Gerichts-Behörden zur Nachachtung bekannt zu geben. 


Beilage. Hkd. v. 18. Okt. 1826, an alle Lſt., mit Ausnahme jener 
zu Mailand und Venedig. 

Man iſt durch die k. k. Kameral-Hauptbuchhaltung zu der Kenntniß 

gelangt, daß bei den k. k. Juſtiz-Taxämtern noch immer in Hinſicht auf 


die Belegung und rükſichtlich Kontrolle der Bemeſſung und Verrechnung 


der Sterb- und Rait-Taxen ein ungleichartiges Benehmen ſtatt findet, 
und dadurch das Tax-Gefäll gefährdet wird. 
Um demnach dieſes Gefäll vor jeder Verkürzung möglichſt zu ſchuͤ— 


zen, in Hinſicht auf die Bemeſſung und Verrechnung der beſagten Sterb— 


und Rait-Taxen eine gleichförmige und genügende Kontrolle gegen die 
Juſtiz-Taxämter herbei zu führen, und durch dieſe leztere die cenſuri— 
rende Buchhaltung in den Stand zu ſezen, über die richtige Gebahrung 
dieſer bei den Taxämtern zu verrechnenden Taxen wachen zu nen 
findet man nothwendig zu verordnen, daß 

Erſtens die in einer jeden Provinz befindlichen k. k. Landrechte und 
untern Gerichts-Behörden angegangen werden: 

a) den Juſtiz-Taxämtern hinſichtlich der Bemeſſung der Sterb— 


| Taren jedesmal mittelft eines eigenen Dekretes das reine dem Mortuar 
5 unterliegende Vermögen „ und binfichtlich der Ausmaß der Rait-Taxen 


die reinen Pupillar-Einkünfte, mittelſt eines von ihnen beſtätigten Aus— 
weiſes über den reinen Nuzungsertrag des Pupillar-Vermögens, be⸗ 
kannt zu machen; 

b) ihre Expedizionsämter dahin anzuweiſen, alle dergleichen Expe— 
dizionen in Betreff der Sterb- und Rait-Taxen-Bemeſſungen gehörig 


in die den Taxämtern zu übergebenden gleichzeitigen Expedits-Tabellen 


aufzunehmen, und ſich fire die Zukunft angelegen ſein zu laſſen, uf 
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dem $. 17. der durch Zirkular-Verordnung vom 23. Sept. 1813, für 
die Behandlung der Judizial-Geſchäfte vorgeſchriebenen Taxamts-In— 
ſtrukzion alle Gegenſtände, die bei der Stelle vorkommen, in der Erz 
pedits⸗Tabelle aufzuführen, daß 9 
Zweitens den Landes-Juſtiz-Taxämtern aufgetragen werde, die 
Sterb- und Rait-Taxen ſogleich nach Empfang der ihnen von 
Seite der Landrechte in Betreff dieſer beiderſeitigen Tax-Bemeſſungen 
zukommenden Dekrete und Pupillar-Vermögens-Ausweiſe gehörig zu 
bemeſſen, und ohne Verſchub in den gleichzeitigen Tax- Rechnungen zur 
Gebühr vorzuſchreiben, übrigens aber eine jede dieſer Gebührseinſtel— 
lungen vorſchriftmäßig mit den erwähnten landrechtlichen Dokumenten 
zu belegen. S. 102. hr 


Zum F. 14 der T. D. 


2294. Hfd. v. 22. Dez. 1791 N. 231, an d. n. ö. A. G. 


Der Unfug, mittelſt deſſen die Ortsgerichte im Lande unter der Enns 
in der Verwaltung des adelichen Richteramtes ſich anmaßen, theils blos 
um den Bezug der Taxen zu vergrößern, ſolche Expedizionen und Ver— 
ordnungen zu erlaſſen, die nach den eintretenden Umſtänden, beſonders 
bei dem Landvolke, ganz und gar überflüſſig ſind; theils auch Taxen von 
ſolchen Expedizionen aufzurechnen und zu begehren, welche gar nicht er— 
laſſen worden ſind, wird auf das Nachdrüklichſte eingeſtellt und verboten, 
und diejenige Obrigkeit, die ſich einer derlei Eigennüzigkeit ſchuldig machte, 
fol nicht nur zur Zurükſtellung des vierfachen Betrages einer derlei wider- 
rechtlich abgenommenen Taxe an die Partei, die es betrifft, ſondern nach 
Umſtänden noch überdieß zu einer empfindlichen Strafe verhalten werden. 


2295. Vdg. d. böh. Gub. v. 9. Dez. 1836 3. 58492 (P. 1063). 


Nach dem Inhalte der Berichte der k. Kreisämter wird ſich von den 
hierländigen Magiſtraten in den Fällen, wo dieſelben im Delegazionswege 
Prüfungen mit den Kandidaten aus der Grundbuchsführung und dem 
adelichen Richteramte vornehmen, hinſichtlich der Bemeſſung und Abnahme 
der Taxen für dieſe Amtshandlung verſchieden benommen, indem einige 
von dieſen Kandidaten nebſt der von dem k. k. Generaltaxamte bemeſſenen 
Aerarialtaxe, dann den vorfallenden Stempel: und Poſtportogebühren, 
auch noch zu Handen der ſtädtiſchen Gemeindrenten mehrere Taxbeträge 
abnehmen, und dieſe Abnahme mit Hinweiſung auf die Taxordnung in 
adelichen Richteramtsangelegenheiten rechtfertigen, die meiſten Magiftrate 
aber, außer den Stempel- und Poſtportogebühren, gar keine anderweitigen 
Taxgebühren zu Handen der Gemeindrenten in Anſpruch nehmen. 
ö Um nun in dieſer Angelegenheit ein gleichförmiges Benehmen der 
betreffenden Magiſtrate zu erzielen, haben die k. Kreisämter den dortigen 
Magiſtraten nachſtehende Weiſung zur künftigen genauen Nachachtung 
bekannt zu geben. ’ 

Es beſteht keine geſezliche Vorſchrift, welche die Abnahme von 
Taxen in den obbezeichneten Fällen zu Handen der ſtädtiſchen Gemeind— 
renten geſtattet. Leztere läßt ſich aber auch deshalb nicht rechtfertigen, 
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weil eines Theils die Delegirung der Magiſtrate zu dieſen Prüfungen 
nur zum Vortheile der großtentheils mittelloſen Kandidaten geſchieht, 
um denſelben die Reiſe- und Zebrungskoſten in der Hauptſtadt zu er— 
ſparen, welche wohlthätige Abſicht jedoch, im Falle die Magiſtrate von 
denſelben Taxen zu Handen der Gemeindrenten abnehmen würden, nicht 
erreicht werden möchte, und weil anderntheils dieſer Prüfungsakt kei— 
neswegs als eine Parteiſache, ſondern als ein ſtreng offizioſer Gegen— 
ſtand angeſehen werden muß, indem die Prüfung über höheren Auftrag 
und nicht zum Vortheile der Partei, ſondern nur Behufs der Ueber— 
zeugung der Oberbehörde vorgenommen wird, ob der Prüfungskandidat 
die nöthigen Fähigkeiten und Geſezkenntniſſe beſize, endlich weil durch 
die Abnahme ſtädtiſcher Taxen von dieſen der Aerarialtaxe bereits un— 
terliegenden Prüfungsakten eine doppelte Taxbemeſſung von ein und 
demſelben Gegenſtande eintreten wurde. 

Bei vorkommenden derlei Prüfungsfällen haben daher die betref— 
fenden Magiſtrate von den Kandidaten außer den entfallenden Stem— 
pel⸗ und Poſiportogebühren durchaus keine, wie immer geartete Taxen 
zu Handen der ſtädtiſchen Gemeindrenten abzunehmen, und die k. k. 
Kreisämter werden angewieſen, die genaue Befolgung dieſer Weiſung 
gehörig zu überwachen. 


Zur L Rubrike der T. O. a 2 5 


2296. Vdg. des böh. G. v. 23. Febr. 1835 Z. 5979, an das 
Unterkammeramt (P. 90). 

Da bloße Vorladungszettel der Parteien in Geſchäften des ade⸗ 
lichen Richteramtes nicht als Beſcheide anzuſehen ſind, ja ſelbſt keine 
Beweis wirkenden Urkunden ſind, da ſie nur die Parteien zur kom— 
miſſionellen Verhandlung vorladen, und ſelbſt das Nichterſcheinen der— 
ſelben keine ſolche Kontumazial-Folge nach ſich zieht, wie dies bei dem 
Rechtsverfahren der Fall iſt, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß derlei Vorrufungszettel (außer jenen Fällen, wo die Geſeze eine 
ſchriftliche, tarbare Vorladung eigens vorſchreiben) in adelichen Richter— 
amtsgeſchäften, und im eigenen Gerichtsbezirke ſowohl mündlich als 
ſchriftlich, tar- und ſtempelfrei zu behandeln find, 


Mäßigung der Gerichtskoſten. 


2297. Hfd. v. 19. Jänner 1789 N. 956, an d. n. ö. A. G. 


Die Taxe für die richterliche Mäßigung der Gerichtkoſten, wenn 
ſie in den Geſchäften des adeligen Richteramtes vorfällt, wird r dem 
wiener Stadtmagiſtrate auf einen Gulden beſtimmt. 


Zur V. Rubrike der T. O. 


2298. Hfd. v. 10. April 1788 N. 808, an d. in u. o. ö. A. G. 


Wenn der Fall der Errichtung eines Inventariums eintrit, können 
keine andern Gebühren angerechnet werden, als welche in der fünften Ru— 
brik der neuen T. O, enthalten ſind. Wornach dann die Abgeordneten 
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des Landrechts oder der adeligen Juſtiz-Adminiſtrazion ſelbſt, oder jene, 
die dieſelbe wegen der Entlegenheit von den näher gelegenen Jurisdizenten, 
Magiſtraten, Dominien oder Beamten dazu delegiren, ſich mit der ihrem 
Charakter angemeſſenen Koſt und Fuhr zu begnügen haben, der ausge⸗ 
meſſene Betrag der Taxrubrike aber in den Taxfond des Landrechts einzu- 
fließen hat; nur tft den zu derlei Inventuren verwendeten Kunſtver- 
ſtändigen in jedem Falle von dem Richter eine angemeſſene Belohnung 
zu beſtimmen, und hiebei auf die Beſchaffenheit der Kunſt und den 
Stand der Kunſtverſtändigen zu ſehen, ſowohl dieſe Belohnung aber, 
als die Koſt und Fuhr für die Abgeordneten und den Taxbetrag hat 
allezeit die Partei zu entrichten, und iſt weder das eine noch das andere 
von dem Mortuarium herzunehmen. 


2299. Hfd. v. 11. Dez. 1788 N. 935, an d. in u. o. ö. A. G. 


Das Appellazionsgericht ſoll alle Ortsgerichte, die in dem irrigen 
Begriffe ſtehen, als ob den Abhandlungsinſtanzen die ehemals gewöhn— 


lichen Inventurs-Taxen noch jezt gebühren, dahin belehren, daß fürn 


die Errichtung eines Inventariums über eine Verlaſſenſchaftsmaſſe keine 
andere Taxe, als welche die für die Geſchäfte des adeligen ee. 
amtes beſtimmte Taxordnung vorſchreibt, ſtatt finden könne. 


2300. Hfd. v. 21. Jänner 1789 N. 959, an d. n. ö. A. G. 


Auch die Dominien in Niederöſterreich unter der Enns ſind nicht 
befugt, für die Sperre bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen und für die 
Schäzung eine andere Taxe abzunehmen, als welche die fünfte Rubrik 
der Tax. O. v. 13. Sept. 1787 vorſchreibt; und iſt durch dieſelbe die 
hierlands beſtandene vormalige n und Schäzungsgebühr auf⸗ 
gehoben. 


2301. Hfd. v. 22. Aug. 1834 N. 2667, an d. in 1 küſt. A. G. 


Dem A. G. wird eröffnet, daß den Gerichtsgehilfen im Küſten— 
lande überhaupt keine beſondere Vergütung an Diäten und Reiſekoſten 
zugeſtanden werde, und daß 

1) die Geſchäfte der Sperr-Anlegung, Inventur und Verſteige— 
rung, wenn ſolche in ihrem Wohnorte vorgenommen werden, da, wo 
die Erbsmaſſa nach Abzug der Paſſiven, oder der aus den verſteigerten 


Fahrniſſen gelöſte Betrag die Summe von einhundert Gulden nicht 


erreicht, unentgeltlich von ihnen und den Zeugen verrichtet werden 
müſſen, wo aber in dieſem Falle die erwähnten Geſchäfte von den Ge— 
richtsgehülfen außer ihrem Wohnorte beſorgt werden, wird ihr Lohn für 
jeden Akt dieſer drei Gattungen, wenn ſie nicht zuſammen an eiuem 
Tage vorgenommen werden, auf 45 kr. beſtimmt. 

2) In Fällen, wo jener Betrag der Erbsmaſſa, oder der Lizita— 
zions⸗-Gelder die Summe von 100 fl. erreicht, oder höher iſt, aber 
400 fl. nicht erreicht, hat der Gerichtsgehülfe ohne Unterſchied, wo dieſe 
Akte vorgenommen werden, unter gleicher Bedingung für den Akt ufl. 
30 kr. und 

3) bei 400 fl. erreichenden oder überſteigenden Beträgen eben ſo 
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2 fl. zu erhalten. Wird zur Vornahme der Inventur oder Verſteige— 
rung mehr als ein Tag verwendet, fo wird zwar fir jeden mehr ver⸗ 
wendeten Tag eine beſondere Belohnung zugeſtanden, jedoch im ver— 
minderten Maßſtabe und zwar im erſten Falle mit 20 kr., im zweiten 
mit 1 fl. und im dritten Falle mit 1 fl. 30 kr. In derlei Fällen iſt 
aber vorläufig das Verzeichniß der Gebuͤßren dem Beziksgerichte zur 
Prüfung vorzulegen. 

Sollten zu derlei Akten Zeugen außer ihrem Wohnorte verwendet 
werden, was aber zur Erſparung der Unfoften nur im Nothfalle ſtatt 
zu finden hat, ſo haben dieſelben ohne Unterſchied des Betrages der 
Erbsmaſſa, oder der Lizitazions-Gelder für jeden Tag 20 kr. zu er- 
halten. ö 

Verfaſſung der Urkunden. 


2302. Hkzd. v. 17. Dez. 1824 N. 2057, an die Lit. in Illir. 
und Küſtenlande. ö 


Gepflogene Erhebungen haben gezeigt, daß die Bezirksobrigkeiten 
in Illirien in dem Bezuge der Gebühren für Privat-Urkunden, welche 
die Bezirks-Inſaſſen bei ihnen errichten laſſen, ſich nicht gleichartig be— 
nehmen, und daß hierbei zum Theil auch unmäßige Forderungen ſtatt 
gefunden haben. Man findet daher einſtweilen, und bis zur Feſtſe— 
zung einer allgemeinen Norm, für Illirien folgende Vorſchrift zu er⸗ 
theilen: 
| 1. Jedes Bezirksgericht iſt verbunden, feinen Gerichts: Inſaſſen, 
auf ihr Verlangen, über Gegenſtände des Privat-Rechtes, Verträge 
und Urkunden zu entwerfen. Dagegen ſteht den Parteien frei, ſich des 
Beiſtandes des Bezirksgerichtes zu bedienen oder nicht; auch bleibt dem 
freien Willen des Bezirksgerichtes überlaſſen, für Perſonen, die außer 
ſeinem Bezirke wohnen, Verträge und Urkunden aufzuſezen. 

2. Dem Bezirksgerichte wird geftattet, folgende Gebühren aufzu— 
rechnen: für Verträge, wodurch unbewegliche Güter abgetreten oder 
verpachtet werden; für Ehepakten, Geſellſchafts-Verträge und für die 
Errichtung eines lezten Willens, 3 fl.; für alle andern Verträge und 
Urkunden 1 fl. Von Verträgen und Urkunden, die auf eine beſtimmte 
Summe Geldes lauten, iſt, wenn dieſelbe in Allem 250 fl. nicht über⸗ 
ſteigt, nur die Hälfte dieſer Gebühren mit 1 fl. 30 kr. oder 30 kr. 
zu entrichten. Sind in dem Betrage Pacht- oder Miethgelder, Nenten 
oder ähnliche fortlaufende Zahlungen auf beſtimmte Zeit bedungen: ſo 
werden fie für die ganze Zeit des Kontraktes zuſammen gerechnet; ift 
feine beſtimmte Zeit feſtgeſezt, ſo kann die Zahlung eines Jahres in 
Anſchlag gebracht werden. 

3. Der hier feſtgeſezte Betrag darf bei demſelben Rechtsgeſchäfte 
nur einmal bezogen werden, wenn auch mehrere Perſonen daran Theil 


nehmen, oder über die verſchiedenen zugleich übernommenen Verbind— 


lichkeiten mehrere Urkunden errichtet werden. Die Partei, welche die 
Ausfertigung der Urkunden verlangt, hat die Taxe dem Gerichte ganz 
zu erlegen, und allenfalls von den übrigen Theilnehmenden 1 
mäßige Vergütung zu fordern. 
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4. Für die Verfertigung des Protokolles darf keine beſondere Taxe 1 
angerechnet werden. Dagegen haben die Parteien für die Ausfertigung | 
der ihnen ausgehändigten Urkunden und Abſchriften eine Schreibgebühe 
von 4 kr. für die Seite zu erlegen. 9 
5. Die Gebühren können auch für Verträge und Urkunden über 
dingliche Rechte auf unbewegliche Güter bezogen werden; obgleich bei 
der Eintragung in die öffentlichen Bücher die in den Grundbuds-Tar- 
ordnungen feſtgeſezten Taxen zu entrichten ſind. | 1 | 

6. Dagegen dürfen für Urkunden und Verträge, welche nach den 
Geſezen über das Verfahren in nicht ſtreitigen Rechtsſachen, ohne Rük— 
ſicht auf den freien Willen der Parteien, vor Gericht errichtet werden 
müſſen, keine anderen, als die in der T. O. vom 13. Sept. 1787 N. 

717 der J. G. S. feſtgeſezten Gebühren gefordert werden. Insbe— 
ſondere ſind Erbtheilungs-Verträge und alle Urkunden, welche im Na— 
men der Mundel und Pflegebefohlenen errichtet werden, inſofern nicht 
zugleich ein Dritter Verbindlichkeiten gegen ſie übernimmt, von den 
Abhandlungs- und Vormundſchafts-Behörden unentgeldlich zu entwerfen. 

7. Der Betrag der bezogenen Gebühren iſt in dem Protokolle 
ſowohl, als auf den den Parteien ausgefertigten Urkunden anzumerken. 


2303. Hfd. v. 21. Okt. 1825 N. 2136, an d. in ö. küſt. A. G. 


Die vereinte Hofkanzlei hat das mit Hkzd. v. 17. Dez. 1824 N. 
2057 der J. G. S., wegen der Gebühren für die Errichtung von Pri— 
vat⸗Urkunden für Illirien, das iſt, für das laibacher und küſtenländiſche 
Gubernial-Gebiet, erlaſſene Proviſorium, auch auf den nun mit Illi 
rien vereinigten klagenfurter Kreis auszudehnen befunden. Bei An— 
wendung der erwähnten Vorſchrift auf den klagenfurter Kreis wird in 
Anſehung der übrigens gleichen Verhältniſſe keine andere Aenderung 
erforderlich ſein, als daß anſtatt der Ausdrüke: Bezirksobrigkeiten 
und Bezirksgerichte die Worte: Dominien und Magiſtrate 
und anſtatt Bezirks-Inſaſſen die Worte: Unterthanen oder 
Gerichts-Inſaſſen geſezt werden. 


Nachſicht des Alters. 


2304. Hkd. v. r. Sept. 1818 N. 1490, an alle Lft. 


Se. Maj. haben zu befehlen geruht, daß die Einhebung von Taxen 
für die Bewilligung der Nachſicht des Alters (Venia tatis) aufzuhören 
habe. Dagegen hat die in der Richteramtstaxordnung unter der ſechsten 
Rubrike Litt. b. für die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung des. 
Pupillargutes nach der Klaſſe des Vermögensſtandes unter den $$. 3, 
4, 5 u. 6 vorgeſchriebene Taxe fortan unveränderlich zu beſtehen, und 
es muß als ſolche von einem Pupillar-Vermögen 

von wenigſtens 20000 Gulden die Gerichtstaxe mit 12 fl. 


» 77 10000 » * 5 58 6 2 
» » 5000 » » » » 4» 
von weniger als 5000 » » Drill 2 152 


entrichtet werden. 
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A do pzion. 


2305. Old. v. 18. Febr. 1813; br. Neff, v. 9. März U. 177. 


Bei Beſtätigung eines Wahlkindes ohne Veränderung des Standes 
oder Wappens iſt die in der Hoftaxordnung gegründete Taxe anzurech— 
nen, nämlich: Von einem Fürſten 2000 fl., von einem Grafen 1500 fl., 
von einem Freiherrn 1000 fl., von einem Ritter 500 fl., von einem Ade— 
ligen 250 fl.; und von einem Bürger 100 fl. | 

Wird aber auch Stand und Wappen verändert, fo muß ohnehin die 
Bewilligung bei der Hofſtelle angeſucht werden, wo dann das General— 
boftaramt die gebührende Taxe vorzuſchreiben hat. 


2306: Hkd. v. 29. April 1813 an die n. ö. Reg. (Pol. 86). 


Ueber die Frage: wie ſich bei Beſtimmung der Taxe für die Adop— 
zion der Wahlkinder bei minder vermöglichen Klaſſen der Bürger in den 
Provinzial- und landesfürſtlichen Städten, bei dem Bauernſtande, und 
bei Honorazioren zu benehmen ſei? hat man feſtzuſezen befunden: daß, 
ſobald es ſich nicht um die bloße Annahme eines Kindes in die Pflege, 
ſondern um die förmliche Adopzion eines Wahlkindes handelt, jenen, 
welche nicht zu den verſchiedenen Klaſſen des Adels gehören, folglich allen 
Unadeligen ohne Unterſchied, die in Adopzionsfällen für den Bürgerſtand 
bemeſſene Taxe mit Einhundert Gulden vorzuſchreiben ſei, im Uebrigen 
es jedoch der Landesſtelle vorbehalten bleibe, bei eintretenden rükſichts— 
würdigen Umſtänden die hierortige Entſcheidung einzuholen. 


Zur VIII. Rubrike der T. O. 


2307. Hfd. v. 7. März 1792 N. 3, an alle A. G. 


Die Landrechte werden von der durch Hfodg. v. 5. Dez. 1783 an⸗ 
befohlenen jährlichen Einſendung des Ausweiſes über die eingefloſſenen 
Rait⸗Taxen enthoben. 


2308. Hfd. v. 28. Okt. 1791 N. 211, an d. in. ö. A. G. 

Für die geſammten inneröſt. Länder wird verordnet, daß die Pu— 
pillar⸗ und Kuratelrechnungen nicht mehr durch aufgeſtellte eigene Rait— 
beamte aufgenommen, ſondern den zwei Aelteſten der Familie desjenigen, 
deſſen Vermögen verrechnet wird, zu dem Ende zugeſtellt werden ſollen, 
damit ſie ſolche, allenfalls mit Zuziehung Sachverſtändiger, unterſuchen, 


und auf die nämliche Art, die vorhin den Raitungsbeamten in der In— 


ſtrukzion vom 9. Septbr. 1785 vorgeſchrieben geweſen iſt, behandeln. Wo 
übrigens die Finalerledigung der Rechnungen, wie bisher, durch das Land— 
recht zu geſchehen hat, für welche nebſt den Expedizionstaxen von dem 
jährlich 300 fl. überſteigenden reinen Ertrage 1 Prozento bei Erledigung 
der Rechnung abzunehmen kömmt. 


2309. Hfd. v. 21. Mai 1792 N. 18, an d. in. ö. A. G. 
Trieſt iſt in Rükſicht der Raittaxen von der für die übrigen in. öſt. 
Länder eingeführten Verfaſſung ausgenommen, und werden daſelbſt 
die Raittaxen nach der Taxnorm im adeligen Richteramte abgenommen. 
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In Streitſachen, ſ. 2168, 8. Rubrik, 2285 u. 2187; 

im adeligen Richteramte, ſ. 2286, 9. Rubrik. Wer hat 

über die Beſchwerden wegen des Zählgeldbezuges zu 

aa ſ. 147. Außerdem beſtehen noch folgende 
e ſe ze: * l 


2310. Hfd. v. 2. Nov. 1790 N. 74, 90 d. böh. A. G. S. 2161, 
S. 1054 V. 


Dem böhmiſchen Landrecht gebühre allerdings der Bezug des 
Zählgeldes in jener Art, wie er in der T. O. vom 13. Sept. 1787 
ausgemeſſen iſt, auch bei Erfolglaffung der Pupillar⸗Ver⸗ 
mögenſchaften. Nur ſollen von dem Zählgelde folgende Fälle befreiet 
gehalten werden: gi 

a) Die von den hinterlegten Obligazionen behobenen Intereſſen. 
b) Was einem Pupillen während ſeiner Minderjährigkeit zu deſſen Er— 
haltung, Erziehung, Unterweiſung oder zu deſſen Ausſtattung bei einer 
Heirath erfolgt wird. c) Was aus einer Verlaſſenſchaft mit dem Ver: 
mögen der Pupillen vermiſcht erfolgt“) worden, und bis zur Auseinan— 


derſezung der Maſſe in Deposito verblieben, ſonach majorennen Erben 


erfolgt worden iſt. d) Die Militär-Heiraths-Kauzionen. e) Die lan⸗ 
desfürſtlichen Dienſt-Kauzionen der Kaſſe- und andern Beamten, welche 
verrechnende Dienſte haben. N Die Weiber-Verzichte. 8) Was pro 
zrario erfolgt wird, als: die Regiments-Forderungen, die Erbſteuer, die 
erbloſen Verlaſſenſchaften, und was fonft dem Fiskus zufällt ““). h) Was 
pro causis piis der Armen-Kaſſe, den Spitälern, Meſſen, Stiftungen 
erfolgt wird. S. 2323. 1) Das Vermögen der Invaliden. k) Die 
causae miserabiles. D Der Liedlohn der Dienſtboten. m) Was mit 
der Verbindlichkeit der abermaligen Deponirung nur auf eine Zeit er— 
folgt wird. u) Was zu einer andern Inſtanz als dahin gehörig über⸗ 
geben wird. o) Was indebite deponirt worden. p) Die dem Gerha— 
ben hinausgebührenden Rechnungsreſte. ) Die ungültigen und ver— 
lornen Schuldſcheine, und alle Papiere und Schriften, die keinen Werth 
haben. 1) Die Paraphernalia, Weiberſprüche und zugebrachtes Vermö— 
gen. 8) Die Funeral-Koſten. | 


2311. Hfd. v. 5. März 1792 N. 2, an d. gal. A. G. 8 


a) Der Unfug, mittelſt deſſen von den Depositis die Zählgelder 
ſchon ehe abgenommen worden, als es zum Akte der Erfolglaſſung ge— 
kommen iſt, wird abgeſtellt. ; 

b) Da die Taxe des Zählgeldes den Gerichten gegen die Pflicht der 
Haftung für die Deposita überlaſſen worden iſt, ſo hängt es von der 
Beſtimmung des Gerichtes ab, wem der Bezug dieſer Taxe zufließen, 
oder wie derſelbe vertheilt werden ſoll. 


*) Soll heißen: hinterlegt. 
% S. Erbſteuerpat. §. 65. 
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2312. fd. v. 13. März 1794 N. 162, an d. n. ö. A. G. 


Wenn die Nobilitazion einer dem wiener Stadt-Magiſtrate unter— 
geſtandenen Partei zur Folge hat, daß ein bei dem Magiſtrate hinter— 
legtes Depoſitum an das landrechtliche Depoſiten-Amt übergeben werden 
muüſſe, ſoll bei künftiger Erfolglaſſung das Zählgeld nach Vorſchrift der 
Geſeze zwar von dem Landrechte bezogen, die Hälfte davon aber in das 
ſtädtiſche Taxamt überlaſſen werden. N 


2313. Ofd. v. 13. Nov. 1795 N. 264, an d. in ö. A. G. 


Bei Erfolglaſſungen, die ſich aus deponirten Konkurs-Maſſen er— 
geben, kann ein Zählgeld nur dann gefordert werden, wenn eine Er— 
folglaſſung zur Auszahlung eines Gläubigers geſchieht, dann aber muß 
der Gläubiger für die erhaltene Summe das Zählgeld ſelbſt tragen. 


2314. fd. v. 20. Okt. 1804 N. 699, an beide gal. A. G. ) 


Das Zählgeld bei Ausleihung der Pupillar-Kapitalien aus dem ge— 
richtlichen Depoſitum kann a) weder auf Koſten der Pupillar-Maſſe, 
b) noch weniger auf jene des Darleihers abgenommen werden; c) nur 
bei der wirklichen und endlichen Erfolglaſſung iſt das Zählgeld, welches 
nach der Taxordnung von dem baaren Gelde zu bezahlen iſt, dann ab— 
zunehmen, wenn mittlerweile das ausgeliehene Kapital wieder ad de- 
positum gelangt iſt, mithin die Erfolglaſſung ohne Verbindlichkeit des 
Rükerlages im baaren Gelde geſchieht. Wenn hingegen endlich d) nicht 
das baare Geld, ſondern der Schuldſchein über das ausgeliehene Kapi—; 
tal ausgefolgt wird, ſo kann nur das von den Schuldbriefen nach der 
Taxordnung zu entrichtende Zählgeld abgenommen werden. 


2315. Hfd. v. 11. Nov. 1808 N. 868, an alle A. ©. 


Um eine Gleichförmigkeit in Bezug der Zählgelder in Konkurs— 
fällen bei den geſammten k. k. Landrechten herzuſtellen, haben Se. Ma— 
jeſtät zu verordnen geruhet: daß von den zu einer Konkursmaſſe ge— 
hörigen Depoſiten nur in dem durch das Hfd. vom 13. Nov. 1795, N. 
264 der G. S. beſtimmten Falle, wenn eine Erfolglaſſung zur Auszah— 
lung eines Gläubigers geſchieht, bei den k. k. Landrechten das Zählgeld 
von der Baarſchaft und den Fahrniſſen nach der Schäzung mit 1 Kreuzer 
vom Rhn. Gulden; von den Schuldbriefen aber mit 4 Kreuzer vom 
Gulden; bei den ſchleſiſchen Landrechten zu Teſchen, Bieliz, Troppau 
und Johannesberg hingegen nur die Taxe der zweiten Klaſſe vom baaren 
Gelde und Fahrniſſen mit 3 Kreuzer, und von Schuldbriefen mit 4 Kreuzer 
vom Gulden abgenommen werden könne. 


2316. Hkzd. v. 26. Juli 1810 N. 909, an d. n. ö. Reg., kdg. 
ö durch Zir. v. 6. Aug. (G. 147). f 


Seine Maj. haben die Gleichſtellung der Depoſiten-Zählgelder bei 


) Auch in Galizien gilt das obige Taxpat v. 13. Sept. 1787 (2286) für 
das abet. Richteramt; es wurde dort als Pat. v. 20. Okt. 1787 (Pill. CXXD 
eingeführt. E 
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dem wiener Magiſtrate mit jenen bei den n. ö. Landrechten zu geneh- 
migen geruhet. 1 
Es iſt daher die Abnahme des Zählgeldes ohne Unterſchied, die Er— 
folglaſſung mag in Abhandlungs- oder in Streitſachen geſchehen, von 
Obligazionen mit einem Viertel-Kreuzer vom Gulden, und vom baaren 
Gelde und Präzioſen mit einem Kreuzer vom Gulden nach der Schä— 
zung beſtimmt, und dieſe Abnahme hat auch bei Erfolglaſſungen aus 
Krida-Maſſen in Auszahlungsfällen der Gläubiger zu geſchehen. 


2317. Hfd. v. 8. Febr. 1812 N. 972, an alle A. G. 


Künftig iſt nach Maßgabe des erfloſſenen h. Finanzpat. vom 20. 
Feber 1811, das Zählgeld von gerichtlichen Erlägen auf folgende Weiſe— 


abzunehmen: 

Von Baarſchaften in Bankozetteln, Ein Kreuzer vom Gulden in 
Bankozetteln. 

Von klingender Münze, Ein Kreuzer vom Gulden in Einlöſungs— 


ſcheinen. 
Von Baarſchaften in Einlöſungsſcheinen, Ein Kreuzer vom Gulden 


in eben dieſer Währung. 

Von Präzioſen, Ein Kreuzer vom Gulden ihres Schäzungswerthes 
entweder in Bankozetteln oder Wiener Währung, je nachdem der Schä— 
zungsbetrag in Bankozetteln oder Wiener Währung ausgedrükt wird.“ 

Von öffentlichen Fondsobligazionen, ein Viertelkreuzer wiener Wäh— 
rung vom Gulden des Betrages, auf den ſie lauten. 

Endlich von Privatobligazionen, ein Viertelkreuzer vom Gulden 
wiener Währung; jedoch nur von jenem Betrage, den der Privatihulde 
ſchein nach der geſezmäßigen Skala an Kapital in wiener Währung 
ausmacht. 9 


2318. Hfd. v. 30. Juli 1813 N. 1069, an alle A. G. 


Die Zählgelder in Streitſachen ſind nach dem Patente vom 1. Nov. 
1781, nämlich vom baaren Gelde und von Präzioſen mit Einem Kreuzer, 
und von Schuldbriefen mit Einem Viertelkreuzer vom Gulden; in den 
Geſchäften des adeligen Richteramtes aber nach dem Patente vom 20. 
Okt. (13. Sept.) 4 1787 nur mit der Hälfte der obigen Gebühren zu 
bemeſſen, und nach dem Hfd. vom 8. Febr. 1812 N. 972 zu berech— 
nen. In Galizien iſt in Hinſicht der Ausmeſſung der Zählgelder in 
zählgeldpflichtigen Fällen ſich nach dem Taxpatente vom 20. Okt. 17870, 
in Hinſicht der Berechnung der geſezlichen Gebühr aber eee nach 
der Verordnung vom 8. Feber 1812 zu richten. 


2319. Hfd. v. 20. Okt. 1813 N. 1073, an d. n. ö. A. G. 


Bei dem n. ö. Landrechte hat es in Hinſicht der Abnahme des Be— 
trags der Zählgelder in Geſchäften des adeligen Richteramtes bei dem 
Hfd. vom 24. Nov. 1787 und Zir. vom 6. Aug. 1810 (2316) fortan 


— — — 


) Siehe die Note bei 2314. 
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fein Bewenden, und ſomit hat es dießfalls von dem Hfd, vom 30. Juli 
3. 1069 (2318) abzukommen. 


1 2320. Hfd. v. 28. Dez. 1816 N. 1308, an alle A. G. 


Wenn folche Depoſiten, welche in Gold- oder Silbermünzen be— 
ſtehen, hinausgegeben werden, iſt das Zählgeld gleichmäßig in Gold -oder 
Silbermünze oder in Banknoten hiervon abzunehmen; von allen übrigen 
Gegenſtänden aber dasſelbe lediglich, wie bisher, in wiener Währung 
aufzurechnen. 


2321. Ofd. v. 18. April 1818 N. 1437, an d. n. ö. A. G. 


Das Zählgeld iſt nur bei der wirklichen und endlichen Erfolglaſ— 
ſung, je nachdem damal das Depoſitum in Baarſchaft oder in Obligazionen 
beſteht, geſezmäßig nach dem Patente vom 1. Nov. 1781 aufzurechnen. 


2322. fd. v. 31. Mai. 1823 N. 1944, an d. gal. A. G. 


Bei den gal. Gerichtsbehörden unterliegen die von der Verwaltung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit herrührenden Depoſiten dem Zählgelde 
mit einem halben Kreuzer von Gulden baaren Geldes, und mit einem 
Achtelkreuzer vom Gulden bei Obligazionen. In dieſem Betrage kann 
das Zählgeld, dem Hfd. v. 2. Nov. 1790 N. 74 der J. G. S. (2310) 
gemäß, auch von dem Vermögen der Mündel und r ee bezogen 
werden. Jedoch iſt von den aus Pupillar- oder Kuratelsmaſſen zur Be— 
zahlung einer Schuld des Mündels oder Kuranden derahfcgen Depo⸗ 
ſiten kein Zählgeld aufzurechnen. 


2323. Hfd. v. 1. Febr. 1828 N. 2327, an d. in. ö. A. G. 


| Die Kirchen ſind nach dem Sinne des Hfd. vom 2. Nov. 1790 N. 74 
Lit. h. der J. G. S. (2310), wie die Klöſter, Lehranſtalten und an— 
dern geiſtlichen Stiftungen, ein Depoſiten-Zählgeld von den nen zu⸗ 
fallenden Erbſchaften zu entrichten nicht verbunden. 


2324. Dek. d. o. ö. Reg. v. 23 Juni 1830 Z. 37146 (P. 242). 


Das k. k. n. ö. A. G. hat mit Note vom 8. Dez. 1829 Z. 12362, 
die dahin gerichteten Anfragen eines landesfürſtlichen Pfleggerichtes: 

1) nach welchen Normen ſich überhaupt bei Abnahme der Zähl⸗ 
gelder von auszufolgenden Depoſiten auf dem Lande, wo keine organi⸗ 
ſirten Depoſitenämter beſtehen, zu benehmen ſei? 5 

2) welche Depoſiten dem Zählgelde unterliegen? und 

3) ob und in wie ferne den Depoſitenkommiſſären das Zählgeld 
nach dem §. 72 G. J. vom 9. Sept. 1785 II. Theils für die gefähr— 
liche Haftung überlaffen ſei? als einen die allgemeinen Taxnormen berühren— 
den Gegenſtand mit den die rechtliche Natur der Zählgelder betreffen— 
den Bemerkungen an die Regierung zur Erledigung abgetreten. 

In Erledigung dieſer Anfrage wurde dem betreffenden Kreisamte 
aufgetragen, das genannte Pfleggericht nachſtehend vorzubeſcheiden. 

Ad 1. Die Zählgelder gehören ihrer Natur und bisherigen Be— 
handlung nach, in die Klaſſe der Gerichts-Taxe überhaupt, und find 
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darum auch in den beſtehenden Taxordnungen für richterliche Amtshandlun— 
gen in Streitſachen v. 1. Nov. 1781 und für die Geſchäfte des adeli— 
gen Richteramtes v. 13. Sept. 1787 einbezogen worden, welche dem— 
nach, da ſie ſowohl für die organiſirten als für die nicht organiſirten 
Gerichtsbehörden geltend ſind, auch in Beziehung auf die Abnahme der 
Zählgelder bei Erfolglaſſung gerichtlicher Depoſiten zur allgemeinen Nicht— 
ſchnur zu dienen haben. 


Ad. 2. Das Zählgeld iſt derjenige Theilbetrag, welcher von dem Der 


poſiten-Vermögen bei deſſen Erfolglaſſung, dem Gerichte als Entgeld 
für die Pflicht der Haftung und für die Verwahrung der Depoſiten 
angewieſen iſt. Inſoferne demnach einem bei Gerichte aufbewahrten 
fremden Gute die rechtliche Natur eines gerichtlichen Depoſitums zu— 
kommt, und dasſelbe nach den über das Depoſitenweſen überhaupt be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften zu behandeln iſt, hat auch bei deſſen ordnungs— 
mäßiger Erfolglaſſung ſowohl bei organiſirten Juſtizbehörden, als bei 
den nicht organiſirten Gerichtsſtellen auf dem flachen Lande die geſez— 
liche Abnahme der Zählgelder Plaz zu greifen. | 

Hienach und insbefondere nach Zielſezung des Ihfd. v. 19. April 
1787 N. 667 der J. G. S. *) kann von einem aus Gelegenheit der 
ämtlichen Obſorge für Mündel in das Waiſenamt gekommenen, und nach 
geendeter Vormundſchaft in das Depoſitenamt übertragenen Vermögen 
bei der Ausfolgung ein Zählgeld nur in dem ſeltenen Falle gefordert 
werden, wenn der ehemalige Pupill nach erhaltener Aufforderung zur 
Behebung, ſein Vermögen mit voller Sachkenntniß freiwillig, und ohne 
ſelbes der Herrſchaft darlehensweiſe zu überlaſſen, in obrigkeitlicher Ver— 
wahrung, z. B. wegen der mit der eigenen Aufbewahrung verbundenen 
Gefahr beläßt. | 

Wenn nicht alle dieſe Umſtände zuſammentreffen, insbeſondere alſo, 
wenn der in die eigene Vermögensverwaltung getretene Mündel (wel— 
chen die Kuranden wegen Blödſinnes, Verſchwendung oder Wahnſinnes 
gleich zu achten ſind) zur Abfertigung nicht vorgefordert, oder dieſe nur 


— 


) Hofentſchl. v. 10. April 1787 N. 667, ſo in allen Provinzen durch die Lit, 
intimirt worden. 

Die in dem 5. Hptit. des a. b. G. B. gegebene Vorſchrift: hinterlaſſenen 
minderjährigen Kindern jedesmal einen Vormund (Gerhaben) auf die daſelbſt 
erklärte Art zu beſtellen, ſoll ſich vom 1. Jänner 1787, oder wo das a. b. G. B 
zu dieſer Zeit nicht kundgemacht worden, von dem Tage der Kundmachung zur 
genaueſten Befolgung gegenwärtig gehalten werden. In die Beſorgung der dem 
Vormunde (Gerhaben) zugewieſenen Pflichten ſelbſt, wie auch in die der Vormund— 
ſchaft obliegende Führung und Legung der Rechnung habe ſich die Obrigkeit kei— 
neswegs einzumengen; die Pflicht derſelben ſei alſo nur auf die Oberaufſicht 
über das Pupillarweſen beſchränkt, damit nämlich alles dasjenige genau befolgt 
werde, was das 5. Kapitel zum Beſten der Waiſen verordnet. An dieſer ihrer 
weſentlichen Pflicht aber habe die Obrigkeit nichts ermangeln zu laſſen, und daher 
den Minderjährigen bei jeder Verabſäumung mit ihrem eigenen Vermögen zu 
haften. Uebrigens ſei ſie verbunden, dieſe Oberaufſicht für ihre Unterthanen 
ene . tragen, weswegen die bisher von den obrigkeitlichen und 
herrſchaftlichen Beamten aus den Waiſengeldern dafür bezogenen Taxen, von dem 
Tage der Kundmachung gegenwärtiger Vg. ganzlich aufzuhören haben. 
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wegen Mangels an baarem Vorrath, oder ſonſt aus Verſchulden des 
Waiſenamtes, oder weil der Aufenthalt des ehemaligen Waiſen nicht 
bekannt, oder dieſer als Soldat vom Feldwebel abwärts zur Behebung 
ohne Militärkonſens nicht berechtigt war, verzögert wurde, kann ein 
Zählgeld nicht abgenommen werden, weil in dieſen Fällen die eben vor— 
mundſchaftliche Obſorge nicht aufgehört hat, ſohin das betreffende Ver— 
mögen immer noch in dem Waiſenamtsverbande geblieben iſt, das 
Maifengefhäft aber von den Obrigkeiten nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften, insbeſondere aber nach dem erwähnten Ihfd. v. 19. April 1787, 
unentgeltlich beſorgt werden muß. 

Von den aus Veranlaſſung eigentlicher Rechtsſtreite hinterlegten 
Beträgen, ſo wie auch die Abfertigung der Konkursgläubiger, bei Lizi⸗ 
tazionskäufen u. dgl., iſt die Gebühr in der T. O. in Streitſachen vom 
1. Nov. 1781 bemeſſen. 

Ad 3. Die Ueberlaſſung des Zählgeldes an das betreffende Pfleg— 
gerichtsperſonale könnte aus dem Geſeze nicht gerechtfertigt werden, 
weil die Haftung für die gerichtlichen Depoſiten vorſchriftmäßig zunächſt 
den Dominien obliegt, wogegen ſelbe bei organiſirten Juſtizbehörden, 
auf welche allein die Juſtizinſtrukzion v. 9. Sept 1785 und das ein- 
ſchlägige Ihfd. v. 19. Sept. 1783 (2127) Anwendung haben, dem 
Gremium in solidum zugewieſen und hienach bei jenen organiſirten Be— 
hörden das k. k. Aerar von jeder Gutſtehung enthoben iſt, welcher Fall 
aber bei den landesfürſtlichen Pfleggerichten nicht eintrit. 
| Es kann daher in dieſer Beziehung gegen die von der k. k. Staats— 

güteradminiſtrazion verlangte Verrechnung der Depoſitentaxen nichts 
eingewendet werden. 


2325. Zir. der illir. K. G. V. v. 28. Okt. 1837 3. 19751 (A. 
1838. 21). 


In der Betrachtung, daß die bei Erfolglaſſung gerichtlicher Depo— 
ſiten mit Ausnahme der Pupillendepoſiten geſezlich bewilligten Zählgel— 
der eigentlich nicht als Taxen, ſondern als Entgeld für die Pflicht der 
Haftung der mit der e hne der Depoſiten beauftragten Beamten 
erſcheinen, hat ſich die h. k. k. allg. Hofkammer im Einverſtändniſſe mit 
der k. k. oberſten Juſtizſtelle, laut des Dekretes vom 6. Dez. 1836 3. 
52713, beſtimmt gefunden, zu verordnen, daß die bei Erfolglaſſung der 
Depoſiten unter Beobachtung der hierwegen beſtehenden Vorſchriften, 
eingehenden Zählgelder den mit der Verwaltung und Haftung dieſer 
Depoſiten beauftragten Beamten der k. k. Bez zirkskommiſſariate, wie ſolches 
früher der Fall geweſen, auch in Hinkunft baia werden. Durch dieſe 
hohe Entſcheidung wird die hierortige Zir. Bog. vom 22. Jänner 1836 
13. 16348 außer Kraft geſezt. 
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Mortu ar). 
(Sterbtaxe oder Todfallfreigeld.) 


Wer hat darüber zu entſcheiden, ſ. 97 — 102. Ein⸗ 
antwortung vor Berichtigung des Mortuars, ſ 1982. 
Ungarn und Siebenbürger, ſ. 2114, 2115 und 2357. 
Berggerichte, ſ. 2173, 2359 u. 2380. Oberſthofmar⸗ 1 
ſchallamt, ſ. 2175. Geiſtlichkeit, ſ. 2213. 


Allgemeine Vorſchriften. 


2326. Hfd. v. 5. Oktbr. 1787 N. 728, an alle A. G. 


Nachdem durch die allg. T. O. in dem adeligen richterlichen Amte vom 
1. Nov. 1787 auch in dieſen Angelegenheiten die Einförmigkeit in dem 
Taxbezuge hergeſtellt, in vielen beträchtlichen Rubriken den Erben weſent⸗ 
liche Erleichterung verſchafft, und die Parteien gegen Unfug geſchüzt wor⸗ 
den ſind; ſo fanden Se. Maj. nöthig, um zugleich auf der andern Seite 


ihren Taxfond zu deken, daß auch bei den Landrechten jener Provinzen, 


wo derzeit ein Mortuarium nicht abgenommen worden, wohl aber die Er— 
ben mit anderweiten, nunmehr aufgehobenen Giebigkeiten belaſtet waren, 
vom 1. Nov. 1787 anzufangen, das Mortuarium von dem Verlaſſen— 
ſchaftsvermögen, und zwar von den Realitäten mit 1 Prozent, von dem 
Mobilarvermögen mit 1 Kr. vom Gulden aufgerechnet, und in den Taxfond 
abgenommen werden ſoll. 5 


2327. Hfd. v. 4. Jänner 1788 N. 761, an das i. und o. ö. A. G. 


Zur Beſtimmung des Mortuariums kann ein eigenes Inventarium, 
wenn es der Erbe nicht ſelbſt verlangt, nicht gefordert werden, ſondern, ſo 
wie in denjenigen Fällen, wo ſchon nach Vorſchrift der Juſtizgeſeze, oder 
wegen der Erbſteuer das Inventarium über eine Verlaſſenſchaft errichtet 
werden muß, aus demſelben der Betrag des Verlaſſenſchaftsvermögens 
auch in Abſicht auf die Aufrechnung des Mortuariums bekannt wird; alſo 
ſoll außer dieſen Fällen an die Stelle des Inventariums ein von den 


) Für Illirien wurde angeordnet, daß die Mortuarien, deren Bezug den 
Herrſchaften nur in fo fern zuſtand, als fie die Gerichtspflege kraft der landes— 
fürſtlichen Delegazion ausübten, nunmehr nach dem 6. §. der Org. Vdg v. 23. 
Juni 1814 Z. 8174 den Bezirksobrigkeiten zugewieſen worden ſind, welche die 
Gerichtspflege in der nämlichen Eigenſchaft zu beſorgen haben (Org. Hkomdek. 
v. 2. Juli 1814 3. 518; Kur. des illir. prov. Gen. Gub. v. 26. Juli 1814 3. 
9811 P. 1. Th. 2. Abth. 511). Dasſelbe verordnet das Hfd. v. 20. Sept. 1814 
N. 1102, an d. in. ö. A. G. §. 7. Siehe ferner 22 14 2). Für die küſten⸗ 
ländiſchen Bezirksgerichte wurde angeordnet, daß ihnen, fo weit fie privatherr— 
ſchaftlich find, die Gerichtstaxen ſowohl in Streitſachen als in ollicio nobili ju- 
dicis, und das Mortuar nach Maßgabe der politiſchen Anordnungen zu be— 
ziehen geſtattet werde, die landesfürſtlichen dagegen haben dieſelben zu verrech-— 
nen, und an die Behörde abzuführen (Hfd. v. 4. Mai 1816 N. 1240, an das 
in. ö. A. G. III. 4). 
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Erben verfaßter, gewiſſenhafter Ausweis des Verlaſſenſchaftsvermögens 
eintreten*). Uebrigens iſt ſich wegen der Taxen für Errichtung des In⸗ 
ventariums genau an die T. O. zu halten, und nichts anders, als was in 
ſelber beſtimmt iſt, abzunehmen **). 


2328. Pat. v. 17. März 1788 N. 797, an alle A. G. 


Von den ſchleſiſchen Intereſſe-Rekognizionen ſoll die Sterbtaxe nur 
von der Hälfte des Kapitalbetrags abgenommen werden, 


2329. Ofd. v. 14. April 1788 N. 810, an das n. und v. ö. A. G. 


a) Die in Erbſteuerfällen beſtehenden Befreiungen laſſen ſich auf das 
Mortuarium nicht anwenden.“ 

b) Auch die in einer Verlaſſenſchaft vorfindigen Präzioſen und Fahr- 
niſſe, ſie mögen dem Erben, oder einem Legatarius zufallen, unterliegen 
dem Mortuarium. 

e) Das Mortuarium muß der Univerſalerbe von der ganzen reinen 
Verlaſſenſchaft entrichten, ohne Rükſicht, ob, und was für Vermächtniſſe 
davon zu bezahlen ſind; dem Erben ſteht ſohin frei, jedem Legatarius 
den Antheil, welcher ſein Legat betrifft, aufzurechnen, und bei Abführung 
des Legats abzuziehen. Hiernach kann alſo auch jenem, welchem der Frucht- 
genuß eines Kapitals legirt worden, an gedachtem Fruchtgenuß von dem 
Univerſalerben jährlich jenes abgezogen werden, was der Zins von je— 
nem Betrage abwirft, welcher von dem Kapital ſelbſt für die Sterbtaxe 
entrichtet werden mußte; und folgt hieraus auch, daß ſelbſt jene Legate, 
welche für die Teſtamentsexekuzion gemacht werden, dieſer Abgabe un— 
terliegen. 


2330. Reſol. v. 18. Juli 1788 N. 858, an das i. u. o. ö. A. G. 
a) Das Mortuarium ſei von allen durch die Landrechte abgehandelt 


werdenden Verlaſſenſchaften ohne Ausnahme abzunehmen. 
b) Bei deſſen Berechnung ſeien vorläufig die Paſſivſchulden abzu⸗ 


ziehen, und der Betrag des Mortuariums ſodann nur von dem reinen 


Verlaſſenſchaftsvermögen einzuheben. 

c) So viel es die Legate betrifft, ſei auch von dieſem das Mortua— 
rium einzufordern, und von dem Haupterben zu entrichten, doch dem— 
ſelben überlaſſen, den diesfälligen Betrag bei Auszahlung des Legats dem 
Legatarius abzuziehen, oder ſich ſonſt mit ihm einzuverſtehen. 

d) Die liquiden Paſſivſchulden, fo weit fie nicht auf eine Realität 
landtäflich vorgemerkt ſind, ſeien von dem Mobilarvermögen, die land⸗ 
*) Hfd. v. 5. März 1784 N. 258, an d. n. ö. A. G. 


Wenn alle Erben einer Verlaſſenſchaft großjährig ſind, ſie die Erbſchaft 
simpliciter antreten, und ſich nicht cum beneficio legis et inventarii erklären, 
ſeien zur Regulirung der Sterbtaxen und Erbſteuerbeträge keine gerichtliche 
Inventarien, ſondern nur ſolche Vermögensausweiſe nothwendig, welche, weil 
ſie jedesmal an Eidesſtatt, und unter der Konfiskazionsſtrafe des verſchwiegenen 
Guts verfaßt werden, bei den Abhandlungsinftanzen und Erbſteuerkommiſſionen 
ebenfalls Glauben haben. 


52 75 . Inventurs— Koſten und Taxen find vom Mortuar nicht abzunehmen; 
x 
73 


* 
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täflich enge Paſſiven aber von dem Anſchlag der Realität, auf 
der ſie haften, abzuziehen. 


2331. Hfd. v. 17. Nov. 1788 N. 919, an alle A. G. 
Von den in einer Verlaſſenſchaftsmaſſe befindlichen Kapitalien ſoll 


jene Perſonal⸗ Inſtanz das neu eingeführte Mortuarium einheben, unter 


welche die Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege gehört, ohne Rükſicht, in 
welcher Provinz die Schuldbriefe befindlich, und ob ſie auf einer Reali— 
tät landtäflich oder grundbücherlich vorgemerkt ſeien; jedoch ſoll das 
Mortuarium von allen Kapitalien, die in was immer für einem Lande 
auf einer Realität landtäflich, oder grundbücherlich vorgemerkt, ſind, wie 
von den Realitäten ſelbſt, nur mit 1 Prozent ausgemeſſen und ange, 
hoben werden. 


* 


2332. Hfd. v. 28. Mai 1789 N. 1101, an alle A. G. 


Wenn bei einer Verlaſſenſchaftsmaſſe die Entrichtung der Sterbtaxe 
mit der Abführung der Erbſteuer zuſammentrit, ſoll die Sterbtaxe (Mor: 
tuarium) in Gemäßheit des Pat. vom 13. Sept. 1787 von den Rea— 
litäten nach dem bei der lezten Beſizveränderung in Anſchlag gekomme— 
nen Werthe, die Erbſteuer aber nach Vorſchrift des Erbſteuerpatentes 


vom 6. Juni 1759 nach dem bei der vorzunehmenden Schäzung ausfal-⸗ 


lenden Betrage berechnet und abgenommen werden. 


2333: Ofd. v. 22. Okt. 1789 N. 1061, an alle A. G. 5 


a) Das Mortuarium muß auch von jenem Vermögen eines Erblaſ— 
ſers aufgerechnet werden, welches an den überlebenden Ehegatten aus was 
immer für einer Dispoſizion mortis causa als ein erſt nach dem Tode 
ihm zufallendes Vermögen übergeht. 

b) Wo Taxämter ſind, ſoll das Mortuarium nicht von der 9 
ſtelle, ſondern vom Taxamte ausgemeſſen werden. 


2334. Hfd. v. 21. Dez. 1789 N. 1086, an das i. und o. ö. A. G. 


Weil das Mortuarium immer nur von der reinen Verlaſſenſchafts— 
maſſe abgenommen wird, ſo kann ſolches eben ſo wenig von Abnährungs— 
oder Leibrenten-Kontrakten, als von Schankungen bezogen werden. 


23235. Hfd. v. a. Mai 1790 N. 20, an das böh. A. G. 


Der Univerſalerbe kann nicht verhalten werden, in der Vermögens— 
ausweiſung, die er zu Ausmeſſung des Mortuariums verfaſſet, jede Poſt, 
ſie betreffe den Aktiv-, oder Paſſivſtand, mit Urkunden zu belegen. 


2336. pat. v. 1. Febr. 1793 N. 87, an das n. ö. A. G. 


So wie die e e einen Theil der Verlaſſenſchaft aus— 
machen, ſo unterliegen ſie auch den Wirkungen der Abhandlungsinſtanz 
in dem Mortuarium, ſobald fie von dem verſtorbenen Beſizer auf den 


Erben übergehen; da der lehnsherrliche Nexus nur zur Folge hat, daß 


der neu eintretende Nachfolger ſich bei dem Lehensherrn geziemend mel— 
den, die Belehnung begehren, und Lehensjura präſtiren muß. S. 2340. 


2337. Did. v. 5. Dez. 1793 N. 197, an das i. ö. A. G. 


Die Ausweiſe über die der Sterbetaxe unterliegenden Verlaſſen— 
ſchaften müſſen auf ſolche Art überreicht werden, damit das Taxamt zur 
Beſtimmung der Taxe in klaren Begriff geſezt, und erörtert ſei, was 
eigentlich hierunter am beweglichen, oder unbeweglichen Vermögen be— 
ſtehe. S. 102. f 


2338. fd. v. 2. Okt. 1795 N. 257, an alle A. G. 


Zur Hintanhaltung der Verkürzungen des Mortuargefäͤlls durch 
Schenkungen werden folgende Grundſaze feſtgeſezt: ü 

a) Von demjenigen Vermögen, das ein Erblaſſer ſchon bei Lebzei— 
ten verſchenkt hat, das daher keinen Theil ſeiner Verlaſſenſchaftsmaſſe 
mehr ausmacht, kann ein Mortuarium nicht bezogen werden, wenn ſich 
auch der Schenker auf Lebenslang den Fruchtgenuß vorbehalten, oder 
den Beſchenkten auf irgend eine Art in der freien Schaltung mit dieſem 
ſeinem Eigenthume beſchränkt hat. 

b) Doch muß die Schenkung unter Lebenden rechtsgültig und wahr— 
haft zu Stande gebracht, daher entweder das geſchenkte Gut, oder we— 
nigſtens die Schenkungsurkunde dem Beſchenkten wirklich übergeben ſein. 

c) Bei Schenkungen, wodurch erſt nach dem Tode des Schenkers 
das Eigenthum an den Beſchenkten übertragen wird, ſie mögen als wi— 
derruflich oder unwiderruflich dargeſtellt ſein, iſt das Mortaurium von 
dem verſchenkten Gute in gleicher Art, wie von dem ererbten, abzunehmen. 


2339. Hfd. v. 6. März 1797 N. 344, an alle A. G. 


Zur näheren Beſtimmung der Anordnung vom 25. Sept. 1795 
(2. Okt. 1795) wird erklärt: daß bei Schenkungen unter Lebenden, 
wofern ſie nach dem Tode des Schenkers der Mortuargebühr nicht un— 
terliegen ſollen, nicht nur dem Beſchenkten die Schenkungsurkunde be— 
händiget, ſondern auch noch bei Lebzeiten des erſtern erweislich die voll— 
kommene Uebergabe des Geſchenkten dergeſtalt erfolgt ſein müſſe, daß 
dieſe Uebergabe bei Schenkungen eines unbeweglichen, in einem Grund— 
buche vorgemerkten, oder intabulirten Guts durch die Anſchreibung des 
Beſchenkten in dem Grundbuche, oder der Landtafel geſchehen; bei Schen— 
kungen eines beweglichen Guts aber nebſt der Schenkungsurkunde auch 
das Geſchenkte ſelbſt vor dem Ableben des Schenkers wirklich überge— 
ben worden. Da im übrigen die oben gedachte Vdg. vollkommen in ihrer 
geſezlichen Kraft zu verbleiben hat. 


2340. Hfd. v. 23. Juli und 3. Sept. 1799 N. 471, an das tir. Gub. 


Se. Maj. Wille geht dahin: daß in Hinkunft das Mortuarium, oder 
die Sterbtare auch von Lehen, Fideikommiſſen, Majoraten, oder Senio— 
raten, ſo wie von anderen Realitäten zu beziehen ſei; wie aber derlei 
Lehen, Fideikommiſſe, Majorate und Seniorate zu ſchäzen, oder in An— 
ſchlag zu bringen ſeien, ſolches wird von Fall zu Fall mit Rükſicht auf 
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die Umſtände den Gerichts- und Abhandlungsbehörden, in deren Wirk— 
ſamkeit dieſe Schäzungen gehören, überlaſſen“). 


2341. Hfd. v. 27. Juni 1800 N. 501, an das oſtgal. A. G. 


Von dem Vermögen, worüber Advitalitäts-Rechte zwiſchen den 
Eheleuten beſtehen, iſt bei dem Abgange des einen Ehegatten das Mor— 
tuarium ſogleich berechnet vorzuſchreiben; bis zum Abgange des andern 
Ehegatten aber nur vorzumerken, und dann erſt einzubringen; indeſſen 
aber doch in den Taxrechnungen immer aufzuführen. 


2342. Hfd. v. 15. Jänner 1801 N. 515, an d. n. ö. A. G. 


Alle frommen Vermächtniſſe (Legata pia) ſollen von nun an, ſo wie 
bereits in N. O., alſo auch in allen übrigen Erbſtaaten Seiner Ma— | 
jeftät von der Entrichtung der Sterbtaxe (Mortuarü) für immer befreit 


ſein. S. 2348. 


2343. Hfd. v. 21. Mai 1802 N. 563, an das oſtgal. A. G. 


9 
\ 5 
Im Nachhange zu der am 5. März d. J. erlaſſenen Weiſung, Nr. | 
554 der Geſezſammlung und in Folge der ſchon beſtehenden Geſeze iſt 
von den im Inlande hangenden Kapitalien, welche einem Ausländer nach 
einem im Auslande verſtorbenen Fremden anfallen, ein Mortuarium um 
fo minder abzunehmen, als darüber auch keine gerichtliche Verlaſſen- 
ſchafts-Abhandlung gepflogen wird; wohl aber find die übrigen Taxen 
einzuheben, wenn von dem Gerichte, oder von dem Kurator ſolche Ge 
ſchäfte vorgenommen werden, die einigen Taxen geſezmäßig unterliegen. 
Eben fo iſt von dieſen Kapitalien nach dem §. 11 des Abfahrts- Patentes 
vom 14. März 1785 kein Abfahrtsgeld zu beziehen, wenn dieſelben von 
einem aus fremden Ländern hierher gebrachten Vermögen entſtanden 
ſind, und der Inhaber im Inlande nie ein Domizilium gehabt, oder ſich 
ſeßhaft gemacht hat. S. 1999. 


2344. Hfd. v. 7. Juni 1811 N. 947, an alle A. G. 


Das Mortuarium von dem in einer Verlaſſenſchaft vorfindigen Kon⸗ 
venzionsgelde iſt, vom 15. März die ſes Jahrs anzufangen, von dem 
Nennwerthe des Konvenzionsgeldes in Einlöſungsſcheinen aufzurechnen, 
und einzubringen. 


) Mit h. Hfd. v. 12. Dez. d. J. Hfz. 7642 iſt die Weiſung ertheilt worden, 
daß das von dem k. k. Lane und dem e in Bezug 
auf die Art der Geltendmachung und der Anerkennung des Nachfolgerechtes - 
eines in der erſten Belehnung begriffenen böhmiſchen Kronvaſallen bisher be: 
obachtete Verfahren als den beſtehenden Geſezen, namentlich den Beſtimmungen 
in dem Hfd. v. 1. Febr. 1793 N. 87 (2336), in dem Hkd. v. 23. Juli und 
3. Sept. 1799 N. 471, in dem 1 v. 15. Okt. 1810 N. 914, F. 5, 2 u. 33 
(2396), endlich in der allg. . v. 9. Sept. 1785 N. 464 der J. G. S. 
§. 43, II. Abſch. 5. Abth. (ſ. S. 9400 entſprechend auch in Hinkunft beizubehal— 
ken ſei. In nſehung 1 8 Lehen wird die höchſte Beſtimmung nach— 
folgen (Vdg, des böh. A. G. v. 17. Dez. 1839 3. 22194). 
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2345. Hfd. v. 10. Juli 1812 N. 996, an alle A. G. 


| 1) Das Mortuarium iſt in Gemäßheit des Pat. vom 20. Febr. 
1811 immer nach dem Maßſtabe derjenigen Valuta abzunehmen, in wel— 
cher die Schäzung des Verlaſſenſchaftsvermögens erfolgte, fo zwar, daß, 
wenn die Schäzung vor dem 15. März 1811, ſomit in der zu jener Zeit 
noch beſtandenen Valuta der Bankozettel geſchah, auch das Mortuarium 
nach dem Maßſtabe dieſer Valuta, jedoch reduzirt auf Einlöſungsſcheine, 
aufzurechnen iſt, wenn auch die Abhandlung und die Erledigung der Ver— 
laſſenſchaft viel fpater vor ſich gegangen wäre. 
2) Wenn in der Verlaſſenſchaft klingende Münze vorhanden iſt, ſo 
iſt hiervon das Mortuarium nach ihrem Nennwerthe, jedoch in Einlö— 
ſungs-Scheinen, oder in W. W. abzunehmen. 
ö 3) Die Staats- und öffentlichen Fondsobligazionen find nach ihrem 
vollen Nennwerthe in W. W. anzurechnen. Es geſtatten jedoch Se. Ma— 
jeſtät aus beſonderer Sorgfalt für die möglichſte Erleichterung dieſer Ab— 
gabe, und nach dem Beiſpiele desjenigen, was Allerhöchſtdieſelben in An— 
ſehung der Erbſteuer zu beſtimmen geruheten: daß das von den Staats— 
und öffentlichen Fondsobligazionen entfallende Mortuarium auch mittelſt 
der nämlichen Obligazionen, oder doch vom gleichen Zinsfuße, in ſo 
ferne der Betrag des Mortuariums nicht unter 25 fl. W. W. iſt, ent— 
richtet werde, der unter 25 fl. ausfallende Betrag muß aber allezeit baar 
in W. W. erlegt werden. 
4) Privat⸗, Aktiv⸗ und Paſſiv-Forderungen find bei Sterbfällen 
und Schäzungen nach dem 15. März 1811 nach der Skala in W. W. 
anzuſezen, und hiernach das Mortuarium zu berechnen. 

5) Bei Realitäten und liegenden Gütern endlich kommt es darauf an: 

a) ob dieſelben nach der Einlage, oder 

b) nach einer alten Schäzung vor dem Jahre 1799, oder 

c) nach einer Schäzung in der Periode vom Jahre 1799 bis 15. 
März 1811, oder 

d) nach einer ſpätern ſchon auf W. W. berechneten Schäzung für 
die Bemeſſung des Mortuariums angenommen worden. 

In den Fällen a, b und d iſt der volle Einlags-, oder Schäzungs⸗ 
werth in W. W., in dem Falle e aber nach der Skala zu berechnen. 


2346. Hkd. v. 6. Mai 1813 N. 1044, an d. n. ö. Reg. 


Von den Banko-Lottoloſen iſt das Mortuarium nach ihrem vollen 
N Nennwerthe in Einlöſungſcheinen zu entrichten. 


2347. Hfd. v. 14. Dez. 1816 N. 1301, an alle alt. ö. A. G. 


Bei Bemeſſung des Mortuariums ſind in Bezug auf das neue Fi— 
nanz⸗ Patent vom 1. Juni d. J. nachſtehende Grundſäze zur ee ee 
Befolgung aufzuſtellen befunden worden: 

a) Iſt von öffentlichen Staatspapieren das Mortuarium, fo wie 

es bisher ſchon eingeführt war, in gleichmäßigen Staatspapieren; 

b) von Privat-Forderungen, welche vor dem Pat. vom 1. Juni 
1816 entſtanden ſind, nach Maßgabe ihrer dem Pat. vom 20. Febr. 
1811 zuſagenden Valuta: von ſpäter entitandenen, je nachdem die Va— 
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luta in wiener Währung oder in Konvenzionsmünze bedungen iſt, gleich— 
mäßig in W. W., oder in Goldmünze, Silbermünze, Banknoten; 


c) vou der Barſchaft, welche in wiener Währung beſteht, in wies f 


ner Währung; 


d) von der in Konvenzions⸗ Münze vorhandenen Barſchaft in Gold- 


oder Silbermünze, oder Banknoten; 


e) von Realitäten, Präzioſen und andern Gegenſtänden, je nach— 
dem die Schäzung auf wiener Währung, oder Konvenzions-Münze be— 


ſteht, entweder in wiener Währung, oder aber in Goldmünze, oder Banf- 


noten aufzurechnen und zu entrichten. Wobei jedoch zu bemerken iſt, 
daß dieſe Verordnung auf die vor dem erſten Aug. 1816, als dem 
Tage der Wirkſamkeit des rükſichtlich der Gerichtsgebühren ergangenen 


Pat. vom 1. Juni d. J., anhängig gewordenen Verlaſſenſchaftsabhand— 


lungen keine Anwendung habe. S. 1941. 


2348. Hkzd. v. 5. Sept. 1820 N. 1698, an alle Lft. 


Se. Majeſtät haben über die Anfrage: ob die mit dem Hfd. 
vom 15. Jänner 1801 N. 515, ausgeſprochene Mortuars-Freiheit der 
frommen Vermächtniſſe blos von dem l. f. Mortuar zu verſtehen ſei, 
oder ob ſich dieſelbe auch auf das herrſchaftliche Mortuar ausdehne? zu 
beſchließen geruhet: daß das Hfd. vom 15. Jänner 1801 nur eine Er⸗ 
läuterung des Ediktes vom 24. Sept. 1750 ſei, und die durch dasſelbe 
den frommen Vermächtniſſen zugeſtandene Befreiung von der Sterb— 


taxe ſich daher auch nur auf die l. f. Sterbtaxe, nicht aber auf das den 


Obrigkeiten von dem unterthänigen Vermögen gebührende Mortuar be— 
ziehe; es ſomit dem freien Willen des Gutsherrn noch immer in jenen 
Fällen, wo ihnen ein obrigkeitliches Mortuar gebührt, überlaſſen bleibe, 
entweder die Sterbtaxe von den frommen Vermächtniſſen, oder Erb— 
ſchaften, welche ihre Unterthanen an fromme Stiftungen machen, abzu— 
nehmen, oder hierauf zum Vortheil dieſer Stiftungen Verzicht zu leiſten; 
welches auch in 1 8 des Armen-Inſtitutes und des Invaliden 
Fondes zu gelten hat. S. 2179 — 3A. 


2349. Hkzd. v. 19. Okt. 1828 N. 2368, an d. n. ö. Reg. 


Die k. k. allg. Hofkammer hat mit Vdg. vom 23. April 1828 
die ſchon früher bei Gelegenheit einzelner Fälle erlaſſene Beſtimmung 
erneuert, daß bei Bemeſſung des landesfürftlihen Mortuars die Kata— 
ſtral-Einlagen von landtäflichen Realitäten in allen jenen Fällen in Kon— 
venzions-Münze anzunehmen ſeien, wo die Verlaſſenſchaftsabhandlung 
mit, oder nach dem 1. Aug. 1816 anhängig geworden iſt. 

Nach dieſer Anordnung iſt ſich auch bei Bemeſſung des obrigfeit- 
lichen Mortuars zu benehmen, wenn die Abnahme deſſelben von unter— 
thänigen Realitäten nach der Einlage ſtatt zu finden hat; mit Aus— 
nahme des Falles jedoch, wo die Einlage der Realität etwa erft nach 
dem Jahre 1799 erfolgt fein ſollte, in welchem Falle das Mortuar in 
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jener Geld: Währung abzunehmen wäre, in welcher der Einlagswerth 
der Realität berechnet wurde. 


2350. Hkd. v. 30. Okt. 1837 3. 35195, an alle K. G. V. (A. 
1838. 39). 


Unter Paſſiven ſind nur wirklich beſtehende, mithin liquide Schul— 
den zu verſtehen, da nur dieſe das einzuantwortende Verlaſſenſchafts— 
vermögen reel vermindern, und auch nur dieſe bei der Mortuarsbemeſ— 
ſung nach der a. h. Entſchl. vom 18. Juli 1788 abgezogen werden. Die 
zur Zeit der Verlaſſenſchaftsabhandlung und Einantwortung nicht liqui— 
dirten Paſſiven ſind in Beziehung auf das Mortuar für gar nicht be— 
ſtehend anzuſehen, da ſie zur Zeit der eingetretenen Steuerpflicht das 
Verlaſſenſchaftsvermögen nicht vermindern, und das Objekt, auf welchem 
das Mortuar ruht, voll an den Erben gelangt. Es beſteht daher um 
ſo weniger ein Grund, aus welchem wegen derlei Paſſiven eine Vor— 
merkung oder Sicherſtellung einer bereits fälligen Steuer ſtatt finden 
ſoll, als eine entgegengeſezte Beobachtung die Verkürzung des Taxfondes 
im Bezuge des Mortuars zu Folge haben müßte. Es wird daher das 
an das gal. Gub. unterm 24. Mai 1808 Z. 17433 erlaſſene Hkd. mit 
dem Beiſaze aufgehoben, daß leztere bei der Mortuarsbemeſſung von 
den Verlaſſenſchaften nicht abzuziehen ſeien, und auch die Vormerkung 
oder Sicherſtellung des Mortuars nicht zu geſtatten, ſondern das Mor— 
tuar ohne alle Rükſicht auf derlei Paſſiven zu bemeſſen ſei, und nur, 
wenn von den Erben die Liquidität eines angeblichen Paſſivums nach— 
gewieſen wird, das davon entrichtete Mortuar zurükzuvergüten komme. 

Von dieſer Verfügung werden auch die übrigen Gef. Verwaltungen 


zur Nachachtung, ſo wie auch die k. k. oberſte Juſtizſtelle zur Verſtän⸗ 


digung der Juſtizbehörden in die Kenntniß geſezt. 


2351. Vg. des böh. A. G. v. 26. März 1838 Z. 5860. 


In Gemäßheit h. Hfd. vom 13. d. M. Z. 732, über den Be— 
richt dieſes k. k. A. G. vom 8. Jänner l. J. Z. 19419, wegen gleich— 
mäßiger Behandlung der Mortuarausweiſe, wird das k. k. Landrecht bei 
der Lage, wo ſchon das Pat. vom 13. Sept. 1787 N. 717 J. G. S. im 
S. s die Beſtimmung enthält, daß die Abhandlungstaxen, unter welchen 

auch das Mortuarium begriffen iſt, bei ſtändiſchen Realitäten in dem Falle, 

wenn nicht bereits eine gerichtliche Schäzung derſelben vorliegt, nach 
ihrer Einlage in dem ſtändiſchen Kataſter bemeſſen werden ſollen, und 
an dieſer geſezlichen Beſtimmung durch das Hkzd. vom 19. Okt. 1828 
N. 2368 J. G. S., nichts geändert wurde, indem daſſelbe nur anordnet, 
daß, wenn der in dem berufenen Pat. angedeutete Fall, der Bemeſſung 
der Mortuartaxe nach, dem Kataſtraleinlagswerthe eintrit, dieſer Werth 
in allen jenen Fällen in K. M. anzunehmen ſei, wo die Verlaß abhand⸗ 
lung mit oder nach dem 1. Auguſt 1816 anhängig geworden iſt — zur 
genauen Beobachtung der geſezlichen Vorſchriften in Verbindung mit den 
im h. Hfd. v. 16. Okt. 1837 3. 6016 NN Hkzd. v. 1. Okt. 10205 
enthaltenen Beſtimmungen gewieſen. 
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Böhmen, f. 2351. 


2352. Hfd. v. 16. Febr. 1792 N. 253, an das böh. A. G. 
g) Wird der Bezug des Mortuariums bei den böh. Landrechten 


dahin gemäßiget, daß von den Notherben, das iſt, von den Erben in 


abſteigender Linie, das Mortuarium von den ſtändiſchen Realitäten, 
und den auf eine ſtändiſche Realität landtäflich verſicherten Kapitalien 
nur zu einem halben Prozent, von der übrigen Vermögenſchaft aber 
nur mit einem halben Kreuzer von jedem Gulden aufgerechnet werde. 


2353. Vdg. des böh. A. G. v. 3. Dez. 1838 Z. 21249. 


Se. k. k. Majeſtät haben Inhalts h. Hfd. vom 20. Nov. l. J. 
3. 6754 mit a. h. Entſchl. v. 18. Nov. 1838 den a. u. im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit der k. k. vereinigten Hfkz. geſtellten Antrag der oberſten 
Juſtizſtelle auf die Gewährung der Bitte der Beſizer des deutſchen 


Kronlehns Aſch, ihre Verlaſſenſchaften bei der bisher genoſſenen Ber 


freiung von Entrichtung des Mortuars zu erhalten, allergnädigſt zu 
genehmigen geruht. BE 


Mähren. 


2354. Hfd. v. 22. Febr. 1791 N. 116, an das mäh. A. G. 


Dem fürſtlichen Landrechte in Teſchen wird der Bezug des Mor— 
tuariums auf die nämliche Art, wie über die ſtändiſchen Deſiderien das 
Mortuarium bei den landesfürſtlichen Landrechten für die Zukunft feſt⸗ 
geſezt werden wird, ſodann auch geſtattet. 


2355. fd. v. 28. April 1791 N. 142, an Ba mäh. A. ©. 


e) Von dem Bezuge des Mortuariums ganz abzugehen, nien 
zwar die Finanzen nicht, dennoch wird die Mäßigung dahin bewilligt, 
daß von den Notherben abſteigender Linie das Mortuarium von ſtän— 
diſchen Realitäten, und von den auf ſtändiſchen Realitäten landtäflich 
verſicherten Kapttalien nur zu einem Halbprozent, von der übrigen 
Vermögenſchaft aber nur mit einem halben Kreuzer vom Gulden auf⸗ 
gerechnet werde. Wo beinebens auch die landtäfliche T. O. in 
neue Berathſchlagung genommen, und in den hier und da überſpannt 
ſein mögenden Taxen eine billige Abhilfe und Mäßigung verſchafft 
werden wird. 


2356. Ofd. v. 31. Mai 1791 N. 155, an das mäh. A. G. 


Bei den von den vier fürftlichen Landrechten in Schleſien verhan⸗ 
delten Verlaſſenſchaften kann das Mortuarium, und zwar wo Erben 
abſteigender Linie eintreten, von den Realitäten und landtäflich ver— 
ſicherten Kapitalien mit einem halben Prozent, von dem übrigen Ver— 
mögen mit einem halben Kreuzer vom Gulden, wo aber anderweitige 
Erben eintreten, von den Realitäten und landtäflich verſicherten Kapi— 
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alien mit einem Prozent, und von dem übrigen Vermögen mit einem 
treuzer vom Gulden bezogen werden. Doch hat die Aufrechnung nur 
om reinen nach Abzug aller Schulden verbleibenden Ver baſſenſchafts⸗ 


Jermögen zu geſchehen. 


2357. If. v. 21. März 1829, an d. mäh. A. G. (Im Auszuge 
3. 141). 

Ueber die Anfrage, ob ungeachtet der 88. 299 und 300 des a. 

. G. B. und des S. 20 des Erbſteuerpat., auch künftig die in Ungarn 

nd Siebenbürgen verſicherten Kapitale eines Unterthans in den übri— 

zen ö. Staaten als ein ungariſches oder ſiebenbürgiſches Vermögen von 

der Abhandlung ſeiner Verlaſſenſchaft ausgeſchieden, und ob überhaupt 
den öffentlichen Büchern einverleibte Kapitale in Beziehung auf die Mor— 

tuarstaxe noch ferner als unbewegliches Vermögen betrachtet, und daher 
nach der Verſchiedenheit, ob Notherben oder andere Erben eintreten, 
nur mit 4 oder 1 vom Hundert, und nicht mit 4 kr. oder 1 fr. vom Gul— 
den in Anſchlag gebracht werden ſollen, wird erwiedert: daß, da das a.“ 
b. G. B. laut feines 1. §. der Inbegriff der Geſeze iſt, wodurch die Pri— 
vatrechte und Pflichten der Einwohner des Staates unter ſich beſtimmt 
werden, und nach dem §. 694 Staatsauflagen nicht nach den Grundſäzen 
des Privatrechtes, ſondern nur nach politiſchen Verordnungen zu beur— 
theilen find, es keineswegs angehe, von den Ss. 299 und 300 des a. b. 
G. B. eine Abänderung der durch das Pat. v. 7. Sept. 1782 feſtgeſezten 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe, und der in Anſehung der Erbſteuer und des 
Mortuars beſtehenden Finanzvorſchriften, herzuleiten. S. 2114. 


N 


Niederöſterreich. 


2358. Hfd. v. 21. Juli 1788 N. 859, an das n. he v. ö. A. G. 


Die Abnahme des Mortuariums hat gemäß höchſter Anordnung vom 
5. Oktober 1787 bei allen Landrechten, folglich auch bei den n. ö., in allen 
Fällen Plaz zu greifen, bei denen ſich der Todfall den 1. Nov. 1787, oder 
ſpäter ergeben hat. 


2359. Hfd. v. 18. Febr. 1791 N. 212, an d. n. ö. A. G. 


| Da in Verlaſſenſchafts-Fällen der Bergleute von dem beweglichen 
Vermögen niemals eine Taxe abgenommen worden; ſo kann auch die Herr— 
ſchaft Steier ſich einer Beziehung eines Fallfreigeldes von den beweglichen 
Vermögenſchaften und Fahrniſſen, die zur Verlaſſenſchaftsmaſſe eines 
Bergmanns gehören, ſich nicht anmaßen. 


2360. Hfd. v. 13. Aug. 1795 N. 249, an d. n. ö. A. G. 


In Rükſicht der Verlaſſenſchaften der vormals unter dem foro 
academico geſtandenen Parteien hat es ſowohl bei dem Benehmen des 
n. ö. Landrechts, ſo von derlei Verlaſſenſchaften das Mortuarium be— 
zieht, in Folge Reſoluzion v. 18. Juli 1788, als bei dem Benehmen 
des wiener Stadtmagiſtrats, ſo von derlei Verlaſſenſchaften, ſo weit 
ſie der auf- oder abſteigenden Linie eines ichen Mitglieds zu⸗ 


| 
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fallen, kein Mortuarium abnimmt, in Folge Reſoluzion v. 23. Auguff 
1784 ) fein Verbleiben. 


2361: Hfd. v. 26. März 1799 (K. 202). 


Nachdem bei dem wieneriſchen Stadtmagiſtrate eingeführet, und 


dieſe Uebung auch durch das Hfd. vom 13. Auguſt 1795 beftätiget iſt, 
daß von den Verlaſſenſchaften jener Individuen, welche vorhin dem 
foro academico Universitatis zugewieſen geweſen, und nach Aufhe— 
bung desſelben unter die Jurisdikzion des Magiſtrats gekommen ſind, 
in jenem Falle kein Mortuarium abgenommen werde, wenn die Ver— 
laſſenſchaften der auf- und abſteigenden Linie zufallen, ſo hat es dabei 
auch zu bewenden ). 


2362. e für Wien und den Umkreis innerhalb der 5 


Linien v. 1. Mai 1810 (Pol. 34, 1). 
§. 166. Um 3 dem ſich wohlverhaltenden Dienſtvolke auch von 


einer andern Seite ein Merkmal unſeres beſonderen Schuzes zu geben, 


verordnen wir, daß alle Vermächtniſſe ohne Unterſchied, welche 
Dienſthälter ihrem Dienſtvolke hinterlaſſen, von der Mortuartaxe 
befreit, wie auch alle für Dienſtboten gewidmeten Stiftungen, wie 
fromme Stiftungen betrachtet, von den Behörden als ſolche behandelt, 
vertreten und geſchirmt werden ſollen. Dieſe Befreiung iſt auch von 


Militärbehörden zu beobachten, in ſo fern ein ſolches Vermächtniß den 


Betrag von 100 fl. nicht überſteigt. | 
2363. Hkzd. v. 6. Sept. 1825 N. 2130, an d. n. ö. Reg. 


Durch das Pat. vom 6. März 1756 ift den Grundobrigkeiten, 
wenn ſie zugleich Abhandlungsbehörden ſind, der Bezug des Mortuars 


nur von dem beweglichen Vermögen geſtattet worden. 


Hiernach gebühret der Grundobrigkeit, wenn ſie nicht zugleich Ab— 


handlungsbehörde iſt, gar kein Mortuar, ſondern das Mortuar von 


dem beweglichen Vermögen fällt der Abhandlungsbehörde zu. 
Durch das Pat. vom 13. Oktober 1756 iſt zwar den Grund- 
obrigkeiten, wenn ſie Abhandlungsbehörden ſind, das Mortuar vom 


unbeweglichen und beweglichen Vermögen zugeſprochen worden. Iſt aber 


die Grundobrigkeit nicht Abhandlungsbehörde, ſo gebühret ihr nach dem 


*) Hfd. v. 23. Aug. 1784 N. 325, an alle A. G. 

Keiner Juſtizbehörde ſtehe zu, von jenen Parteien, die durch die neue Ju⸗ 
risdikzionsnorma ihrer Gerichtsbarkeit zugewachſen find, in Verwaltung des ade— 
ligen richterlichen Amtes höhere Taxen und Giebigkeiten abzufordern, als die 
Parteien bei ihrem vorigen Gerichtsſtande zu entrichten verbunden geweſen fi ſind, 


ſondern daß fo, wie in Streitſachen die T. O. vom 1. Nov. 1781 die alleinige 


Richtſchnur iſt, alſo ſich ob der Taxen in den Geſchäften des adeligen richter— 
lichen Amtes lediglich nach der vor dermaliger Juſtizregulirung beſtandenen Ge— 


wohnheit geachtet werden ſoll, bis auch die in dieſem Geſchaͤfte erfolgende allg. | 


T. O. werde kundgemacht werden. 


.) S. hierüber eine 5 N in der Zeſtſch für ö. A 
gelehrſamkeit, J. 1836, 2. B. S. 3 a 


_ 
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eiteren Inhalte dieſes Patentes kein Mortuar; und da es in dem 
Pat. vom 13. Okt. 1756 ferner heißt, es habe in allem Uebrigen bei 
dem Pat. vom 6. März 1756 zu bleiben, ſo hat die Abhandlungsbe— 
hörde in dieſem Falle nur das in dem Pat. vom 6. März 1756 be— 
zeichnete Mortuar von dem beweglichen Vermögen zu beziehen. 

| Sind alſo in einer Verlaſſenſchaft Realitäten, die einer andern, 
als jener Grundobrigkeit, welche die Abhandlung pflegt, unterthänig 
ſind, ſo erſcheint die Abhandlungsbehörde in Anſehung dieſer Realitäten 
nicht als Grundobrigkeit, und ſie kann daher von den erwähnten, zu 
einer andern Grundobrigkeit dienſtbaren Realitäten nach den Beſtim— 
mungen beider Patente kein Mortuar beziehen. 

Ueberhaupt iſt nach dem Pat. vom 13. Okt. 1756 das Mor— 
tuar von dem unbeweglichen Vermögen nur den Grundobrigkeiten 
als ſolchen eingeräumt, wenn ſie Abhandlungsbehörden ſind, wie denn 
die Abhandlungsbehörden, wenn ſie nicht a cle ſind, das— 
ſelbe nicht zu beziehen haben. 

In Anſehung der einer anderen Obrigkeit unterthänigen Gründe 
befinden ſich aber Grundobrigkeiten gegen ihre Unterthanen in demſel— 
ben Verhältniſſe, wie Abhandlungsbehörden, zwiſchen welchen und dem 
Erblaſſer, deren Verlaſſenſchaften abzuhandeln ſind, gar kein Unter— 
thansverband Plaz greift. Gleichwie nun dieſen von dem unbewegli— 
chen Vermögen kein Mortuar gebührt, ſo muß dasſelbe bei den erwähn— 
ten Grundobrigkeiten hinſichtlich fremdunterthäniger Gründe der Fall 
ſein. 

Es iſt demnach in beiden Pat. vom Jahre 1756 gegründet, daß 
den Grundobrigkeiten, wenn ſie Abhandlungsbehörden ſind, von fremd⸗ 
unterthänigen Gründen kein Mortuar zuſteht. 


2364. Hfd. v. 1. März 1833 N. 2596, an d. n. ö. A. ©. 

Die Dominien in N. O. ſind in jenen Fällen, in denen ſie als 
Verlaſſenſchaftsabhandlungsbehörden eintreten, in dem bisherigen Be— 
zuge des Mortuars auch dann zu erhalten, wenn ſie nicht zugleich 
Grundobrigkeiten des Abhandlungsobjektes ſind. Hiernach hat es daher 
von dem Zirkular der n. ö. Reg. vom 16. Febr. 1824, und der hierauf 
Bezug nehmenden Entſcheidung der vereinigten Hofkanzlei v. 6. Sept. 
1825 N. 2130 der J. G. S., abzukommen. 


Oberöôſterreich “). 


2365. Pat. v. 7. Juni 1785 N. 442, für De. ob der Enns. 


1. Nach dem Todfalle eines jeden Unterthanes wird die Abnahme 
des Todfallsfreigeldes, jedoch niemals höher, als höchſtens mit zehn 


*) Hfd. v. 9. Mai 1818 N. 1449, an d. n. ö. A. G. 
4 Ueber Vorſtellung der Dominien in dem wieder erworbenen Theile des 
Hausrukviertels, um Bewilligung des vorigen Freigelds-Bezuges von dem be— 
weglichen Vermögen, nach Beſtimmung und Maß der k. k. Vdgen, haben Se. 
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vom Hundert von dem dem verſtorbenen Unterthane gehörig ger eo 
Eigenthume geftattet, dergeſtalt, daß dieſer Bezug in keinem Falle und 
unter keiner Benennung über dieſe 10 Perzent erhöht werden ſoll. 

2. Soll dieſes Todfallsfreigeld von dem liegenden und fahrenden 
Vermögen, jedoch nach Abzug aller Schulden hintan-, folglich nur von 
dem Ant überbleibenden Vermögen abgenommen, und 

die Heirathsgüter nach dem Tode des dieſelbe abreichenden ad 5 
massam konferiret, ſomit zu dem Aktivvermögen des Erblaſſers zuge- 


ſchlagen, und folglich auch von den Heirathsgütern das Todfallsfreigeld | 


bezogen werden. 
4. Wird noch ferner bewilliget, daß das Sterbhaupt da, wo die 


Dominien in dem rechtmäßigen Beſtize dieſer Abnahme ſind, bezogen | 


werde, jedoch foll dieſes Sterbhaupt niemals in natura, ſondern immer 


im Gelde, und zwar nie in einer den Betrag von 10 fl. überſteigenden 
Summe abgenommen werden; wobei fi aber zugleich von ſelbſt verfter 
het, daß da, wo die Dominien einen minderen Betrag, als die vorbe- 


meldeten 10 fl. beziehen, es bei dieſem minderen Betrag ſein ferneres 


Verbleiben haben möge. 

5. Werden künftighin alle jene Bezüge, welche unter den verſchie⸗ 
denen Benennungen, als: Anleit⸗-, Abfahrts⸗, Anzüggeld, Stiftsthaler, 
Auffahrt ꝛc. ꝛc. vorkommen, und nur eine widerrechtliche Vermehrung der 
Protokollsgefälle zu ihrer Abſicht haben, aufgehoben, und ſoll künftig nur 
Annehmfreigeld und Kaufsfreigeld, und dieſes blos in folgenden Fällen ge— 
ſtattet fein; als nämlich fol 

6. das Annehmfreigeld gleich dem Todfallfreigelde nur damals bezo⸗ 
gen werden, wenn Jemand ſein Vermögen bei ſeinen Lebzeiten feinen. 
Kindern oder ſonſt Jemanden abtrit, und dieſes zwar in dem Maße 


als er ſolches abtrit, das iſt, wenn er nur das liegende Vermögen 


übergibt, nur von dieſem; wenn er aber auch das fahrende Vermögen 
übergibt, ebenfalls vom lezteren das Annehmfreigeld abzunehmen, und 
ſich hierbei immer der Grundſaz gegenwärtig zu halten ſei, daß von einem 
Vermögen, welches ſchon verfreiet worden iſt, kein weiteres Freigeld, 
unter was immer Namen es ſein möge, bezogen werden ſoll. 

7. Iſt das Kauffreigeld bei jedem Kauf mit höchſtens 10 vom Hun— 
dert von dem liegenden Gut dergeſtalt zu bezahlen, daß ſolches nur einer, 
entweder der Käufer oder der Verkäufer, worüber ſich beide einzuverſtehen 
haben, zu entrichten hat. 


8. Wird es nicht allein dem ſchon beſtehenden Verbote aller. ] 


Zwangszöhrungen unter was immer für einem Namen vollkommen be⸗ 
laſſen, ſondern es haben auch die etwa hier und da eingeführten Zöh— 

rungsablöſungen, und ſowohl den Herrſchaften als den Beamten dieſer— 
wegen abzuführen geweſene Zöhrungsantheil aufzuhören. 


— — 


Maj. zu beſchließen geruht: daß die vorige ö. Verfaſſung ganz nach den dafür 
beſtehenden Geſezen und Verordnungen hergeſtellt und die Dominien zugleich 
zur genauen Beobachtung der diesfälligen Vorſchriften bei ſchwerer Verantwor⸗ 
tung verhalten werden ſollen. 
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Wird befohlen, daß die bisher beſtandenen, den Geſezen zuwider— 
49 Waiſendienſtablöſungen gänzlich aufhören, und künftig nur die 
älternloſen Kinder zu den Waiſendienſten genommen, auch ſolchen, wenn“ 
dieſelben das vierzehnte Jahr einmal erreicht haben, der nämliche Lied— 
lohn, welchen andere freiwillige Dienſtboten nach Beſchaffenheit ihrer 
leiſtenden Dienſte empfangen, abgereicht werden ſoll. 
| 10. Soll künftig unter Benennung des Hemmettuches nichts mehr 
von dem Unterthane abgefordert werden. 

11. Geht die höchſte Willensmeinung dahin, daß durch gegenwärti— 
gen Beſizſtand des immer rechtliche Vermuthung für ſich habenden Unter— 
thanes in nichts ein Abbruch geſchehen, folglich ſolche keineswegs dahin 
angewendet werden ſoll, daß der Unterthan zu jenen Schuldigkeiten, 
welche er bisher gar nicht geleiſtet, angehalten, oder von ihm auch nur 
ein höherer Betrag, als er zu bezahlen gegenwärtig im Beſize iſt, ge— 
fordert werde, dergeſtalt, daß z. B. wenn ein Unterthan gegenwärtig 
nur 5 Perzente Todfallfreigeld zahlt, die Herrſchaft ein mehreres von 
demſelben zu fordern nicht berechtigt fein ſoll, welches auch bei allen übrigen 
Protokollsgefällen zu beobachten iſt. Welche höchſte Verordnung demnach 
112. andurch mit dem Beiſaze kundgemacht wird, daß ſolche mit dem 
1. Julius d. J. dergeſtalt ihre Wirkſamkeit haben ſoll, daß alle Abhand— 
lungen, welche mit dem lezten Junius nicht geſchloſſen und den Parteien 
hinaus gegeben worden ſind, nach BAR Vorſchrift ſchon behandelt wer— 
den ſollen; endlich 

13. wird auch noch, um alle 1 e mögende unrechte Klagen zu 
vermeiden, ausdrüklich angeordnet, daß dieſe Verfügung keineswegs zurüf 
wirke, folglich hindurch für das Verfloſſene bei den vorfallenden Strei— 
tigkeiten nach dem ordentlich zu erprobenden Beſizſtande ebenſo geſpro— 
chen werden ſoll, als wenn dieſe Verordnung nicht erlaſſen worden wäre. 


2366. Pat. v. 10. Juli 1786 N. 361. 


Da in dem Pat. vom 7. Juni v. J., welches die Vorſchrift über 
die Abnahme der obrigkeitlichen Protokolls- Gefälle enthält, über die 
Lehenveränderungsgebühren in denjenigen Fällen nichts beſtimmt iſt, 
wo die Obrigkeit zugleich als Lehnsherr zur Abnahme ſolcher Gebühren 
berechtigt iſt, ſo finden wir nothwendig, auch in Anſehung dieſer lezteren 
die Verfügung nachzutragen, und bei dieſem Anlaſſe einige Erläuterungen, 
die auf das Eingangs erwähnte Patent Beziehung haben, beizufügen. 

$. 1. Wo über ein Rechtslehen Lehenbriefe vorhanden find, in wel— 
chen ausgedrükt iſt, ob, und was für Entrichtungen bei Veränderung des 
Lehenherrn oder des Lehenmannes zu geben ſind, iſt ſich blos nach dem 
Inhalte dieſer Briefe zu halten. 

§. 2. Wäre aber in dem Lehenbriefe nichts davon enthalten oder 
kein Lehenbrief vorhanden, ſo ſoll bei Veränderung des Lehensherrn, oder 
Abſterben des Lehenmannes, das Lehengeld mit 5 vom Hundert abge— 
nommen werden. 

Erfolgt die Veränderung des Lehenmennes durch Kauf, ſo iſt nebſt 


dem Lehengeld von fünf 8 das Kauffreigeld mit ehen ſo 
zu bezahlen. 
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§. 3. Von Beutellehen ift ſowohl die Lehengebühr als das Kauf⸗ 
freigeld mit 6 vom Hundert zu entrichten. 


§. 4. Diejenigen Obrigkeiten, welche von einem Lehen bisher 5 und 
6 Prozento abgenommen haben, können dieſelben auch in der Zukunft 


vorſchriftsmäßig aufrechnen. 


In Anſehung derjenigen aber, die bis jezt weniger bezogen, verbleibt 


es bei der bisherigen Abnahme auch künftig. 
$. 5. Das Todesfallsfreigeld iſt nach Vorſchrift des Pat. 


vom 7. Juni 1785 abzunehmen. Da aber wahrgenommen worden, daß 


verſchiedene Grundherrſchaften im Lande ob der Enns bisher unter dem 
Namen Todesfallsfreigeld 5 Prozent aufgerechnet, jedoch zugleich 


unter andern Benennungen, als Verwandlung und dergleichen, eben 


ſo viel und noch mehr bezogen haben; ſo kann zwar künftig noch der 


für dieſen Fall in dem Pat. vom 7. Juni feſtgeſezte höchſte Betrag mit 


10 Prozenten abgenommen werden, alle übrigen unter andern Benennungen 


eingehobenen obrigkeitlichen Gebühren und Protokollsgefälle aber haben 1 


gänzlich aufzuhören. 


§. 6. Iſt nach dem Tode eines Unterthans ein de 


ches Vermögen vorhanden; ſo ſoll das Todesfallsfreigeld nicht von dem 
ganzen, nach Abzug aller Schulden rein verbleibenden Vermögen, ſondern 
von demjenigen Theile der reinen Summe berechnet werden, der dem 
Verſtorbenen angehörte. 

§. 7. Wird das Vermögen eines Verſtorbenen. von den Erben nicht 
übernommen, ſondern von wem immer abgelöſet; ſo iſt dieſe Uebertra— 
gung des Eigenthumes einer zweimaligen Verfreiung nicht zu 
unterwerfen, ſondern das in dem Geſeze beſtimmte Freigeld von 10 Pro— 
zenten nur einmal abzufordern. 

§. 8. Wenn der überlebende Gatte oder die überlebende Gattin 
den ihnen eigenthümlichen Antheil eines gemeinſchaftlichen Vermögens 
den Erben des Verſtorbenen abtreten, iſt das Annahmfreigeld nur 
von dieſem Antheil des gemeinſchaftlichen Vermögens zu bezahlen. 

§. 9. Damit in Sterbfällen das hinterlaſſene Vermögen mit Ver— 


läſſigkeit erhoben, und weder der überlebende Gatte oder die überlebende 


Gattin mit der Schäzung überhalten, noch die Kinder an dem Erbtheile 
verkürzt werden, ſollen die Obrigkeiten gehalten ſein, jedesmal eine un— 
parteiſche Schäzung des liegenden und fahrenden Vermögens anzuordnen. 

Zu dieſer Schäzung haben ſowohl die Obrigkeit als die Erben gewiſſen— 
hafte, bei jedem Falle zu beeidende Schäzmänner beizuziehen, und das 
Vermögen nach deren verläſſigem Befinden in Anſchlag zu bringen. 

Sollten ſich Obrigkeit und Erben einverſtehen, bei der Abhandlung 
in Anſehung des unbeweglichen Gutes blos die vorige Schäzung oder 
den Einlagswerth beizubehalten; ſo kann in Beziehung auf das unbe— 
wegliche Gut die neue Schäzung unterbleiben. 

$. 10. Um allen Umſtänden vorzubeugen, die ſich bei dem Schulden— 
abzuge und Beſtimmung der obrigkeitlichen Gebühr von dem reinen Ver— 
mögen ergeben könnten, ſoll bei jeder Abhandlung die Richtigkeit der 
vorkommenden Schulden ordentlich unterſucht, liquidirt, und wie es in 
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N. * vorgeſchrieben iſt, ſowohl die mit obrigkeitlicher Fertigung gemach— 
ten, als alle übrigen ordentlich liquidirten und erwieſenen Schulden von 
dem Vermögen abgezogen werden. 

Die Todesfallsgebühr iſt daher nur auf dasjenige Vermögen, 
ſo nach dieſem Abzuge verbleibt, in Anſchlag zu bringen. 
§. 11. Um das häufige Schuldenmachen der Unterthanen zu verhin— 
dern, wird den Obrigkeiten hiermit die Gewalt eingeräumt, denjenigen 
Unterthan, der zwei Drittheile ſeines Vermögens mit Schulden belaſtet, 
im politiſchen Wege abzuſtiften. 

Bei dieſer Abſtiftung aber iſt folgende Vorſchrift auf das Genaueſte 
zu befolgen: 

1. Das Vermögen des abzuſtiftenden Unterthans muß durch zwei, 
für redlich bekannte und geſchikte Beamte einer andern Obrigkeit, oder 
von zwei im Orte befindlichen Männern, in deren Redlichkeit ſowohl 
Obrigkeit als Unterthan kompromittirte, in Gegenwart des Unterthans 
ſelbſt, oder falls dieſer abweſend wäre, ſeines Vertreters unterſucht, der 
Schuldenſtand nach vorhergegangener ordentlicher Vorforderung der Gläu— 
biger liquidirt, auch die Grundſtüke und Fahrniſſe durch verſtaͤndige Män⸗ 
ner geſchäzt werden. 


2. Der Aktiv- und Paſſivſtand iſt in ein Inventarium zusammen zu 


ſezen, welches die Herrſchaft mit der Unterfertigung der gewählten zwei 

Beamten dem Kreisamte um die Einwilligung zur Abſtiftung zu über⸗ 

reichen hat. 

3. Das Kreisamt hat alsdann die Obrigkeit und den Unterthan vor⸗ 

zufordern, in dieſem Geſchäfte, wie bei andern Anliegenheiten, zwiſchen 

Herrn und Unterthan zu verfahren, und ob die Abſtiftung ſtatt habe, 

zu entſcheiden. 

4᷑§. Der Rekurs von dem Kreisamte ſteht ſowohl der Obrigkeit als 
dem Unterthan offen. Daher darf vor Verlauf des zum Rekurs 8 

ten Termines Niemand abgeſtiftet werden. 


5. In allen Fällen, wo ein Privatgläubiger gegen einen | unterthan 
im Wege der Exekuzion auftrit, oder ſich die Gelegenheit zu einem Kon⸗ 
kurſe darbietet, iſt blos dasjenige zu beobachten, was die allg. G. und 
K. O. für ſolche Fälle vorſchreibt. 

§. 12. Im Uebrigen bleibt das Pat. vom 7. Juni 1785 in feiner 
Kraft, und ſollen gegenwärtige Erläuterungen und Nachtragspunkte gleich 
dieſem, vom 1. Juli v. J. angefangen, zur allg. ee genom⸗ 
men werden. 


2367. Hfd. v. 20. Okt. 1788 N. 905, an das n. und v. ö. A. G. 


Bei dem Magiſtrate der Stadt Linz ſoll von den dahin gehörigen 
Verlaſſenſchaſten das Mortuarium, und zwar von dem fahrenden Gute mit 
einem Kreuzer vom Gulden, von dem liegenden dagegen mit 1 Prozente 
abgenommen werden. Dagegen ſoll es von jenem Bezuge abkommen, wel— 

cher dermal mit 2 Prozenten von dem ganzen Vermögen zur Hälfte für das 
Armeninſtitut, und zur Hälfte für die Kanzlei bezogen worden iſt. 
Handb. d. Giebigkeiten. 74 
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2368: Dek. d. o. ö. Reg. v. 21. Mai 1827 3. 12487 (P. 178). 


Ueber eine geſchehene Anfrage, ob überhaupt von zweifelhaften Aktis 
ven die Sterbtare abgenommen werden dürfe? hat die h. Hofkammer 
unterm 6. Mai d. J. Z. 17750, Folgendes zur Richtſchnur hierher erinnert: 
Wenn eine Verlaſſenſchaftsforderung zweifelhaft iſt, ſo iſt es auch zweifel⸗ 
haft, ob und mit welchem Betrage die Sterbtaxe von derſelben werde zu 
bezahlen fein. Die Sterbtare von einer ſolchen zweifelhaften Forderung iſt 
zwar ohne Rükſicht auf die Zweifelhaftigkeit ſogleich zu bemeſſen; die Zah- 
lung kann aber nicht eher, und nur in dem Verhältniſſe rechtlich gefordert 
werden, als die Forderung einkommt. 

Indeſſen hat der Tarfond, wenn die Forderung theilweiſe einfließt, 
nicht die gänzliche Berichtigung derſelben abzuwarten, ſondern es gebührt 
ihm von jedem einfließenden Theile ſogleich der entſprechende Betrag, ſo 
z. B. von jedem einkommenden Gulden, ſobald er einfließt, 1 kr. K. M. 
Bis zur gänzlichen oder theilweiſen Einbringung muß ſich der Taxfond aber 
mit der Sicherſtellung ſeines Anſpruches begnügen. 

Die Sicherſtellung iſt überhaupt durch ein Handpfand, eine Hipothek, 
oder in deren Abgange durch einen tauglichen Bürgen zu leiſten (SS. 1378 
und 1374 des b. G. B.). Da die Sterbtaxe von einer zweifelhaften 
Forderung nur in dem Verhältniſſe zu entrichten iſt, als dieſe liquid 
wird, ſo ergibt ſich aus der Zweifelhaftigkeit derſelben kein Anſtand dage— 
gen, daß ſich mit der Verpfändung dieſer Forderung begnügt werde. 5 

Die Vorſicht fordert jedoch, daß nicht blos der Erlag des Schuld⸗ 
ſcheines zu Gerichtshänden, und der Verbot feiner Abfolgung vor Bezah⸗ 
lung der Sterbtaxe oder vielmehr die Vormerkung der lezteren auf dem 
ſelben im Depoſitenbuche erwirkt (laut des 52. §. des Erbſt. Pat) ſon⸗ 
dern auch die Verpfändung auf dem Schuldbriefe angemerkt, und von 
derſelben der Schuldner verſtändigt werde. Denn würde dem Schuldner 
die Verpfändung nicht bekannt gemacht, und bezahlte er ſofort den Erben, 
oder fände er ſich ſonſt mit dieſem ab, fo würde der Tarfond die Berichti— 
gung ſeiner Forderung vergeblich vom Schuldner anſprechen a Serge des 
455. und 1395 1 des b. G. B.) von welcher Weiſung das k. k. Fiskal⸗ 
amt und das k. k. Generaltaxamt in Kenntniß geſezt wurden. 


2369. Dek. d. o. ö. Reg. v. 5. Nov. 1829 Z. 31139 (P. 679). 


Aus Anlaß eines ſpeziellen Falles rükſichtlich eines Todfall-Freigeld— 
ſtreites, wodurch die Einbeziehung der Heirathsgüter nur zur Hälfte, dann 
die daraus folgende Bemeſſung der adeligen Richteramtstaxen nach der 4. 
Klaſſe angeordnet wurde, hat die h. Hkz. am 22. Okt. d. J. Z. 24344 an⸗ 
her bedeutet: 

Von dem Geſammt— Vermögens Aktivſtande mit Einſchluß der en 
Summe der Heirathsgüter vor der durch die Gütergemeinſchaft nothwen— 
dig werdenden Theilung, ſind nämlich nur die Krankheitskoſten, als ein 
aus der Zeit vor dem Tode des Erblaſſers herrührendes, auf dem gemein— 
ſchaftlichen Vermögen haftendes Paſſivum abzuziehen, und erſt nach der zum 
Behufe der Beſtimmung des Akqueſtes vorgenommenen Theilung ſind von 
dem eigentlichen Verlaſſenſchafts-Vermögen nicht nur die Leichenkoſten, 
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frommen Legate und Todtenzehrungs-Auslagen, ſondern auch der Normal— 


ſchulfonds⸗Beitrag, und die nach gehöriger Berichtigung e entfallenden Rich⸗ 
teramts-Taxen, zum Behufe der Bemeſſung des Todfalls⸗Freigeldes, in Ab- 
ſchlag zu bringen. 


Inneröſterreich. 


2370. Hfd. v. 25. Feb. 1788 N. 786, an das i. und o. ö. A. G. 


Das Mortuarium habe zwar bei den vereinten görzer und trie— 
ſter Stadt- und Landrechten nach der bereits erlaſſenen Vorſchrift im All— 
gemeinen allerdings zu beſtehen; doch ſollen von deſſen Entrichtung die 
Verlaſſenſchaften derjenigen Einwohner des trieſter Bezirks gänzlich be— 
freit ſein, die nach den beſtehenden Privilegien und Vorrechten dieſes 
freien Seehafens von den Gemeinabgaben bei ihren Lebzeiten befreit ge— 
weſen ſind, oder zu dieſer Befreiung ſic künftig geeignet machen werden. 
S. 2385. 


2371. fd. v. 30. März 1789 N. 994, an das i. und o. ster. A. G. 
Durch die T. O. vom 13. Sept. 1787 iſt die vormals übliche In⸗ 


venturstaxe aufgehoben, und ſoll daher den dießfalls gekränkten Parteien 


der ungebührlich abgezogene Betrag zurükgeſtellt werden. Dagegen wird 
von den Verlaſſenſchaften, bei denen ſich der Todfall des Erblaſſers ſeit 
1. November 1787 ergeben hat, den Abhandlungsbehörden ein Mortua— 
rium, und zwar von dem reinen erübrigenden Verlaſſenſchaftsvermögen, 
mit 3 Prozent abzunehmen bewilliget; jene Dominien und Magiſtrate 
allein ausgenommen, bei denen die vormals gewöhnliche Inventurstaxe 
ein Minderes betragen hat, als bei welchen auch das Mortuarium nach 
dem vorigen minderen Bezuge abgenommen werden ſoll. Doch hat dieſes 
Mortuarium mit dem Tage, als das neue Urbarial-Pat. in feine Wirkſamkeit 
kömmt, bei jenen Verlaſſenſchaften aufzuhören, bei welchen die ſämmt— 


lichen Giebigkeiten in eine jährliche Abgabe verwandelt worden. 


2372. Hfd. v. 27. Juni 1791 N. 171, an das i. ö. A. G. 

Bei den ſteieriſchen Landrechten wird der Bezug des Mortuariums 
dahin gemäßiget, daß von jedem 100 fl. des rein verbleibenden Vermö— 
gens von den Erben in auf- und abſteigender Linie nur 1 fl., von Sei⸗ 
tenerben aber 2 fl. ſolchergeſtalt zu bezahlen ſeien, daß dieſe Abgabe im 
erſteren Falle nie über 150, und im lezteren nie über 300 fl. betragen könne. 


2373. Hfd. v. 30. Juni 1791 N. 173, an das i. 5. A. G. 
a) Bei den landesfürſtlichen Stellen iſt das Mortuarium auch dann 


zu bezahlen, wenn bei der Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege die Errich— 


tung einer Inventur nicht vorfällt. 
b) Wenn bei den Magiſtraten und Dominien von Inneröſt. vormals 
in den Fällen, wo bei der Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege ein Inven— 


tarium nicht errichtet worden iſt, nicht nur keine Inventurstaxe, 


ſondern auch entweder gar keine, oder eine dem dermaligen Betrage des 
Mortuariums nicht gleichkommende, ſondern geringere Giebigkeit bezogen 


74 
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worden iſt, ſoll auch jezt entweder gar kein, oder nur ein dem vorigen 


Bezuge gleich kommendes geringeres Mortuarium, als das dreiprozentige 
iſt, abgenommen werden. 


2374. Hfd. v. 29. April 1793 N. 102, an die Lit. in Steiermark, 
Kärnthen und Krain. 


a) Den Dominien gebührt das Mortuarium nur von dem reinen, 
nach Abzug aller Schulden verbleibenden Vermögen aber auch dann, 
wenn ſelbes unter 100 fl. beträgt. 


b) Das Mortuarium kann nur in Fällen der Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 1 
lung bezogen werden, und findet bei Beſizveränderungen unter Lebenden 


nicht ſtatt. 

c) Da die Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege in keinem Falle unter⸗ 
laſſen werden darf, fo iſt das Mortuarium auch dann zu beziehen, wenn 
wirklich über das Verlaſſenſchaftsvermögen keine Inventur wäre errich⸗ 
tet worden. 

d) Das Mortuarium iſt von jeder Behörde zu beziehen, welche die 
Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege auf ſich hat. 

e) Außer dem Mortuarium findet weder Sterbrecht, noch Abfahrts-, 
noch Veränderungsrecht, noch irgend eine andere Gebühr, unter was im— 
mer für einem Namen ſie bezogen werden wolle, ſtatt. a 


2375. Hfd. v. 16. Dez. 1796 N. 323, an das i. ö. A. G. 


Dem Bauzahlamte der kärnthn. Stände zu Klagenfurt kann über 
die unadeligen Beſizer der dahin dienſtbaren Realitäten keine Perſo— 
nalgerichtsbarkeit eingeräumt, folglich auch nach Inhalt der Vdg. v. 
29. März (29. April) 1793 kein Bezug eines Mortugkiums bei Verlaſſen— 
ſchaften bewilligt werden. f 


2376. Hfd. v. 16. Juni 1797 N. 352, an d. in. ö. A. G. für die 
in. ö. Provinzen. 


Zur Erläuterung des Hfd. vom 6. Juni 1797 „(ſoll heißen: 27 
Juni 1791) welches in den in. ö. Provinzen den Bezug des Mortu— 
ariums gemäßiget hat, wird erklärt: 


a) Neben demjenigen Betrag der Mortuartaxe, der von dem Uni- 
verſalerben nach dem Betrage des demſelben übrig verbleibenden Ver- 


laſſes zu entrichten iſt, ſind auch die Legatarien insbeſondere verbunden, 
je nachdem ſie dem Erblaſſer in auf-, oder abſteigender, oder Seitenlinie 
verwandt ſind, oder aber mit ſelbem keine Verwandtſchaft beſteht, von 
dem Legate ſelbſt das Mortuarium, und zwar im erſteren Falle nach der 
Mäßigung, welche den verwandten Erben ſtufenweiſe bemeſſen iſt, im lez— 
teren Falle hingegen nach der ee geſezmäßigen Ausmeſſung, zu 
entrichten. 

b) Hätte der Erblaſſer geſezmößig geordnet, daß die Legate ohne 
Abzug des Mortuariums hinausbezahlt werden ſollen, fo kann dieſer Be— 
fehl des Erblaffers nicht den Taxfond, ſondern nur den Univerſalerben 
treffen, der daher ſolchen zu erfüllen hat. 
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c) In jedem Falle liegt dem Erben, da er die Verlaſſenſchaft in 
Handen hat, ob, dem 1 auch für den Tarbetrag der Legatarien zu haften. 


2377. Hfd. v. 26. Mai 1798 N. 416, an d. in. ö. A. G. 


Se. Maj. haben den kärnth. Ständen die bis nun ausgeübte 
Perſonalgerichtsbarkeit über die unadeligen Eigenthümer und wirkli— 
chen Beſizer der zu den Ständen als dienſtbar erhobenen und eigens 
verzeichneten Häuſer zu Klagenfurt, welche keine Bürger ſind, und den 
Bezug des Mortuariums von dem Werthe dieſer den Ständen dienſtba— 
ren Häuſer, auch in jenen Fällen, wo der Beſizer als adelig oder Bürger 
der Perſonal-Gerichtsbarkeit des Landrechtes oder des Magiſtrates unter— 
ſteht, gegen dem noch ferner zu überlaffen geruhet, daß die Stände dieſe 
Gerichtsbarkeit durch einen tauglichen und beſoldeten Juſtiz-Mann mit aller 
Verläſſigkeit verwalten ſollen. 


2378. Hfd. v. 8. Nov. 1799 N. 485, an das in. ö. A. G. 


Se. Maj. haben zu beſchließen geruhet, daß die wegen gemäßigter 
Abnahme des Mortuariums, am 6. Juni 1791 für Inneröſt. kundgemachte 


Vdg. auch auf Görz, Gradiska und Trieſt, als in. ö. Beſtandtheile Be- 


zug habe, ſomit bei Bemeſſung des Mortuariums ſich nach der erſtgedach— 
ten Vdg., in Betreff der Legatarien aber nach jener vom Jahre 1797 N. 
352 der J. G. S. zu benehmen ſei. b 


2379. Hfd. v. 7. März 1800 N. 495, an das in. ö. A. G. 


Die Vdg. vom 8. Novb. 1799 N. 485 der J. G. S. kann auf Trieft 
feinen Bezug haben, indem dort keine Sterbtare üblich if. S. 2385. 


2380. Hfd. v. 13. Febr. 1801 N. 521, an das in. ö. A. G. 


Um der bisher beſtehenden verſchiedenen Beobachtung in den in. ö. 
Provinzen in Bezug auf die Abnahme des Mortuars von dem montaniſti— 
ſchen Vermögen, eine gleichförmige beſtimmte Richtung zu geben, und da— 
durch die mehreren hierüber gemachten Anfragen zu erledigen, wird zur all— 
gemeinen Richtſchnur für die in. ö. Provinzen feſtgeſezt: daß, wenn die 
Landrechte, Magiſtrate oder Dominien als Abhandlungsinſtanz eintre— 
ten, und ſich in einer Verlaſſenſchaft auch Bergwerks-Entitäten Banden. 
von dieſen Entitäten, ſo wie von dem übrigen reinen Vermögen, ohne Un— 
terſchied oder Ausnahme das Mortuarium nach den für die Landrechte be— 
ſtehenden Geſezen vom 5. Oktb. 1787, 27. Juni 1791 und vom 1. Juni 
1797, und nach der für die Ortsgerichte erlaſſenen Vdg. vom 30. März 
1789 zu beziehen ſei, vermöge welchen Vdg. bei den Landrechten ſeit dem 
1. Novb. 1787 das Mortuarium mit einem Kreuzer vom Gulden des be— 
weglichen, und mit 1 Proz, des unbeweglichen Vermögens, jedoch mit der 
ſpäterhin für die in. ö. Provinzen erfolgten Mäßigung abzunehmen 
iſt, daß das Mortuar. von der Erbſchaft und von den Legaten, wenn die 
Erben oder Legatarien in gerader Linie verwandt ſind, nicht mehr als 150 fl., 
wenn ſie aber Befreundte von der Seitenlinie ſind, nie mehr als 300 fl. 
betragen jolle ; ; bei den Magiſtraten und Dominien als Abhandlungsinſtan— 
zen aber ein Mortuarium mit der Beſchränkung aufzurechnen und einzuheben 
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iſt, daß dasſelbe vom reinen Vermögen nicht über 3 Proz. betrage; dort 
aber, wo vorhin die Inventurstaxe weniger als 3 Proz. betragen hätte, das 
Mortuarium nach dem vorigen minderen Maßſtabe abgenommen werde. 


238 1. Hfd. v. 8. Juli 1808 N. 851, an das in. ö. A. G. 


Zur Beſeitigung aller Anſtände, welche aus einer willkürlichen Aus— 
übung der Hofvdg. vom 22. Sept. 1785 über den einigen kärnthn. 
Grundherrſchaften zugeſtandenen Bezug des Kauf-Freigeldes entſtanden 
ſind, wird verordnet: ö 

1) Diejenigen kaͤrnthn. Grundherrſchaften, welche vor dem Jahre 
1785 zur Abnahme des Kauf-Freigeldes (oder der irrig ſogenannten Ab— 
fahrt), in Verkaufsfällen der vormals freiſtiftlichen unterthänigen Gründe 
befugt waren, dürfen ſolches noch ferner einheben. Jenen Grundherrſchaf— 
ten, wo dieſes Kauf-Freigeld vor dem Jahre 1785 nicht beſtand, iſt deſſen 
Einhebung verboten; bei jenen hingegen, wo es 10 Perzent des Kauf— 
ſchillings überſtieg, muß es auf dieſe 10 Perzente herabgeſezt, wo es aber 
weniger als 10 Perzente betrug, darf es über den vorigen Maßſtab nicht 
erhöhet werden. N. 

Dieſes Kauf-Freigeld kann nur von einem Theile, entweder von dem 


Käufer, oder von dem Verkäufer bezogen werden, worüber ſich beide Theile 


einzuverſtehen haben. 

2) In Sterbfällen der Beſizer unterthäniger Gründe hat der Bezug 
eines Kauf⸗Freigeldes nicht ſtatt. 

3) Wenn nach dem Tode eines Unterthans, deſſen zurük gelaſſenes 
Bauerngut zum Beſten der vorhandenen Pupillen mit Bewilligung der Lan— 
desſtelle von der Pupillar-Behörde verkauft wird; ſo kann von dem Kauf— 
ſchillinge nur damals ein Kauf-Freigeld gefordert werden, wenn ein Pu— 
pille auf dieſes unterthänige Gut vor deſſen Verkauf ſchon wirklich an die 
Gewähr geſchrieben, und ſolches für denſelben ordentlich benuzt worden iſt. 

4) Da in Rükſicht auf das Kauf-Freigeld zwiſchen dem freiwilligen, und 
dem gerichtlichen Verkaufe einer unterthänigen Realität kein Unterſchied 
beſteht, ſo kann das Kauf-Freigeld von den dazu befugten Grundherrſchaf— 
ten auch in jenen Fällen bezogen werden, wenn ein unterthäniger Grund 
im Wege eines Konkurſes, einer Exekuzion, oder Abſtiftung, verkauft wird. 

5) Vertauſchungen unterthäniger Gründe ſind in Hinſicht auf den 
Bezug des Kauf-Freigeldes mit den Verkäufen gleich zu behandeln. 

6) Die Uebergabe unter Lebenden, fowohl an die nothwendigen Er— 
ben, als andere im Wege einer freien Schenkung, ſind von dem Bezuge des 
Kauf-Freigeldes befreit; dieſes darf nur bei ſolchen Schenkungen unter Le— 
benden bezogen werden, welche auffallend die Eigenſchaft wirklicher Ver— 
käufe an ſich haben. 5 f 

7) Das Kauf-Freigeld darf überhaupt von dem Kaufſchillinge, oder 
Werthe des unterthänigen liegenden Gutes ohne vorherigen Abzug der auf 
dieſem Gute haftenden Schulden abgenommen werden. | 

8) In Auſehung der Ehrung, oder Laudemien hat es bei der derma— 
ligen Regulirung derſelben zu verbleiben, und ſind ſolche mit dem Kauf— 
Freigelde keineswegs zu vermengen. Nur bleibt es noch ferner verboten, 


0 e 
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nebſt der Ehrung auch eine ſogenannte Anfahrt von dem neu eintretenden 
Beſizer abzunehmen. 

| Welche Erläuterungen mit der Weiſung zur allgemeinen Benehmung 
eröffnet werden, daß jene Grundherrſchaften, welche ſchon vor dem Jahre 
1785 zum Bezuge des Kauf,-Freigeldes berechtiget waren, noch ferner in 
dieſem Bezugsrechte verbleiben, jedoch ſich dabei nicht der amechten Benen— 
nung: Abfahrtsgeld, gebrauchen ſollen. 


2382. Dek. d. fteier, Gub. v. 7. Juli 1819 3.14719 (P. 225). 

Uiber die geſchehene Anfrage, wie das geſezliche Mortuarium in jenen 
Fällen zu bemeſſen ſei, wenn das Verlaſſenſchaftsvermögen theils in 
oͤſſentlichen oder Privatobligazionen, theils in Konvenzionsmünze und 
wiener Währung beſteht, und ſich die Erben das Maximum der Sterb— 
taxe von 150 fl. und reſp. 300 fl. zu entrichten erklären, wurde mit Hkd. 
v. 19. Mai d. J. Z. 20832, bedeutet: daß von dem aus verſchiedenen 
Valuten, als: öffentlichen Staatspapieren, wiener Währung und Kon— 
venzionsmünze beſtehenden Verlaſſenſchaftsvermögen für den Fall, wenn 
ſich der Erbe zur Entrichtung des Maximums der Sterbtaxe von 150 fl. 
und beziehungsweiſe 300 fl. erklärt, dieſe Taxe von jeder Gattung der 
gewöhnlichen Valuten pro rata mit Rükſicht auf die Anordnung des S. 3 
des h. Hfd. vom 15. März 1817 Z. 12853 zu berechnen und abzu- 
nehmen ſei. Aus dieſem ergebe ſich die richtige Folge, daß in dem vorge— 
kommenen und vorgelegten Falle, wo das Mortuarium mit 300 fl. zu 


Obligazionen — aus 13328 fl. 42 kr. in wiener Währung, und 2128 fl. 
42 kr. in Konvenzionsmünze beſtand, aus dem in 26964 fl. 35 kr. beſte⸗ 
henden Verlaſſenſchaftsbermögen die Sterbtaxe pr. 300 fl. mit Rükſicht 
auf die verſchiedenen Valuten und ihrer Beträge mit.. 128 fl. 
in öffentlichen Staatspapieren, dann mit „ 148 fl. 


in W. W. mit due fl. 
in Konvenzionsmünze entrichtet werden muß. | 


2383. Hkd. v. 10. April 1822 N. 1862 an d. ſteier. kärnth. Gub. 


In der Vorausſezung, wenn die Abhandlung einer Verlaſſenſchaft 

ohne einen Vermögensausweis nach den Geſetzen des adeligen Richter— 
Amtes vor ſich gehen kann, findet man anzuordnen: daß ein ſolcher Aus— 
weis, blos zur Beſtimmung des Stämpels für den Verlaß-Einantwor— 
tungs: Beſcheid, nicht gefordert werden ſoll. 
Ign dieſem Falle, welcher übrigens nur bei Abhandlungen, wo ſich 
die Erben zu dem Maximum der Sterbtaxe erklären, eintreten 
kann, muß jedoch der Stämpel der höchſten Klaſſe angewendet werden, 
weil das Maximum der Sterbtaxe nicht nur auf den Betrag von 20,000 fl., 
ſondern auch auf eine jede höhere, ihn noch ſo vielfach überſteigende 
Summe anwendbar iſt, und dabei 100,000 fl. eben fo wohl vermuthet wer— 
den könneu, als jener Betrag von 20,000 fl. blos vermuthet wird. 

Uibrigens werden die Parteien durch die Abnahme des höchſten Stäm— 
pels zur Einantwortung eines dem Betrage nach nicht ausgewieſenen 
Nachlaſſes keineswegs beſchweret, indem es ihnen frei ſteht, in Fällen, 


entrichten war, und das Vermögen aus 11507 fl. 35 kr. in öffentlichen 
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wo der Vermögensſtand den höchſten Stämpel nicht erreicht, ſich durch die 
getreue Angabe desſelben zu dem minderen Stämpel zu legitimiren. 


2384. Hkd. v. 21. Mai 1823 3. 20621; Vg. d. illir. Gub. v. 7. 


Juni 1823 Z. 7122 (P. 196). 
Uiber die an die h. Hofkammer geſtellten Anfragen: 


2 
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a) Ob ein Legat, das aus einer Verlaſſenſchaft herrührt, bei wel- 
cher das geſezliche Maximum des Mortuars pr. 300 fl. oder 150 fl. eins 


trat, dieſer Sterbgebühr damals unterliege, wenn der Legatar vor deſſen 
Uibernahme, ohne leztwillige Anordnung, ſtirbt; dann 
b) Ob ein Legat auch dann der Sterbetave zu unterziehen ſei, wenn 


es von jenem ausgeſchlagen wird, welchem es urſprünglich zugedacht war; 


hat hochſelbe mit Dek. v. 21. Mai d. J. Z. 20621, folgendes zu be⸗ 
ſtimmen geruhet: 

ad a) Was den erſten Fragepunkt betrifft, ſo iſt mit Rückſicht auf 
das 11. und 12. Hauptſtük des a. b. G. B. zu unterſcheiden, ob das Ver- 
mächtniß in der Erbſchaftsmaſſe bleibe, oder nicht. Bleibt es in der Erb— 
ſchaftsmaſſe, ſo unterliegt es bei der gegebenen Vorausſezung dem Mor— 


3 gr 
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tuar nicht; weil dem Erben die in ſeinem Verwandtſchafts-Verhältniſſe zu 


dem Erblaſſer gegründete Begünſtigung hinſichtlich ſeiner geſammten Erb— 
ſchaft zu Statten kommt, als deren Theil nunmehr auch das erwähnte 
Vermächtniß anzuſehen iſt. Fällt das Vermächtniß an die anderen im 
$. 689 des a. b. G. B. beſtimmten Perſonen, fo liegt auch dieſen die 
Pflicht ob, das Mortuar von dem an ſie gelangenden Legate eben ſo zu 
entrichten, als ob dieſes ihnen urſprünglich zugefallen wäre. Geht endlich 
das Recht zum Vermächtniſſe auf die Erben des Legatars über, ſo treten 


ſie auch in die Verbindlichkeit, jene Sterbtaxe zu bezahlen, welche von, 


ihm abzuführen geweſen wäre ($. 548 des a. b. G. B.). 

ad b) In Hinſicht des zweiten Anſtandes iſt blos zu bemerken, daß 
zwar derjenige, welcher ein Legat ausſchlägt, zur Entrichtung der geſezli— 
chen Gebühren hiervon nicht verhalten werden könne, daß aber dieſe 
Pflicht von jenen zu erfüllen ſei, welchen das Vermächtniß nach der Be— 
ſtimmung des erwähnten §. 689 nunmehr zufällt. 


2385. Ihfd. v. 1. Juli 1839 3. 4064, an d. in. ö. küſt. A. G. Hkr. 


Reſk. v. 12. Sept. F. 1349. 


Dem A. G. wird zur eigenen Nachachtung und zur Belehrung des 
trieſter Stadt- und Landrechtes eröffnet, daß die durch das Privilegium 
vom 11. Nov. 1730 8. 9 und durch das Hfd. vom 25. Febr. 1788 N. 786 
der J. G. S. dem Freihafen von Trieſt verliehene Mortuarsfreiheit nur die 
wirklichen Handelsleute, Manufakturiſten und Künſtler betreffe, welche im 
Gebiete von Trieſt zur Zeit ihres Todes den Wozu gehabt haben. 

S. 2370 u. 2379. 
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Erbittenen 


2386. Pat. v. 15. Okt. 1810 N. 914. 


»Nachdem es bei der jezigen Lage der Staatsfinanzen mehr als 
jemahls nothwendig iſt, ſich des richtigen Einfluſſes, beſonders der zur 
Tilgung der Staatsſchulden beſtimmten Steuern, worunter auch die Erb— 
ſteuer gehört, zu verſichern, ſo haben wir nöthig befunden, über die erſt— 
genannte Steuer, neue, beſtimmtere, und den dermaligen Verhältniſſen 
mehr anpaſſende Vorſchriften, die hierinfalls künftig allein zur Richt⸗ 
ſchnur zu dienen haben werden, feſtzuſezen, und dieſelben in das ge— 
genwärtige Patent zuſammen zu faſſen.« 


2387. Hkr. Zir. v. 13. Nov. 1810, H. 956. 


Es wird anbefohlen, daß das Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810, auch 
dem geſammten Militär zur Wiſſenſchaft, und genauen Darnachachtung 
kundgemacht werde. 


2388. fd. v. 23. März 1811 N. 938, an alle A. G. 


Das neue Erbſt. Pat. hat ſeine Wirkſamkeit vom Tage der Kund— 
machung zu erhalten. 


2389. Hkr. Zir. vom 26. März 1811, H. 193, und 9. REN 
II. 419 u. 420. 


Das Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 trit für das k. k. Militär 
von dem Tage an in Wirkſamkeit, als es bei jedem Gen. Kom. 
an die untergeordneten Militärgerichte expedirt worden iſt. 


2390. Dek. des prov. illir. General-Gub. vom 30. Juni 1814, 
Z. 8346, an ſämmt. k. k. Intendenzen * Ergänzungsſaml. 
1. Th. 2. Abth. S. 213). 


| Ueber Anordnung der k. k. Drganifirungs = Hſtom. vom 17. 
JInni 1814, wird den k. k. Intendenzen erinnert, daß mit 1. Aug. 1814, 
ſeit welchem Zeitpunkte die Einregiſtrirungs-Geſeze ſowohl, als alle 
damit verbundenen Gebühren, worunter auch die Erbſteuer begriffen iſt, 
in den illir. Provinzen aufzuhören, hingegen abee nebſt den ö. T. 
O. auch das ö. Erbſt. Pat. in ſeine Wirkſamkeit zu treten. habe. 
In Folge deſſen erhalten die k. k. Intendenzen im Anhange das 
h. Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810, die Kurrende des ſteiermär⸗ 
eifchen Sub. vom 5. Juni 1811) über die Abſchäzung aller frucht— 


) Siehe 2398. 
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bringenden Realitäten zum Behufe der Erbſt.-Bemeſſung, und jene 
vom 3. Auguſt 18119 mit den Beſtimmungen über die Art des von 
der Geiſtlichkeit zu fatirenden Erbſt.-Aequivalents, mit der Wei— 
ſung, dieſe geſezlichen Vorſchriften im Bereiche ihrer Kreiſe, ſoweit vor— 
erſt die ö. Juſtizpflege mit 1. Auguſt 1814 eingeführt iſt, verlautba⸗ 
ren zu laſſen. 


2391. Kur. d. illir. prov. Generalgub. v. 23. Juli 1814 3. 9269 


(P. Ergänzungsſamlung; 1. Th. 2. Abth. S. 489). 


Die k. k. Organiſirungs-Hfkomm. hat unterm 9. Juli 1814 ers 


offnet, daß die Freie Seeſtadt Trieſt mit ihrem Territorium einſtweilen 
von der Erbſteuerpflicht ausgenommen und befreit, ſomit das dießfällige 
Pat. vom 15. Okt. 1810 mit den Nachtrags-Kurrenden vom 5. Juni 


und 3. Auguſt 1811 vor der Hand dort nicht in Ausübung zu bringen ſei. | 


2392. Hfd. v. 30. Dez. 1814 N. 1121, an das in. ö. A. G. 

Se. Majeſtät haben die Einführung der Erbſteuer in Krain, Goͤrz 
und dem villacher Kreiſe, daher auch die Kundmachung des Erbſteuer— 
Patentes vom 15. Okt. 1810, gleichwie der dahin einſchlagenden ſpä— 
teren Kurrenden vom 5. Juni und 3. Aug. 1811 **) anzuordnen, und 


den Anfang ihrer Wirkſamkeit ſchon auf den 1. Auguſt 1814 feſtzuſezen 


geruhet. 
§. 1. g a 


„Die Erbſteuer ſoll noch ferner, wie bisher, mit zehn vom Hundert 


in der Regel entrichtet, bei allen fruchtbringenden Realitäten der nach 
Abzug ſämmtlicher ordentlicher und außerordentlicher Abgaben (Giebig— 
keiten) übrigbleibende reine Ertrag zu fünf Perzenten in Kapital ange— 
ſchlagen, und von dieſem Kapital ſodann die Erbſteuer aufgerechnet, zu— 
gleich aber den Erben vorbehalten werden, wenn ſie ſich zu einem ſol— 
chen Ausweiſe des reinen Ertrages nicht entſchließen wollten, eine ge— 
richtliche Schäzung auf ihre eigene Koſten vornehmen zu laſſen. Luſt— 
gebäude, Gärten, Jagden und dergleichen voluptuariſche Gegenſtände 
hingegen ſind nach jenem Betrage, um welchen ſie leicht verkauft werden 
können, zu ſchäzen. 


Findet die Erbſt. Hfkomm. gegen den von den Erben eingereich- 


ten Schäzungsausweis ein gegründetes Bedenken, ſo ſteht es ihr frei, 
denſelben auf Koſten des Erbſteuerfondes prüfen zu laſſen. 

Wie dieſe Schäzungsausweiſe, welche alle Nuzungsrubriken in ſich 
begreifen müſſen, eingerichtet ſein ſollen, darüber werden die Formulare 
ſammt der nöthigen Belehrung nachträglich bekannt gemacht werden. « 


2393. Hkzd. v. 20. April 1819 N. 1554, an d. n. 5. Erbſt. 
Hfkom. 


In Fällen, wenn die Erben, von dem ihnen in dem §. 1 des 


Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 eingeräumten Rechte Gebrauch mas 


*) S. die Note bei $. 59. 
) S. die vorhergehenden zwei Noten. 
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chend, ſchon den Weg der gerichtlichen Schäzung der zum Erbvermö— 
gen gehörigen fruchtbringenden Realitäten gewählt haben, können die 
Erbſt. Hfkom. wohl eine Prüfung dieſer gerichtlichen Schäzung auf 
Koften des Erbſteuer-Fondes durch eine Superſchäzung vornehmen; 
dürfen aber nicht, ſo lange das gegenwärtige Erbſt. Pat. beſteht, auf die 
Beibringung der Erträgniß-Ausweiſe von ſolchen Realitäten dringen. 


2394. Okzd. v. 4. Dez. 1823 N. 1978, an alle Erbſt. Hfkom. 
und Lſt., mit Ausnahme von Dalmazien. 


Es iſt vorgekommen, daß zu einer veranlaßten Ueberſchäzung eines 
Verlaſſenſchafts-Hauſes zum Behelf der Erbſteuer-Bemeſſung die In— 
tereſſenten nicht vorgeladen worden ſind. Da jedoch nach den allg. 
Grundſäzen über die Lehre von gerichtlichen Beweiſen ein ſolcher Befund 
wider die Partei nur dann beweiſen kann, wenn es derſelben möglich 
war, dem Akte beizuwohnen, und den Kunſtverſtändigen die nöthig fin— 
denden Erinnerungen zu machen, ſo wird angeordnet, in Zukunft zu 
dergleichen Ueberſchäzungen immer die Intereſſenten vorzuladen, und ſolches 
in dem Schäzungs-Protokolle erſichtlich zu machen. 


2395. Hkzd. v. 26. Juni 1827 N. 2289, an alle Erbſt. Hfkom. 
u. die mäh. u. gal. ft. 


Ueber die in Verhandlung genommene Frage: ob, und welche Mo— 
difikazionen in dem bisherigen Verfahren bei Ausweiſung des Werthes 
unterthäniger Realitäten zum Behufe der Erbſteuer-Bemeſſung der 
Gleichförmigkeit wegen zwekmäßig wären, hat man ſich dafür entſchieden, 
daß kein allgemein geltendes Formular zu dieſer Werths-Ausweiſung 
einzuführen, ſondern bis zur bevorſtehenden Reform diefer Abgabe, die 
bisherige Uebung in jeder Provinz in ſo fern aufrecht zu erhalten ſei, 
als fie mit den Beſtimmungen des S. 1 des Erbſt. Pat.“ v. 15. Okt. 1810 
N. 914, vollkommen im Einklange iſt. 
| In dieſer lezteren Beziehung muß ſich aber ſtets gegenwärtig ge— 

halten werden, daß das Geſez dem Erben das Recht einräume, einen 
Ausweis des reinen Ertrages nach ſeinem Gewiſſen und nach ſeiner 
Ueberzeugung beizubringen; daß ihm ferner vorbehalten ſei, wenn er ſich 
zu einem ſolchen Ausweiſe nicht entſchließen wollte, eine gerichtliche 
Schäzung auf eigene Koſten vornehmen zu laſſen; daß es endlich der 
Erbſteuer-Behörde frei ſtehe, wenn ſie gegen den von dem Erben ein— 
gereichten Schäzungs-Ausweis ein gegründetes Bedenken findet, denſelben 
auf Koſten des Fondes prüfen zu laſſen. 


2396. Hkzd. v. 27. Auguſt 1833 Z. 2113, an die mäh., n. ö., o. 
ö., ſteier., illir. u. küſt. Erbſt. Hfkom. u. an d. gal. u. mäh. 
Gub. (Pichl. 322). a 


Es iſt im Jahre 1811 von einer Erbſt. Hfkom. bei Vorzeich⸗ 


) Dieſes Hkzd. wurde auch in Böh. im Auszuge mit dem Bemerken kdg., 
daß es dadurch von der gegentheiligen Anordnung des 7. Abſazes des Zir. vom 
22. Febr. 1811 abkomme (Kdm d. Erbſt. Hffom. v. 6. Jän. 1834 3. 2397, P. 1). 
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nung der Formularien zur Erbſteuer-Ausweiſung in die dießfaͤllige Kund— 
machung die Beſtimmung aufgenommen worden, daß die Erbſteuer von 
den zeitweilig beſtehenden außerordentlichen Abgaben, nach dem zu 5 
Perzent berechneten Bedekungs- Kapital, auf den Erlöſchungsfall ſicher 
zu ſtellen ſei, und es wurde dieſer Grundſaz ſeither in jener Provinz 
in der Art gehandhabt, daß bei Adjuſtirung der Schäzungs-Ausweiſe 
über den Werth zu verſteuernder Verlaſſenſchafts- Realitäten, von den 
im Paſſivſtande in Anſchlag gebrachten Abgaben nur jene als Abzugs 
poſten Anerkennung erhielten, die als bleibende Laſten angeſehen wur 


den, alle andern Aufrechnungen theils von ſolchen Abgaben, die ſeit dem 
Tode des Erblaſſers erloſchen waren, theils an außerordentlichen Ab— A 


2 die nur zeitweilig zu beſtehen ſchienen, aber in die Bemänglung 
fielen. | 925 
Aus Anlaß eines dieſerwegen vorgekommenen Beſchwerdefalles ha 
ben nun Se. k. k. Majeſtät mit a. h. Entſchl. vom 11. Juni 1833 zu 
genehmigen geruhet, daß alle ordentlichen und außerordentlichen Laſten, 
wie fie zur Zeit des Todes eines Erblaſſers beſtehen, bei dem Werthan— 
ſchlage einer Realität in Abſchlag zu bringen ſeien, weil ſich in der An— 
wendung der §. 1 und 29 des Erbſt. Pat. an den Geiſt und Buchſtaben des 
Geſezes zu halten, mithin der Vermögensſtand des Erblaſſers zum Be— 
hufe der Bemeſſung der Erbſteuer ſo aufzunehmen iſt, wie er zur Zeit 
feines Todes beſtand, alſo auch von dem in dieſem Momente beftande- 
nen Einkommen die gleichzeitig beſtandenen Laſten in Abzug gebracht, 
und hiernach der Kapitals-Vermögensſtand berechnet werden muß, ohne 
in die Unterſcheidung einzugehen, ob ſie bleibend oder vorübergehend 
ſind. Zugleich haben Se. k. k. Majeſtät ausdrüklich zu befehlen geruhet, 
daß ſich nach den vorausgehenden Beſtimmungen nicht nur in dieſem 
beſondern Falle, und im Allgemeinen für die Zukunft zu benehmen ſei, 
ſondern auch für das Vergangene die etwa aus dieſem Titel geforder— 


ten Sicherſtellungen aufgelaſſen, oder wenn wirklich ungebührliche Zah- 


lungen geleiſtet worden ſein ſollten, ſolche zurükerſtattet werden. 


Formulare der Erträgniß- oder Schäzungs aus weiſe. 


IJ. Böhmen; ſ. 2393. 


2397. Bir. v. 22. Febr. 1811 (Kanka 10. Th. S. 270). 


In dem 1. $. des neuen Erbft. Pat. vom 15, Oktober 1810, 
iſt die nachträgliche Bekanntmachung der Formulare zu den Erträgniß— 
ausweiſen über die fruchtbringenden Realitäten ſammt der nöthigen Be— 
lehrung zugeſichert worden. Da man nun dieſer Zuſicherung gemäß 
und in Folge eines k. k. Hkzd. v. 29. Nov. 1810, das dießfällige 
Formular nach der Verſchiedenheit der hierlandes beſtehenden Nuzungs— 
rubriken, mit Benüzung der bei gerichtlichen Schäzungen üblichen Schä— 
zungsmodalitäten hat entwerfen laſſen; fo wird ſolches sub Lit. A. 
beigefüget, und verordnet, daß hiernach 

1. Das reine Erträgniß von allen hierlands beſtehenden Nuzungs— 
rubriken entweder nach einem neunjährigen Rechnungsdurchſchnitte von 
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dem Zeitpunkte, als der Sterbfall eingetreten iſt, oder falls die Rech— 
nungen von dieſen Jahren nicht beſtehen ſollten, nach dem Rechnungs— 
durchſchnitte der lezten Jahre, von welchen die Rechnungen vorhanden 
find, und bei ganzlihem Abgange derſelben, nach einer vorläufigen ge— 
nauen Erhebung ausgewieſen, im Gegentheile aber, nach Weiſung des 
Erbſteuerpatents, die gerichtliche Schäzungsurkunde beigebracht werden 
müſſe. 

2. Können in dem Erträgniß ausweiſe jene Nuzungsrubriken, welche 
in dem Formulare vorkommen, in der Verlaſſenſchaft aber nicht beſtehen, 
gänzlich übergangen, dagegen aber müſſen jene, welche in dem Formulare 
nicht erſcheinen, in der Verlaſſenſchaft aber vorfindig ſein ſollten, in dem— 
ſelben aufgeführet werden; da alle Gegenſtände, die bei einer Realität 
angetroffen werden, und einen bleibenden Theil derſelben ausmachen, in 
dieſem Erträgnißausweiſe einzubeziehen ſind. 


3. Sind von den in einer Verlaſſenſchaft befindlichen Gebäuden jene, 
welche zum Betrieb der Landwirthſchaft nicht unumgänglich nothwendig 
ſind, mit dem wirklichen oder verglichenen Zinſe in Anſchlag zu brin— 
gen, jene aber, ohne welchen der Nuzen der landwirthſchaftlichen Rubri— 
ken nicht erzielet werden kann, z. B. die Wohnungen der Beamten, 
Schaffer, Jäger, Heger, Schafmeiſter und des Wirthſchaftsgeſindes, die 
Stallungen, Scheuern, Schüttböden, Bräuhäuſer und Keller hinweg— 
zulaſſen. 


4. Kommen die Auslagen zur Erhaltung der wegen Wirthſchafts⸗ 
betriebs erforderlichen Beamten, des Maierhofgeſindes, und des ad fun- 
dum instructum gehörigen Viehes, welches blos zum Nuzen des Feld: 

baues beſtehet, dann die Bewirthſchaftungsköſten bei jeder Nuzungsrubrik 
abzuſchlagen, wobei es ſich aber von ſelbſt verſteht, daß ſich dieſer Abſchlag 
bei bürgerlichen und Bauerngründen nur auf die Auslagen für die Er— 
haltung des Wirthſchaftsgeſindes, und des ad fundum instructum gehö— 
rigen Viehes, dann die Bewirthſchaftungsköſten, und bei einzelnen Grün— 
den, welche nicht den Hauptgegenſtand des Nahrungsbetriebes des Beſi— 
zers ausmachen, lediglich auf die Bewirthſchaftungsköſten erſtreken könne. 


5. Bei dem im vorhergehenden Abſaze geſtatteten Abſchlage iſt der 
Werth der Frohndienſte beſonders in Abſchlag zu bringen. 


6. Kömmt das ad fundum instructum gehörige Vieh in der Mük⸗ | 
ſicht, da ſolches zum Feldbau unumgänglich nothwendig iſt, nicht beſon— 
ders anzuſchlagen; jedoch iſt der hiervon abfallende Milch- und Woll— 
nuzen, da ſolcher einen eigenen Erträgnißgegengand ausmacht, gehörig 
aus zuweiſen. 

7. Iſt zwar der Abzug aller auf dem Hauſe oder der Realität haf⸗ 

tenden Laſten, die das Stammvermögen ſchmälern, dann der ordentlichen, 

| und außerordentlichen Giebigkeiten geſtattet; jedoch iſt die Erbſteuer 
von den leztern auf den eee zur Sicherſtellung anzutragen. 
. 2396. 

8. Endlich iſt der nach dieſer Vorſchrift, und dem nachfolgenden 

Formulare verfaßte Erträgnißausweis von dem Erben, und bei Land— 
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gütern nebſtbei auch von dem erſten Beamten zufertigen, und wenn das 
Realvermögen nicht der eigentlichen Abhandlungsbehörde, ſondern einer 
andern Real- oder grundobrigkeitlichen Jurisdikzion unterſteht, von der 
gehörigen Realinſtanz beſtätigt, dem Erbſteuerausweiſe beiten 5 


A. Formulare. 1 


zu dem Erträgnißausweiſe über die in der Verlaſſenſchaft des N. N. 
befindlichen fruchtbringenden Realitäten. 


* 


a) An nuzbaren Gebäuden. 


Das obrigkeitliche Schloß sub. Nro. Cons. nach den Lo⸗ 
kalumſtänden im Zinſe A laut Beilage Nro. 


mit 5 5 5 » » fl Be 
Hievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 
i Beilage Nro. mit » eee 
dann ſonſtige Abgaben und Laſten laut Beilage Nro. 
pr. 3 fl. — kr. — > >» 
Zuſammen fl. — kr. — 2 > * 
Verbleiben an reinem Erträgniſſe e Ni 


Der Zins von der Mahlmühle sub. Nro. C. pr. fl. — kr. — 
Hievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 


Beilage Nr. pr. » fl. — kr. — 2 >» 
dann ſonſtige Abgaben und Laſten E 
laut Beilage Nr. pr. fl. — kr. > 2 
Zufammen - | 
Verbleiben an reinem Erträgniſſe » »” 2 
Der Zins von dem Wirthshauſe sub. 1 
a Nr. C. pr. 2 » 5 5 fl. — kr. 
Hievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 
Beilage Nro. pr. » fl. — kr. — >» 
Dann ſonſtige Abgaben und Laſten laut Beilage Nr. 
pr. » » * fl. — kr. d, 92 
Zuſammen ARE IR 
Verbleiben an reinem Erträgniffe . » * 


Der Zins von der Schmiede sub. Nr. C. pr. fl. — kr. — 

Hievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 

Beilage Nr. pr. » fl. — kr. — » v 
Dann ſonſtige Mbanben; und Laſten laut Beilage Nro. 

8 » fl. — kr. — 2 2 
a 3 0 n. 18 

Verbleiben an reinem Erträgniſſe 7 Mina 


— 


— 
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Beilage Nr. pr. > » 


Zufammen 


Verbleiben an reinem Erträgniſſe 
Ein bürgerliches Haus nach den Lokalumſtänden, nach wirk— 


Uebertrag 


Der Zins von der Chaluppe sub. Nr. C. pr. fl. — kr— 
Oievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 


» fl. — kr. 


Dann ſonſtige Abgaben und Laſten laut Beilage Nr. 
pr. » » » » fl. 


— kr. 1 » 
+ 


» 2 * 


lichem oder verglichenem Zinſe laut Beilage Nro. 


mit > >» » >» 


Beilage Nro. pr. » 


» fl. — kr. 


pr. » » „» fl. — kr. — > 


Zuſammen 


Verbleiben an reinem Ertfägnifle >» 


» 2 >» 


b) An aferbaren Feldern. 


> 


Hievon die gewöhnlichen jährlichen Reparatursköſten laut 
fl. — kr. = 2 


Dann ſonſtige Abgaben und Laſten laut Beilage Nro. 


» 


» 


Von Joch, Quadrat - Klafter aferbaren Feldern find nuch 


dem jährigen Durchſchnitte geärntet worden laut Bei— 
lage Nro. Weizen, Korn, Gerſte, Haber 


Mz. — Mz. 


— Mz. — Mz. 
Hievon der Samen, die Deputate für die Beamten, Wirth- 


ſchaftsgeſinde und das ad fundum instructum gehörige 


| Vieh laut Beilage Nr. mit Mz. — Mz. — Mz. — Mz. 
Verbleiben an reinem 


Erträgniß Mz. — Mz. — Mz. — Mz. 

— Mz. Weizen betragen nach dem Lokaldurchſchnittspreiſe 

laut Beilage Nro. » » zu fl. — kr. — 

— Mz. Korn » » » » fl. — kr. — 

— Mz. Gerſte » » » „ fl. — kr. — 

— Mz. Haber » » > N N 

/ R Zuſammen . fl. — kr. — 
Hievon die Bewirthſchaftungs— | | 

koſten ant Beuage . o . 

Verbleiben an reinem Geldwerthe » fl. — kr. — 


Der Zins von — Joch, Quadrat-Klafter emphiteutiſch ver— 


pachteten Aekern mit 


Der Zins von — Joch, Quadrat-Klafter zeitlich Seepachteten 


wer; 
Bein 


Aekern mit >» » » 


» ne 2 
2 5 » 
Nürtrag 


> 
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Uebertrag . 


c) An Triſchfeldern. 


Von dieſen iſt das Erträgniß nach dem Beiſpiele der aker— 
baren Felder auszuweiſen. 


d) An Wieſen. 


Von — Joch — Quadrat ⸗Klafter Wieſen beträgt das Er— 
trägniß nach einem jährigen Durchſchnitte laut Bei— 


lage Nr. am Heu, Grummet — Zent. — Zent. 
Hievon zur Fütterung des ad fundum instruetum gehörigen 
Viehes laut Beilage Nr. mit — Zent. — Zent. 
Verbleiben an reinem Erträgniſſe — Zent. — Zent. 
Vom Zentner Heu betragen nach dem Lokalpreiſe laut Bei— 
lage Nro. » zu fl. — kr. — fl. — kr. — 


— Zentner Grummet > zu fl. — kr. — fl. — kr. — 


Zuſammen . fl. — kr. — 
Pon die Aüslagen laut Beilage Nro. pr. fl. — kr. — 


Verbleiben an reinem Erträgniſſe » » * 


Auf gleiche Art iſt das Erträgniß von Obſt- und ‚90 
pfengärten aufzunehmen. 
e) An Weingärten. 


Von — Joch — Quadrat-Klafter Weingärten beſteht das 
f Erträgniß nach dem jährigen Durchſchnitt, laut Beilage 


Nro. in » » » » » Eimern 
Dieſe betragen nach dem Lokalpreiſe zu fl. — kr. — 
2 fl. — kr. — 
Hievon die Kultursköſten laut Beilage Nro. 21 
mit » * » » » AR a 
Verbleibt an reinem Erträgniſſe > >» 5 Se u 


1) An Teichen. 


＋ Joch — Quadrat⸗Klafter Teiche haben nach einem jähri— 
gen e getragen, laut Beilage 
Nro. » » » » fl. — kr. — 


Hievon die Aus gaben laut Beilage Nro. fl. — kr. — 


Verbleiben an reinem Erträgniſſe » » » » 


g) An Wäldern. 


Von — Joch — Quadrat-Klafter Waldungen beſteht das 
Fürtrag 


kr. 


7 
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fe | 
Uebertrag 
Erträgniß nach dem jährigen Durchſchnitte laut Bei⸗ 
lage Rro. in Klaft. harten Holzes 
— weichen Holzes f 
Hievon die Deputate laut Beilage Niro. mit 2 » 
Verbleibt an reinem Erträgniſſe » » » » » 
— Klafter harten Holzes Betrages a dem ee 
laut Beilage Nro. zu fl. — fl. — — 
— Klafter weichen Holzes betragen ie dem Ferien 
laut Beilage Nro. zu fl. — kr. — fl. — kr. — 
Zuſammen . , fl. — kr. — |. 


Hievon die Forſtauslagen laut Beil. Nro. fl. — kr. — 


Verbleibt an reinem Erträgniſſe » » » » 


n) An Milchnuzen. 


Dieſer beträgt nach einem — jährigen Daene laut 
Beilage Nro. » 


i) An Wollnuzen. 


Diüeſer beträgt nach einem — * Durhfänitte, laut Bei⸗ 


lage Nr. » 


k) An Nuzen des Bräuhauſes. 


Dieſer beſteht nach einem — jährigen Durchſchnitte oder 
nach dem Pachtzinſe laut Beilage Nr. in > » 
Auf gleiche Art ift der Nuzen, des Brandwein- und 

Flußhauſes, des Weinſchankes, der Kalk- und Ziegelbrenne— 


rei, der Jagdbarkeit, Flußfiſcherei, der Ueberfuhr, der 88 


nenzucht, u. dgl. auszuweiſen. 


) An Roboten und Robot-Reluizionen. 


Dieſe betragen nach dem 1 ee laut Bei⸗ 
lage Nro. » » » » » 
Auf gleiche Art find die ſtandhaften, dann ſteigenden 


f und fallenden Zinſe auszuweiſen. 


\ m) Abzugspoſten. 
An baaren Beſoldungen für die zur Regie erforderlichen 
Beamten » » » » 2 2 » 
— Extraordinarium, und Ordinarium » * 2 
— Militärbequartirungskonkurrenz »> 2 » 
— Renten für Se. k. Hoheit den Erzherzog Karl > » 


| Fürtrag 
Handb. d. Giebigkeiten. h 75 


| 
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lebertrag . 
An Renten für Ihre Hoheit die Aebtiſſin des prager Das 
menſtifts » » » » » » » 

u. ſ. w. an übrigen Abzugspoſten. 
SuM se ie 


n) An außerordentlichen Abgaben. 


An der jährlichen Lieferungsreluizion >» fl. — kr. — 

— Tilgungsſteuer nach Abſchlag des auf die geiſtlichen, 

Kirchen- und emphiteutiſchen Gründe, dann auf die 
Gläubiger hievon ausfallenden Betrags 

mit » » » » » a 

u. ſ. w. an übrigen außerordentlihen Abgaben fl. — kr. — 

Zuſammen mit . fl. — kr. — 

Summa 2% 


Wenn nun von dem jährlichen Erträgniſſe pr. » » 


die Abzugspoſten pr. 83 2 » BIC» 
abgeſchlagen werden, fo beſtehet das reine Erträgniß, 
in 2 » » » » » » » 


welches zu 5 vom Hundert in Kapital angeſchlagen, 
beträgt » 8 » » » » 


Daß vorſtehender Erträgnißausweis genau erhoben worden ſei/ 
und ſich das Erträgniß dergeſtalt verhalte, beſtätigen die Unterzeichneten 
durch ihre Fertigung an Eidesſtatt. 2 

Prag den 


(L. S.) N. N. N 


Univerſalerbe. 


(I. S.) N. N, 


Inſpektor, oder Oberamtmann, oder Verwalter. 


B. Anmerkungen 


zu dem Formular des Erträgnißausweiſes über die in einer Verlaſſen⸗ 
ſchaft befindlichen fruchtbringenden Realitäten. N 


a) Auf die Rubrik: an nuzbaren Gebäuden. 


Die nuzbaren Gebäude, und ihre Beſtandtheile müſſen in der Bei 
lage sub. Nro. ausführlich beſchrieben, und die hievon wirklich ab⸗ 
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tenden oder mit dem nächſtgelegenen Städten, oder Markte ver— 
glichenen Zinsbeträge von der Behörde beſtätiget werden. 


Eben ſo ſind die auf die nuzbaren Gebäude im Durchſchnitte aus— 
fallenden jährlichen Reparatursköſten, worunter jedoch keineswegs neue 
Bauführungen gehoren, und welche daher auch nicht zum Abſchlage ge— 
| eignet find, in der Beilage sub Nro. von jedem Gebäude beſonders, 
und einzeln auszuweiſen. 


Auf gleiche Art müſſen die auf den Gebäuden haftenden Abgaben 
und Laſten in der Beilage sub Nro. von jedem Gebäude beſonders, 
und einzeln angeſezt werden. 


Zwar können die Beſchreibungen der nuzbaren Gebäude, die wirk— 
lichen oder verglichenen Zinsbeträge, die jährlichen Reparatursköſten, 
die ſonſtigen Abgaben und Laſten, nur in eine Beilage gebracht werden, 
jedoch müſſen ſolche von jedem Gebäude abgetheilt, und individuell 
erſcheinen. 

Bei den Zinſen von Mühlen, Wirthshäuſern und Schmieden kömmt 
anzumerken, auf welche Urkunden ſich ſolche gründen. 


p) Auf die Rubrik: an akerbaren Feldern. 


Die Fechſungen müſſen mit Rechnungsdurchſchnittsausweiſen, oder 
wo Rechnungen mangeln, durch glaubwürdige Zeugniſſe bewährt, und 
wo Naturalgetreidzinſe beſtehen, Pole in einer befondern Beilage aus⸗ 
geführt werden. 


Der Samen, die Deputate für die Beamten, das Wirthſchafts— 
geſinde, und das ad fundum instructum gehörige Vieh iſt unter der 
gehörigen Beſtätigung in der Beilage sub Nro. individuell aus- 
zuweiſen. 5 


Die Lokalpreiſe müſſen von jenen Jahren, von welchen das Er⸗ 
trägniß angenommen wurde, zur Berechnung des Geldwerthes ange— 
wendet, ſolche zu dieſem Ende von den nächſten Marktſtazionen erho— 
ben, und der Durchſchnitt hievon in der Beilage sub Nro. ausge— 

mittelt werden. 


Die Bewirthſchaftungsköſten ſind in der Beilage sub Nro. ſpe⸗ 
zifiſch auszuweiſen, und wenn hiezu ein Theil der Naturalrobot ver— 
wendet worden iſt; ſo iſt dieſer nur in jenem Preiſe zu berechnen, in 
welchem die Zug- oder Handrobot beim Nuzertrag angeſchlagen wor— 
den iſt. 

Bei den verpachteten Gründen iſt fich auf die lezten Kontrakte zu 
beziehen. 

5 Nach dieſen Anmerkungen iſt ſich auch bei den Rubriken an Teich— 
fluren, Wieſen, Weingärten, Teichen und Wäldern u 
benehmen. 
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h) Auf die Rubrik: an Milch und Wollnuzen. 


Bei dieſen Rubriken ſind die Durchſchnittserträgniſſe mittelſt be⸗ 1 
ſonderer beſtätigten Berechnungen zu erweiſen. 


k) Auf die Rubrik: an Bräunuzen. 


Wenn das Brauhaus in eigener Regie iſt, muß der Nuzertrag 
mittelſt einer beſondern detaillirten Berechnung bewährt, dann die Gerſte, 
der Hopfen, das Helz u. dgl. in jenen Preiſen angenommen werden, 
in welchen dieſe Naturalien bei der Rubrike des Feldbaues, der Hp: 
pfengärten und Wälder in Abſchlag gebracht wurden. | 


m) Auf die Rubrik: an Abzugspoſten. 


Bei dieſer Rubrik ſind nur die Geldbeſoldungen der Beamten, \ 


und der zum Betriebe der Landwirthſchaft gehörigen Dienerſchaft in 
der Beilage sub Nro. individuell auszuweiſen, und in Abſchlag zu 
bringen, weil ihre Naturaldeputate ſchon bei den betreffenden Nubriken 
abgezogen ſind. — 4 
Die weitern Abzugspoſten ſind ſämmtlich zu ſpeziñziren, und mit 
glaubwürdigen Dokumenten zu bewähren. 1 


II. Steiermark und Illirien; ſ. 2393. 


2398. Kurrende des fteier. kärntn. Gub. vom 5. Juni 1811. 
S. 2390 u. 2392. 


Das höchſte Patent vom 15. Okt. 1810 hat unter Vorausſezung, 
daß die Erbſteuer noch ferner, wie bisher, mit zehn vom Hundert in der 
Regel entrichtet werden ſollte, im erſten Paragraph noch beſonders vor 
geſchrieben, daß bei allen fruchtbringenden Realitäten der, nach Abzug 
ſämmtlicher ordentlichen und außerordentlichen Abgaben übrig bleibende 
reine Ertrag zu fünf Perzent in Kapital angeſchlagen, und von dieſem 
Kapital ſodann die Erbſteuer aufgerechnet, zugleich aber den Erben vor— 
behalten werden ſollte, wenn fie ſich zu einem ſolchen Ausweiſe des 
reinen Ertrages nicht entſchließen wollten, eine gerichtliche Schäzung auf 
ihre eigenen Koſten vornehmen zu laſſen. 

Nachdem nun eben dieſes höchſte Patent im Schluſſe des bereits, 
angeführten erſten Paragraphs zugeſichert hat, es werde über die Art 
wie dieſe Schäzungsausweiſe, welche alle Nuzungs-Rubriken in ſich be— 
greifen müſſen, eingerichtet ſein ſollen, das Formular ſammt der nöthigen 
Belehrung nachträglich bekannt gemacht werden, und das angeſchloſſene 
mittelſt Reſkriptes vom 16. Mai 1811 die Gutheißung der hohen Hof— 
kanzlei erhalten hat; fo wird dasſelbe als ein Muſter, nach welchem fich > 
bei den zur Veranſchlagung der Erbſteuer von allen fruchtbringenden 
Realitäten vorzunehmenden Schäzungen zu richten fein wird, zu jeder— 
manns Wiſſenſchaft und Nachachtung, als ein damit in genauer Ver— 
bindung ſtehendes Korollarium nachgetragen. 


— 
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2. Schäzungs⸗Formular 


über die Cetragefweige der, der 1 unte Herrſchaft oder 
| Gült N. 


Beſchreibung: 


laut des auſchließigen Subrepartizions⸗ Befunds-Extraktes beſtehen die 
Ertrags.-Zweige in Folgendem, als: 


a) Feldbau. p) Urbariale. 
b) Wiesmahd. 9) Zins- und Kleinrechten. 
c) Hutweiden. r) Robathen. 
d) Weingärten. 8) Dienſtgetreide. 
e) Waldungen. t) Sakzehent. 
1) Teichen. ö u) Marchfutterhafer. 
g) Fiſchereien. v) Landgerichtsgetreide. 
h) Getreidezehenten. x) Piberlehen. 
i) Bergrecht. 5) Dominikale von Meiergründen. 
k) Weinzehent. | z) Laudemialgefällen- und adeliche 
D Taz. Richteramts-Taxen. 
m) Weinſchank. N aa) Heimfälligkeiten. 
n) Mühlnuzungen. bb) Luſtgebäuden und Gärten. 
o) Mauthgefällen. cc) Jagdbarkeiten. 
Beilags⸗ fl. kr. 
Er. 
Ertrag. 


1 Laut des Anſchlteßigen Stiftsregiſter-Auszuges 

Nr. 1 beträgt das Urbariale jährlich } 

Die in Geld reluirten Zins- und Kleinrechte 

Die in natura einkommenden Zins- und Klein- 
rechte, nach dem Durchſchnitte der S bereiſe 
der lezteren drei Jahre 

Das paktirte Robathgeld .. 

Die noch beſtehenden Natural, Hand⸗ und Fuhr⸗ 
robathen nach der obigen Reluizion .. 

Das Dominikale von Meiergründen . .. 


Fürtrag 


Anmerkung. 


15 h 
| Sollten über die vorſtehenden lezten Ertragszweige die Auszüge aus 
den Rechnungen nicht beigebracht werden können, jo wären dieſe jedoch 
nach Abſchlagung der Beſtreitungskoſten durch Sachverſtändige unpar— 
teiiſch zu erheben, und die Schäzungsurkunden zuzulegen. 


a, 

N * 

1 5 
N — 


Erbſteuer. §. 1. 


Uebertrag 


Laut des Auszuges aus dem Dienſtgetreid-Re— 
giſter Nr. 2 betragen dieſe nach dem Durch— 
ſchnitte der Lokalpreiſe der lezteren drei Jahre 

Laut des Ausz. aus dem Sakzehent-Regiſter 
Nr. 3, dieſer nach obiger Ausfchlagung . 

Laut des Ausz. aus dem Marchfutterhafer-Re— 
giſter Nr. 4, ſolcher nach obiger Bemeſſung 

Laut des Ausz. aus dem Landgerichts-Getreid— 
Regiſter Nr. 5, ſelbes nach obiger Berechnung 

Laut des Ausz. aus dem Piber-Lehen-Regiſter 
Nr. 6, ingleichen nach obiger Art... 

Laut Rechnungs-Auszuges Nr. 7, der SEE 
erwähnter Maßen. 

Laut Rechn. Ausz. Nr. 8, die Wiesmahd er⸗ 
wähnter Maßen. 

Laut Rechn. Ausz. Nr. 9, die Huthweiden ek 
wähnter Maßen. 

Laut Rechn. Ausz. Nr. 10, die Weingärten er⸗ 
wähnter Maßen . 

Laut zuliegender forſtmäßig⸗ oder fonftiger 2 
zungsurkunde die Waldungen 

Laut Rechn. Ausz. Nr. 12, die Teichnuzung nach 
dem Durchſchnitte der Lokalpreiſe der lezten 
drei Jahre 


Ingleichen laut Neu, Ausz. der Pacht Kon⸗ 


traktes Nr. 13, die Fiſchereien 
Laut Ausz. aus den Getreidezehent— Regiſtern 
Nr. 14, die Getreidezehente voran a 
in; SEE „ an 
Laut Ausz. aus dem Bergrechts- Regiſter Nr. 15, 
das Bergrecht reluirter Maßen im Gelde . 
und in natura nach obiger Veranſchlagung 
Laut Ausz. aus den Weinzehent-Regiſtern Nr. 
16, der Weinzehent nach dem Durchſchnitte 
der Lokalpreiſe der lezteren drei Jahre . 
Laut Ausz. aus den Tazregiſtern oder Pacht— 
Kontraktes Nr. 17, nach obiger Veranſchla— 
gung oder nach dem Kontrakte .. 
Laut Ausweiſes Nr. 18, der Weinſchank .. 
2 „ „ 19, die Mühlnuzungen . 
» » „ 20, die Mauthgefälle 


Fürtrag | 


1 Beilage: 


Nr. 


21 


22 


23 


24 8 
25 
26 
27 


28 
29 


30 


31 


2308. 


| Uebertrag 


Laut Ausz. aus den Veränderungs-Gefällen-Bü— 
chern Nr. 21, an Laudemien und ſonſtigen Ta— 
ren nach dem Durchſchnitte der lezten drei Jahre 

Ingleichen laut obigen Ausz. an dainfüfiskelen 
Gebühren . 

Nebſt dieſen Erträgniſſen beſtehen Vie noch zu 
dieſer Herrſchaft oder Gült gehörigen volup— 
tuariſchen Realitäten, als: 

In einem Luſtgebäude oder Garten zu N., wel— 
che vermög der zuliegenden Schäzungs-Ur— 
kunde Nr. 22, unparteüfch erhoben worden, um 

in einer Jagdbarkeit in den Gegenden N. N. 
nach der anſchließigen Schäzungsurkunde, oder 
Pacht⸗Kontraktes Nr. 33223ʒ3bt 

Summa des Ertrages 


Abzüge. 


Laut Abſchrift des Kontribuzions-Zahlungsbogens 
Nr. 24 beſtehet die Entrichtung der Domini— 
kal-Kontribuzion jährlich in . 

Laut Abſchrift des Zahlungs-Extraktes Nr. 25 
der Extra -Anſchlag vom Dominikale 8 
dem lezten Jahre. 

Laut Abſchrift des Zahlungs - Extraktes Nr. 96, 
der Extra-Anſchlag vom Dominikal-Admi— 
nikulare oberwähnter Maßen 

Laut Abſchrift des Zahlungs-Extraktes Nr. 27 
der Extra-Anſchlag über die feindlichen In— 
vaſions-Koſten . A 

Laut Abſchrift des Zahlungs - Extraktes Nr. 28, 
der Körnerlieferungs-Beitrag .. 

Laut Abſchrift des Zahlungs - „Extraktes Nr. 29, 
der Kaſernen- Beitrag 

Laut Auszug aus den Weinaufſchlags⸗ Zohlungs⸗ 
Quittungen Nr. 30, der Weinaufſchlag von 
den eigenen Weingärten nach dem Durch- 
ſchnitte der lezten drei Jahre . 

Laut Ausz. Nr. 31, die Vergütung des Wein⸗ 
aufſchlages für die Bergrecht- und Zehent-Wei⸗ 
ne nach dem Durchſchnitte der lezten drei Jahre 


Fürtrag 
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50 


52 
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«> 


Uebertrag 


Laut Rechn. Ausz. Nr. 32, die Beſoldungen und 
Verpflegskoſten der Beamten und Dienſtleute 
nach obiger Berechnunnn gz 

Laut Rechn. Ausz. Nr. 33, die Beſtreitungen der 

| | : Grundſtüke . 
2 >» 34, der Weingärten . 

» 35, der Waldungen 

» 36, der Getreidzehente. 

» 37, des Weinzehentes . 

» 38, des Bergrechtes . 

waren Teiche n. 

2 40, der Fiſchereien .. 

> 41, des Tazes 

» 42, des Weinſchankes . 

>» 

>» 

2 


* 
S N NN 


Y 


49% der Mühle 
44, der Mauthgefälle . 
45, der Kleinrechte und 
ſonſtig. Eindienungen 
46, der Kanzleirequiſiten 
47, der Werbbezirks⸗ und 
f Landgerichtsauslagen 
» » 48, der Schul- undPfarr⸗⸗ 
beiträge 

2 49, des Poſtporto .. 
> 2 » 2 50, der Bothenlöhnungen 
» 2 2 2 51, der Reiſe⸗ und Diä⸗ 
tenkoſten 

» 2 » » 52, der auswärt. Steuern 
von einigen Gründen an fremde Herrſchaften 


S NSN V 

* „ 
N NS N N & 

* 


Y 
* 


N 
* 
* 
Y 


Summa der Abzüge 


Werden von dem Ertrage der 
vorſtehende Abzüge abgerechnet mie 
fo ergibt ſich ein reiner Ertrag von. 


welcher, zu 50 veranſchlagt, einen Kapitalswerth von 
gusmachet. 


N. N. den 


2399. | 1178 
Ii . Niedersſterreich; f. 23902 
2399. Bog. der n. ö. Reg. v. 26. Dez. 1811, (G. 389) durch hr— 


gi. v. 3. März 1812 UH. 88, ſämmtl. Militärbehörden zur 
Wiſſenſchaft mitgetheilt. 


4 ur en 


Nach der in dem 1. 8. des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 ger 


machten Zuſicherung, werden in der Beilage die Formularien A u. B, 


nach welchen die Schäzungsausweiſe bei Bemeſſung der Erbſteuer von 
fruchtbringenden Realitäten eingerichtet werden ſollen, und welche alle 
Nuzungs-⸗ Rubriken in ſich begreifen müfen, zum vorſchriftmäßigen Ge— 
brauche in vorkommenden Fällen, A allgemein bekannt gemacht. 


“ 
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Form. A zu 2399. Erträgniß⸗ 
der Herrſchaft 


fammt 


Ausweis des reinen | 
Erträgniß 
von 15 


Benennung 


= Ba Jahren, im 
5 das iſt || Jahre | 
= Rubrik. von 1797 1806 | 
E bis 1811 | 
| fl. kr. fl. [el 
Empfänge. * 
1 An un veränderlichen HDerrnforderungen: | 

a) An Hausdienſt, 


b) an Ueberländdienſt in Geld, 
in Naturalien, 
c) an erkaufter Drittelſteuer, 
d) an reluirtem Küchendienſt, 
e) an Erbpachtzinſen. 
2 An veränderlichen Herrſchaftsforde— 
rungen: 
a) An Robath und zwar: 
1) an Reluizionsgeld, 
2) an Naturalrobath, als: 
400 Handrobaths-Tage à 
100 Zugrobathstage à 
1 an reluirten ge een, 
c) an Laudemien, 
d) an Mortuarien, 
e) an Amtstaxen, 
1) an Inleutſteuer. 


3 An Steuern und andern Beiträgen: 
a) An Dominikal-Kontribuzions- Beiträgen, 
b) an Beiträgen zum Landgerichte. Mr 
4 Von der Feldwirthſchaft: 
a) Von N. Joch Dominikal-Aekern: 
1) An Körnern, 


2) an Stroh, | 
b) von N. Tagwerk Wieſen, 


2399. 1175 


Aus weis 
N. N. 


Anmerkungen. 


Ertrages der Herrſchaft N. N. im Viertel N. N. 


Durch- Bringt 
nach der Rentrechnung Summa 


ſchnitt in Kapi— 


des Er— 


im im dae Bes 8 auf ein tal zu 5 
Jahre || Jahre ahre ahre ahre ( Ä 
rages 

1807 1808 1809 1810 1811 8 Jahr [Perzent. 


Sn fl. kr. fl. fl. kr. fl. kr. fl. ſ kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr. 


unn 


c) von N. Joch Obſtgärten, 

d) von N. Joch Küchengärten, 

e) von N. Joch Ruſtikal⸗ ⸗Aekern: 

1) an Körnern, 
2) an Stroh, 

) von N. Tagwerk Ruſtikal-Wieſen, 

g) an Beſtandzins v. verpachteten Grundſtüken. 
5. Aus der Viehwirthſchaft: 

a) an Maſtochſen, 

b) an Kühen, 

c) an Kälbern, 

d) an Schweinen und Spanferkeln, 

e) an Widdern und Lämmern, 
) an Böcken und Ziegen, 

g) an Federvieh, 

h) an Milch, 

i) an Butter, 

k) an Schmalz, 

) an Käſe, 

m) an Eiern, 

n) an Wolle, 

o) an verpachtetem Weidgenuß. 
n p) an Pachtzins von Schäfereien. 
. 6. An Weinbau und Getränks-Gefällen: 
a) Für verpachtete Wirthshaus- und Schank— 
Geerechtigkeiten, 
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Benennung 


= Der 
2 Rubrik. 
= 


b) für vel ten Taz, 

c) für beſchriebenen Taz, 

d) von N. Viertel Weingärten, 
1) an erzeugtem Wein, 
2) an erzeugtem Branntwein, 
3) an erzeugtem Obſtmoſt, 
4) an verkauften Trebern. 


7 An Bergrecht und Zehenten: 


a) An Weinzehent, 
b) an Körnerzehent, 
c) an kleinem Feldzehent, 
d) an Blutzehent, 
e) an Sackzehent, 
1) durch Verpachtung, 
2) durch eigene Benuzung, 
) an Bergrecht, 
1) durch eigene Benuzung, / 
2) durch Beſtand. 


8 [An Wald⸗ und Forſtnuzen: 


a) Für Wildbahn und Reißjagd, 
1) durch Beſtand, 
2) durch eigene Benuzung, 

b) für Weidgenüſſe in Wäldern, 

c) für Kohlengenüſſe, 

d) für gefälltes Stammholz, 

e) für gefälltes Brennholz, 

1) für gefällte Schnittmaterialien, 


Ausweis des reinen 


Erträgniß 
von 15 
Jahren [im 
das tft [Jahre 
von 17971806 


f 


bis 1811 


fl. kr. fl. 


8) an Erſaz der Haker- und Abzieherlöhnungen, | 


h) an Nebennuzungen, 
1) an Pechzinſen, 
2) an Stokgraben, 
3) an Bauſtand, 
4) an Graſerei. 


nach der Rentrechnung 


im im 
Jahre [Jahre 
1809 1810 


9. An Fiſchereinuzung: 


a) von Teichen, 

1) durch Verpachtung, 

2) durch eigene Benuzung, 
b) von Flüſſen, 

1) durch Verpachtung, 

2) durch eigene Benuzung. 


10. An Bienennuzung: 
F. 2) Für erzeugten Honig, 


b) für erzeugtes Wachs, 
c) für verkaufte Bienenſtöke. 


11. An Bräuhausnuzen: 
12. An Mühlnuzen: 


13. Von Glashütten: 


14. Von herrſchaftlichen 
Schmieden, Fleiſchbän— 


ken und Baköfen: 


a) Aus der eigenen Benuzung, 


b) aus der Verpachtung. 


. 15. An Materialien: 


a) Für erzeugten Kalk, 
b) für erzeugte Ziegel, 


r 
4 1 


2399. 


| Ertrages der Herrſchaft N. N. im Viertel N. N. 


fl. kr. fl. fr. fl. kr. 


1177 


| Durch- Bringt 
Summa Ban 
ſchnitt ſin Kapi— 

im des Er: 


Jahre 
1811 


auf ein tal zu 5 


trages Jahr 


Perzent. 


fl. kr. fl. kr. fl. kr. 


c) für erzeugte Mauer-, Pfla— 
ſter- und Kalkſteine, 

d) für erzeugten Lehm u. Schotter 

e) für verpachtete Ziegelöfen, 

1) für verpachtete Kalköfen, 

g) für verpachtete Steinbrüche, 

h) für verpachtete Lehm- und 
Schottergruben. 


16. An Weg⸗, Brüken⸗ und 


Ueberfuhrgefällen: 


a) Für verpachtete Mäuthe, 

b) aus der eigenen Erhebung, 
c) an Geſtättenrecht, 

d) für verpachtete Ueberfuhren. 


17. An Beamten⸗ Akziden— 


zien: 


a) Von der Kanzlei, 
b) von dem Kaſtenamte, 
c) von dem Kelleramte. 


Summa des Empfanges 
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Aus 


Ausgabe 
Benennung ee 
= die m Jahren, im 
m das iſt Jahre 
= Rubrik. von 1797 1806 
— bis 1811 
= 3 
2 fl. kr. fl. kr. 
IJ. Ordentliche. 
1 Auf landes fürſtliche Dominikal-Kon⸗ J 
tribuzion: N 


a) Ordinäre Dominikal-Steuer, 
b) Tazſteuer. 


Auf auswärtige Zins- und Steuer- 
Beiträge: 


a) Dienſt zu fremden Grundbüchern, 

b) Ruſtikal-Kontribuzionen dahin, 

c) Gewährs-Renovazionen, 

d) Lehen-Taxen, 

e) Taz und Umgeld zu fremden Obrigkeiten, 
) Zimentirungs- Beitrag. 


8 


Auf Stiftungen und fromme Gaben: 


a) Auf Unterhaltung des Spitals, 

b) auf Krankenverſorgungs— Bauer, 
1) im Gelde, 
2) in Naturalien, 

c) auf verſchiedene Kirchen-Auslagen. 


= 


1 
> 


Auf Unterhaltungen der Pfarreien 
und Schulen: 


a) Für Beiträge zum Unterhalte der Pfarrer 
und Benefiziaten, 

b) für Beiträge der Schullehrer, 
1) in Gelde, 
2) in Naturalien, 

c) für Erhaltung der Pfarrgebäude, 

d) für Erhaltung der Schulgebäude. 


2399. 1179 


gaben. 


nach den Rechnungen Durch- Bringt 
Summa 9 a 
| | ſchnitt in Kapi— 
im im im „m „m des Er⸗ auf ein |tal zu 5 
Jahre || Jahre Jahre || Jahre Jahre f trages 

1807 | 1808 || 1809 1810 1811 3 Jahr |Merzent, 


m — — | — . — . | | 


fl. kr. fl. kr. fl — fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr. 


A 


5. Auf Beſoldungen: 


a) Für das Amts-, Wirthſchafts- und Forft- 
perſonale. 5 

b) für die Richter, 

c) auf Beſtallungen, 

d) den Beamten als Theil der Beſoldung 
überlaſſene Kanzlei-Akzidenzien. 


6. Auf Deputate: a 
a) Für das Amts-, Wirthſchafts- und Forſt⸗ 
perſonale, 


b) für die Richter, 
1) in Naturalien, f 
2) im Ablöſungs-Betrage. 


7. Auf Quartiergelder: 


a) Für das Amts-, Wirthſchafts- und Forſt— 
perſonale. 


8. Auf Kanzlei⸗Unkoſten: 


a) Beſtimmte, 

b) unbeſtimmte, 

c) auf Poſtporto, 

d) auf Botenlohn, 
1) beſtimmten, 
2) unbeſtimmten. 
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Rubrik-Nr. 


Benennung 
Die r. 


Nubrik. 


9 Auf Diäten⸗ und Reiſegelder: 


a) beſtimmte, 
p) unbeſtimmte. 


Auf die Feld⸗ und Viehwirthſchaft: 
Auf Bergrecht u. Zehenteinbringung: 


Auf Weinbau, Keller⸗ und Schank⸗ 
Unkoſten: 


Auf Wald- und Forſt-Unkoſten: 


Auf Teich- und Fiſchereikoſten: 


a) Für erkaufte Einſezfiſche, 
b) für Abfiſchungs-Unkoſten, 
c) für Fanggeld. 


Auf die Bie nenzucht: 


a) Für erkauften Futterhonig, 
b) für erkaufte Bienenſtöke. 


Auf Bräuhaus-Unkoſten: 
Auf Mühl-Unkoſten: 
Auf Bearbeitung der Glashütten: 


Auf die herrſchaftlichen Schmieden, 
Fleiſchbänke und Baköfen: 


Auf Materialienerzeugungs-Unkoſten: 


Ausgabe 


von 15 
Jahren, im 
das iſt [Jahre 
von 1797 1806 

bis 1811 


fl. kr. fl. kr. 1 


ff 
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nach der Rechnung 3 Durch⸗ Bringt | 

1 ! Summa u u, 7° 

ſchnitt in Kapi— 

im [im im des Er— 
Jahre || Jahre Jahre - 

1809 1810 1811 trages || Jahr |Merzent, 


auf ein ital zu 5 


kr. 2 fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. fr. f. kr. 


IHRE: 


21. AufWeg:, Brüken⸗ und ueberfuhr— 
Gefälle: 


a) Auf Weg- und Straßen-Reparazionen, 
b) auf Herſtellung der Waſſerſchluchten und 
Brüken, 
c) auf Ueberfuhrskoſten, 
d) auf Mauthakzidenzien. 
22. Auf Gebäude-Reparazionen: 


— 23. Auf Landgerichtskoſten: 


II. Außerordentliche. 


24. Auf landes fürſtliche gontribuzton 
pro dominicali: er 


25. Auf andere öffentliche Abgaben: 
26. Auf Naturallieferungen: 
27. Auf Penſionen und Proviſionen: 


4‘ 


Summa der Ausgaben 


Bilanee. 


Empfange n . % ET 
ee e 


Bleibt alſo reiner Ertrag Ar 
Handb. d. Giebigkeiten. | 76 
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Anmerkungen. 


Zu dem entworfenen Formulare A. des reinen Ertrags einer Rea— 
lität vor allem kommt zu bemerken, daß 

1. dieſes Formular nur für ganze Herrſchaften entworfen, aber auch 
für einzelne Frei- und Wirthſchaftshöfe, dann für alle fruchtbringenden 
Rechte und Gerechtigkeiten, als: Zehenten, Taz- und Umgeld, die erkaufte 
Drittelſteuer u. dgl., welche nach dem, dem Erbſt.- Pat. v. 15. Okt. 
1810 beigedrukten Formulare A, wenn fie nicht ohnedieß eine Zugehörung 
einer Herrſchaft oder andern Realität ſind, in der Erbſteuer-Ausweiſung 
und zwar in die dritte Rubrik beſonders anzuſezen kommen, keineswegs 
aber für Eiſen- und Kupferhammerwerke und Glasöfen, in Auſehung wel— 
cher die nach den beſtehenden eigenen höchſten Vorſchriften vorgenomme— 
nen Schäzungen der Erbſteuer-Ausweiſung beizulegen ſind, und eben ſo 
wenig für unterthänige Häuſer, ſammt den dazu gehörigen Hausgründen, 
dann auf die Häuſer in den landesfürſtlichen Städten und Märkten an— 
wendbar ſei; 0 

2. für die Häuſer in der Haupt- und Reſidenzſtadt Wien, die Er— 
trägniß-⸗Ausweiſe nach dem weitern Formulare B. zu verfaſſen ſeien; 

3. in Anſehung der Häuſer in den übrigen landesfürſtlichen oder 
herrſchaftlichen Städten und Märkten, bei welchen ſich ein ſicherer Ertrag 
zu 5 Proz. nicht wohl ausmitteln läßt, dann der Unterthanshäuſer 
ſammt den dazu gehörigen Hausgründen aber in jedem Falle eine nach den 
beſtehenden Geſezen auf Koſten der Erben vorzunehmende gerichtliche 
Schäzung beizubringen ſei, und daß, 

4. da in dieſem Formular alle mögliche Empfangs- und Ausgabs-Ru— 
briken erſcheinen, in dem der Erbſteuer-Ausweiſung beizulegen kommenden 
Erträgniß-Ausweiſe nur jene Rubriken, welche bei der Herrſchaft wirklich 
beſtehen, anzuſezen, und die übrigen ganz wegzulaſſen ſeien. 


Die Empfänge 


ſind aus den Rechnungen zu erheben, überhaupt nach einem ſechsjähri— 
gen, die Kanzleigefälle aber nach einem fünfzehnjährigen Durchſchnitte 
anzunehmen. 

Bei der Feld- und Viehwirthſchaft, dem Weinbau und allen übri— 
gen Erzeugniſſen iſt das in dem Zeitraume der ſechs Durchſchnitts-Jahre 
erzeugte, ohne Unterſchied, ob es verkauft, zum eigenen Gebrauch und 
auf Deputate verwendet worden, oder noch vorräthig iſt, anzuſezen, und 
dieſe Erzeugniſſe ſowohl, als die Zehente, dann Körner- und Moft-Dienfte, 
nach den in jedem der angenommenen ſechs Jahre beftandenen Lokal- 
preiſen aufzuführen. 


\ 


Die Ausgaben | 
find ebenfalls aus den Rechnungen zu erheben, im Allgemeinen nach ei- 


nem ſechsjährigen, nur die Lehens-Taxen von einem Falle, in einem funf? 


zehnjährigen Durchſchnitte anzunehmen. 


Eo. 1180 


| Bei den Rubriken auf Stiftungen und fromme Gaben, dann auf 
Unterhaltung der Pfarreien und Schulen, ſind nur jene Beiträge und 
Auslagen in Abzug zu bringen, welche unmittelbar aus den herrſchaftlichen 
Renten beſtritten werden. 

| Bei der Feld- und Viehwirthſchaft, dem Weinbau und ubrigen Ru— 
briken ſind nur die Beurbarungs-, Einbringungs- und Erzeugungs-Ko— 
ſten, keineswegs aber die zum eigenen Gebrauche und auf Deputate ver— 
wendeten Naturalien in Abzug zu bringen, da erſtere, ſo wie die ver— 
kauften, zum reinen Ertrage mitgebören, die Beiträge und Deputate aber 
ohnehin bei den betreffenden Rubriken nach den in den angenommenen 
ſechs Jahren beſtandenen Kurrent-Preiſen in Ausgabe erſcheinen. 

Bei der Rubrike auf Gebäude-Reparazionen ſind nur die auf die 
Wirthſchafts-Gebäude verwendeten Koſten, mit Einbegriff der Handwers— 
leute, dann der erkauften oder aus eigener Erzeugung verwendeten Ma⸗ 
terialien, nach dem Kurrent⸗Preiſe in Abzug zu bringen, das auf die 
herrſchaftlichen Schlöſſer, Luſtgebäude, dann Zier— und Luſtgärten Verwen— 
dete aber ganz wegzulaſſen, da ſie als keine Erträgniß abwerfenden Theile 
der Herrſchaft, im Erträgniß-Ausweiſe auch beim Empfange nicht erſchei— 
nen, ſondern in die zweite Rubrik der Erbſteuer-Ausweiſung in ihrem 
Schaͤzungswerthe anzuſezen ſind. 1 


— 


1184 Erbſteuer. $. 1. 


Form. B zu 2399. f 
Ausweis 


des reinen tegen des Hauſes in der Stadt Wien Nr. 3 
» » » » 5 » Vorſtadt N. N. Nr. 


Empfang. 

Unter der Erde: a 

1 Ein Keller + + f + + + 0 + + 2 + 0 
Ein detto + + + + + „ + + EHE A 8 + 
Eine Holzlege RR TEEN 


4 


8 


Zu ebener Erde: 


4 Ein Gaſſengew öl wär Sn 

Ein detto A 

6 Eine Stallung auf ſechs Pferde, ſammt Wagen 
ſchupfen auf zwei Wägen, Geſchirrkammer 


ur 


und Heugewölb l 
7 Eine Stallung auf zwei pferde, und Bagenfihunfen 
auf einen Wagen „ 
8 [Ein Magazin . ee eee 
9 Eine Wohnung auf en Gaſſe 5 2 
10 Eine deten im H REREER I 
11 Ein Garten n 


I m erſten Stok: 


k Ä „ * N 9 
12 Eine Wohnung auf die Gaſſe na. 
13 Eine detto Be Fun er 


14 Eine denn ) «, 
Im zweiten Stok: 
detto detto 
g I m dritten Stok!: 
detto detto 


Im vierten Stok: 
detto detto a 


Summa des Empfanges 


* 
* 


2399. 1185 


Ausgabe. 


Dausſteuer Slam lssie vs 5 » 
Hofquartier geld 111 


Laterngeld ; 
Außerordentliche Steuer und Natural⸗ Lieferungs⸗ 
Beiträge. u. be es deen 


Ziegeldeker— Beſtallung N 
Rauchfangkehrer-Beſtallung .. 


Summa der Ausgabe 


Wenn von dem Empfange pr. 
Die Ausgaben abgezogen werden mit. . . 


So verbleibt ein reiner Ertrag von. 
Welcher zu 5 / im Kapital angeſchlagen behiäht 


Anmerkungen 


zu dem entworfenen Formulare B. des reinen Ertrages eines Hauses. 
Die Zinſungen ſind anzunehmen, wie ſie im lezten Lebensjahre des 
Erblaſſers wirklich beſtanden haben. 
Für die Wohnungen, welche nicht vermiethet ſind, ſondern von dec 


Hausinhaber ſelbſt bewohnt und bemüzt werden, fo wie für jene, welche 


jemanden, es ſei nun ſchon lebenslänglich, oder nur auf beſtimmte Zeit, 


unter was immer für Bedingungen, zinsfrei überlaſſen find, oder leer 


ſtehen, iſt jener Zinsbetrag ganz ohne Abzug anzuſezen, welcher erhalten 
werden würde, wenn ſie vermiethet wären. 

Für die Wohnungen, welche vormals zu Hofquartieren beſtimmt 
waren, iſt nicht, wie in den zur Beſtimmung der jährlich einzureichen 


kommenden Zins-Faſſionen, nur die Hofquartierstaxe, ſondern der ganze 
Zins anzuſezen, welcher dafür eingenommen wird. 


. a IV. Dberöfterreich; ſ. 2393. 
Be: 2400. Vdg. der o. ö. Reg. v. 31. Aug. 1812 (G. 61). 


Nach der in dem 1. $. des Erbſt. - Pat. v. 15. Oktb. 1810 


gemachten Zuſicherung, wird in der Anlage das Formular, eigentlich Ru— 
briken⸗Verzeichniß, nach welchem die Schäzungsausweiſe bei Bemeſſung 
der Erbſteuer von fruchtbringenden Realitäten eingerichtet werden ſollen, 
und welche alle Erträgniß⸗ Zweige in ſich begreifen müſſen, zum vorſchrift— 
mäßigen Gebrauche in vorkommenden Fällen hiemit allgemein bekannt ge— 


macht und verordnet: 


1) Die Angaben in dieſem Schäzungs-Ausweiſe müſſen auf die ge⸗ 
Pie dießfälligen Rechnungen, oder auf genaue und legal ausgewie— 
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ſene, obrigkeitlich beſtaͤtigte Erhebungen gegründet fein; in deren Erz 
mangelung hat nach Weiſung des Erbſt.-Pat. die Ueberreichung der 
gerichtlichen Schäzungs-Urkunde einzutreten, welche, dem Geſeze gemäß, 
auf Koften der Erben erwirkt werden muß. 1 

2) Die Empfänge und Ausgaben ſind in der Regel nach einer zehn- 
jährigen, die Targefälle aber, und die Lehentaxen von einem Falle nach 
einem fünfzehnjährigen Durchſchnitte von dem Zeitpunkte an, wo der 
Sterbfall eingetreten iſt, zu berechnen, im Falle die Rechnungen von die- 
ſen Jahren nicht beſtehen ſollten, iſt der Rechnungs-Durchſchnitt der lez— 
ten Jahre, von welchen die Rechnungen vorhanden ſind, anzunehmen. 

3) Können in dem Erträgniß-Ausweiſe jene Nuzungs-Rubriken, 
welche in dem Formulare vorkommen, in der Verlaſſenſchaft aber nicht 
beſtehen, gänzlich übergangen werden, dagegen aber müſſen jene, welche 
in dem Formulare nicht erſcheinen, in der Verlaſſenſchaft aber vorfindig 
fein ſollten, in denſelben aufgeführt werden; da alle Gegenſtände, die bei 
einer Realität angetroffen werden, und einen bleibenden Theil derſelben 
ausmachen, in dieſem Erträgniß-Ausweiſe einzubeziehen ſind. f 

4) Bei den Empfangs-Rubriken der Feld- und Viehwirthſchaft, dann 
aller übrigen Erzeugniſſe, ift das in jedem der angenommenen Durchſchnitts- 
Jahre erzeugte, ohne Unterſchied, ob es verkauft, zum eigenen Gebrauche 
und auf Deputate verwendet worden, oder noch vorräthig iſt, anzuſezen, 
und dieſe Erzeugniſſe ſowohl, als die Zehente, dann Körner- und übrigen 
Natural-Dienſte, ſind nach den in jedem der angenommenen Durchſchnitts— 
Jahre beſtandenen Lokalpreiſen einzuführen. 

5) Bei den Ausgabs-Rubriken der Feld- und Viehwirthſchaft, dann 
der übrigen Abzugspoſten find nur die Beurbarungs-, Einbringungs- und 
Erzeugungskoſten, keinesweges aber die zum eigenen Gebrauche und auf 
Deputate verwendeten Naturalien in Abzug zu bringen, da erftere, fo 
wie die verkauften, zum reinen Ertrage mitgehören, die Beiträge und 
Deputate aber ohnehin bei den betreffenden Rubriken nach den in den 
angenommenen Durchſchnittsjahren beſtandenen Kurrent-Preiſen in Aus— 
gabe erſcheinen. | 

6) Die Preiſe der Körner, des Holzes und aller übrigen Gegen- 
ſtände, welche in den Empfangs- und dann auch wieder in den Ausgabs— 
Rubriken erſcheinen, ſind in dem gleichen Betrage im Empfange wie in 
der Ausgabe anzuſezen, z. B. die Körner, das Holz, ſind in eben den— 
ſelben Preiſen in den Empfangs-Rubriken der Feldwirthſchaft und des 
Forſtnuzens einzuſtellen, wie ſie in der Ausgabsrubrike auf Deputate ein— 
geſtellt werden, oder der Ankaufspreis der Gerſte iſt bei der Rubrik auf 
Bräuhauskoſten in dem gleichen Betrage aufzuführen, wie der Preis der 
Gerſte bei der Rubrik an Feldwirthſchaftsnuzen in Empfang geſtellt iſt. 

7) Endlich iſt der nach dieſer Vorſchrift und dem nachfolgenden 
Formular verfaßte Erträgniß-Ausweis von den Erben, und bei Landgü— 
tern nebſtbei auch von den erſten Beamten zu fertigen, und wenn das 
Real-Vermögen nicht der eigentlichen Abhandlungsbehörde, ſondern einer 
andern Real- oder grundobrigkeitlichen Jurisdikzion unterſteht, von der 
gehörigen Real-Inſtanz beſtätiget, dem Erbſteuer-Ausweiſe beizulegen. 


—— e — 
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1 Nubriken⸗Verzeichniß 


zum Anſchlage einer Dominikal- oder Ruſtikal-Realität für die 
Belegung mit der Erbſteuer. 


In der Verlaſſenſchaft des N. N., im N. Kreiſe — Ortſchaft be— 
findet ſich folgende fruchtbringende Realität. (Hier iſt die Dominikal- oder. 
Ruſtikal⸗Realität zu benennen, und der Flächeninhalt der hiebei befind— 
lichen Grundſtüke nach Aekern, Wieſen, Waldungen ꝛc. ꝛc. zu bezeichnen, 
oder das auf dem Hauſe befindliche Gewerb anzuführen.) | 


An nuzbaren Gebäuden: 


Das Gebäude N. N. sub. Nr. conser. — nach Lokal⸗Um⸗ 
ſtänden im Zinſe verglichen, oder an wirklichen Zinſen 
laut Beilage Nr. — mit fl. — kr. 
hievon die gewöhnlichen N 
jährlichen Reparaturs-Koſten N 
laut Beilage Nr. — mit . — fl. — kr. 
dann ſinſtige Abgaben und La— 
ſten lait Beilage Nr. — mit — » — > 


Zuſammen — fl. — kr. 


Verbleiben an reinem Erträgni er 
Dieſes jährliche Erträguiß im 

Kapitale zu 5% vom Hundert 

angeſchlagn beträgt: fl. — kr. 

wovon die Erbſteuer zu entrich— 

den kan eit. e d Te fl. — kr. 


Anmerkung - 


. Die Zinſunger ſind anzunehmen, wie fie im lezten Lebensjahre des 
Erblaſſers wirklich beſanden haben. Wenn ein Gewerb, ohne ſonſtige Grund— 
Erträgniß oder Feldsirthſchafts-Benuzung, mit dem Beſize eines Hauſes 

verbunden iſt, fo iſt flbes mit feinem jährlichen Benuzungs⸗Ertrage nach 
dem oben angeführten Zinſen-Erträgniſſe anzuſezen. 


1188 Erbſteuer. §. 1. 


Anſchlag der Dominikal⸗ oder Ruſtikal⸗ Realität, wunbte mit dem 4 
Bezuge von Protokolls-Gefällen, oder dem Genuſſe einer Feldwirth⸗ 
ſchaft, oder nebſtbei 8 1-36 e it. 


Empfänge. 5 


I. Un veränderliche Einkünfte in barem Gelde, 
und zwar: 


1) Urbarialgaben der Unterthanen, 
2) Nahe a Vogtdienſte und andere e Dien⸗ 
ſte, als: N 
ga) Landſteuer, 
b) Paktirtes Robathgeld, 
c) Natural-Reluizion von Körnern u. e . 
d) Ueberlandſteuer, 5 ” 
e) Laudemien-Reluizon, f | 
1) Paktirtes Zehentgeld, 
8) Zinſe von neu erbauten Häuſern, 
h) Zinſe von vererbrechten Grundtheilen, | 
i) Brunndienſte, Grunddienſte anderer Art — u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt laut Beilage Nr. — 
berechnet, beträgt ſelbes auf ein Jaht 


II. An Laudemien: 


1 einem — jährigen Durchſchnitt laut Beilage Nr. — 
berechnet, betengt ſelbes auf ein Jahr * 


II. An Mortuarien, obrigkeitlicher Nachſteuer: 


nach einem — jährigen. Durchſchnitt laut Beilage Nr. + 
berechnet, beträgt ſelbes auf ein Jahr : 


IV. An veränderlichen Einkünften in bar /m 
Gelde, und zwar: 


a) Inleut⸗, Holden- oder Schuzſteuer, 
b) Standgeld von Kirch- oder Jahrmärkten, 5 
c) Zinſe von herrſchaftlichen Gebäuden. 
dd) Zinſe von verſchiedenen ausübenden Gerechtifeiten, 
c.) Konzeſſions-Gelder. 
1) Waſenmeiſterei-Beſtand, 
g) Schottergruben-Beſtände, / 
h) Schuzgelder von Handwerkszünften, \ 
i) Waſſergerichtsmauth, | 
Kk) Oehlſtampfertrag, ’ ö 
1) Scheiter-Dungfuhren ıc., / 


2400. 
m) Ertrag von den, mit dem Beſize einer Realität 
verbundenen Gerechtigkeiten, z. B. Fleiſchhauers-, 
Wirths-, Bäkers-Gerechtigkeit, 
n) Natural⸗Robath, z. B. von) 400 T Tage Haudrobe e a 
ſämmtlichen Unterthanen 200 Tage Zugrobath à 
e 
nach einem — Jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 
Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr. 1 


Bezügen, als: 


a) adeliche Richteramts⸗ Taxen, 
b) Grund buchs⸗ Taxen, 

c) Lehen-Taxen, 

d) Juſtiz⸗ Taxen u. ſ. w. 


lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahctr 


. VI. An Fleiſch⸗ und Getränk⸗— N als: 


a) Taz⸗Beſtände von Wirthen, 
b) Kontraktmäßiges Weinvorlaggeld von einſtmaligen 
herrſchaftlichen Wirthshäuſern, 
c) Taggeld durch eigene Beſtechung, 
c) Muſik-Impoſt, 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 


| m. An BRETTEN nie von ganzen Gütern u. 
. Realitäten: 


2 einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beila— 
ge Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 


a) Dominikal-Kontribuzions-Beiträge, 
b) Stiftungs-Beiträge, 
c) andere Steuer-Beiträge, 
ch einem — jährigen Durchſchnitt i laut Beilage 


X. An Feldwirthſchafts-Nuzen: 
a) vom Joch Dominikal Aeker 
1) an Körnern, 
2) an Stroh, 
* an Futterkräutern, ouſeftigten — Flachs, 


— 


V. An Amts⸗Taxen und dergleichen geſezlichen 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, 1975 Bei⸗ 


Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jaht 


5 VIII. An Steuern und anderen Beiträgen, als: 


Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jaht 
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nach 


— 


b) vom Tagwerk Wieſen, an Heu, Grummet, 
c) vom Joch Obſtgärten, 
d) vom Joch Küchengärten, 
e) vom Joch Ruſtikal-Aekern 
1) an Körnern, 
2) an Stroh, 
3) an Futterkräutern, Hülſenfrüchten, Hanf, the; 
f) vom Tagwerk Ruſtikal-Wieſen, 
g) vom Joch Ruſtikal-Obſtgärten, 
h) vom Joch Ruſtikal-Küchengärten, 
i) an Beſtandzins von verpachteten Grundſtüken, 


3 


k) an verkauftem Zwetſchken- Branntwein, bs weft u. 


Eſſig, 
einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beila— 


7 


ge Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jaht 


X. An der Viehwirthſchafts-Nuzung: 


a) für verkaufte Pferde, 

b) für » Rindviehgattungen, 

c) für » Milch, Butter, Schmalz, Küh- oder 
Schafkäſe, 

d) für verkaufte Pferd-, Rindvieh- und Schweinhäute, 

e) für verpachtete ganze Schäfereien, 

1) für verkauftes Schafvieh, 

g) für verkaufte Schafwolle, 

h) für verkaufte Schaffelle, 

i) für verkauftes Borſtenvieh, 

Kk) für verkauftes Geflügel und Eier, 

einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 

lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jhrtr . 


An verkauften Materialien und Requiſi⸗ 


ten, und zwar: 


az) für verkauften Gips, 


b) >» » Kreide, 

c) > » Frauenſtein, 

d) » » Kalk, 

e) für verkaufte Ziegel, 

fl) >» » Mauer- und Pflaſterſteine, 


g) >» » eiſerne Waaren, 
h) für verkauftes Blei, 
9. » Haar und Hanf, 


Kk) für verkaufte leinene Waaren, 
) >» » hölzerne detto, 


2105. 


m) für verpachtete Ziegelbrennereien, 


n) >» » Kreide >, Stein- oder Glpsbrüche, 

u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 
Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jaheer . 


XII. An Wein bau- und Getränks-Gefällen: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr .. 


III. An Bräuhaus-Nuzen: 


a) aus eigener Benüzung, 

b) durch zeitliche Verpachtung, 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut ee 

Nr. — beträgt felbes auf ein Jahr .. 


XIV. An Branntwein-Nuzen: 


a) durch eigene Benüzung, 
b) durch zeitliche Verpachtung, 

nach einem — jährigen, Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr . * 


XV. An Naturaldienſt und Zehent-Nuzen. 


a) für verpachtete Körnerzehente oder Dienſte, 


b) für verkaufte Zehentkörner detto 

c) für abgelöfte Zehentkörner detto 

d) für verkauftes Zehentſchmalz detto 

e) für abgelöſtes derlei detto 

1) für verkauftes Zehentſtroh detto 

g) für abgeloftes derlei detto 

h) für gehobene Zehente detto 

i) für verkauften Zehentflachs und Hanf detto 

k) für -abgelöften derlei detto u. ſ. w., 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut S 
ge Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr . 


XVI. An der Forſtnuzung, und zwar: 


a) für Waidzinſe, 

b) für Forſtzinſe, — 

c) für Kohlzinſe, _ 

d) für verkauftes Stammholz, 

e) für verkaufte Schnittmaterialien, 
) für verkauftes hartes Brennholz, 
80 für. ""> weiches derlei, 
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h) b für verkaufte Schindeln, 
i) an Bau, Spelt- und verſchiedenen Holzſtokrechten, 
k) an Schnitt: und Sägholz— Stokrecht, 
J) an Waſſerſtokrecht, 
m) an Schreibgeldern von Kohlholz, 
n) an » » Waſſerholz, 
o) an Wagnerholz und 
p) an Tiſchlerholzbeſtand, 
d) an Pechmaiß⸗ Beſtand, 8 
r) an Waldfchaden- Erſaz, 
s) an Scheiterholz, Stokrechten u. ſ. w., 
10 einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — beträgt felbes auf ein Jahr. . 


XVII. An der Jägerei-Nuzung, und zwar: 


a) für verpachtete Wildbähne, 
b) für verkauftes Wildpret, 
c) für verkaufte Wilddeken und Bälge, 
d) für * Hirſchgeweihe, 
e) an Wildſchaden-Erſaz u. ſ. w., 

nach einem — jährigen Durchſchuit berechnet laut Beilnge 
Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahhtr 


XVIII. An Teiche⸗, Bäche- und Flußfiſcherei— 
| Nuzen: N | 
a) für verpachtete Teiche und Bäche, 
b) für verkaufte Fiſche u. ſ. w., 5 
nach einem — jährigen Durchſchnit berechnet, laut Beilage 
Nr. — beträgt felbes auf ein Jahr 5 


XIX. An Mühlen⸗Ruzen: 


a) durch eigenen Betrieb, 
b) durch Verpachtung, f 

nach einem — Bügel, e bereihuek,, laut Bei— 
lage Nr. 


+ * 


XX. An Bienen⸗ Nuzen: 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 


XXI. An Weg⸗, Brüfen- und lie ber fut Ge⸗ 
fallen; 


a) Mauth-Gefälle aus der eigenen Erhebung, > 
b) durch Verpachtung derſelben, 

nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 8 
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XXII. An Män gels⸗Erſäzen: 


N nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Veilage 
. Nr. — beträgt felbes auf ein Jahr 


XXIII. An verſchiedenen Empfängen: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 


XXIV. An älteren Rentreſten: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — beträgt ſelbes N ein Jahr NN 


Summa der Empfänge 


Ausgaben. 


I. Auf landesfürſtliche Steuern oder herr— 
ihaftlihe Gaben, als: 

a) ordinäre Dominikal⸗Steuer, 

b) ordinäre Ruſtikal-Steuer von eigenen Ruſtikal— 

Gründen, x 

c) Tazſteuer, 

d) Fortiſſkazionsſteuer, 

e) bei Schäzung von Ruſtikal⸗ Gründen jene Abga— 
ben, welche der Grund-, Zehent- und Vogtherr 
beziehen, als: 

1) unveränderliche Urbarialgaben in Geld, 
2) Naturaldienſte oder deren Reluizion, 
3) Zehente detto 

4) Robathen detto 

5) Forſthafer, Stokrechte und Waidzinſe, 


. u. W. 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — beträgt felbes auf ein Jaht 


II. Auf auswärtige Zinſen und Steuerbeiträge: 


a) zu fremden Dominien, 

b) Steuern an. Privat-Grundbeſizer nach geſchloſſenen 
Verträgen, 

c) Lehen-Taxen, 

d) Taz⸗ und Umgeld, dann Duft-Iapot u. ſ. w., 


6) Freigeld, wenn ſelbes nicht etwa ohnehin bei 
den entrichteten Gebühren in Abzug gebracht 
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nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — beträgt es auf ein Jahr 4 


III. Auf Stiftungen und fromme Gaben, als: 


a) Verpflegung der armen Holzhauer, 

b) derſelben Heilungskoſten, 

c) Unterhalt der Spitäler, 

d) verſchiedene Kirchenauslagen, 

e) Sammlung der Barmherzigen, des Armen-Inſtituts, 
) geſtiftete jährliche Gaben, u. ſ. w., 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 


lage Nr. — beträgt es auf ein Jahhrtrtr 


IV. Auf Unterhaltung der Schulen und Pfar— 


bach 


nach 


reien: 


a) Beiträge und Beſoldungen der Pfarrer und Benefi— 
ziaten, 

b) Beiträge und Beſoldung der Schullehrer, 

c) Erhaltung der Pfarrgebäude, 

d) » » Schulgebäude, 

e) Schulbeheizungskoſten-Beiträge u. ſ. w., 


einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 


lage Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 


Auf Beſoldungen und Beſtallungen, als: 


a) des Amtsperſonales, 

b) des Jagd- und Forſtperſonales, 

c) des Meier- und Wirthſchaftsperſonales, 

d) der Fiſcher, See-, Teichhüter, 

e) der Ortsrichter, 

1) Beſtallungen verſchiedener Art — der Kaminfeger, 
Nachtwächter, Brunnführer, Hebamme u. ſ. w. 


einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut 1 Ä 


Nr. — beträgt ſelbes auf ein Jahr 


VI. Auf Deputaten⸗, Ablöſungen-, Dienſt— 


pferde: 


a) vom Amtsperſonal, 

b) vom Jagd- und Forſtperſonale, 

c) vom Fiſcher, See-, Teichhüter, 

d) vom Ortsrichter, 

e) vom Meier- und Wirthſchaftsperſonal u. » w. 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 


lage Nr. — beträgt dieſes auf ein Jahr 


a 0 
2 
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vn. Auf Kanylei-Erforderniffe: 


a) beſtimmt, 
b) unbeſtimmt, 

nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Senn 
Nr. — betragen ſelbe auf ein Jahr . a h 


VIII. Auf Ppoſtporto und Botenlöhnungen, als: 


a) Poſtporto, 
b) beſtimmter Botenlohn, 
c) unbeſtimmter detto u. ſ. w. 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe auf ein Jahr . . 


IX. Auf Diäten und Reiſegelder: 


a) beſtimmte, 

bz unbeſtimmte, u. ſ. w., 

nach einem — jährigen Hurchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 
lage Nr. — betragen ſelbe auf ein Jahr. 


X. Auf Beamten-Remunerazionen, als: 


| nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
| lage Nr. — betragen felbe auf ein Jahr. 


XI. Auf Koſten bei verpachteten ganzen Gütern 
| und Realitäten: 


| nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe auf ein J ehrt .. 


XII. Auf Feldwirthſchaftskoſten: 


a) Für Schnitter- und ſonſtige Arbeitslöhnungen, auch 
Verpflegung der Robather, 
b) für erkauftes Heu und Grummet, 
c) für erkauftes Stroh, 
d) für » Getreide, 
e) für erfaufte Sämereien, 
f) für erkauften Flachs und Hanf, 
g) für erkauftes Mehlwerk, 
h) für erkauften Dünger, 
i) für Kaſtenamts- und Körnerumfchlagungs - Auslagen, 
k) für Getreidkaſten-Miethzins u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr . a 
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XIII. Auf Viehwirthſchaftskoſten: 


a) für erfaufte Pferde, 


nach 


b) für erkauftes Rindvieh, 

c) für erkaufte Milch, Butter, Schmalz und Käſe, 

d) für erkauftes Schaf- und Borſtenvieh, dann Geflügel, 
e) für Schafſcheerlohn, N 
f) für Leder- und Gärberlohn u. ſ. w., 

einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beila— 
ge Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr. 


XIV. Auf Handwerker und Taglöhner: 


a) für Riemer, 
b) für Wagner, 
c) für Schmiede, 
d) für Schloſſer, 
e) für Seiler, 
1) für Sattler, 


2) für Glaſer, 


h) für Töpfer, 
i) für Sägmeiſter, 
k) für Taglöhner, u. ſ. w., 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei⸗ 


lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr 


XV. Auf Materialien und Requiſiten: 


a) für erkauftes Salz und Kern, 

p) für erkauften Kalk, ” 

c) für erfaufte Ziegel, | 
a). fur... > Mauer- und Pflaſterſteine, 


e) fü > eiſerne Waaren, 


f). ne, > leinene detto 
g) für > hölzerne detto 
h) für gepachtete Ziegelbrennerei, | 
i) für » Stein- und Gipsbrüche u. f. w., 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 


.“ 


Nr. — beträgt dieſe Auslage auf ein Jahr 
XVI. Auf Mühlkoſten: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei- 


lage Nr. — beträgt dieſe Auslage auf ein Jahr . Fi 


XVII. Auf Einhebung der Naturaldienſte N 


Zehente: 


a) für Einbringung des Vogt- und e oder 
der Dienſte, 


2100. 


b) für Zehentbeſchreibungskoſten, 

c) für Einbringungskoſten der Feldzehente u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, I laut Beilage 
. er. — beträgt dieſe Auslage auf ein Jahr 


XVIII. Auf Weingefällskoſten: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 
BR Nr. — beträgt dieſe Auslage auf ein Jahr — 


XIX. Auf Bräukoſten, als: 


a) auf Malzankauf, 

b) auf Ankauf der Gerſte, 

c) auf des Hopfens, 

d) auf verſchiedene Ankäufe, als: 

e) auf Reparaturen der Requiſiten u. ſ. w., 

| is einem — jährtgen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 
Nr. — betragen felbe für ein Jahr — . > 


XX. Auf Branntwein⸗Er ze ugungskoſten: 


a) Ankauf der Requiſiten, 

N b) auf Reparatur derſelben u. ſ. w., 

nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut DE 
Nr. — betragen felbe für ein Jahrt. 


1 XXI. Auf Forſtkoſten, und zwar: 


a) auf Erhaltung der Schwemm- und Rechengebäude, 
b) auf Erweiterung und Räumung des Schwemmbaches, 
c) auf Holzhaker-Löhnungen, 
d) auf Holzabzieher- Löhnungen, 
e) auf Holzſchwemm-Löhnungen, 
60 auf Holzausbringer-Löhnungen, 
g) auf Holzaufrichter-Löhnungen, 
h) auf Fuhrlohn auf die Legſtätte, 
i) auf Entſchädigung der durch Holzſchwemmen. beſchä⸗ 
digten Grundbeſizer, 
k) auf Sammlung oder Anſchaffung des Holzſamens, 
) auf Anbau und Einfriedung der Waldungen, 
m) auf Senkling-Ausbringerlohn, 
n) für Schindelmacher, f 
0) für Grundausmeſſung und andere Forſteinrichtung, 
1 p) für Unterhaltung der Verſchleißämter u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut e 
Nr. — betragen ſelbe für ein Jaht 
Handb. d. Giebigkeiten. 77 


Gel 
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XXII. Auf Jägereikoſten: 


a) für Schußlohn, 

b) für Sulzen, 

c) für Bezirksjagden, 

d) für Fangeiſen, 

e) für Pachtſchilling fremder Jagddiſtrikte u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut We 

Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr. 


XXIII. Auf Teich- und Flußfiſchereikoſten: 


a) für erkaufte Einſezfiſche, 
b) für Abfiſchungskoſten, 
c) für Ankauf der Fiſchgarne und dergleichen Requi— 
ſiten, 
d) Ausbeſſerungskoſten der Teich- und Seedämme, 
nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut estate 
Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr as 


XXIV. Auf Bienenzudt: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jaht 


XXV. Auf Gebäude-Reparazionen von Meier⸗ 
oder Wirthſchaftsgebäuden: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr ; 


XXVI Auf Weg⸗, dann Brükenbau⸗ und Ueber: 
fuhrskoſten: 


a) auf Reparazionen der herrſchaftlichen Wege und 
Straßen, 
p) auf Reparazionen der Waſſerbeſchlächte und Brüken, 
c) auf Herſtellung der Schranken- und Wehrbäume, 
dann Mauthhäuſer u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt laut Beilage Nr. — 
berechnet, betragen ſelbe für ein Jahr ie 


XXVII. Auf Landgerichtskoſten: 


a) beſtimmte Zuchthaus-Beiträge, 

5) Arznei der Delinquenten und Schubperſonen, 

c) Schub- und Streifungskoſten, Unterhalt der Gefan— 
genwärter, 

d) Medikamenten und chirurgiſche Viſitazionskoſten, 

€) Kleidungs— und Wei 


. ö 2400. 


) Expenſarien der Rechtsgelehrten, 
2) Reiſe- und Fuhrkoſten, dann Taggelder für beige— 
rufene fremde Aerzte und Zeugen u. ſ. w., 
nach einem — jährigen Durchſchnitt laut Beilage Nr. — 
berechnet, betragen ſelbe für ein Jahe. 0 


XXVIII. Auf Mäng els-Vergütungen: 


nach einem pi jährigen Durchſchnitt laut Beilage Nr. — 
berechnet, betragen ſelbe für ein Jahrt. 


XXIX. Auf verſchiedene Auslagen, als: 

a) Konſkripzions-Reviſions— Koſten, 

b) Meldungsgroſchen, 

c) Konkurrenz-, Weg- und Brükenbaukoſten, 

d) Hebammen-Suſtentazions-Beiträge, 

e) außerordentliche Auslagen u. ſ. w., 

nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Beilage 
Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr . 59 


XXX. Auf ältere rükſtändige Zahlungen: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr 5 
XXI. Auf außerordentliche landes fürſtliche Ab- 
| gaben: | 
a) pro dominicali, 
b) pro rusticali, 
c) von bürgerlihen Realitäten, 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Wr 
Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr . . 


XXXII. Auf öffentliche Abgaben: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe auf ein Jahr . 


XXXIII. Auf Naturalliefer ungen, und zwar: 


Ik nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
N lage Nr. — betragen felbe für ein Jahr . 


XXXIV. Auf Penſionen und Proviſionen: 


nach einem — jährigen Durchſchnitt berechnet, laut Bei— 
lage Nr. — betragen ſelbe für ein Jahr 


+ 


Summa der Ausgaben 
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Bilance. 


Empfänge. 
en San FrEAnz 


Bleibt daher ein reiner Ertrag . 


Dieſes jährliche Erträgniß in Kapital zu 
5 % vom Hundert angeſchlagen be— ' 
Has E:, se Dee Ur „ fl. — kr. 


Wovon die Erbſteuer mit — Perzent zu 
entrichten kömmt in der Summa von — fl. — kr. 


H. 2. 


„Der Erbſteuer unterliegen alle einzelnen, ſowohl geiſtliche als ell 
liche Perſonen, fie mögen Eingeborne oder Ausländer fein; nicht minder 
alle geiſtlichen und weltlichen Gemeinden: 

a) wenn ihnen eine Erbſchaft, ein Vermächtniß (Legat), ein Ge— 
ſchenk von Todeswegen, oder die Nuznießung eines Vermögens durch 
Teſtament oder geſezliche Erbfolge zufällt; 

b) wenn ſie ein Geſchenk unter Lebenden erhalten, aber nicht gleich 
guch den vollen Genuß desſelben erwerben; 

c) wenn bei Leibrenten nach Ableben des Rentiers demjenigen, 
welcher die Renten entrichtet, von dem Einlags-⸗ ai ein Nuzen 
übrig bleibt. 


§. 3. 


„Von dieſer Entrichtung ſind nur diejenigen befreit, welche in dem ge— 4 
genwärtigen Patente entweder wegen ihrer perſönlichen Eigenſchaft, oder 
wegen der Eigenſchaft der Sache ausgenommen werden. « . 1 N, 


F. 4. 


„Wegen perſönlicher Eigenſchaft ſind von der An befreit: alle 
Blutsverwandten in auf- und abſteigender Linie, auch die unehelichen Kine 
der, und die eltern derſelben, jedoch die beiden leztern nur in Anſehung . 
desjenigen, was ihnen wechſelſeitig nach den Geſezen erblich zufällt. 
Dieſe Befreiung dehnt ſich aber auf adoptirte und arrogirte Kinder Nicht, wer « 


2401. Df;d. v. 9. Juni 1825 N. 2104, an alle Erbft. Hftom. u 
an das gal. Gub. Hkr. Zir. v. 21. Juni U. 614 (Mil. 82). 


Es iſt die Frage vorgekommen: ob im Falle, wenn ein zu einer Erb— 
ſchaft oder zu einem Vermächtniſſe Berufener, für feine Perſon erbſteuer— 
pflichtiger Erbe oder Legatar, auf feine Erbſchaft oder fein Legat zu Gun 
ſten eines für feine Perſon erbſteuerfreien geſezlichen. Erben Verzicht tete 
dieſe verzichtete Erbſchaft der Erbſteuer unterliege? ö 


il 
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Bei der Beurtheilung diefer Frage kommt es auf den Unterſchied au, 
ob die Verzichtleiſtung durch Zeſſion zu Gunſten eines Dritten, oder durch 
eine unbedingte Verzichtleiſtung des Erben oder Legatars geſchieht. Im 
erſten Falle iſt der für ſeine Perſon erbſteuerfreie Verwandte nicht der 
vom Erblaſſer oder dem Geſeze berufene Erbe oder Legatar; er gelanget 
erſt durch Zeſſion des Erben zum Beſize der Erbſchaft oder des Legates; 
der berufene Erbe hat von ſeinem Erbrechte bereits Gebrauch gemacht, die 
Erbſteuerforderung bleibt daher in ungeſchmälerter Kraft. Im zweiten 
Falle iſt der erbſteuerfreie Verwandte eigentlich Erbe oder Legatar, und 
genießt die im S. 4 des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 N. 914 ausgeſpro— 
chene Befreiung. 

9.98. 


»Bei der Nachfolge im Fideikommiſſe, Majorate, Seniorate iſt nicht 
auf den erſten Errichter, noch bei Stammlehen auf den erſten Erwerber, 
ſondern allein auf den lezten Beſizer zu ſehen. Iſt der Nachfolger ein 
Blutsverwandter des Verſtorbenen in abſteigender Linie, fo iſt er von der 
Erbſteuer frei, ob er gleich von dem erſten Errichter oder Erwerber nicht 
in gerader Linie abſtammet. Wenn er hingegen nur ein Seitenverwand— 
ter des F iſt, ſo unterliegt derſelbe der Erbſteuer, falls 
er auch in gerader Linie von dem e Errichter oder Erwerber ab— 
ſtammte. 


$. 6. 


In n Subftituzionsfällen, fie mag eine gemeine oder Pupillar-Sub— 
ſtituzion ſein, iſt immer auf den erſten Inſtituenten, und nicht auf den 
lezten Beſizer zu ſehen.« 


* 

»Zum Theile gehören auch die Eheleute unter diejenigen, welche 

vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaft von der Erbſteuer frei ſind. 
Heirathsgüter, welche an die verwitwete Gattin wieder zurükfal— 
len, oder dem überlebenden Gatten, dem Heiraths- Kontrakte gemäß, 
verbleiben, die als eine Entſchädigung für das Heirathsgut anzuſehende 
Widerlage, ferner die Witwengehalte, ſie mögen in dem Heirathsbriefe 
bedungen, oder durch Teſtament beſtimmt worden ſein, und der dem 


Reinen oder andern Ehegatten zugedachte jährliche Fruchtgenuß, find von 
der Erbſteuer befreiet.« 


2402. Erbſt. Hfkoms. Vdg. v. 12. Febr. 1811. (Kanka G. S. für 
f Böh. 10. Th. S. 282.) b 


Ein Ortsgericht hat über das Erbſt. BE verſchiedene Anfragen 


gemacht, welche von der k. k. Erbſt. Hffom. folgendermaßen behoben wor— 
den, daß: 1) die als eine Entſchädigung für die Heirathsgüter anzuſehen— 
den Widerlagen, ohne Rükſicht auf den Betrag (ſ. 2405), nach dem 7. 8. 


des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. v. J. erbſteuerfrei fein; 2) die Fälle, 
wo mehrere Erben zu einer Verlaſſenſchaft eintreten, deren einzelne 
Erbtheile die Summe von 100 fl. nicht überſteigen, unter jene gehö- 


ren, wo nach dem 42. $. keine Erbſteuer Plaz findet, und welche in 
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den vorgeſchriebenen Sterbefällen-Verzeichniſſen auszuweiſen ſind, aus 
denen ſich durch die 8. Rubrik ihre Erbſteuerfreiheit vollſtändig beur— 
theilen läßt; 3) in den Erbſteuer-Ausweiſen lediglich der Schäzungs— 
werth der Verlaſſenſchaftsgegenſtände, keineswegs aber der von zufälli— 
gen Umſtänden abhängende Verkaufswerth anzunehmen ſei; 4) bei dem 
Umſtande, da bei Abgang der Teſtamente die geſezliche Erbfolge ein⸗ 
trit, der hiernach der Witwe gebührende Genußtheil gleich jenem Frucht— 
genuſſe, welcher dem Ehegatten durch Heirathsbriefe, oder Teftament 
zugedacht wird, von der Erbſteuer befreit ſei, und daß endlich 5) der 
43. F. in Abſicht auf den ſechswochentlichen Unterhalt keine Ausnahme 
geſtatte, und daß daher die Aufrechnung desſelben auch in dem Falle nicht 
Plaz greifen könne, wenn die Witwe ſchwanger hinterlaſſen worden wäre.“ 


2403. Hkzd. v. 11. Aug. 1814 N. 1097, an alle Erbſt. Pie u. 
Lſt. mit Ausn. v. N. Oe. 


Obſchon der 7. §. des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 nur des 
einem überlebenden Gatten zuſtehenden Fruchtgenuffes, welcher ſich auf 
ein Teſtament, oder ſonſtiges rechtskräftiges Inſtrument ſtüzt, erwäh⸗ 
net; ſo iſt doch die Urſache, warum der Fruchtgenuß aus der Verlaſſen— 
ſchaft des verſtorbenen Ehegatten dem überlebenden erbſteuerfrei ge— 
laſſen wird, immer die nämliche, es mag der Fruchtgenuß dem überle⸗ 
benden Ehegatten aus einem Vertrage, aus einem Teſtamente, 
oder aus dem Geſeze gebühren. Es hat daher auch der aus dem Ge— 
ſeze dem überlebenden Ehegatten gebührende lebenslängliche Fruchtge- 
kin, von der Erbfteuer frei zu bleiben. N 

2404. da. d. fteier. kärnt. Gub. v. 12. Jänner 1824 3. 33331 

(P. 7). Hkr. Zir. v. 2. März H. 211. (Mil. 32). 


Die h. Hofkanzlei hat im Nachhange zu dem Dek. v9. Okt. 1823, . 
Z. 24861, mit Vog, v. 11. Dez. 1823, Z. 37799, Folgendes hierher 
erinnert: N 

Die Morgengabe iſt weder ein Erbgut, noch ein Legat; ſie gebührt 
auch Niemanden von Todeswegen, ſondern aus einem Vertrage unter 
Lebenden, welcher nach feiner natürlichen Beſtimmung bei Lebzeiten bei 
der Eheleute, und zwar gleich nach der Verehelichung, vollzogen werden 
ſoll. | 

Bleibt nun auch zufällig die Morgengabe bis zu dem Tode eines 
Ehegatten in deſſen Händen: fo kann dieſes Zuwarten des andern Ehe- 
gatten mit dieſer vertragsmäſſigen Forderung demſelben weder ſchaden, 
noch ein anderes Rechtsverhältniß hervorrufen, als zwiſchen den Ehe— 

leuten urſprünglich beſtanden hat. 

Aus dieſen Betrachtungen ergibt ſich, daß die Morgengabe, wenn 
ſie rechtmäßig aus einer Verlaſſenſchaft angeſprochen wird, immer nur, 
wie jede andere Schuld, angeſehen, und von der Maſſe in Abzug ger 
bracht werden ſoll, und daß der §. 7 des Erbſt. Pat. vom J. 1810 auf 
die Morgengabe nicht angewendet werden kann Dagegen iſt die Freihal— 
tung des Viehes, der Vorräthe und der Effekten von der Erbſteuer 
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nur eine Begünſtigung der Erben, welche auf die Legatare nicht ausge— 
dehnt werden darf. S. 2433. 


2405. Hkzd. v. 20. Nov. 1834 3. 2017; Kur. der illir. Erbſt. 
Ofkom. v. 13. April 1835 3. 3801. 


In Rükſicht des §. 7 des Erbſt. Pat. wird erinnert, daß nur die als 
Entſchädigung für das Heirathsgut anzuſehende Widerlage, alſo dieſe 
nur bis zu dem Betrage des Heirathsgutes, die Erbſteuer- Befreiung 
zu genießen habe, indem der das Heirathsgut überſteigende Betrag der 
Widerlage nach der Natur der Sache nicht mehr als eine Entſchädigung 
für dasſelbe, ſondern als ein Geſchenk auf den Todesfall über die Ent— 
ſchädigung, anzuſehen it, welches von der Erbſteuer nicht ausgenommen 
reer 


§. 8. 


»Alles das aber, was außer den in dem vorhergehenden Paragraph 
enthaltenen Poſten dem einen Ehegatten aus der leztwilligen Anordnung 
des Andern zufällt, ſo wie auch jene Geſchenke, welche den Eheleuten 
während der Ehe von wem immer, außer von den eigenen Eltern, durch 
Teſtament vermacht worden find, unterliegen der Erbſteuer.« 


§. 9. 


»Wenn in dem Heiraths-Kontrakte die Gemeinſchaft aller Güter der 
Verehelichten, ſowohl die ſie dermal beſizen, als auch künftig erwerben 
(communio bonorum universalis), bebungett wurde, ift zur Beſtimmung 
des eigentlichen Verlaſſenſchafts-Vermögens bei einem ſich ereignenden 
Todesfalle des Gatten oder der Gattin das ganze Vermögen beider Ehe— 
leute zuſammenzuſchlagen, die dem Ueberlebenden kraft des Heiraths— 
Kontraktes gebührende eigenthümliche Vermögenshälfte abzuſondern, und 
nur die andere Hälfte als Verlaſſenſchaft anzuſehen. Nur bei dem un— 

terthänigen Bauernvolke wird das Vermögen, welches dem überlebenden 
Theile kraft eines ſolchen Heiraths-Kontraktes zufällt, ganz von der 
Erbſteuer befreit.“ 


2406. Hkzd. v. 24. Januar 1811, an die b. ö. Erbſt. Ofkom. 
(G. 26.) 
Die freigültige Bürgerſchaft, ſo wie das Bauernvolk überhaupt, hat 
ſich der Befreiung von der Erbſteuer in dem, in dem Patente vom 15. 
Okt. v. J., S. 9, bezeichneten Falle zu erfreuen. 


2407. Hkzd. v. 16. Juli 1818, an das mähr. ſchleſ. Gub. (G. 281.) 


Ueber die Frage: Wer unter dem Ausdruke, »unterthäniges Bauern— 
volk, « in nächſter Beziehung auf den 9. §. des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 
1810 zu verſtehen ſei, wird Folgendes feſtgeſezt: Schon in dem das 
Erbſt. Pat. vom 6. Juni 1759 erläuternden Hofreſkripte vom 15. Dez.“ 
1759, wurde ad passum II. der in dem Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 
vorkommende Ausdruk, „unterthäniges Bauernvolk« angewendet, und in 
dem Patente vom 26. Sept. 1761, $. 4, war dieſer Ausdruk fortgebraucht. 
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Aus dem Inhalte der zwei erwähnten Paragraphe, ſo wie aus dem 
5. $. des Patentes vom 6. Juni 1759, dann aus dem 11. und 12. §. des 
Patentes vom 26. Sept. 1761, iſt überdieß deutlich zu erſehen, daß nur 
der unterthänige Ruſtikalgrund, und der Unterkhäntge Ruſtikal-Grund⸗ 
beſizer (welcher als ſolcher ohnedieß mit Abgaben mancher Art belaſtet 
iſt, und bei Sterbfällen beſchwert wird), zu ſeiner Emporhaltung, und 
um nicht in ſeiner Pflichtigkeit zurük zu bleiben — durch die Befreiung 
von der Entrichtung der Erbſteuer auf dieſelbe Art, wie es der 9. S. 
des Erbſt. Pat. vom Jahre 1810 in Hinſicht der Gütergemeinſchaft bei 
den Heiraths-Kontrakten zwiſchen Bauersleuten vorzeichnet, zu begin: 
ſtigen und zu berükſichtigen ſei. Es wurde daher bei der Aufnahme der 
Begünſtigung des unterthänigen Bauernvolkes in der zwiſchen Eheleuten 
eingegangenen allgemeinen Gütergemeinſchaft, in dem 9. §. des neuen Erbſt. 
Pat. insbeſondere vorausgeſezt: daß ſie nur aus dieſer Rükſicht, weil Bauern 
gewöhnlich kein anderes Vermögen als Ruſtikalgründe erwerben, wieder 
aufgenommen wurde, ſie alſo als eine Begünſtigung nur im engſten Sinne 
ausgelegt werden dürfe, und als ſolche nur dem Bauer im eigentlichſten— 
Sinne, d. i. dem Ganz-, Halb- oder Viertel-Bauer, oder dem Ganz, 
Dreiviertel-, Halb- oder Viertel- und Achtellehner oder Hubner, dem 
Bauer, dem Häusler, dem Gärtler, aber auch nur in Betreff feiner 
Ruſtikal-Beſizung — zu Theil werden könne. 


2408. Hfd. vom 1. Aug. 1818 N. 1482, an das mähr. ſchleſ. A. G. 


Uueber die Frage, wer unter dem Ausdruke: »unterthäniges Bauern- 
volk, « in nächſter Beziehung auf den §. 9 des Erbſt. Pat. vom 15. Oft. 
1810 zu verſtehen ſei? wird erkläret: daß dieſer Ausdruk nur den Bauer 
im eigentlichſten Sinne, und nur in BR jeiner Ruſtikal- Befizung, 
in ſich begreife. 


2409. Hkzd. v. 11. Juli 1823 Z. 19541, an die böhm. illir. kuͤſtenl. 
u. o. ö. Erbſt. Hfkom. u. an d. ſteier. u. gal. Gub. (G. 460 ). 
Bei der Hofkanzlei iſt die Frage zur Entſcheidung vorgekommen: — 
wer unter dem Ausdruke: unterthäniges Bauernvolk in nächſter Bezie- 
hung auf den 8. 9 des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 zu verſtehen ſei? 
Aus der Zuſammenſtellung der älteren und neueren Erbſteuer-Geſeze 
und aus dem Geiſte derſelben ergibt ſich, daß dieſe Begünſtigung nur 
im engſten Sinne ausgelegt werden dürfe, und folglich nur dem wirkt 
lichen Bauer, das iſt: dem Ganz-, Halb- oder Viertelbauer, oder dem 
Ganz-, Dreiviertel- Halb- oder Viertel- oder Achtlöhner oder Hubner; 
dem Bauer, dem Häusler, dem Gärtler aber auch nur in Betreff ſeiner 
Ruſtikal-Beſizung zu Theil werden könne, jeder andere Beſizer aber 
hiervon ausgeſchloſſen iſt. 5 


2410. Hkzd. vom 11. Mai 1830 N. 2463, an die illir. Erbſt. 
HOfkom. MR 


Es find ſchon mehrere Fälle vorgekommen, wo die Bezifögerühte 


8 


) In Goutta's G. S. und in der G. G. S. für O. S. iſt dieſes Otzd. b. £ 
15. Juli datirt, in den übrigen P. G. S. dagegen v, 11. Juli, N 


| 


— 
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für das unterthänige Bauernvolk die „ von allem Ver— 
mögen, welches dem überlebenden Ehetheile kraft eines Heiraths-Ver— 
trages zufiel, mit Bezug auf den §. 9 des a. h. Erbſt. Pat. vom 15. 
Okt. 1810 N. 914, in Anſpruch genommen haben, indem ſie behaupte— 
ten, daß bei einer communio bonorum universalis die nach §. 9 des 
Patentes abgeſonderte Vermögenshälfte des verftorbenen Ehetheiles in 
allen Fällen erbſteuerfrei ſei, weßhalb dem Bauernvolke durch die im 
F. 9 zugeſtandene Erbſteuerfreiheit kein beſonderer, ſondern nur jener 
Vortheil eingeräumt werde, der jeder andern Partei in dieſem Falle zu— 
komme. Dieſes ſcheine jedoch nicht die Abſicht des Geſezes zu ſein, ſon— 
dern es erhelle aus Allem, daß dem Bauernvolke eine beſondere Ber 
günſtigung zu Theil werden ſollte, welches jedoch nur dann bewirkt werde, 
wenn das unterthänige Bauernvolk in allen, ſomit auch in den im S. 8 
benannten Fällen, erbſteuerfrei erklärt würde. 
| Die Widerlegung diefer Meinung ift deutlich in den Sg. 7, 8 und 
9 des Erbſt. Pat. zu finden. 
| In dem F. 9 iſt ausdrüklich und als Regel feſtgeſezt, daß die ab— 
geſonderte Vermögenshälfte des verftorbenen Ehetheiles als Verlaſſen— 
ſchaft anzuſehen ſei. Daß aber dieſe Verlaſſenſchaft verſteuert werden. 
müſſe, gehet deutlich aus den Ss. 7 und s hervor. | 
Es iſt daher allerdings eine Ausnahme, ſomit eine befondere Be— 
günſtigung, wenn im §. 9 noch weiter gejagt wird, »nur bei dem un- 
terthänigen Bauernvolke wird das Vermögen, welches dem überlebenden 
Theile kraft eines ſolchen« (nämlich eines die communio bonorum uni- 
versalis bedingenden Heirathskontraktes, und nicht, wie mehrere Ab— 
handlungsbehörden dieſen Paragraph zitiren, kraft eines« — alſo eines 
jeden Heirathskontraktes zufällt, ganz von der Erbſteuer befreit, und 
es bedarf ſohin, um für das Bauernvolk eine Begünſtigung zu finden, 
keineswegs der durch nichts begründeten Ausdehnung der im §. 9 des 
Pat. enthaltenen Ausnahme, auf den S. 8 des Pat. 


2411. Hkzd. v. 23. Jänner 1838 3. 103, Vg. des ſteier. Gub. 
v. 12. Febr. 3. 529 (A. 1838. 47). * 


| Bei Gelegenheit, als die Wittwe eines dienſtbaren Dewüntkolggud⸗ 
beſizers um Enthebung von der Vorlage des Erbſteuer-Ausweiſes hinſicht— 
lich der ihr zu Folge der im Ehevertrage ſtipulirten allgemeinen Güterge— 
meinſchaft als Erbſchaft zugefallenen Verlaſſenſchaft das Anſuchen ſtellte, 
hat die höchſte Hofkanzlei zu beſtimmen befunden, daß nach den Motiven, 
welche der Hkzodg. vom 11. Juli 1823 3. 19541, zum Grunde liegen, 
die Unterthänigkeit und der ausſchließende Betrieb der Landwirthſchaft 
als Bauer die eigentlichen Kriterien ſeien, nach welchen die Anwendung 
des Schlußſazes des S. 9 des Erbſt. Pat. zu beurtheilen iſt. 
he Wenn nun in Bezug auf den Nachlaß eines verftorbenen Beſizers 
eines dienſtbaren Dominikalgrundes ſich ergibt, daß beide Ehetheile zum 
unterthänigen Bauernvolke gehören, dieſelben kein anderes Gewerbe be— 
treiben, und das den Verlaß bildende Grundbeſizthum bei dem Beſtande 
einer allgemeinen Gütergemeinſchaft zwiſchen den Eheleuten mit dem Bande 
der Unterthänigkeit und mit ubrig Giebigkeiten behaftet iſt: ſo 


* 


 zugeftandenen Befreiungen von der Erbſteuer, haben auch in der näm- 
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ſind die Dominikalgrundbeſizer, wie die Ruſtikal-Unterthanen, von der 
Erbſteuer-Entrichtung frei zu halten. 


$. 10. 


»Wenn nur das während der Ehe erworbene oder ererbte Ver- 
mögen (acquestus) durch den Heirathskontrakt zum gemeinſchaftlichen 
Gute gemacht wird, und dieſes Vermögen geſezlich ausgewieſen werden 
kann, ſo iſt die eine Hälfte dieſes Vermögens gleichfalls als ein Eigen- 
thum des überlebenden Theiles zu betrachten, und unbeſteuert zu kae 
die andere Hälfte als Verlaſſenſchaftsgut der übrigen Verlaſſenſchafts- 
maſſe zuzuſchlagen. In beiden Fällen iſt ſich in Hinſicht deſſen, was der 
überlebende Theil über die ihm als Eigenthum gebührende gemeinſchaft—; 
liche Vermögenshälfte von der Berke ſenſchafts⸗ Muß des verſtorbenen 
Theiles bekömmt, nach dem, was in den 88. 7 undes verordnet worden, 
zu benehmen. | } 


N 11. 


»Der landesfürftlihe Fiskus hat nur in Erbſchafts— Karızititafä . 
len, wo nämlich dem Landesfürſten die Erbſchaft nach öffentlichem Rechte 
heimfällt, keine Erbſteuer zu entrichten, wohl aber hat dieſelbe in jenen 
e Plaz zu greifen, wenn der Fiskus irgend wo als Erbe oder als 

Legatar eingeſezt wird, mithin die Erbſchaft nach dem Privat - 1er 
antrit.a S. 2023. 


2. | | 

»Wegen der Eigenſchaft der Sache find von der Erben befreit: 

Erbſchaften, die für einen Erben die Summe von 100 fl. nicht über 

ſteigen; alle Legate, bei welchen dem Legatar nach Abzug der Sterb— 

taxe und anderer Gebühren nicht volle 100 fl., und wenn es jährliche 
Legate ſi ſind, nicht reine 50 fl. verbleiben. 


2412. Hkd. v. 20. April 1811 an alle Lſt. (G. 195). Hkr. Zirk. 
v. 6. Juni C. 804. 


Die in dem §. 12 des Erbſteuer-Patents vom 15. Oktober 1810 


— * 
* — 
2 — — 


lichen Summe in der Valuta der Einlöſungsſcheine ſtatt, wenn näm- 
lich nach dem neuen Finanzpatent vom 20. Februar 1811 die Erbſchaft 
für einen Erben die Summe von 100 fl. in Einlöſungsſcheinen nicht 
überſteigt; bei einem Legat, nach Abzug der Sterbtaxe und anderer Ge— 
bühren, dem Legatar nicht volle 100 fl. in Einlöſungsſcheinen, bei jähr— 
lichen Legaten aber nicht volle 50 fl. in der erwähnten Valuta verblei— 
ben. Von Erbſchaften und Legaten, die in der Zwiſchenzeit dieſes Erbſt. 
Pat. und des Finanzpat. bis zum 15. März d. J. in Bankozetteln 
vorkommen, iſt die ſchuldige Erbſteuer auch i im Nennwerthe der Banko— 
zettel auszuweiſen und abzuführen. 

Uebrigens iſt der in dem Erbſt. Pat. vom 15. Oktober 1810, 
$. 34, feſtgeſezte Grundſaz durch das neue Finanz-Patent nicht verän- 
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ert, folglich ſich nach demſelben in allen vorkommenden Fällen genau zu 
chten. 


2413. Hkzd. v. 6. Auguſt 1822 N. 1886, an alle Erbſt. Hfkom. 


Es iſt die Frage vorgekommen, wie die in dem §. 12 des Erbſt. 
Pat. vom 15. Okt. 1810 N. 914 ausgeſprochene Steuerfreiheit der nicht 
100 fl. überfteigenden Sia gen in Beziehung auf die Geldwährung zu 
verſtehen ſei. 
ö Um nun hierüber ei Zweifel zu beheben, und ein gleichförmiges 
Benehmen zu erzielen, wird verordnet: daß nur der Nominal -Be— 
trag der Erbſchaft die Streuerfreiheit beſtimme; daher, wenn dieſe 
aus Beträgen von zweierlei Valuten beſteht, dieſe lezteren in eine 
Summe ohne Redukzion zuſammen zu ziehen ſind, wo ſodann erſt 
für den Fall, als der Geſammtbetrag die Summe von 100 fl. nicht er— 
reicht, die geſezliche Erbſteuer - Befreiung eintrit, im entgegengeſezten 
Falle aber die Abnahme der Erbſteuer, und zwar in Folge des S. 34 
des angeführten Pat. von Beträgen, welche aus zweierlei Valuten be— 
ſtehen, ohne Redukzion derſelben auf eine Valuta, mit zehn Perzent von 
jeder Währung zu geſchehen hat. 

Außer dieſer Erläuterung hat es übrigens ganz bei den dermali— 
gen Beſtimmungen des Erbſt. Pat. zu verbleiben. 


2414. Okzd. v. 22. Juli 1835 Z. 2527 an alle Erbſt. Hfkom. 
(Pichl 200). 

Es iſt aus Anlaß eines ſpeziellen Falles, wo eine Erbſchaft ſich un— 
ter die Geſchwiſter des Erblaſſers und zugleich unter die Kinder der 
verſtorbenen Geſchwiſter vertheilte, und die Antheile der Geſchwiſter 
mehr, jene der Kinder der verſtorbenen Geſchwiſter aber weniger als 
100 fl. betrugen, die Frage vorgekommen, ob bei Bemeſſung der Erb— 
. die Erbtheile nach Stämmen, oder nach Köpfen zu betrachten 
‚feien® 
| Se. Majeſtät geruheten hierüber mit a. h. Entſchl. v. 13. Juli 1835, 
den in den §8. 2 und 12 des Erbſt. Pat. gegründeten Antrag zu ge— 
nehmigen, daß bei Beſtimmung der Erbſt. Verbindlichkeit nur die Erb— 
theile der einzelnen Köpfe in Betrachtung zu ziehen ſeien, vorausgeſezt, 
daß die Erbſchaft dem jure repraesentationis eintretenden Erben vom 
Erblaſſer unmittelbar zufällt. 


| | §. 13. 

»Unter den erbländiſchen frommen Stiftungen, denen die Befreiung 
von der Erbſteuer zu ſtatten kommt, ſind zu verſtehen: 

a) Vermächtniſſe auf Meſſen, Hochämter und Litaneien, wenn der 
dazu vermachte Betrag ein für allemal, oder an jährlichen Intereſſen 
für die Meſſe 1 fl., für ein Hochamt 3 fl., und für eine Litanei u fl. 
nicht überſteiget. 
| b) Dasjenige Vermögen, welches einer Kirche von ihrem Pfarrer 


erblich zufällt, in ſo ferne es nicht den dritten . der Verkaſſeksgat 
überſteiget. 


| 
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c) Die den Kirchen bloß zur Zierde vermachten, in der Verlaſſen⸗ 
ſchaftsmaſſa vorfindigen Präzioſen. - 

d) Die zur Saen oder Dotirung eines mit der Seelſorge ver— 
knüpften geiſtlichen Benefiziums vermachten Kapitalien, wenn die davon 
abfallenden Zinſen die Kongrua nicht überſteigen. 

e) Alle Erbſchaften und Legate zur Vertheilung unter die Arten, J 
zum Armeninſtitute, zur Betheilung oder Verſorgung der Armen, Fin 
delkinder und Waiſen, zur Verpflegung der Kranken in den unter be. 
Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehenden Inſtituten, zum Unterrichte der 
Jugend in öffentlichen Schulen, dann zur Unterhaltung der öffentlichen ö 
Schulen oder Einrichtung derſelben. | 

N Die Unterthans-Rükſtände, welche Unterthanen von Seite iner 
Obrigkeit durch Teſtament nachgeſehen werden. > 

Ausländiſche milde e genießen dieſe Befreiung eg x Re 

Zu a): Be 

2415. Hkzd. v. 18. u: 1821 3, 12270 an die Erbſt. Hfkom. f 
v. N. O., O O., Böhm. und Mähr. und an die Gub. 4 
v. J. O. und Gal. (G. 373). | 

Aus Anlaß einer geſchehenen Anfrage: ob die in dem §. 13 des Erbft. 
Pat. vom 15. Okt. 1810 Lit. A. von der Erbſteuer befreiten frommen 
Stiftungen, inſofern dieſelben für eine Meſſe den Betrag von 1 fl. 30 kr., 
für ein Hochamt a fl., und für eine Litanei 1 fl. nicht überfchreiten, n 
in Konvenzionsmünze erbſteuerfrei zu belaſſen ſeien? wird der banden, 
ſtelle bedeutet, daß die in der Rede ſtehenden frommen Stiftungen in 
den bezeichneten Beträgen in Metall-Münze in OT erbſteuerfrei 1 
halten find. “) 


Zu e): 
2416. Hkr. v. 10. März 1811 H. 168 an alle Gen. Kom, Gbr 
log. Auszug der hfkr. Vdg. 7. H. S. 21) | 
Nach dem 13. $. des neuen Erbſteuerpat. find die Erbſchaften und 
Vermächtniſſe, welche dem Invalidenfond, den Invaliden- und Regiment 
Erziehungshäuſern zufallen, von der Erbſteuer befreit. 


2417. Hkzd. vom 11. Februar 1819, N. 1544, an alle Lft, 


Ueber die Anfrage: ob das nach einem ohne Teſtament verſtorbenen 
Seelſorger einem einzelnen Verwandten zugefallene Erbſchafts-Armen- 
Drittheil der Erbſteuer unterliege? haben Se Majeſtät zu beſchließen ge⸗ 


8 
*. 
5 
j 


*) Hkzd. v. 30. Dez. 1824 9 39, an alle Eſt. G. 1145). Kdg. in N. O. 

(P. 1824. 1007); O. 9. Bog. v. 14. Jänner 1825 3 846 (P. 4) 3 

Fe Vdg. v. 16. April 1825 3. 1009 (P 84); Gal zufolge Hei. 

. 29. Aug 1825 Z. 23422, Vg. des gal. Gub v. 9. Okt. d. J. 

3 53581 (P. 188). Hkr. Wdg v. 22. Juni 1825 H. 602 (Mil. 809. 

In dem hierortigen Dekrete v. 18. Mai 1821 iſt der als erbſteuerfrei er 

klärte Meſſen-Stiftungsbetrag ſtatt mit ein Gulden irrig mit ein Gulden drei: 

ßig Kreuzer angeſezt worden. 

Indem man die Landesſtelle davon in die Kenntniß ſezt, trägt man derſel— 

ben auf, in Anſehung der Erbſteuer Ausmaß ſich einzig und allein an die Be⸗ 
ſtimmungen des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 zu halten. N 
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ruhet, daß das für die Armen beſtimmte Drittheil in keinem Falle, auch 
wenn die Anverwandten als wirklich Arme daraus betheilt werden, der 
Erbſteuer zu unterziehen iſt. 


2418. Hlzd. vom 22. Nov. 1831, an die n. ö. Erbſt. Hfkom. 
E (G. 325). 

Unter den erbländiſchen frommen Stiftungen, welche der §. 13 
des Erbſt. Pat. für erbſteuerfrei erklärt, ſind auch die ungariſchen 
zu verſtehen, weil der Schlußabſaz jenes Paragraphs die ausländiſchen 
Stiftungen den erbländiſchen entgegenſtellt, Ungarn aber ein Erb— 
land iſt, ſomit weder die Worte, noch der Sinn des Geſezes ge— 
ſtatten, in einer allen Unterthanen Sr. Majeſtät zugedachten Begün— 
ſtigung eine Beſchränkung zum Nachtheile des Königreichs Ungarn ein— 
treten zu laſſen. N 


2419. Vdg. der illir. Erbſt. Hfkom. v. 17. Juli 1833 3. 12623 
(P. für Laibach 209). 


| Gelegenheitlich eines von einem öſterreichiſchen Unterthan für die 
Leopoldinenſtiftung gemachten Vermächtniſſes, wurde von der hohen 
Hofkanzlei unterm 21. Mai 1833, Z. 1423, bedeutet, daß derlei Ver— 
mächtniſſe nach dem §. 13 des Erbſt. Pat. zu behandeln ſeien; welchem 
zu Folge nur den in demſelben ausgedrükten frommen Stiftungen die 
Befreiung von der Erbſteuer zu Statten kömmt, und ausländiſche 
milde Stiftungen dieſe Befreiung nicht genießen. 


2420. Hkzd. v. 4. Juni 1833 N. 2617, an alle Erbſt. Hfkom. 
und an das gal. und mähr. Gub. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Zweifels wird bemerkt, daß die 
Frage: ob die dem Konvente der barmherzigen Brüder überhaupt ver— 
machten Legate erbſteuerfrei ſeien, bereits durch eine der n. ö. Erbſt. 
Ofkom. unterm 26. Nov. 1812 ertheilte Erläuterung bejahend ent— 
ſchieden worden ſei, indem einerſeits die Betrachtung vor Augeu lag, daß 
der §. 13. litt. e. des Erbſteuer-Patentes, unter den erbländiſchen 
frommen Stiftungen, denen die Befreiung von der Erbſteuer zu ſtat— 
ten kömmt, alle Erbſchaften und Legate zur Verpflegung der Kranken 
in den unter der Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehenden Inſtituten, 
zum Unterrichte der Jugend in öffentlichen Schulen u. ſ. w., verſtanden 
erklärt, anderer Seits aber erkannt wurde, daß die barmherzigen Brü— 
der und die Eliſabethinerinnen, ſolche unter der Aufſicht der Staatsver— 
waltung zur Verpflegung der Kranken, und die Urſulinerinnen und Pia— 
riſten ſolche zum Unterricht der-Jugend in öffentlichen Schulen, beſte— 
hende Inſtitute ſeien, deren Einkünfte eben zu dem Zweke ihres Da— 
ſeins geſtiftet find. Hiernach iſt ſich im Allgemeinen zu benehmen ). 


— 


) Dieſes Ofd wurde in Galizien mit dem Bemerken koͤg., daß es daſelbſt 
ſtatt der Eliſabethinerinnen und Urſulinerinnen die Inſtitute der barmherzigen 
Schweſtern find, auf welche das obige Hfd. laut feiner Begründung die volle 
Anwendung findet (Vdg. des gal. Gub. v, 9. Juli 1833 3. 40239 P. 190). 
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2421. Hkr. Reſk. v. 22. Juni 1837 F. 757, Vdg. des Mil. A.“ | 


| 


G. v. 7. Juli Z. 8475. 


Es hat ſich der wiederholte Fall ergeben, daß in der Abhandlung 
einer Vexlaſſenſchaft, worin eine Stiftung vorkam, von dem Stiftungs— 
kapitale keine Erbſteuer abgenommen wurde, obgleich die Stiftung nicht 


unter jene Erbſchaften oder Legate zu rechnen war, welche nach 8. 13 | 


des Erbſt. Pat. de anno 1810 von der Erbſteuer ausgenommen find. - 


l. J. F. 757 verordnet, in derlei Fällen bei ſonſtiger Verantwortung 
mit Aufmerkſamkeit fürzugehen, und die betreffenden Stiftungskapitalien 
nicht eher zur nuznießlichen Anlegung zu bringen, und die Dokumente 


zur Deponirung bei der hofkriegsräthlichen Depoſitenadminiſtrazion nicht 
eher einzuſenden, als bis über die Gebühr oder nicht Gebühr einer 


8 
= 
i 


Der k. k. Hofkriegsrath hat daher mit hohem Reſkripte v. 22. Juni 1 


Erbſteuer die genaue Erwägung geſchehen, und die allfällige Gebühr 


abgezogen ſein wird. 


§. 14. 


„Ein auf Leibrenten angelegtes Kapital hat ebenfalls keine Erb— 


ſteuer zu entrichten, ſo lange derjenige, der die Leibrenten bezieht, am 


Leben iſt; nach ſeinem Tode aber muß derjenige, welchem das Kapital 


dadurch heimgefallen ift, von dem Nuzen, welcher nach Abzug der be- 
reits bezahlten, die gewöhnlichen Intereſſen überſteigenden Leibrenten | 


übrig bleibt, wenn dieſer Nuzen die Summe von 100 fl. überſteigt, 


die Erbſteuer gleich wie von den Erbſchaften bezahlen, und indeſſen 


verſichern. 


2422. Bog. des k. k. ſteierm. Gub. v. 19. Marz 1828 Z. 1717 


(P. 55): 6 775 
Mit Hkzd. v. 4. März 1828 Z. 2694 wurde bei Gelegenheit 


eines ſpeziellen Falles wegen künftiger Berechnung der Erbſteuer bei 


Leibrenten-Verträgen Folgendes bemerkt: 


Das Erbft. Pat. beſtimmt im 14. ., daß ein auf Leibrenten an- 


gelegtes Kapital keine Erbſteuer zu entrichten habe, ſo lange derje— 


nige, der die Leibrente bezieht, am Leben iſt, und erklärt alſo damit, 


daß die Verpflichtung zur Erbſteuer erſt nach dem Tode des Nuznießers 
der Rente für denjenigen eintrete, welcher dadurch der fernern Bezah— 
lung der Rente enthoben iſt, und das Kapital als Eigenthum erhält, 
dem ſohin aus dieſem Todesfall Vortheil (Nuzen) zugehet. Dieſer 
Nuzen ſoll ausgemittelt werden, indem von dem heimfallenden Kapitale 
die Summe der Renten abgezogen wird, welche der Leibrentennehmer 
über die gewöhnlichen Intereſſen im Grunde des Leibrentenvertrages 
bei feinen Lebzeiten bezogen hat. Die Berechnung kann alfo nach dem 
Wortlaute und nach dem Geiſte des Geſezes nicht wohl anders ge— 
macht werden, als daß die gewöhnlichen Zinſen des Kapitals, nämlich 
5% desſelben, mit der ſtipulirten Leibrente verglichen, die Differenz 
ausgemittelt, mit der Zahl der Jahre, durch welche ſie bezahlt wurde, 
multiplizirt, und die Summe von dem heimfallenden Kapital in Abzug 


— 
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gebracht wird, deſſen Reſt ſodann als Objekt der Erbſteuer erſcheint, 
ſo ferne er den Betrag von 100 fl. erreichet. 


§. 15. 


„Von allen Leibrenten-Kontrakten iſt innerhalb ſechs Wochen, 
von dem Tage des Abſchluſſes des Kontraftes an zu rechnen, der Erb— 
ſteuer-Hofkommiſſion die Anzeige zu machen. Wenn dieſe Anzeige in 
dem feſtgeſezten Zeitraume nicht geſchieht, oder in Anſehung der be— 
reits Ar Leibrenten-Kontrakte, die Anzeige binnen der in dem 
Pat. v. 12. Sept. 1778 beſtimmten ſechswöchentlichen Zeitfriſt zu ma— 
chen unterlaſſen worden iſt, fo ſoll der geſchloſſene Leibrenten-Kontrakt 
nicht mehr als ſolcher geachtet, ſomit dem überlebenden Theile die Be— 
rechtigung, das über die gewöhnlichen 5°, Intereſſen mehr Bezahlte 
von dem Kapital abrechnen zu dürfen, nicht mehr eingeſtanden, ſondern 
die Erbſteuer von dem ganzen Betrage unnachſichtlich, und zwar ſo— 
gleich abgefordert werden.« 


2423. Vdg. des illir. Gub. v. 23. Jänner 1822 3. 1233. 


| Es wird hiemit die Belehrung ertheilt, daß jene Leibrentenver— 
träge, welche in Geld- und Natural-Bezügen offenbar den Kapitalsbe— 
trag von Einhundert Gulden nicht erreichen, folglich an ſich ſchon nach 
der Begünſtigung des Geſezes erbſteuerfrei ſind, in Zukunft nicht mehr 
an die Erbſteuer-Hofkommiſſion vorzulegen ſeien. 


$. 16. 


»Die lebenszeitigen Verträge (ſogenannte Pacta vitalitia) ſind, 
wenn ſie von Leuten geſchloſſen werden, die gegen einander der Erb— 
ſteuer unterliegen, zu verſteuern, ſo weit ſich der Eigenthümer nicht 
den Fruchtgenuß ganz oder zum Theil vorbehalten hat. Von dem 
Theile, worüber ſich ein Fruchtgenuß vorbehalten wurde, iſt die Erb⸗ 
ſteuer erſt nach Aufhörung des Fruchtgenuſſes zu entrichten.“ 


§. 17. 


„Geſchenke unter Lebenden ſind von der Erbſteuer frei, wenn der 
Beſchenkte mit dem e ſogleich den vollen unbeſchränkten Ge— 
nuß erhält. 


2424. Hkzd. v. 9. Mai 1818 N. 1452, an alle eſt. 


Das Pat. v. 15. Okt. 1810 erklärt alle Geſchenke unter Lebenden 
von der Erbſteuer frei, wenn der Beſchenkte mit dem Eigenthume ſo— 
gleich den unbeſchränkten vollen Genuß erhält. Es muß daher da, wo 
Schenkungen unter Lebenden eintreten, und von der Erbſteuer frei er— 
klärt werden füllen, jederzeit der Beweis geliefert werden, daß der 
Beſchenkte noch zu Lebzeiten des Schenkers das Eigenthum, und den 
vollen unbeſchränkten Genuß erhalten habe. 

Dieſe Beweisführung iſt für das Erbſteuer-Gefäll von beſonderer 
Wichtigkeit; weil nur dadurch den vielen Unterſchleifen und Gefälls— 
h Bevortheilungen Schranken geſezt werden können. 
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Da nach dem S. 431 des allg. b. G. B. zur Uebertragung des 
Eigenthumes unbeweglicher Sachen das Exwerbungsgeſchäft in die dazu 
beſtimmten öffentlichen Bücher eingetragen werden muß; ſo fließt hier- 
aus die rechtliche Folgerung, daß als Eigenthümer unbeweglicher Sa⸗ 
chen, dort, wo Landtafeln, Stadt- oder Grundbücher, oder andere der 
gleichen öffentliche Regiſter eingeführt find, nur derjenige angeſehen 
werden könne, der als Eigenthümer der unbeweglichen Sache in den 
gedachten öffentlichen Büchern einverleibt iſt. if 

Wird nun dieſe gefezlihe Beſtimmung und Folgerung auf den NEE 
17 des Erbſt. Pat., oder eigentlich auf die Beweisführung, daß der 
Beſchenkte noch zu Lebzeiten des Gebers das Eigenthum, und den 
vollen unbeſchränkten Genuß der zum Geſchenke erhaltenen unbeweg— 4 
lichen Sache überfommen hat, angewendet; ſo ergibt ſich hieraus die 
Nothwendigkeit, daß ſich der Beſchenkte durch die Vorlegung des Land— 
tafel-, Grund- oder Staatbuchs-Auszuges über die wirklich noch zu Leb⸗ 
zeiten des Schenkers geſchehene Einverleibung des geſchenkten Gutes 
in die öffentlichen Bücher und den erhaltenen unbeſchränkten Genuß 
desſelben gehörig ausweiſen müſſe, wenn er von der Erbſt. Entrichrung ie 
befreit werden ſoll. 1 


2425. Hkzd. v. 16. Juni 1835, an d. küſt. Erbſt. Hfkom. (Wi⸗ 
gniwarter's Nachtrag zum Hdb. 46). | 
Die vereinigte Hofkanzlei hat in Beziehung auf die Frage: auf wel— 
chen Grundlagen eine Schenkung unter Lebenden als erbſteuerfrei anzuer⸗ 
kennen ſei? nach gepflogener Rükſprache mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle 
erkannt, daß in jenen Bezirken des Küſtenlandes, wo keine Landtafel und 
Grundbücher beſtehen, auf der vollſtändigen Erfüllung der Bedingungen, 
der Hkz. Vdg. v. 9. Mai 1818 zur Begründung der Erbſteuerfreiheit einer 
Schenkung unter Lebenden rükſichtlich unbeweglicher Güter bis zur Ein- 
führung ordentlicher Grund- und Landtafel-Bücher nicht beſtanden werden 
könne, ſondern in Fällen dieſer Art bei der Erbſteuerbehandlung ſich darauf - 
beſchränkt werden müſſe, die behauptete ſchenkungsweiſe Uebertragung 
des Eigenthums zur Lebenszeit des Schenkers, und den ſogleich erlangten, 
vollen unbeſchränkten Genuß aus den vorhandenen Privaturkunden, oder 
nach Erforderniß mittelſt legaler Erhebungen ſtrenge zu prüfen, um dar⸗ 
nach von Fall zu Fall über die begründete Erbſteuerfreiheit oder, Erb⸗ 
ſteuerpflichtigkeit nach dem Erbſt. Pat. zu entſcheiden. 


§. 18. 


„Geſchenke von Todeswegen ſind ſowohl in Anſehung der Ent— 
richtung der Erbſteuer, als auch der Befreiung von derſelben, ſelbſt in 
jenem Falle, wenn ſie als eine Belohnung ſowohl für vorausgegangene, | 
als für die von dem Erblaſſer nach feinem Tode Jemand auferlegten 
Dienfte gegeben werden, den Legaten gleich zu halten. 


§. 19. u; 


„Das Vermögen eines Fremden (worunter auch die ſich in unſeren 
Erbländern aufhaltenden türkiſchen Unterthanen gehören), welcher kein 


* 
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hierländiges Vermögen beſizt, es mag ſolches durch Teſtament, Geſchenke 
unter Lebenden, oder durch einen Leibrenten-Kontrakt einem Inländer 
oder Ausländer zufallen, unterliegt der Erbſteuer nicht.“ S. 2424. 


2426. Hkzd. v. 5. Nov. 1833 3. 3803; Bog. der n. ö. Reg. v. 
3. Dez. 1833 3. 65072 (P. 458) 


Von der Bruderſchaft der in Wien handelnden Griechen und tür: 
kiſchen Unterthanen zu St. Georg iſt Sr. Majeſtät unterm 9 Juli 
1829 eine a. u. Vorſtellung überreicht worden, welche folgende Punkte 
umfaßt hat: 

b) daß ſie von allen Steuern und Stempeltaxen befreit werden; 
u. ſ. w. Ueber dieſe Bitten iſt nun in Folge a. h. Entſchl. v. 9. Okt. 
1833 im Einverſtändniſſe mit der k. k. allg. Hofkammer Folgendes zur 
Verſtändigung der Bittſteller erinnert worden. 

S. 460. Von der Erbſteuer endlich iſt das Verlaßvermögen tür— 
kiſcher Unterthanen und der Fremden überhaupt, wenn es kein hier— 
ländiges iſt, nach dem §. 19 des Erbſteuerpatentes befreit. Sobald 
aber türkiſche Unterthanen als Erben von Inländern oder überhaupt 

von hierländigem Vermögen eintreten, ſo greifen die allgemeinen Be— 
ſtimmungen des Erbſteuergeſezes Plaz, zu Folge welcher die Erbſteuer— 
ſchuldigkeit nicht auf der Perſon, ſondern auf dem Vermögen haftet, 
dieſes alſo jener Behandlung folget, die ſeine Eigenſchaft mit ſich bringt. 


$. 20. 


| »Das Vermögen, welches ein Inländer in einem fremden Staate 

an unbeweglichen Gütern befizt, iſt von der Erbſteuer frei. Dieſe Be— 
freiung erſtrekt ſich aber keineswegs auch auf das von einem Inländer 
im Auslande mit oder ohne Hipothek angelegte Mobilar-Vermögen, 
von welchem die Erbſteuer zu entrichten ift.< S. 2357. 


. 


»Wenn ein Inländer zugleich in einem andern Erblande, in wel— 

chem die Erbſteuer nicht eingeführt iſt, Realitäten zurükläßt, ſo iſt da— 
von keine Erbſteuer zu entrichten. 
N Da übrigens über das liegende Vermögen nach dem Tode des 
Beſizers die Abhandlung jener Behörde, unter deren Gerichtsbarkeit es 
gehört, zuſteht, ſo liegt auch derſelben ob, von jedem Falle, wo die 
Entrichtung der Erbſteuer eintrit, der im Lande aufgeſtellten Erbſt. 
Hoffom. die Anzeige zur weitern Amtshandlung zu machen. Dagegen 
müſſen die Kapitalien, wenn ſie auch in einem andern Erblande in der 
Landtafel oder in dem Grundbuche verſichert, oder in einem andern 
Wege angelegt ſind, von dem Erben bei der Perſonal-Gerichtsbehörde 
des Erblaſſers angegeben, und im Aftivftande aufgeführt, folglich da— 
ſelbſt mit in die Abhandlung gezogen werden.« 


§. 22. 


e „Da in dem Falle, wenn in einem deutſchen Erblande ein unga— 
riſcher, ſiebenbürgiſcher oder illiriſcher Unterthan ſtirbt, welcher entweder 
Handb. d. Giebigkeiten. 78 - 
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in landesfürſtlichen Dienſten geſtanden tft, oder als Hofagent bei der 
ungariſchen oder ſiebenbürgiſchen Hofkanzlei allein, und nicht auch bei 
einer andern deutſch-erbländiſchen Stelle in gleicher Eigenſchaft gedient 
hat, oder ein beglaubigter Geſchäftsträger von den der augsburgiſchen oder 
helvetiſchen Konfeſſion, oder der griechiſchen Kirche zugethanen Unter- 
thanen beſagter Provinzen iſt, oder welcher in Ungarn oder Siebenbürgen, 
oder in der illiriſchen Gränze anſäſſig war, oder endlich, welcher in keinem 
deutſchen Erblande weder durch ausdrükliche Erklärung, noch durch An— 


ſiedlung, Anſäſſigkeit oder ununterbrochenen zehnjährigen Aufenthalt nas 


zionaliſirt worden iſt, den deutſch— erbländiſchen Gerichtsbehörden die Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlung nur in ſo ferne zuſteht, als ſolche Erblaſſer in den 


deutſchen Erbländern liegende Güter, oder auf ſolche vorgemerkte Kapi- 


talien beſizen; fo tft in dergleichen Sterbfällen, ſo weit den deutſchen 
erbländiſchen Gerichten nicht die vollkommene Abhandlung der Verlaſſen— 
ſchaft zukommt, von dieſer auch keine Erbſteuer abzunehmen, und ein glei— 


ches auch bei dem Ableben der Gattinnen, der Witwen und der minder— 1 


jährigen Kinder der oben bezeichneten Perſonen zu beobachten.“ S. 2115 
und 2357. | 
5.28. 

»Alle Einlagen in die inländiſchen öffentlichen Lotterien und die 
diesfälligen Loſe, nicht minder ſämmtliche, ſowohl in- als ausländiſche Ku— 
xen oder Bergwerksantheile, auch alles, was zum Bergwerks-Vermögen 
gehört, ſind von der Erbſteuer ausgenommen; ; alle Eiſen-, Stahl⸗, Blech⸗ | 
oder Kupferhämmer aber, ſo wie die Einlags-Kapitalien bei der inner⸗ 
bergiſchen Eiſengewerkſchaft, unterliegen dieſer Steuer.“ | 


2427. Hkr. Zir. v. 19. Febr. 1811, H. 108. 


Auch die mit vier Perzent in K. M. verzinslichen, mit einer Lotterie f 
verbundenen Parzial-Obligazionen für das eingelöſte Silber, haben ſich 
der im $. 23 des Erbſt. Pat. beſtimmten Erbſteuerfreiheit zu erfreuen. 


2428. Hkzd. v. 2. Mai 1816 N. 1239, an die n. ö. Erbſt. Hfkom. 


Die in einer Verlaſſenſchaft vorkommenden Banko-Lotto-Obligazionen 
behalten ihre urſprüngliche Eigenſchaft bei, und haben daher in Beziehung 
auf die Erbſteuer die allen Einlagen in Sehe Lotterien zugeſtande⸗ 
nen Vorrechte zu genießen. 


2429. Hkd. v. 21. Mai 1833 N. 2615, an alle Erbſt. Hfkom. Hkr. 
| Zir. v. 11. Juli F. 826. | 


Se. k. k. Majeſtät haben anzuordnen geruhet, daß ſich rükſichtlich der 
Loſe und Parzial-Obligazionen der beiden Rothſchild' ſchen Anlehen aus 
den Jahren 1820 und 1821, wo fie in einem erbſteuerpflichtigen Ver 
mögen vorkommen, nach dem §. 23 des Erbſt. Pat. zu benehmen, und 
auch die bisher von den Loſen und Parzial-Obligazionen der beiden Roth 
ſchild'ſchen Anlehen bezogene Erbſteuer den Parteien, die es betrifft, wie- 
der zurükzuſtellen ſei. | 

§. 24. 

»Die bei einer Verlaſſenſchaft vorhandene Hauseinrichtung, das 

Wirthſchafts⸗, Keller-, Stall- und Küchengeräthe, Wäſche und Kleidungs⸗ 
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ſtuͤke, pferde und Wagen, ſo weit dieſes alles blos zum Gebrauche und 
nicht zum Handel oder Gewerbsbetriebe beſtimmt war, ſind frei. Eben 
ſo find, Bilder, Bacher und Kupferſtiche, wofern fie den Werth von 
100 fl. nicht überſteigen, von der Erbſteuer befreit; nicht minder ſind 
auch davon Bücher-, Gemählde-, Zeichnungs- und Kupferſtich-Samm— 
lungen von größerm Werthe ausgenommen, wenn ſolche zu einem in⸗ 
lländiſchen öffentlichen Inſtitute oder Anſtalt, oder ſonſt zu einem öf⸗ 

fentlichen Gebrauche legirt werden 9). 


2430. Okzd. v. 11. Dez. 1823; ſ. 2404 zu Ende. 


Dagegen iſt die Freihaltung des Viehes, der Vorräthe, und der 
Effekten von der Erbſteuer, nur eine Begünſtigung der Erben, welche 
auf die Legatare nicht ausgedehnt werden darf. S. 2433. 


2431. Vog. d. fleier. kärnt. Gub. v. 16. März 1824 3. 2527 
(P. 117). 


Ueber eine an die h. Hofkanzlei geſtellte Anfrage, ob der aus dem 
Verkaufe eines vererbten fundi instructi gelöste Betrag als erbſteuer— 
frei zu betrachten ſei, iſt mit Vg. v. 15. Jänner l. J. Z. 36419, 
nachſtehende Weiſung ertheilt worden: 

»Die Befreiung des Viehes und der Fahrniſſe von der Erbſteuer 
gründet ſich auf den 24. §. des Erbſteuergeſezes, vermöge welchen dieſe 
Gegenſtände, in ſo weit ſie nicht zum Handel oder Gewerbsbetriebe 
beſtimmt waren, an und für ſich, und ohne Beziehung auf die Eigen— 
ſchaft der Erben von der Erbſteuer befreit ſind. Auch wird rükſichtlich 
der Wirthſchaftsgeräthe in dem Geſeze kein Unterſchied gemacht, ob der 
Erbe die Wirthſchaft, wozu dieſe Geräthe dienen, fortzuſezen habe, 
oder nicht, daher dieſer Unterſchied den Erben zu keinem Nachtheile 
gereichen kann. Bei der Erbſteuerbemeſſung kömmt es endlich darauf 
an, wie die Vermögensgegenſtände zur Zeit des Todes des Erblaſſers 
beſchaffen ſind, daher ſpätere Veränderungen keinen Einfluß mehr auf 
die Bemeſſung haben, und es folglich gleichgültig iſt, ob die Erben zur 
Zeit der Abhandlung das Vieh und die Fahrniſſe noch in natura be⸗ 
ſizen, oder ſchon veräußert haben.« 5 

»Aus dieſer Erörterung ergibt es ſich, daß die Wirthſchaftsgeräthe 
und das Vieh, in jo weit fie nicht ad fundum instructum gehören, 
ſondern den Erben überlaſſen werden, von der 1 frei zu hal⸗ 
ten find.« 

Anders verhält es ſich mit den e e hier verordnet a 


| der $..26 des Erbſteuerpat. ausdrüklich, daß nur Ber in die Wirth: 


ſchaft eintretende Erbe von demjenigen, was hieran zur Beſtellung der 
Landwirthſchaft und zum Unterhalte des Hauſes auf. ein Jahr erfor— 
derlich iſt, keine Erbſteuer entrichten dürfe. 


) S. bei F. 37 das Formular er Erbſteuerausweiſes 5. Rubrik und Anmer⸗ 


kung zu derſelben. 
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2432. Hkzd. v. 29. Aug. 1828, an das gal. Gub. (G. 312). 


Der §. 24 des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 erklärt, die bei 
einer Verlaſſenſchaft vorhandene Einrichtung, das Wirthſchafts-, Keller-, 
Stall⸗ und Küchengeräthe, Wäſche und Kleidungsſtüke, Pferde und 
Wagen, ſo weit dieſes alles blos zum Gebrauche und nicht zum Handel 
oder Gewerbsbetriebe beſtimmt war, ferner Bilder, Bücher und Kupfer— 
ſtiche, wofern fie den Werth von 100 fl. nicht überſteigen, für erb— 
ſteuerfrei; es unterliegt daher keinem Zweifel, daß dieſe den Gegen— 
ſtänden zukommende Erbſteuerfreiheit, inner den geſezlichen Grenzen 
gelten gelaſſen werden müſſe, jene Gegenſtände mögen einem Erben 
oder einem Legatare aus der Verlaſſenſchaft zufallen. 

Hiernach hat ſich die Landesſtelle fernerhin zu benehmen und die 
Kammerprokuratur aus Anlaß der darüber erhobenen Bedenken zu 
belehren. 


2433. Hkr. Vdg. v. 1. Febr. 1837 H. 74, an d. allg. Mil. A. 
G. (Bergmayr fortgef. Anhang S. 118). 

In Erledigung des Berichtes v. 21. Mai 1836 Z. 6025, wird 
dem A. G. über Einvernehmen mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei Fol— 
gendes eröffnet: In dem ſpeziellen Falle, der durch das Hkzd. v. 11. 
Dez. 1823 Z. 37799 (2404) entſchieden wurde, hat es ſich um die 
Frage gehandelt, ob Geldlegate, denen als ſolchen nach dem Erbſt. 
Pat. keine geſezliche Erbſteuerfreiheit zukommt, deswegen für erbſteuer— 
frei zu halten ſind, weil ſie von den Erben wegen Unzulänglichkeit des 
erbſteuerpflichtigen Nachlaßvermögens nicht aus dieſem, ſondern als ſol— 
chen Beſtandtheilen der Verlaſſenſchaft berichtigt werden, welche wegen 
ihrer Eigenſchaft erbſteuerfrei erklärt wurden. Dieſe Frage ſei vernei— 
nend beantwortet worden, weil Geldvermächtniſſe überhaupt der Erb- 
ſteuer unterliegen, und weil es keinen Unterſchied macht, aus welchem 
Theile des Verlaſſenſchaftsvermögens, oder mit welchen Mitteln das 
Legat von den Erben berichtigt wird. Sofern es ſich jedoch um kein 
Geldlegat, ſondern Fahrniſſe, die dem Legatar zufallen ſollten, handelt, 
trit die Beſtimmung des 8. 24 des Erbſt. Pat. ein, wornach die blos 
zum Gebrauche und nicht zum Handel, oder Gewerbsbetriebe beſtimmten 
Fahrniſſe für erbſteuerfrei erklärt wurden, ohne daß ein Unterſchied 
gemacht wird, ob ſie dem Erben oder Legatar zufallen. 


§. 25. 

„Das bei Verlaſſenſchaften vorhandene Gold, Silber und echte 
Geſchmeide iſt unter der den übrigen Fahrniſſen zugeſtandenen Begün— 
ſtigung nur in dem Falle mitbegriffen, wenn es ſich bei Fideikommiſſen 
oder Majoraten befindet, wo der Beſizer lediglich den Gebrauch der— 
ſelben hat, und es unveräußert wieder zurüklaſſen muß. « 


§. 26. 


„Wenn bei einer Landwirthſchaft ſich ein Vorrath an Wein, Kör— 
nern, Schlachtvieh und andern Lebensmitteln vorfindet, ſo hat der in 
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dieſe Wirthſchaft eintretende Erbe von demjenigen, was hieran zur Be— 
ſtellung der Landwirthſchaft, und zum Unterhalte des Hauſes nach dem 
billigen Ermeſſen der Abhandlungs-Inſtanz in einem Jahre erforderlich 
iſt, keine Erbſteuer zu bezahlen 9). 


§. 27. 


»Da die Erbſteuer-Schuldigkeit nicht auf der Perſon, fondern auf 
dem Vermögen haftet, fo hat bei jeder militäriſchen Verlaſſenſchaftsab— 
handlung, es mag die Militärperſon im dienenden oder nicht mehr dienſt— 
leiſtenden Stande, in einem der Erbſteuer unterliegenden oder nicht un— 
terliegenden Erblande, oder auch im Kriege bei der Armee in einem 
fremden Lande geſtorben ſein, immer die Entrichtung der Erbſteuer von 
dem zurükgelaſſenen ganzen beweglichen und unbeweglichen Vermögen 
einzutreten, welches in einem der Erbſteuer unterliegenden Erblande ſich 
befindet. } 4 9 | 


2434. Okzd. v. 20. Juli 1835 3. 2528, an alle Erbit. Hfkom. u. 
an das gal. u. mäh. Gub. (Pichl 199). Hkr. Zir. v. 7. Aug. 
F. 934 (Mil. 164); in Erinnerung gebracht durch hkr. Reſk. 
v. 4. Juli 1839 F. 932. | 


Se. k. k. Maj. haben über eine a. u. Anfrage wegen Auslegung des 
§. 27 des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 anzuordnen geruhet: daß es 
in der Anwendung jenes Paragraphs des Erbſt. Pat., bei den militäri— 
ſchen Verlaſſenſchafts- Abhandlungen, bei dem bisher üblichen Verfahren 
zu belaſſen ſei, wornach auch von dem beweglichen Vermögen einer Mi— 
litärperſon, ſo wie von dem unbeweglichen die Erbſteuer nur dann zu 
entrichten iſt, wenn dasſelbe ſich in einem, der Erbſteuer unterliegenden 
Erblande befindet. | 


S. 28. 


»Nur wird geſtattet, daß derjenige Theil des Vermögens eines im 
Kriege bei der Armee geſtorbenen Offiziers, welcher in dem bei ſich ge— 
habten baren Gelde, und der Feld-Equipage beſteht, worunter Wechſel— 
briefe, Schuldſcheine und Obligazionen, auch das nicht eigentlich zur Feld— 
Equipage gehörige Gold, Silber und echte Geſchmeide nicht begriffen 
ſein könne, von Entrichtung der Erbſteuer freigelaſſen werde, wenn gleich 
dieſer Theil des Vermögens Kollateralen oder Fremden zufällt. Nachdem 
die Kauzionen, welche die Militär =Dffiziere bei ihrer Verehelichung erlegen 
müſſen, zur Sicherſtellung des witiblichen Unterhalts beſtimmt find, fo ſollen 
die von den Militär-Offizieren aus ihrem eigenen Vermögen geleiſteten 
Heiraths-Kauzionen, ſelbſt in dem Falle, wenn ſie nach dem Tode der— 


) S. 2430 — 33 rükſichtlich des Viehes und der Vorräthe. — Den 
illir. Abhandlungsbehörden iſt aufgetragen worden, daß ſie im Falle des §. 28 
über Einvernehmung der Schäzleute und Wirthſchaftsverſtändigen mittelſt eines 
Protokolls, oder eines Zertifikats ihr Gutachten mit Angabe der Beweggründe 
an die k. k. Erbſt. Hofkom erjtatten, und den Akten beilegen (Bdg. des in. ö. 
A. G. v 13. Febr. 1828 3. 2691). ’ 
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ſelben den Witwen als Erbſchaft oder Vermächtniß eigenthümlich zufallen, 


von der Erbſteuer ſo lange befreit ſein, als auf dieſen Kapitalien die 
Kauzions- Verbindlichkeit haftet ). 


2435. Hkr. Vdg. vom 2. Aug. 1816 H. 686. 


Nach den geſezlichen Beſtimmungen des §. 28 des Erbſt. Pat., iſt 
die Erbſteuer auch von dem Vermögen ſolcher Erblaſſer abzunehmen, die 
zum Stande der k. k. Marine gehören. 


§. 29. 

»Die Erbſteuer, welche bei Erbſchaften, Legaten, Leibrenten und 
Geſchenken von Todeswegen im Allgemeinen auf 10 Perzent feſtgeſezt 
iſt, kommt von dem Verlaſſenſchafts-Vermögen, wie es zur Zeit des 
Todes des Erblaſſers beſteht, zu entrichten. | 

Iſt jedoch das Verlaſſenſchafts-Vermögen ſchon mit andern Abga— 
ben, als: Sterbtaren und dergleichen Gebühren, dergeſtalt beſchweret, 
daß dieſelben bereits auf fünf Perzente hinaufſteigen, ſo iſt die Erbſteuer— 
gebühr nur mit 5 Perzenten abzunehmen. Daher müſſen dieſe auf dem 
Verlaſſenſchafts-Vermögen haftenden Laſten, fo wie die Abhandlungs— 
gebühren und Gerichtskoſten, jedesmal vor Ausmeſſung der Erbſteuer 


berechnet, und dann erſt der Erbſteuerbetrag nach Maß derſelben mit 


10 oder 5 Perzenten beſtimmet werden.“ S. 2396. 


2436. Hkzd. v. 18. Febr. 1824 3. 3455, an alle Erbſt. Hfkom. 
der alt⸗öſt. Provinz (G. 146). 1150 | 


Das in der Beilage befindliche, an die ſteierm. kärnt. Erbſt. Hof: 
kom. erlaſſene Dek. enthält die Belehrung über die von Seite der Erbſt. 
Hfkom. hierorts gemachte Anfrage: ob und welch’ eine Rükſicht das Erbſt. 
Pat. vom 15 Okt. 1810, auf das von den Erben unterthäniger Rea— 
litäten zu entrichtende Laudemium zu nehmen geſtatte. | | 

Welche hierortige Entſchl. der Erbſt. Hofkom. zur Wiſſenſchaft und 


Darnachachtung bekannt gemacht wird. 
Beilage. Hkzd. v. 18. Fehr. 1824. 


Hinſichtlich der Anfrage: ob und welch' eine Rükſicht das Erbſt. 
Pat. vom 15. Okt. 1810, auf das von den Erben zu entrichtende Lau— 


demium zu nehmen geſtatte? iſt die Hofkommiſſion einverſtändlich mit 


dem dortigen Fiskolamte der Meinung, daß das Laudemtum zwar nicht 


von dem ſteuerbaren Vermögen zu exzindiren wäre; daß jedoch bei Ber _ 


rechnung des Erbſteuer-Perzentes nach §. 29 und 30 des Erbſt. Pat. 
berükſichtiget werden ſollte, ob ein Laudemium von den Erben zu ent— 
richten ſei oder nicht, und daß demnach im erſteren Falle nur 5 Perzente 
Erbfteuer zu bemeſſen ſeien? — 5 

Das Laudemium iſt eine Laſt, welche den Erben, nicht aber dem Ver— 
laſſe obliegt, indem es nur dann zu entrichten kommt, wenn die Verlaß— 
Realität auf den Namen des Erben umgeſchrieben worden iſt. Das Lau— 


— — 


*) Die Beobachtung der 58 27, 28, 55 u. 56 iſt den Mil. Behörden einge- 


ſchärft worden durch hkr. dg. v. 1. April 1818 U. 203. 


4 
5 
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demium kann daher auf keinen Fall bei der Berechnung der Erbſteuer 
von dem ſteuerbaren Vermögen in Abzug gebracht werden. Es darf aber 
auch das Laudemium bei Bemeſſung des Erbſteuer-Perzentes nicht bes 
rükſichtiget werden, weil die geringere we nur ſtrenge in den von 
dem Geſeze bezeichneten Fällen ſtatt findet, das Laudemium aber unter 
dieſen Fällen nicht genannt iſt, und weil das Laudemium ſchon bei Aus— 
mittlung des Werthes der Verlaſſenſchafts-Realität in Anſchlag gebracht, 
und dadurch die Erbſteuer vermindert wird, das Abfahrtsgeld hingegen 
nicht ſo oft, als das Laudemium bei Verlaſſenſchaften eintrit, und wenn 
es eintrit, dieſes nebſt jenen Laſten, mit welchen das Laudemium zu— 
ſammentrifft, auch noch mit dieſem ſelbſt koukurriren kann; wobei der 
Erbe, wenn die Erbſteuer mit zehn Perzenten bemeſſen wäre, nicht ſelten 
mit mehr als 30 Perzenten an Abzügen beſchwert ſein würde. 


2437. Dek. d. o. ö. Reg. v. 10. Sept. 1825 3. 22122 (P. 173). 


Aus Anlaß einiger Hofrekurſe, über, von der Erbſt. Hfkom. auf⸗ 
gerechnete, 10perzentige Erbſteuer ohne Berükſichtigung des Todfalls⸗ 
freigeldes, hat die hohe Hkz. mit Dek. v. 25. Aug. d. J. Z. 23181, 
anher erinnert, daß das Dek, der gedachten Hofſtelle v. 18. Febr. 1824 
de 3455, Reg. Z. 5151, nach welchem das Laudemium auf keinem Falle 

i der Berechnung der Erbſteuer von dem ſteuerbaren Vermögen in 
Abzug gebracht werden darf, auf das Todfalls- Freigeld in Oeſterreich 
ob der Enns keineswegs anwendbar ſei, weil es ausdrüklich nur vom 
Laudemium ſpricht, welches eine vom Todfallsfreigelde ganz verſchiedene 
Gebühr iſt. 

Das Laudemium iſt nur vom unbeweglichen 8 bei einer 
in der Perſon des Nuzeigenthümers vorfallenden Veränderung, ſie mag 
durch einen Todfall veranlaßt, oder durch ein Geſchäft unter Lebenden 
begründet werden, von dem neuen Beſizer zu entrichten (novus po- 
sessor laudat dominum); es gehört alſo, nicht unter die auf der Ver⸗ 
laſſenſchaft haftenden Laſten. 

Das Todfallfreigeld hingegen wird vermöge der geſezlichen Be— 
ſtimmungen der Pat. vom 7. Juni 1785 und vom 10. Juli 1786, fo 
wohl vom beweglichen als unbeweglichen Vermögen nur bei einer durch 
den Todfall eines Unterthans ſich ergebenden Veränderung entrichtet, 
und gehört ſeiner Natur nach zu den auf der Verlaſſenſchaft haftenden 
Laſten, indem es gleich dem landesfürſtlichen oder ſtädtiſchen Mortuar bei 
der Abhandlung der Verlaſſenſchaft aus dem Verlaſſenſchafts-Vermögen 
entrichtet werden muß, wie aus den §8. 1, 2 und 3 des Pat. v. 7. Juni 
1785, und aus dem 6. S. des Pat. vom 10. Juli 178 deutlich hervor⸗ 
geht. Nach dieſen geſezlichen Beſtimmungen iſt es nun klar, daß das 
Todfallfreigeld, ſo wie das Mortuar (Sterbtaxe und dgl.) eine auf der 
unterthänigen Verlaſſenſchaft haftende Laſt iſt, und nach dem Inhalte des 
Erbſt. Pat. §. 29, 30 und 43 ſowohl bei Berechnung des Erbſteuer- 
perzents, als des erbſteuerpflichtigen Vermögen allerdings zu berük⸗ 
ſichtigen ſei. S. 2365 6. 

Zugleich wird der Erbſt. Hfkom. zur Vermeidung und Abwendung 
15 55 Nachtheils vom Erbſt. Gefäll die Weiſung erkbeilt, daß in Zukunft 
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bei Shi ungen von fruchtbringenden Realitäten zur Bemeſſung der Erb— 
ſteuer das Todfallfreigeld nicht mehr in Abſchlag zu bringen, ſomit in den 
Schäzungsausweiſen nicht mehr unter den Ausgabspoſten anzuführen ſei; 
indem es nach §. 43 des Erbſt. Pat. bei Berechnung des erbſteuer-mä— 
bigen Vermögens ohnehin als Exziſions-Poſt in Abzug gebracht wird. 


2438. Hkzd. v. 2. Nov. 1836 38. 3702, an die Erbſt. Hfkom. in Steier., 
Böh., O. Oe., Illir., Küſtenl., Mäh. ‚u. an die Gub. in 
Mäh. u. Gal. (Pol. 880). 


Aus Anlaß der in einer andern Provinz Böen Aweifel über 
die Art der Anwendung des 29 $. des Erbſt. Pat. wurde mit Hkzd. v. 
2. Nov. 1836 die in dieſer Beziehung der k. k. n. ö. Erbſt. Hfkom. bei 
Gelegenheit eines beſonderen Falles unterm 14. Jänner 1834 ertheilte 
Belehrung gleifalls in Folgendem zur Darnachachtung, mitgetheilt. Der 
§. 29 des Erbſt. Pat. enthält in ſeinem 2. Abſaze zwei Beſtimmungen, 
wovon die erſte die Erbſteuer nur mit 5 Perzent zu bemeſſen verordnet, 
wenn das Verlaſſenſchaftsvermögen ſchon mit andern Abgaben als Sterb— 
taxen und dergleichen Gebühren dergeſtalt beſchwert iſt, daß dieſelben 
bereits 5 Perzent erreichen. Das Beiſpiel der Sterbtaxe läßt dabei 
erkennen, daß das Geſez unter den Abgaben und dergleichen Gebühren, 
welche die Bemeſſung des Erbſteuerperzentes beſtimmen, nur Perzentual⸗ 
abgaben und Gebühren, wie es das Mortuar und das Abfahrtsgeld 
ſind, verſtehe. Die zweite Beſtimmung dieſes Geſezabſazes verordnet, 
daß die Abgaben, ſo wie die Abhandlungsgebühren und Gerichtskoſten 
vor Ausmeſſung der Erbſteuer berechnet werden müſſen, woraus erhellt, 
das die Abhandlungsgebühren und Gerichtskoſten von dem ſteuerbaren 
Vermögen abzuziehen ſind, nicht aber, daß ſie die Bemeſſung des Erb— 
ſteuerperzentes beſtimmen, weil ſie nicht in der erſten Beſtimmung des Ge— 
ſezes unter den Perzentualabgaben enthalten find, ſondern mit dieſen 
in der zweiten Beſtimmung bei der Art der Berechnung nur beiſpielweiſe 
vorkommen. 


§. 30. 


Wenn das Verlaſſenſchafts-Vermögen ganz oder zum Theile an 
einen, zur Zeit des Todes eines der Militär-Gerichtsbarkeit unterſte—⸗ 
henden Erblaffers ſchon außer dieſer Gerichtsbarkeit, oder an was immer 
für einen außer Landes befindlichen Erben oder Legatar fällt und hiervon 
ein Abfahrtsgeld zu entrichten kommt; ſo wird zwar die Erbſteuer davon 
auch nur mit 5 Perzenten abgenommen, doch kann dieſes Abfahrtsgeld, 
da es nur von dem nach Abzug aller auf dem Vermögen haftenden La— 
ſten, und wirklich aus der Militär- in die Zivil: Gerichtsbarkeit überge— 
henden, oder außer Landes gelangenden Vermögen zu entrichten kommt, 
und nicht auf dem Verlaſſenſchafts-Vermögen, ſondern auf der Eigen— 
ſchaft der Perſon des Erben oder Legatars, und auf deſſen Aufenthalts— 
orte haftet, vor Ausmeſſung der Erbſteuer nicht in Abzug gebracht werden. 

In Fällen minderjähriger, der Militär-Gerichtsbarkeit untergebenen | 
Erben aber iſt die Bezahlung der Erbſteuer nicht bis zu ihrer erlangten 
Großjährigkeit zu verſchieben, ſondern dieſelbe ſogleich mit 10 Pee 4 


| 
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abzunehmen, ihnen aber, wenn der Fall einträte, daß ſie das Militär— 
jurisdikzions-Abfahrtsgeld entrichten müſſen, der an der Erbſteuer zu viel 


bezahlte Betrag, jedoch ohne Intereſſen, auf Anlangen zurükzuzahlen.« 


§. 31. 


„Von Senioratgütern, welche jedesmal der Aelteſte der Familie le— 
benslänglich zu genießen hat, haben die Nachfolger, wenn ſie keine leib— 
lichen Kinder des lezten Beſizers ſind, die Erbſteuer gleichfalls nur mit 
5 Perzenten und in dreijährigen Raten zu entrichten.“ 1 


§. 32. 


»Nachfolger in Fideikommiſſe und Majorate, dann Stammlehen, 
wenn ſie von dem lezten Beſizer nicht in gerader Linie abſtammen, ha— 
ben zwar die Erbſteuer mit 10 Perzenten, aber in ſechsjährigen Raten 
zu berichtigen. ö 8 | 

Die drei- und ſechsjährigen Friſten haben von dem Tage des Ab— 
lebens des lezten Beſizers zu laufen. 


2439. Hfd. v. 9. April 1812 N. 985, an alle Lſt. 


Ueber die vorgekommene Frage: wie ſich bei der Einhebung der ſo— 
wohl von jährlichen Legaten, als auch von Fideikommiſſen theils jährlich, 
theils durch den Lauf von ſechs Jahren fälligen Erbſteuer zu benehmen 
ſei? wird folgende Beſtimmung zur Nachachtung bekannt gemacht: daß 
die in mehrjährige Friſten abgetheilte Erbſteuer von jährlichen Legaten, 
Fideikommiſſen, Majoraten u. dgl., in den erſt nach Erſcheinung des 
Finanz⸗Pat. vom 20. Febr. 1811 fälligen Raten, auf den ſkalamäßigen 
Betrag im Nennwerthe der Einlöſungsſcheine nach dem Datum des urſpring— 


lichen Ausmaßes zurükzuführen ſei; weil der hiernach ausfallende Erb— 


1 


ſteuerbetrag im richtigen Verhältniſſe zu dem Kapitalswerthe in jenem 
Zeitpunkte ſteht, wo er als Objekt der Erbſteuer ausgemittelt wurde, 
und der Erbe durch dieſe Art der Entrichtung weder erleichtert, noch 
gedrüket iſt, da ſie genau mit jener Valuta übereinſtimmet, in der es 
nur von ihm abgehangen hat, die ganze Erbſteuer auf ein Mal zu 
entrichten. a 


i 6:33, | 
»Wenn ein ſolcher Nachfolger in ein Fideikommiß, Majorat oder 


Stammlehen vor Verlauf der ſechs Jahre, und ein Nachfolger in ein 


Seniorat vor Verfließung der drei Jahre ſtirbt, und dieſe Güter nicht 
auf ſeine Abkömmlinge, ſondern wieder auf Seitenverwandte übergehen, 
ſo wird die rükſtändige Gebühr nach Maß des früher erfolgten Todes 
nachgelaſſen. | 

N Dieſe Begünſtigungen erſtreken ſich aber nicht auf Seniorate, Fidei— 
kommiße und Majorate, welche neu errichtet werden, von denen die Erb— 
ſteuer mit 10 Perzenten, wenn der nachfolgende Nuznießer kein Des— 
zendent iſt, ſogleich und auf einmal zu entrichten kommt.« 
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§. 34. 
„Da die Erbſteuer auf dem Grundſaze beruhet, daß beige von 


n 


dem in einer Verlaſſenſchaft wirklich vorgefundenen Vermögen mit 10 


Perzenten bemeſſen und berichtiget werden ſoll; ſo iſt, wenn in einer 
Verlaſſenſchaft zugleich Gold- und Silbermünzen, Einlöſungsſcheine, dann 
öffentliche Staatspapiere, die theils von verſchiedenen öſſentlichen Fonds 
ausgefertiget, und theils auf höhere und mindere Intereſſen ausgeſtellt 
find, vorkommen, nicht nur der zehnte Theil von der vorhandenen klin— 
genden Münze, und von den Einlöſungsſcheinen, ſondern auch von jeder 
Gattung der vorfindigen öffentlichen Obligazionen, in ſo fern eine ſol— 
che Obligazion nach den beſtehenden Grundſäzen theilbar iſt, an Erb— 
ſteuer in Aufrechnung und Abfuhr zu bringen. 

Nach dieſem Maßſtabe ſind ſodann die öctenttlahen Staatspapiere 
ohne Unterſchied an Zahlungsſtatt im vollen Nennwerthe anzunehmen, 
und von dem übrigen Vermögen wird die Erbſteuer bar i \ 


2440. Hkr. Zir, vom 18. Juli 1813 C, 887. 


Wird die Erbſteuer von öffentlichen Fonds⸗ „Döktgagziapen in Gian 
oder überhaupt öffentlichen Staatspapieren entrichtet, ſo muß den zur 


Berichtigung der Erbſteuer gewidmeten öffentlichen Fonds-Obligazionen 
immer die ausdrükliche Zeſſion auf den Erbſteuerfond beigeſezt, und von 


Seite der Abhandlungsbehörden das Amtsſiegel beigedrukt werden. 
2441. Hd. vom 23. Mai 1816 N. 1246, an alle ef. 101 


In allen Fällen, wo ſich in einer Verlaſſenſchaft prtsser hahe - 


vorfinden, in welchen die Zahlung ganz, oder zum Theile in öffentlichen 
Fonds-Obligazionen bedungen wird, iſt auch die Erbſteuer rükſichtlich des 


in ſolchen öffentlichen Fonds-Obligazionen ſtipulirten Schuldbetrages in 


eben derſelben Gattung von Staatspapieren, auf MORE 50 Schuld 
ſchene lauten, u bemeſſen. nat? #acbil 


2442. Hd. vom 20. März 1817 N. 1330, an alle est. | 
; Damit es den Abhandlungs-Behörden und Erbft. Hffom. in Fällen, 
wo in Verlaſſenſchaften ausländiſche Geldmünzen, oder im Auslande an— 
liegende Kapitalien vorkommen, in Hinſicht der Abnahme der Erbſteuer 
an einer geſezlichen Beſtimmung nicht gebreche, wird Nachſtehendes 
feſtgeſezt: 

Da man bei Abfaſſung des 8. 34 des Erbſt. Pat. vom J. 1810 
nur die inländiſchen Münzen und Obligazionen zur Beobachtung eines 


billigen Ebenmaßes in der Entrichtung vor Augen gehabt hat; ſo müſſen 


ausländiſche Münzen, welche hier zu Lande keinen geſezlichen, Umlauf 
haben, vielmehr Präzioſen gleichgeſtellt werden, wovon die Erbſteuer nach 
dem Schäzungswerthe in W. W. entrichtet wird. Dieſer Werth, ergibt 
ſich aus dem Kurſe, in welchem ſie nach inländiſcher Münze berechnet, 
vorzüglich von Handels- und Wechſelhäuſern angenommen, und zur Sal⸗ 
dirung mit dem Auslande verwendet werden. 

Nach eben dieſen Rükſichten ſind auch ausländiſche Staats— Delle 
sionen pro rata zur Abfuhr an der Erbſteuer nicht geeignet, deun jede 
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| auf fremden Fonden haftende Obligazion iſt als ein Gut zu betrachten, 
welches nach den Verfügungen der verſchiedenen Staaten über das Staats— 
ſchuldenweſen verſchiedenen Werth hat, und daher nur nach dem Han— 
delswerthe angeſchlagen, und auf inländiſche Valuta berechnet werden 
kann, onen in dieſer lezteren die Erbſteuer zu entrichten iſt. 

In Anſehung der in Verlaſſenſchaften vorfindigen Privat⸗Schuld— 
verſchreibungen iſt mit Rükſicht auf jenes, was eben in Betreff der Geld— 
münzen bemerket worden, die Erbſteuer von denſelben in jener, im Ver— 
mögens-Ausweiſe angeſezten Valuta zu bemeſſen und zu entrichten, in 
welcher das Kapital angelegt, und die Rükzahlung bedungen worden iſt. 
Auf die Frage, ob das Kapital von dem Auslande hereingebracht wor— 
den iſt, kommt es in erbſteuermäßigen Fällen nicht ſo, wie bei der Ab— 
fahrt an, wo bei dem Abzuge des aus der Fremde hereingebrachten Per— 
mögens unter gewiſſen Umſtänden kein Abfahrtgeld zu beziehen iſt. Nur 
bei jenen Fremden und ihrem Vermögen trit der Fall einer Erbſteuer 
nicht ein, welche ganz fremd und gar den hieſigen Geſezen nicht unter: 
worfen ſind. 


2443. Okzd. vom 9. Mai 1823 N. 1941, an alle Lit. Hkr. Zir. 
vom 1. Juni 1824, H. 575. 


Ueber die vorgekommene Frage: wie die Erbſteuer von öffentlichen 
Fonds-Obligazionen dann zu berichtigen ſei, wenn wegen Untheilbarkeit 
derſelben die Erbſt. Quote nicht mit einer Obligazion ſich ausgleichen 
läßt, hat man zu entſcheiden befunden: daß die Erbſt. Quote von fol: 
chen Obligazionen, die ſich mit einer Obligazion nicht ausgleichen läßt, 
nach dem Kurſe zu berichtigen ſei, welchen die Obligazionen zur Zeit, 
wo die Schuldigkeit der Erbſt.-Entrichtung eintrit, nämlich am nr 
tage des Erblaffers hatten). S. 2452. 


2444. Hkzd. vom 20. Juni 1823 N. 1949, an alle Erbſt. Hffom. 


Aus Anlaß einer Anfrage, wie die Erbſteuer von den Akzien der 
Nazional-Bank zu berechnen ſei? wird bedeutet, daß die Erbſteuer von 
Bank⸗Akzien immer nach jenem Kurſe zu berechnen iſt, den dieſe Pa⸗ 
piere bei dem Eintritte der Verpflichtung zur Erbft.- Entrichtung, näm⸗ 
lich: am Todestage des Erblaſſers, haben. S. 2452. 


2445. Hkzd. vom 10. Okt. 1823 N. 1968, an alle Ya Hſtom. 
und an die gal. u. ſteier. Eit. 


Im Nachhange zu dem Hkzd. vom 20. Juni 1823 N. 1949, wird 
wegen Abnahme der Erbſteuer von Bank-Akzien bedeutet: daß in jenen 
Fällen, wo das Steuer-Objekt von ſolcher Bedeutenheit iſt, daß die da— 
für entfallende Erbſt.-Gebühr in Bank-Akzien ſelbſt abgetragen werden 
kann, die Erbſteuer auf dieſe Weiſe entrichtet werden darf, und daher 
die Abnahme der Erbſteuer von Banf- e nach dem Börſe⸗ Kurſe 


*) Dasſelbe gilt von den illir. Transferten ot. v. S. Nov. 1824 Z. 33515. 
P. des illir. Gub. 526). f 
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auf jene Fälle beſchränkt werde, wo der zu entrichtende Erbſt.-Betrag 


einer Bank-Akzie nicht gleich kommt. 


2446. Vog. d. mäh. Gub. v. 15. Okt. 1824 3. 28855 (P. 3620. 


Die h. Hofkanzlei hat in Folge Dek. vom 20. v. M. 3. 28613, 
über eine hohen Ortes angeſuchte Belehrung, 


Paz 


a) wie die Erbfteuer von den, auf Dufaten lautenden Schuldſchei⸗ 2 


nen zu berichtigen ſei; und 


b) welche Leichenkoſten in dem Erbſt.-Ausweiſe, als erbſteuerfrei 


aufgerechnet werden können; entſchieden: 

ad a) daß k. k. Dukaten, da ſie durch den beſtehenden Münz-Tariff, 
mit dem Betrage von vier Gulden dreißig Kreuzer Konvenzionsmünze ge— 
ſezlich evaluirt ſind, ganz ordnungsmäſſig, und zwar ohne Unterſchied, ob 
ſie in dem Verlaſſenſchaftsvermögen bar vorhanden, oder durch Schuldver— 
ſchreibungen ſtipuliret ſind, mit dieſem Evalvazions- Betrage, zum Behufe 
der Erbſt.-Bemeſſung in der Valute der Konvenzionsmünze in Anſchlag 
gebracht werden können; wornach ſich die Bemeſſung der Erbſteuer mit den 
geſezlichen Perzenten dann von ſelbſt ergiebt. 

Ein anderes Verfahren hat in Beziehung auf ausländiſche Goldmün— 
zen einzutreten, in Rükſicht welcher die Beſtimmungen des unterm 18. April 
1817 Zahl 10012 eröffneten h. Ofd. vom 20. März 1817 zur Richtſchnur 
zu dienen haben; dann 

ad b) daß nicht unbedingt die Ausſcheidung aller, von dem Erben 
für das Leichenbegängniß gemachten Auslagen zu paſſiren ſei; ſondern 
die Größe des abzugsfähigen Betrages allezeit aus der teſtamentariſchen 
Anordnung des Erblaſſers, aus dem §. 549 des a. b. G. B., aus der 
Stolaordnung, und aus dem 8. 43 des Erbſt. Pat. bemeſſen werden 
müſſe. 


2447. Hkd. vom 1. dez 1824 N. 2052, an alle Lit. Hf Zi. ä 


vom 8. Febr. 1825, H. 111. 


Es iſt wahrgenommen orb, daß ſich bei der Abnahme der Erb⸗ 
ſteuer von theilbaren Obligazionen, in Hinſicht auf die Entrichtung der 
Erbſteuer ſelbſt, vorzüglich aber in Betreff der Summe, wodurch die 
fernere Untheilbarkeit ſolcher Obligazionen bedingt wird, in den Provin⸗ 
zen verſchiedenartig benommen werde. 


Um nun dießfalls ein gleichmäßiges Verfahren eintreten zu laſſen, 


wird die Weiſung ertheilt, daß in Zukunft ſtändiſche Aerarial- und Do— 
meſtikal-Obligazionen, die zu Folge der beſtehenden Grundſäze theilbar 
ſind, zum Behufe der hiervon zu entrichtenden Erbſteuer nur bis zu dem 
Betrage von fünf und zwanzig Gulden um- und auseinander geſchrie— 
ben werden dürfen, die unter fünf und zwanzig Gulden von dergleichen 
Obligazionen entfallenden Erbſt.-Beträge aber nach dem Kurſe zu be⸗ 
richtigen ſeien, welchen die Obligazionen dieſer Art zu jener Zeit haben, 
wo die Schuldigkeit der Erbſt.-Entrichtung eintrit. 


Durch dieſe Vdg. hat es demnach von dem unter dem 12. Marz 


1816, (in der J. G. S. v. 3. April 1816 N. 1225) ergangenen Dekrete 
der vereinten Hofkanzlei abzukommen, wodurch beſtimmt wurde, daß die 
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| 
von Obligazionen zu berichtigende Erbſteuer bei Beträgen unter fünf 
und zwanzig Gulden bar in W. W. zu erlegen ſei. 


2448. Hkzd. v. 13. Juli 1826; an alle Erbſt. Hfkom. u. an die 
mäh. u. gal. Lſt. (G. 230). Hkr. Zir. v. 3. Okt. 1826, 
II. 1139. 

Die k. k. Hofkanzlei iſt mit dem k. k. Finanz-Miniſterium über— 
eingekommen, daß den erbſteuerpflichtigen Parteien zu geſtatten ſei, auch 
größere Erbſt.-Beträge von öffentlichen Kredits- Papieren, deren Be— 
richtigung in derſelben Gattung von Kredits-Papieren möglich wäre, 
wenn es die Partei vorzieht, nach dem Kurſe, den dieſe Kredits-Pa— 
piere am Todestage des Erblaſſers hatten, in K. M. zu berichtigen, 
gleich wie dies durch das Hfd. vom 9. Mai 1823 bereits geſtattet iſt, 
wenn ſich die Erbſteuer-Quote von Obligazionen, wegen deren Untheil— 
barkeit, mit einer Obligazion nicht ausgleichen läßt. 


2449. Hfd. v. 12. a 1828 N. 2336, an alle A. G. Hkr. Zir. v. 
26. März, F 418 (Mil. 31). 


Se. Majeſtät haben in Anſehung der Berechnung und Abnahme von 
Perzentual⸗ Gebühren aus Verlaſſenlchaften oder des Abfahrtsgeldes in 
jenen Fällen, wo das Vermögen oder ein Theil desſelben in Staatspa— 
pieren und Bank-Akzien beſteht, folgende geſezliche Beſtimmungen zu er— 
laſſen geruhet: Wenn Erbſteuer, Mortuarium, Abfahrtsgeld oder andere 
Gebühren, welche ſich nach dem Betrage des Vermögens richten, von 
Staatspapieren was immer für einer Gattung oder von Bank-Akzien ent— 
richtet werden ſollen, und den Betrag nicht erreichen, der in Papieren 
gleicher Gattung berichtiget werden kann: ſo ſind die Staatspapiere oder 
Bank⸗Akzien in K. M. nach dem Kurſe in Anſchlag zu bringen, in dem 
fie an dem Tage der Zahlungs- Verbindlichkeit auf der wiener Börſe, bei 
den Rent⸗Urkunden des Monte des lomb. venez. Königreiches aber auf der 
mailänder Börſe geſtäͤnden find. Iſt an dieſem Tage kein Börſezettel 
erſchienen: ſo wird der Kurs der lezt vorhergegangenen Börſetages zur 
Richtſchnur genommen. 

Von dem nach dem Kurſe berechneten Kapitale ſind die Gebühren 
in K. M. oder Banknoten bar zu entrichten. Sind der Staatspapiere 
oder Bank-Akzien ſo viele, daß die Gebühren in einer verhältnißmäßigen 
Anzahl von Staatspapieren gleicher Art, oder in Bank-Akzien entrichtet 
werden können; ſo hat die zur Zahlung verpflichtete Partei die Wahl, 
die Gebühren in Papieren gleicher Gattung, oder nach dem auf oben er— 
wähnte Art berechneten Kurſe in barem Gelde zu entrichten. 

| Gegenwärtige Verordnung gilt auc für die Webübrend der Städte 
we Gutsherren. . 


5 2450 Hkzd. v. 23. Sept. 1830 3. 3414, an alle Erbſt. Hfkom. und 
an das gal. u. mähr. Gub. (G. 384). 

; Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage findet man der Landesſtelle, 

im Einverſtändniſſe mit der k. k. allg. Hofkammer, zu erinnern: daß 

es keinem Anſtande unterliege, daß die in W. W. vorgeſchriebenen Erb— 
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ſteuer-Beträge eben ſo, wie es zu Folge des hierortigen Erlaſſes v. 25. 
Mai 1830 bei den übrigen in W. W. vorgeſchriebenen Steuer-Rükſtänden 


der Fall iſt, auch in K. M. nach dem Kursverhältniſſe von 100 zu 250 


berichtiget werden können, daß jedoch übrigens die Vorſchreibung und 


Bemeſſung der Erbſteuer in den durch das Geſez vorgeſchriebenen Fällen 


ſtets in W. W. zu geſchehen habe. 


2451. Hkr. Zir. v. 31. Dez. 1832 F. 1985 (Mil. 134). 


Ueber gepflogenes Einvernehmen mit der k. k. Hofkanzlei hat dieſelbe 


unterm 7. d. M. anher eröffnet, daß nach der mittelſt hkr. Zir. vom 26. 
März 1825 F. 418 (2449), den Militärbehörden bekannt gegebenen 
a. h. Entſchl. v. 25. Dez. 1827, betreffend die Berechnung und Abnahme 
von Perzentualgebühren aus Verlaſſenſchaften, welche ganz oder zum Theil 
in öffentlichen Fondsobligazionen beſtehen, und wo dieſe Gebühren im 
baaren Gelde entrichtet werden wollen, nicht der Todestag des Erblaſſers 
ſondern der Tag der Zahlungsverbindlichkeit zur Ausmittlung des Kurs— 
werthes zu beſtimmen, und daher auch in Erbſteuerfällen unter dem Worte 
Zahlungsverbindlichkeit nicht der Tag, wo die Steuerverbindlichkeit ein— 
trit, alſo der Todes- oder Anfallstag, ſondern jener Tag zu verſtehen iſt, 


an welchem nach der vollzogenen Anwendung des Geſezes die Gebühr zu 


entrichten kömmt. 


2452. Hkzd. v. 29. Jäner 1833 N. 2590, an die n. ö. Reg. 
In der durch Reg. Zir. v. 22. März 1828 bekannt gegebenen a. h. 


Entſchl. v. 15. Dez. 1827 (Hfd. v. 12. April 1828 N. 2336 ſ. 2449) 
iſt der Tag der Zahlungs- Verbindlichkeit als derjenige ausgedrükt, von 
welchem der Kurswerth der Staatspapiere oder Bank-Akzien in K. M. 
in Anſchlag zu bringen iſt, wenn die von Papieren jener Gattung zu ent- 
richtenden Perzentual-Gebühren aus Verlaſſenſchaften den Betrag nicht 
erreichen, der in Papieren gleicher Gattung berichtigt werden kann, oder 
wenn Parteien nach der ihnen freigeſtellten Wahl es vorziehen, die vorge- 
ſchriebene Gebühr, ſtatt in Papieren der entſprechenden Gattung, nach dem 


auf oberwähnte Art berechneten Kurſe in barem Gelde zu entrichten. 


Da ſich über die Anwendung jener Verordnung in Erbſteuer-Fällen 
neuerlich Zweifel erhoben haben, ſo hat die Hofkanzlei erklärt, daß bei der 
Erbſteuer-Einrichtung nicht der Todestag des Erblaſſers, ſondern der Tag 
der Zahlungs» Verbindlichkeit, das iſt derjenige Tag zur Ausmittlung des“ 
Kurswerthes iu den bezeichneten Fällen anzunehmen ſei, an welchem die 
Vorſchreibung der Steuergebühr und die Ausfertigung des Zahlungs- 
Auftrages ſtatt fand. * Meg | 


Dieſe Erläuterung iſt mit der Bemerkung kund zu machen, daß dur 


die Eingangs gedachte Zir. Vdg. v. 22. März 1828, die über dieſen Ge—⸗ | 
genſtand früher beſtandenen Vorſchriften außer Wirkſamkeit getreten find. 


2453. Hkr. Reif. v. 26. Sept. 1839 I. 3222; Vdg. des böhm. 


Gen. Kom. v. 11. Okt. T. 2165, 


Vom k. k. Generalhoftaxamte iſt die Annahme der mit einer ge⸗ 
legten Taxkaſſa Rechnung, baar eingeſendeten Gebühren aus der Ur- 


en — 
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ſache verweigert worden, weil unter der Baarſchaft einige zwar noch 
kurſirende, jedoch nicht ganz vollwichtige Dukaten begriffen waren. 

Bei dem Umſtande, daß die Behörde, welche die Verlaſſenſchaft 
abhandelt, ſich wegen Einhebung der Gebühren allerdings an jene Va— 
luta zu halten hat, welche die Verlaſſenſchaftsmaſſa bildet, übrigens 
die gleiche Rükſicht hier ſtatt findet, welche laut des hkr. Zir. v. 26. 
März 1828s F. 418 bei Einhebung der Gebühren von den unter der 
Verlaſſenſchaft begriffenen Staatspapieren vorgezeichnet iſt, hat die k. 
k. allgem. Hofkammer die Zuläſſigkeit, daß die Verlaſſenſchaftstaxen in 
ſolchen gehörig erhobenen Fällen auf dieſe Art auch in nicht ganz voll— 
wichtigen, jedoch ſonſt noch kurſirenden Münzen eingehoben, und abge— 
führt werden können, anerkannt, jedoch zur Beſeitigung künftiger Anz 
ſtände, um die Anweiſung ſämmtlicher Militärbehörden, denen die Ein— 
1 und Verrechnung ärariſcher Taxgelder obliegt, erſucht: damit 
ſelbe in ſolch eintretenden Fällen bei der jedesmaligen Abfuhr der Ju— 
ſtiztargebühren in der mitfolgenden Taxkaſſarechnung zugleich auch die 


Geldſorten nach ihrer Beſchaffenheit genau erſichtlich machen. 


In Folge deſſen wird verordnet: bei jedesmaliger Abfuhr der Ju— 
ſtiztargebühren, in der mitfolgenden Taxrechnung zugleich auch die Geld— 
ſorten nach ihrer Beſchaffenheit genau erſichtlich zu machen. a 


§. 35. 


»Zur geſchwindern und ſichern Einbringung der Erbſteuer iſt eine 
eigene Hofkommiſſion aufgeſtellt, von welcher alles, was das 1 
Gefäll betrifft, ausſchließend zu beſorgen iſt.« S. 68. 


5 ö §. 36. 


vum die Erbſteuer nach den vorausgeſchikten Vorſchriften einheben 
au können, iſt über das ganze Verlaſſenſchafts-Vermögen ein gerichtliches 
Inventarium zu errichten, oder bei unbedingten Erbserklärungen ein eid— 
liches Vermögensbekenntniß zu verfaſſen; bei dem beweglichen Vermö— 
gen, dann den Luſtgebäuden, Gärten, Jagden u. dgl. Voluptuarien die 
Schäzung nach jenem Betrage, wie fie leicht verkauft werden können, vor— 


zunehmen; bei den fruchtbringenden unbeweglichen Gütern aber in jedem 


Falle nach demjenigen, was der § 1 vorſchreibt, ſich genau zu achten. 


§. 37. 


„Von den der Erbſteuer unterliegenden Erbſchaften hat der Hauptz 
erbe, oder der ihn vertretende Vormund oder Sachwalter einen Ausweis 


des ausfallenden Erbſteuer-Betrages nach dem beigefügten Formulare 


5 zu entwerfen, davon zwei Exemplare machen zu laſſen, ſie eigenhändig 
it Beiſezung feines. Wohnortes zu unterſchreiben, und mit ſeinem Siegel 
zu Freftig en. Iſt er des Schreibens nicht kundig, ſo hat er wenigſtens 


eein Kreuz oder ein anderes Zeichen zu machen, fein Siegel ebenfalls bei- 


zudrüken, und noch zwei Zeugen, deren einer den Namen des Erben un⸗ 
een muß zur a, su erbitten. « | 
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Formular 


einer Erbſteuer-Ausweiſung nebſt dazu gehörigen Anmerkungen. 


A. 


Ausweiſung 


zur Beſtimmung des Erbſteuer-Betrages über die Verlaſſenſchaft des oder 
der N. (allhier wird der Name und Stand der Verſtorbenen geſezt), ſo 
den N. (der Tag, das Jahr und der Ort des erfolgten Hinſcheidens), ver— 
ſtorben, und zu Erben vermög Teſtamentes (oder ab intestato als nächſte 
Anverwandte) hinterlaſſen hat, den oder die N. N., (hier ſeze man die 
Namen der Erben, deren Stand und Verhältniß mit dem Erblaſſer, wie 
auch, wo dieſelben ihren Aufenthalt und Wohnung haben). 


Aktiv- Stand. 
Erſte Rubrik: 


an Immobilien nach der Erträgniß zu fünf vom 
Hundert im Kapital angeſchlagen. 


1) Die Herrſchaft oder das Gut N., oder der Freihof N., 
im Viertel oder im Kreiſe N. liegend, nach dem beilie— 
genden reinen Erträgniß-Ausweiſe, oder nach vorgenom⸗ 
mener Schäzung A. zu fünf vom Hundert in ne 


angeſchlagen auf . A 
2) Ein Freihaus, N. 1 Legend in der Safe 5 
Nr. —, nach ꝛc., wie oben . ne 


3) Ein Haus, bei dem, z. B. goldenen Adler geln 
liegend zu N., Nr. —, ſo dienſtbar iſt in das Grund— 
buch N., nach ꝛc., wie oben C. 

4) Fünf Joch Ueberländ-Aeker zu N. egen; fene 
unter die Grundobrigkeit N., nach ꝛc., wie oben D. 

5) Zwei Joch Kraut- oder Obſt-Garten zu Ni. liegend, dienſt— 
bar unter die Grundobrigkeit N., nach ꝛc., wie oben E. 


Zweite Nubrik: 


an Luſtgebäuden, Gärten, Jagden und derglei— 
chen Voluptarien. 


1) Ein Luſthaus zu N. liegend, und dienſtbar in das 
Grundbuch N., nach der beiliegenden nee F., wie 
es leicht verkauft werden könnte . * 
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2) Ein Luſt- und Ziergarten a N., era in das Grund— 
buch N. nach ꝛc., G. IH} 
3) Eine Jagd zu N. „nach 75 wie oben in. 


Dritte Rubrik: 
an anderen fruchtbringenden Gerechtigkeiten. 


1) Ein großer oder kleiner Zehent zu N., fo vermöge bei— 
liegenden Erträgniß-Ausweiſes zu 5 vom Hundert in 
Kapital, (oder) beiliegender landſchaftlicher Faſſion I., 
angeſchlagen wird auf 

2) Der Taz und das Umgeld. bei der Herrſchaft N., im 
Viertel N., nach dem beiliegenden Erträgniß-Ausweiſe 
K., zu 5 vom Hundert in Kapital angeſchlagen 

3) Die erkaufte Drittelſteuer bei der Herrſchaft N., im 
Viertel N., vermöge Kaufkontrakt L. angeſchlagen auf 


Vierte Rubrik: 


Vorrath an Wein, Getreide und anderen Vik⸗ 
tu alien. 


1) Befinden fid, auf der Herrſchaft N. an Weinen N. N. 
Eimer, wovon als Bedarf für den in die nachgelaſſene 
Landwirthſchaft eingetretenen Erben auf ein ganzes Jahr, 
nach dem beiliegenden Ausweiſe M., abgezogen werden 
N. N. Eimer, wornach verbleiben N. N. Eimer zu — 
fl., ſo betragen 4 7 

2) An Korn, Weizen, Gerſte, Hafek Hülſenfrüchten, Erd⸗ 
apfel ꝛc. hat, wie erſt von den Weinen e wor⸗ 
den, insbeſondere die Ausſezung zu geſchehen N. ! 


Fünfte Nubrik: 


an Gold, Silber, echtem Geſchmeide und andern 
Koſtbarkeiten. 


1) An Silber befinden ſich N. N. Mark oder Loth, die 
Mark oder Loth zu — fl. laut Zeugenſchaft der ge— 
ſchworenen Schäzleute O., beträgt zuſammen . 

2) Eine goldene Uhr, Doſe und Etuit, vermög Schäzung p. 

3) Ein Brillant-Ring, laut Schäzung 2.5 . 

4) An Bildern, Kupferſtichen und Büchern, welche einzeln 
und bei Büchern in mehreren Bänden den Werth von 
100 fl. überſteigen, nach den beiliegenden Katalogen, 
und den Zeugniſſen der geſchwornen Schäzleute . 

Handb. d. Giebigkeiten. 79 
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Sechſſte Rubrik: 
an barem Gelde und Aktiv-Schuldpoſten. 


1) Zur Zeit des Ablebens des Erblaſſers waren an ba— 
rem Gelde vorhanden. 

2) Die nach Abſterben des Erblaſſers ausſtändig geweſene 
Dienſtbeſoldung oder Penſion, ſo er bei N. zu empfan— 
gen gehabt, oder der von N. N. lebenslänglich zu ge— 
nießen gehabte e e en bis zum 2 
nes Abſterbens 

3) Eine Banko-Obligazion Nr. —5 ddo. N. 7 auf N. N. 7 zu 
N. Perzent lautend 

davon das ausſtändige Intereſſe vi von N. bis auf den Sterb⸗ 
tag, beträgt. 

| Und alſo find weiterhin die Dtigegionen und Schuld⸗ 

ſcheine zu benennen. 


Een des Aktiv⸗Standes 
Anmerk. ) 


affiv- Stand. 


Erfte Rubrik: 5 
an Beerdigungs- und Krankheitskoſten. 


Die Begräbniß- und Krankheitskoſten ee laut beleg⸗ 
Vezzeichniſſe Nr.. 23 


Zweite Rubrik: 


an Paſſiv-Poſten. f 
1) Iſt der Erblaſſer ſchuldig dem N. laut Schuldſchein, 
Wechſelbrief oder Auszügel Nr. 2. ö 
Die davon von N. bis auf den e eusfündigen a 
Intereſſen en SR en 
2) Ingleichen dem N. laut ꝛc., Nr. 3 e 


Dritte Rubrik: 

an Verlaſſenſchaftslaſten, ſo aus Kontrakten 
entſpringen. 
9 Das der Witwe als ihr Eigenthum zurükgebührende, 


* Wenn verſchiedenes Vermögen an Allodien, Fideikommiſſen, Lehen- 
oder Senioratsgütern vorhanden iſt, kömmt hier beſonders anzumerken, 
wie viel die einen oder die anderen betragen. 
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laut Heirath-Kontrakts Nr. 4, und ung Nr. 5, 
wirklich zugezählte Heirathsgut .. 0 


2) Die in dem Heirathsbriefe bedungene Wiederligg pr. 
3) Das zur Bedekung der in dem Heiraths-Kontrakte be⸗ 


dungenen, der Witwe durch Teſtament verſchafften wi 


tiblichen Unterhaltung pr. — fl. erforderliche Kapital. 
4) Das der Witwe zum R ee ver⸗ 
ſchaffte Kapital pr. AR ur 


5) Das zur Bedekung der jährlichen 7558 pr. — * er⸗ 
r da Di ee... 1 


7 Vierte Rubrik: 

an Legaten, ſo von der Erbſteuer befreit ſind. 

1) Das im Teſtamente §. 13 auf e l ꝛc. vers 
r ; 


2) Der geſezliche Beitrag zum Normalſchulfonde, zum N 
kenhauſe und zu den Wohlthätigkeits⸗ Anſtalten . 


3) Das dem N. vermachte Legat pr. 100 fl., ſo nach Ab— 
zug der Sterbtaxe oder des Abfahrtgeldes nicht hp, 
beträgt, wird hier ganz angeſezt mit. “ 

4) Ingleichen Bei: eee ee en ee ee 30 * 

5) Der den eheleiblichen Kindern von dem in dem Aktiv— 


ſtande einkommenden fteuerbaren, nach Abzug der Paſſi 


ven rein erübrigenden Verlaſſenſchafts-Vermögen mit dem 
N. N. Theile gebührende . A 


Fünfte Rubrik: 
an uneinbringlichen Aktiv-Forderungen. 
1) Iſt die Schuldforderung wider den N., laut Urkunde 


N. N., gänzlich verloren, mithin in Abzug zu bringen mit 


2) Ingleichen E ARE A 


Schite Rubrik: 
an zweifelhaften Aftiv-Forderungen. 


1) Die Schuldforderung an den N. ift dermal zweifelhaft, 
wie viel an Kapital und Intereſſen einſtens zu erhal⸗ 
ten ſei, indem über das Vermögen des Schuldners ein 
Konkurs verhängt iſt; es wird alſo dermal dieſe Schuld— 
eie eich mit t ne nen 


2) Jugleichen ıc.. oh FT a AR Un 
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Sie bente Rubrik: 
an Gerichts- und andern Koſten. 


1) Die Sterbtaxe, welche über Abzug der von der Erb— 
ſteuer frei gelaſſenen Poſten und Legate von dem übri— 
gen ſteuerbaren Vermögen I bezahlen kommt, beträgt 

2) Die Sperrsgebühr .. 

3) Die übrigen 1 und Gerihrsfoften | ER Ver⸗ 
zeichniß ; 


Summe des eee 
Wenn nun vom obigen nsſtandetk . ae 
abgezogen wird der Paſſivſtand mit 


UU rr 
fo beträgt das der Erbſteuer unterliegende reine Vermögen 


Erbfteuer - Betrag, welcher ſogleich ab zufüh⸗ 


ren iſt: 
1) Von dem den Erben und Legataren lieben Allo⸗ 
dial-Vermögen pr. — fl. kommen an Erbſteuer zu 10 


Perzent zu bezahlen 

2) Iſt in Anſehung des den Erben verbleibenden Hauſes, 
nach Abzug der Sterbtaxe pr. — fl., wegen der zu be⸗ 
zahlen kommenden anderen Gebühren, die Eee nur 
zu 5 Perzent zu entrichten mit.. | 

3) Iſt von dem Legate nach Abzug der Sterbtare pr. 1 
— kr., ſo dem im Auslande zu N. N. befindlichen N. 
hinterlaſſen worden, wegen des zu bezahlen kommenden 
Abfahrtgeldes, die Erbſteuer nur zu 5 Bart zu ent⸗ 
richten mit 

4) Iſt von der Witwe Rt dec Toftamente "a8 rose 
ei Legat 2 
als Geſchenk unter Lebenden, wovon 
der Erblaſſer ſich den lebenslänglichen 
Fruchtgenuß vorbehalten hat, oder als 
Geſchenk von Todeswegen .. — fl. — kr. 


Zuſammen — fl. — kr. 
die Erbſteuer zu 10 Perzent zu entrichten. 


Erbſteuer-Betrag, welcher in ſechs- oder dre i- | . 
jährigen Raten zu bezahlen iſt: 

1) Von dem Fideikommiß-Gute N., ſo dem Erben zufällt, 

nach Abzug der Sterbtaxe pr. — fl. — kr. zu 10 Per— 

zent, beträgt auf 6 Jahre die jährliche Rate. 
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2) Von dem Seniorat-Gute N. nach Abzug der Sterbtaxe 
pr. — fl. — kr., beträgt auf 3 Jahre die jährliche Rate || 


Erbſteuer-Betrag, welcher indeſſen zu verſi— 
| bern ift: 


1) Von dem bei N. anliegenden, und wegen vorhandenem 
Konkurs oben als zweifelhaft angeſezten Aktiv-Kapitale 
pr. N., iſt deſſen Steuerbetrag zu verſichern mit 

2) Ingleichen wegen des von dem N. bei dieſer Verlaſſen— 

ſchaft angeſprochenen Kapitals pr. N., ſo oben unter den 
Paſſiv-Schulden angeſezt worden iſt, aber noch im Pro— 
zeß ſtehet, iſt deſſen Steuerbetrag zu verſichern mit 

3) Wegen der jährlich der Witwe abzureichenden witiblichen 
Unterhaltung pr. — fl. — kr. iſt auf den Fall, wenn 
dieſe Abgabe aufhört, zu verſichern der Arbe 
trag von dem Kapitale pr. N. mit. 

4) Wegen des von dem Erblaſſer dem N. N. vermöge 
Kontraftes zu reichen gehabten, und vom Erben weis 
tershin abzureichenden jährlichen Betrages pr. — fl. 
— kr. iſt von dem Kapitale pr. N. auf den Fall, daß 
dieſe Abgabe aufhört, die Erbſteuer zu verſichern mit . 

5) Ingleichen von dem oben zur Bedekung der jährlichen 
Legate pr. — fl. — kr. in Abzug gebrachten Kapitale 
iſt die nach Abſterben des einen oder andern Legatars 
gebührende Erbſteuer indeſſen zu verſichern mit.. 


Erbſteuer-Betrag, welcher jährlich zu entrichteniſt. 


Von dem, dem N. vermachten jährlichen Legate pr — 5 
— kr. beträgt die Erbſteuer jährlich .. k 


Wenn nun: 
1) das Vermögen, wovon die Erbſteuer alſogleich I 
führen iſt, beträgt * + + + + + 


2) Jenes, wovon die Steuer in Raten zu zahlen it. 

3) Dann der in Betreff der Erbſteuer angeſezte Pafliv- 
ſtand, und dieſe Beiträge zuſammengezogen werden 
zeigt ſich das oben bei dem e ge Ber 
c 1 R 


Daß der Aktiv- und PBaflinftand dergeſtalt ſich befindet, mithin die 

Erbſteuer-Gebühr, wie vorſtehet, von uns Endesgefertigten, als des N. 

N. erklärten Univerſalerben zu entrichten ſei, bekennen wir hiemit durch 
unſere Fertigung. 


| N. N. am 


(L. S.) N. N. 
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Anmerkungen 
zu dem entworfenen Formulare der Erbſteuer-Ausweiſung. 


Vor allem verſteht ſich von ſelbſt, daß nicht bei jeder Verlaſſen— 


ſchaft in der zu verfaſſenden Erbſteuer-Ausweiſung alle Rubriken des 4 


Aktiv⸗ und Paſſivſtandes anzuſezen nöthig ſind, wenn von einer ſolchen 
Gattung nichts in der Verlaſſenſchaft vorhanden iſt. Es ſind alſo jene 
Rubriken, wovon in der Verlaſſenſchaft nichts vorkömmt, ganz wegzu— 
laſſen. 


Ueber den Aktiv⸗Stand. 
Auf die erſte Rubrik: 


1) Gehören unter dieſe Rubrik nicht nur die Allodial-Güter, ſon⸗ 


dern auch alle Fideikommiß- und Seniorat-Herrſchaften, wie auch Lehen; 
weiters alle Realitäten, fie mögen in Gebäuden oder Grundſtuͤken be— 
ſtehen, und es mag der Erblaſſer das vollſtändige Eigenthum, oder nur 
das nuzbare Eigenthum (dominum utile) gehabt haben. 

Alle dieſe Realitäten ſind in der Ausweiſung beſonders anzuſezen, 
umſtändlich zu beſchreiben, und der Anſchlag derſelben iſt nach dem rei— 
nen Erträgniſſe zu 5 Perzent im Kapital, oder die auf Koſten des Er— 
ben vorzunehmende gerichtliche Schäzung beizulegen. 

2) Weil aber ſolche Realitäten nicht allezeit der Abhandlungsbehörde, 
fondern einer andern und oft verſchiedenen Real- und grundobrigkeit— 


lichen Jurisdikzion unterſtehen; fo ſoll in dieſem Falle die Beſtätigung | 


des Erträgniß-Ausweiſes, oder die beſondere Schäzung von der gehöri— 
gen Real-Inſtanz über jede Realität, und den allda befindlichen Vorrath 
an Wein, Getreide und andern Viktualien oder ſonſtigen der Erbſteuer 
unterliegenden Effekten, von den Erben jederzeit beigebracht werden. 
Dieſes aber verſteht ſich nur von den im Lande befindlichen Rea— 
litäten, da in den andern Erbländern, wo die Erbſteuer bereits beſteht, 
dieſe Giebigkeit von den Realitäten in jenem Lande, wo ſie liegen, ab— 


genommen wird, und die Realitäten, wenn fie in ſolchen Erblanden lie- 


gen, wo die Erbſteuer nicht eingeführt iſt, oder ſich gar in fremden Län— 
dern befinden, von der Erbſteuer befreit ſind. 

Indeſſen müſſen doch alle Realitäten in der Erbſteuer-Ausweiſung 
angemerkt werden, ohne jedoch den Werth derſelben auszuwerfen, wenn 
die Erbſteuer entweder gar nicht, oder in einem andern Erblande zu 
bezahlen wäre. 


Auf die zweite Rubrik: 


Unter die hier in Anſchlag zu bringenden Luſtgebäude, Gärten, | 


Jagden u. dgl. Voluptarien werden nur jene gerechnet, welche nicht als 
eine Zugehörung einer Herrſchaft angeſehen werden, ſondern als ein 
abgeſondertes Gut oder Gerechtigkeit zu betrachten ſind, mitten auch 
beſonders verkauft zu werden pflegen. 
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Auf die dritte Rubrik: 


Hier ſind alle fruchtbringenden Rechte und Gerechtigkeiten zu ſpe⸗ 
zifiziren und in Anſchlag zu bringen, wenn ſie nicht ohnedies eine Zu— 
ehoͤrung einer Herrſchaft oder anderen Realität, und mit derſelben 
Kon in Anſchlag gebracht worden find, 


Auf die vierte Rubrik: 


Da ſich öfters ereignet, daß ſich in einer Verlaſſenſchaft, beſonders 
bei höheren Standesperſonen, mehrere Güter und Herrſchaften befinden; 
ſo muß der Vorrath an Wein, Getreide und andern Viktualien bei 
jedem Orte nach Abzug des Fundi instructi und des zur Beſtellung 
der Landwirthſchaft auf ein ganzes Jahr erforderlichen Bedarfes, deſſen, 
Betrag in einer Spezifikazion zu beſtimmen iſt, vollſtändig in dieſer 
Rubrik angeſezt werden. 


Auf die fünfte Rubrik: 


Das Gold und Silber iſt nach dem Gewichte und der Probe mit 
dem innerlichen Werthe anzuſezen; unter dem Schmuke wird nur der 
echte, nicht aber falſcher Schmuk verftanden. 

f Von den Bildern, Kupferſtichen und Büchern ſind die geſammten 

Verzeichniſſe oder Kataloge mit beigefügter Schäzung beizulegen, um 
erſehen zu können, welche derſelben einzeln, oder bei Büchern von meh— 
reren Bänden, den Werth von 100 fl. überſteigen. 


Auf die ſechste Rubrik: 


1) Unter dem baren Gelde ſind auch die Denk- und andere Mün— 
zen nach ihrem innerlichen Werthe anzuſezen. - 

2) Die Kapitalien müſſen ebenfalls ſämmtlich in der Erbfteuer- 
Ausweiſung angemerkt werden, ſie mögen in einem der Erbſteuer un⸗ 
terliegenden oder nicht unterliegenden Erblande, oder in einem fremden 
Lande, mit oder ohne Hipothek anliegen, da fie als ein Mobilar-Ver— 
mögen in die Hauptabhandlung gehören. 

3) Müſſen hier alle und jede Aktiv-Forderungen und Ausſtände, 
ſie mögen richtig ſein, oder als zweifelhaft, oder gar als verloren an— 
gegeben werden, ſammt den bis zum Sterbtage des Erblaſſers verfal— 
lenen Intereſſen angeſezt werden. Bei den zweifelhaften, wie auch bei 
den uneinbringlichen, ſind die Umſtände, warum ſie für zweifelhaft oder 
uneinbringlich gehalten werden, genau und ausführlich beizurüken, auch 
die zum Beweiſe der Uneinbringlichkeit, oder der Gefahr dienenden Be— 
helfe beizulegen, damit man bei uneinbringlichen, ob ſie wahrhaft ſo 
beſchaffen ſeien, unterſuchen und erkennen, oder bei den zweifelhaften 
den Betrag der Erbſteuer, welche im Falle der Einbringlichkeit zu be— 
zahlen, und indeſſen zu verſichern iſt, beſtimmen, oder ſich diesfalls 
auf einen billigen Pauſchalbetrag vergleichen könne. 

Endlich iſt bei dem Aktivſtande nach gezogener Summe des ganzen 

Aktives ſogleich anzumerken, ob dieſer Aktivſtand blos in Allodial-Ver— 
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mögen beſtehe, oder zugleich ein Fideikommiß- oder Seniorats-Gut ent— 
halte; in dieſem lezteren Falle wäre klar auszudrüken, wie viel das 
Allodial-, oder Fideikommiß- oder Seniorats-Vermögen betrage, um zu 
erſehen, was der Erbe in Anſehung des Allodial-Vermögens alſogleich 
ganz, oder von den Fideikommiſſen in ſechsjährigen Friſten, oder von 
Senioraten in dreijährigen Friſten zu entrichten habe. 


Uebrigens iſt in jenen Fällen, wo von den Abhandlungsbehörden 


mit der Erbſteuer-Ausweiſung auch alle Abhandlungs-Akten an die Erb— 
ſteuer-Hofkommiſſion überreicht werden müſſen, nicht nöthig, in der 
Erbſteuer-Ausweiſung bei jeder Rubrik die vorkommenden Poſten ins— 
beſondere zu benennen; ſondern, wenn ſie in dem Inventarium oder in 
dem Vermögensbekenntniſſe insbeſondere mit der Summe ihres Betra— 
ges oder Schäzung bereits angeſezt ſind, kann man in der Erbſteuer— 
Ausweiſung Kürze halber den ganzen Betrag auf einmal anſezen, z. B. 
an barem Gelde, an Weinen, an richtigen Aktiv-Forderungen, vermöge 
Inventariums, oder Vermögensbekenntniſſes — fl. — kr. f 

| In jenen Fällen aber, wo die Erbſteuer-Ausweiſungen von einer 
ordentlichen Gerichtsbehörde ohne Beilagen an die Hofkommiſſion ge— 
langen, ſind bei jeder Rubrik die vorkommenden Poſten insbeſondere 
zu benennen. 


Ueber den Paſſiv⸗Stand. 
Auf die erſte Rubrik: 


Die Begräbnißkoſten ſind in einer belegten Konſignazion mit 
Quittungen oder auf andere Weiſe insbeſondere auszuweiſen, keines— 
wegs aber nur überhaupt anzuſezen; unter denſelben aber die Trauer— 
koſten, als eine nicht die Verlaſſenſchaft, ſondern den Erben betreffende 
Auslage nicht zu paſſiren. N, 


Auf die zweite Rubrik: 


Die Schulden des Erblaſſers ſind ebenfalls Poſt für Poſt insbe— 
ſondere anzuführen, ausgenommen, ſie wären in dem, oben in der An— 
merkung über die ſechste Rubrik des Aktivſtandes angeführten Falle, 
ſchon in dem Inventar, oder in dem Vermögensbekenntniſſe beſonders 
ausgeſezt worden, in welchem Falle nur der vereinigte Betrag auszu— 
werfen wäre. Indeſſen müſſen alle Schuldpoſten mit glaubwürdigen 
Inſtrumenten, Zeugenſchaften, oder andern Beweismitteln dargethan 
werden. 

Auch das Intereſſe, ſo bis auf den Sterbtag des Erblaſſers ver— 
fallen iſt, kann bei den Paſſivpoſten in Abzug gebracht werden; die 
ſtreitigen Schulden ſind ebenfalls beſonders anzuzeigen, um den Betrag 
der Erbſteuer auf jenen Fall zu verſichern, wenn die Erben hiervon 
ganz oder zum Theil losgeſprochen werden ſollten. 


Auf die dritte Rubrik: 


Hieher gehören die witiblichen Unterhaltungen und überhaupt alle 
jene Laſten, welche jährlich zu entrichten der Erblaſſer durch Kontrakte 


FE 
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übernommen, und daher ſich und feine Erben dazu verbindlich gemacht, 
oder den Erben durch Teſtament aufgetragen hat. Eine ſolche jährliche 
Abgabe wird zu 5 Perzent in Kapital angeſchlagen, und der Betrag 
des dießfälligen Kapitals in dieſer Rubrik angeſezt; jedoch iſt von die— 
ſem Kapitale, wenn es nach erloſchener jährlicher Abgabe nicht einem 
Anverwandten in auf- oder abſteigender Linie zufällt, der Betrag der 
Erbſteuer nachzutragen, indeſſen aber ſicher zu ſtellen. 


Auf die vierte Rubrik: 


Hier ſind die frommen Vermächtniſſe, in ſo weit ſie vermöge des 
Pat, von der Erbſteuer befreit ſind, wie auch die weltlichen Ver— 
mächtniffe, wenn der dem Legatar wirklich verbleibende Betrag nicht 
100 fl. ausmacht, mit dem ganzen Betrage des vermachten Legates in 
Abzug zu bringen. N 

Bei allen übrigen Legaten aber, welche der Erbſteuer unterliegen, 
wäre es unnöthig, dieſelben in der Erbſteuer-Ausweiſung bei der Rubrik: 
Erbſteuer-Betrag, welcher ſogleich ganz abzuführen iſt, beſonders anzu— 
ſezen; denn der Erbe hat für den ganzen gebührenden Erbſteuer-Betrag 
ohnedieß zu haften; er hat alſo die Erbſteuer-Gebühr von den Legaten 
unter Einem zu entrichten, jedoch ſteht ihm bevor, jedem Legatar die 
ihn betreffende Summe abzuziehen und zurük zu behalten; es wäre 
denn, daß der Erblaſſer dem Erben die Auszahlung eines Legates ohne 
allen Abzug aufgetragen hätte, in welchem Falle jedoch der Erbe die 
für den Legatar zu bezahlende Sterbtaxe und Erbſteuer, als eine ihm 
aufgetragene Laſt, von dem zu verſteuernden Betrage nicht insbeſondere 
abzuziehen berechtiget iſt, da dieſe Abzüge dem Erbſteuer-Fonde nicht 
zwei Mal zur Laſt fallen können. 

Da den Kindern der Pflichttheil von dem ganzen, nach Abzug der 
Paſſiven übrig bleibenden ſteuerfreien, und der Erbſteuer unterliegenden 
Vermögen gebühret, und immer nach einem beſtimmten Betrage, als 
zum Beiſpiel mit dem Drittel, bemeſſen wird; ſo kömmt hier nur jener 
Theil des Pflichttheiles anzuſezen, welcher das der Erbſteuer unterlie— 
gende Vermögen betrifft; daher iſt hier immer ausdrüklich anzumerken, 
ob der Pflichttheil mit einem Drittel, oder mit welchem ſonſtigen Be— 
trage ausgemeſſen worden ſei. 5 


Auf die fünfte Rubrik: 


Die uneinbringlichen Aktiv-Forderungen ſind ebenfalls darum be— 
ſonders anzuſezen, damit man aus den beigebrachten Beweiſen ermeſſen 
könne, ob ſie wahrhaft ganz, oder zum Theile uneinbringlich, oder nur 
zweifelhaft ſind; denn wenn dargethan wird, daß ſie gänzlich verloren 
ſind, können fie ohne Sicherſtellung ganz in Abzug gebracht werden. 


Auf die ſechste Rubrik: 


8 Die zweifelhaften Aktiv-Forderungen müſſen von den uneinbring— 
lichen abgeſondert, Poſt für Poſt angegeben werden; denn wenn ſie 
ganz oder zum Theile eingehen, muß die Erbſteuer abgeführt, indeſſen 
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aber der Betrag ſicher geſtellt werden. Gleichwie aber bei dem Aktiv— 5 
ſtande die zweifelhaften Aktiv- Forderungen ſammt den ausſtändigen 
Intereſſen angeſezt werden, ſo ſind ſelbe auch im Gegenſaze ſammt den 
Intereſſen bei dem Paſſivſtande wieder in Abzug zu bringen. 


Auf die ſiebente Rubrik: 


Die beſtrittenen Gerichtskoſten müſſen mit Quittungen oder durch 
andere rechtliche Wege dargethan werden, wenn fie nicht ohnedieß guf 
andere Art bekannt ſind. 

Weil aber auch nach der vorgenommenen Ausweiſung und Rich— 
tigſtellung der Erbſteuer noch einige Gerichtskoſten von den Erben zu 
beſtreiten ſind; ſo können ſie vorläufig mit der Erbfteuer - Ausweiſung 
ebenfalls angeſezt und in Abzug gebracht werden. 

Die bezahlte Sterbtare kann nur von jenem Vermögen oder Be⸗ 
trage abgezogen werden, von welchem die Erbſteuer genommen wird, 
keinesdveges aber von dem der Erbſteuer gar nicht unterliegenden Ver⸗ 
mögenstheile, welcher in der Erbſteuer-Ausweiſung im Aktivſtande gar 
nicht anzuſezen iſt, noch von den von der Erbſteuer befreiten Beträgen.“ 

Das Abfahrtsgeld iſt keine auf dem Verlaſſenſchaftsvermögen haf⸗ 
tende Laſt, ſondern wird nur von jenem Betrage, welchen ein Erbe 
oder ein Legatar nach der Eigenſchaft feiner Perſon, oder nach feinem 
Aufenthaltsorte erſt durch die Einantwortung eigenthümlich erhält, und 
wirklich von der Militär- in die Zivilgerichtsbarkeit, oder außer Land 
zieht, abgenommen; es iſt daher bei jeder Erbſchaft oder bei jedem 
Legate anzumerken, ob, und aus welchem Grunde hiervon ein Abfahrts- 
geld zu entrichten iſt, um hiernach von dem nach Abzug der Sterbtaxe 
verbleibenden Betrage die Erbſteuer nur mit fünf Perzent ausmeſſen 
zu können, ſolches aber vor Berechnung der Erbſteuer nicht in Abzug | 
zu bringen. | 

Nach dem Paſſivſtande muß das der Erbſteuer unterliegende Ver⸗ N 
mögen nach ihrer Eigenſchaft in verſchiedene Gattungen abgetheilt und 
nach dem Unterſchiede, von welchem Vermögen die Erbſteuer gleich auf 
einmal ganz zu entrichten, oder alle Jahre abzuführen, oder in ſechs— 
und dreijährigen Raten einzutheilen, oder aber indeſſen nur zu ver 
ſichern iſt, die Gebühr beſonders ausgeworfen werden. 


§. 38. 


„Dieſe zwei Exemplare ſind mit dem Inventarium oder eidlichen | 
Vermögensbekenntniſſe, und dem etwa vorhandenen Teſtamente oder 
Heirathsbriefe, wie auch mit allen, den Aktiv- und Paſſivſtand begrün- 
denden Schriften und Urkunden der Abhandlungsbehörde zu übergeben, | 
welche ein Exemplar zurükzuhalten, ob der Ausweis vorſchriftmäßig ein- 
gerichtet ſei, genau zu unterſuchen, auch nöthigen Falls die Erben hier— 
über zu vernehmen, und ſie nach Umſtänden zur Abänderung desſelben 
anzuweiſen hat. 

Wird der Ausweis richtig befunden, ſo hat die Auandlungs bet ane 
das Duplikat der Erbſteuer— Hofkommiſſion zu übergeben. 
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Sollten fi aber Anſtäude ergeben, fo hat fie zugleich ihre Erin— 
nerungen und alle Inſtrumente, die zu dem Anſtande Anlaß gegeben 
haben, oder woraus er wieder gehoben werden könnte, beizufügen.“ 


§. 39. i 


»Außer dem Falle, daß ſich ein Anſtand äußerte, find die landes— 
fürſtlichen Gerichtsbarkeiten, welche ordentlich beſezte Gerichtsſtellen 
ausmachen, nicht verbunden, die Abhandlungs-Veranlaſſung, das Teſta— 
ment, den Heiraths-Kontrakt, die Erbserklärung, das Inventarium, oder 
das eidliche Vermögensbekenntniß, die Quittungen über die bezahlten 
Paſſivſchulden, oder andere dergleichen Abzugspoſten, ihren Anzeigen 
an die Erbſtener-Hofkommiſſion beizulegen. Sie werden aber allezeit 
bedacht fein, daß die Parteien ein den Erbſteuer-Ausweiſungen nichts 
ausſezen, was mit dieſen Dokumenten nicht genau übereinſtimmt. Sollte 
jedoch die Erbſteuer-Hofkommiſſion eines oder das andere dieſer Doku— 
mente einzuſehen nöthig finden, ſo hat auch eine ſolche Abhandlungs— 
behörde dieſelben auf ihr Verlangen ohne Weigerung nachzutragen. 

Andere Abhandlungsbehörden hingegen, die keine ordentlich beſez— 
ten Gerichtsſtellen, oder deren Mitglieder keine von dem Landesfürften 
gewählten, oder in deſſen Pflicht ſtehenden Beiſizer oder Räthe ſind, 
müſſen alle oben angeführten oder ſonſt zur Aufklärung dienenden Do— 
kumente, ohne Ausnahme, an die Erbſteuer-Hofkommiſſion überreichen.“ 


§. 40. 


»In Anſehung der Militär-Verlaſſenſchaften, die bei den Regimen— 
tern, Garden und Auditoriatsgerichten abgehandelt werden, hat es bei 
der bisherigen Verfaſſung zu verbleiben, daß nämlich der Erbſteuer— 
Betrag nach Maß der gegenwärtigen Vorſchriften beftimmt, die Urkunde 
darüber unter der gewöhnlichen geſezmäßigen Fertigung den Erben aus— 
gehändiget, ſolche alsdann von den lezteren mittelſt eines Anbringens 
der Erbſteuer-Hofkommiſſion überreicht, von dieſer aber hierauf das er— 
forderliche Erlagsdekret ſogleich ausgefertigt werden ſoll D. 


§. 41. 


»Bei Erbſchaften, wo zwar der Erbe ſelbſt eine perſönliche Erb— 
ſteuerbefreiung genießt, zugleich aber Legate oder Geſchenke abzuführen 
ſind, welche dieſer Gebühr unterliegen, iſt nicht nöthig, nach dem For— 
mular A. die ganze Verlaſſenſchaft auszuweiſen; ſondern es iſt genug, 
wenn der Erbe ein Verzeichniß der ſteuerbaren Legate oder Geſchenke 
mit ſeinem beigeſezten Namen und Siegel, mit Benennung des Erblaſſers 
und der Legatare oder Beſchenkten, in zwei Exemplaren der Abhand— 
lungsbehörde übergibt, welche ſodann das Duplikat, wie S. 38 geſagt 
worden, an die Erbſteuer-Hofkommiſſion einzubegleiten, in dieſem Falle 
aber allemal, wenn ſie auch eine ordentlich beſezte landesfürſtliche Stelle 


J ueber das diesfällige Verfahren der Mil. Behörden ſ. Bergmayer das 
bürg Recht; 2. Th. S. 558. f 0 f N 
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iſt, zugleich das Teſtament, oder diejenigen Dokumente, aus welchen der 
Erbſteuerbetrag dieſer Legate oder Geſchenke beurtheilet werden kann, 
beizulegen hat. | 


§. 42. 


»Von den Fällen, wo gar keine Erbſteuer Plaz findet, haben die 
ordentlichen Gerichtsbehörden alle Vierteljahre nur ein Verzeichniß, mit 
Beifügung der Urſache, warum fie ſteuerfrei waren, die übrigen Abhand- 
lungsbehörden aber, ſo wie der hieſige Stadtmagiſtrat, in Hinſicht der 
ſeit dem Jahre 1759 eingelöſten Dominien, die bisher gewöhnlichen 
halbjährigen Sterbefälle-Konſignazionen nach dem beigerükten Formular 
B. an die Erbſteuer-Hofkommiſſion einzuſchiken.« | 
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Böhmen. 


2454. Dek. der böh. Erbſt. Hfkom. vom 18. Febr. 1823 3. 143. 
(P. 47). | 


. 


Um den vielfältigen Anſtänden zu be me welche ſich aus den 


3 Sterbfällen-Verzeichniſſen durch die Nichtbeachtung des 34. 
§. des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 ergeben, wird allen Abhandlungs— 


Behörden aufgetragen, künftig in den Fällen, wenn in einer Verlaſſen- 


ſchaft zugleich Gold- und Silbermünzen, Einlöſungsſcheine und Staats— 
papiere von verſchiedenen Perzenten vorkommen, dieſe verſchiedenen Gat— 


tungen des Vermögens in den hierauf Bezug nehmenden Rubriken der 


— 


halbjährigen Sterbfällen-Verzeichniſſe beſonders aufzuführen, die aus- 


ländiſchen Münzen und Staatspapiere aber, in Folge des von der k. k. 
Landesſtelle unterm 16. April 1817 bekannt gemachten Hkzd. vom 20. 
März nämlichen Jahres, nach dem Handelswerth in W. W. anzuſchlagen. 
S. 2442. 

Uebrigens verſteht es ſich von felbft, daß der Schäzungs von 
Realitäten, von Präzioſen, Wein- und Körnervorräthen, Nuz- und 
Schlachtvieh u. dgl. nur nach der bis jezt geſezlich beſtehenden W. W. 
zur Bemeſſung der Erbſteuer angenommen werden könne, und daß daher, 
Falls die Schäzung in K. M. angenommen worden wäre, der Betrag 
derſelben nach dem Werthverhältniſſe von 100 zu 250 zu berechnen ſei ). 


2455. Erlaß der böh. Re Hfkom. vom 19. Okt. 1835 3. 509 


(P. 700). 


Da in den, zu Folge §. 42 des Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 nach 


Ablauf einer jeden Jahreshälfte mit Ende März und Ende Sept. ein— 


zuſenden vorgeſchriebenen Sterbfällen-Verzeichniſſen viele Unrichtigkeiten ö 


dadurch wahrgenommen werden, daß viele Sterbfälle gar nicht, und die 


meiſten derſelben nicht nach ſämmtlichen Rubriken dieſes Verzeichniſſes 


erſchöpfend ausgewieſen ſind, die k. k. Erbſt. Hfkom. daher in der Be— 
urtheilung der Erb- oder der Unerbſteuermäßigkeit ſolcher Verlaſſen— 
ſchaften ſehr gehindert iſt, ſo werden die Kreisämter weiter erſucht, zur 


Vereinfachung des Geſchäftsganges und Hintanhaltung weitläufiger Erin— 

nerungen, ſämmtliche Abhandlungsgerichte nicht nur zur pünktlichen Ein- 
ſendung dieſer Sterbfällen-Verzeichniſſe nachdrüklichſt zu verhalten, ſon- 
dern auch denſelben aufzutragen, in Hinkunft einen jeden Sterbfall ohne 
Unterſchied, die Verlaſſenſchaft möge ſich dem Abhandlungsgerichte als 


ſteuerbar darſtellen, dieſelbe möge bereits zur Gänze abgehandelt oder 


unabgehandelt fein, in das betreffende Sterbfällen-Verzeichniß einzube⸗ 
ziehen und nach ſämmtlichen Rubriken beſtimmt und erſchöpfend aus⸗ 


zuweiſen: 

Es ſind demnach insbeſonders in der ö 

1. Rubrik dieſes Verzeichniſſes, nebſt dem Tauf- und Zunamen 
des Erblaſſers, zugleich die chronologiſche Zahl, unter welcher die Ver— 


laſſenſchaft in dem Sterbfällen-Verzeichniſſe erſcheint, anzuführen; in der 


) Gegenwärtig iſt in K. M. zu ſchäzen; f. 2120. 
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2. Rubrik nebſt dem erblaſſeriſchen Todestage auch noch anzu— 
zeigen, ob der Erblaffer mit oder ohne Teſtament, oder fonft einer auf 
den lezten Willen Bezug nehmenden Urkunde verftorben iſt; in der 
| 3. Rubrik das Nachlaſſenſchafts-Vermögen, fo wie es in dem In— 
ventar oder eidesſtättigen Vermögensbekenntniſſe aufgeführt iſt, insbe— 
ſondere aber, in welcher Valuta dasſelbe berechnet worden, ob dasſelbe 
aus Realitäten, Präzioſen, barem Gelde, Aktivforderungen, Fahrniſſen, 
oder worin dasſelbe ſonſt beſtehe; falls jedoch eine Realität verblieben, 
welchen Werth dieſelbe nach der gerichtlichen Schäzung oder teſtamen— 
tariſchen Beſtimmung habe, und im lezteren Falle, wem dieſelbe zuge— 
dacht worden; endlich, wenn eine Aktivforderung zum Nachlaß gehören 
ſollte, in welcher Valuta dieſelbe zur Zeit des erblaſſeriſchen Todestages 
ausgehaftet hat; in der 

4. Rubrik die auf der Verlaſſenſchaft haftenden Laſten; in der 
35. Rubrik a) das Heirathsgut, welches die Ehegattinn dem Ehe— 
gatten zugebracht hat; 

b) die Wiederlage, welche der verſtorbene Ehemann der überleben- 
den Gattinn zugedacht hat; 

c) die Gütergemeinſchaft, mit der Bemerkung, ob ſolche im Hei— 
raths-Kontrakte ausdrüklich bedungen wurde; in der 

6. Rubrik die Legate, mit der Bemerkung, wem dieſelben zuge— 


dacht wurden, und welche Beſtimmung insbeſondere die frommen Legate 
erhalten haben; in der 


7. Rubrik der nach Abzug der Paſſiven verbleibende 1 
in der 

8. Rubrik die Erben, mit der Bemerkung, ob dieſelben in einem 
und welchem Anverwandtſchafts-Verhältniſſe mit dem Erblaſſer ſtehen, 
und welcher Erbtheil einem jeden, entweder nach dem Teſtamente, oder 


nach der gejezlihen Erbfolge zugekommen iſt; im Falle jedoch der hin— 


terbliebene Ehegatte als Miterbe eintrit, ob in dieſem Erbtheil zugleich 


das Heirathsgut oder die Wiederlage, oder etwa dasjenige Vermögen 


mitbegriffen iſt, welches ihm nach der Gütergemeinſchaft zugefallen iſt. 
| Sollte ferner zwiſchen den Erben eine willkührliche Vermögensver— 
theilung getroffen worden ſein, ſo iſt auch dieſes noch insbeſondere zu 


bemerken. 


Ueberdieß wolle noch das k. Kreisamt ſämmtlichen Abhandlungsge— 


lebten bedeuten, über jene Verlaſſenſchaften, bei welchen nach Weiſung 


des S. 4 des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 der Erbtheil eines feiner per— 
ſönlichen Eigenſchaft nach ſteuerpflichtigen Erben die Summe von 100 fl. 
überſteiget, oder bei welchen das Legat desſelben den Betrag von 100 fl. 
erreicht, ſtets den wohl dokumentirten Erb⸗ oder Unerbſteuermäßigkeits⸗ 


Ausweis anher einzuſenden, und in der 


9. Rubrik bloß zu bemerken, daß der Erb- oder Unerbſteuer— 
mäßigkeits-Ausweis bereits eingeſendet worden iſt, oder nach der ge— 


pflogenen Abhandlung eingeſendet werden wird, und eben ſo auch bei 
jenen Verlaſſenſchaften, welche noch nicht zur Gänze abgehandelt ſind, 


| bloß die Anmerkung: »bereits noch nicht abgehandelt, in dieſe Rubrik 
beizuſezen. 
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Niederöſterreich. 


2456. Vdg. der n. ö. Reg. vom 30. Mai 1831 Z. 29031 (P. 307). 


Ueber ein von der k. k. Erbſt. Hfkom. unter dem 28. April 1831, 
an das k. k. A. G. gelangtes Anſinnen haben die k. k. Kreisämter, auf 
Anſuchen des k k. A. G. vom 13. Mai 1831, den ſämmtlichen, in dem 
Kreiſe befindlichen Magiſtraten und Abhandlungsbehörden aufzutragen, 
in Zukunft in jeder nach dem a. h. Erbſt. Pat. an die Erbſt. Hfkom. 
halbjährig zu überreichenden Ausweiſung der Sterbtabelle, alle, in der 
betreffenden Zeitperiode ſich ergebenden Todesfälle, es mögen die Ab- 
handlungen beendigt ſein oder nicht, aufzunehmen, und in Hinſicht der 
unbeendeten in der lezten Rubrik beizuſezen, »daß fie unbeendet find,« 
nebſt der Angabe der Urſache, endlich auch am Schluſſe jeder Tabelle alle 
unbeendeten Verlaſſenſchafts- Abhandlungen aus den früheren Zeitperio⸗ 
den fo lange aufzuführen, bis ſelbe in der nachfolgenden Tabelle als 
beendet nachgewieſen werden können. N 


Steiermark. 


2457. Vdg. des ſteierm. Gub. v. 28. Juni 1828 3. 408 (P. 198). 


In Erledigung eines, wegen Erzielung einer genauen Ueberſicht in 
Erbſteuerſachen erſtatteten Berichtes, hat die hohe Hofkanzlei mit Dekret 
vom 10. d. M. Z. 2362, zu erinnern befunden: »Das Formular B. 
des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810, in welches nach den Rubriken, die 
es enthält, alle während des halben Jahres vorkommenden Sterbfälle 
aufgenommen werden müſſen, gewährt zureichende Anhaltspunkte, um 
darnach die der Erbſteuer unterliegenden Verläſſe in Vormerkung zu 
nehmen, die Abhandlungen überwachen und die zurükbleibenden Erbfteuers 
Ausweiſe betreiben zu können; daher ſich in allen Beziehungen aus⸗ | 
ſchließend an die Beſtimmungen des Pat. zu halten ſei.“ 

In Folge dieſes hohen Erlaſſes hat es von den mit Dekret vom 18. 
Juni 1818, 3. 13668, vorgeſchriebenen Konſignazionen über die erbſteuer- 
freien, über die noch nicht beendigten, und bes die der Erbſteuer un⸗ 
terliegenden Verläſſe abzukommen, und es ſind alle Sterbfälle in den 
Total-Ausweis aufzunehmen, deſſen Formular dem 42. 8. des Erbſt. 
Pat. angehängt iſt. Bei den noch unbeendigten Verläſſen iſt dieſes, 
ſammt der kurz zen Angabe der Hinderungsurſache, in der 9. Rubrik er— 
ſichtlich zu Mac ent ö 

Dieſe Ausweiſe ſind genau in den Friſten zu überreichen, welche 
der §. 42 vorſchreibt, widrigens gegen die Saumſeligen die Beſtimmun- 
gen des 64. §. in Anwendung gebracht werden würden. | 


2458. Bog. des ſteier. Gub. v. 8. Aug. 1835 Z. 3406 (P. 2 
republ. durch Vdg. v. 27. April 1837 Z. 1774. 

Die k. k. Kreisämter erhalten die Weiſung, ſämmtlichen Abhandlungs— 
inſtanzen aufzutragen, daß ſie jene Sterbfallskonſignazionen, in welchen 
den hinterlaſſenen Ehetheilen aus was immer für einem Rechtsgrunde 
ein angefallener Erbantheil als ſteuerfrei angegeben wird, jederzeit genau 


* 


. 
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mit jenen Urkunden, nämlich mit Eheverträgen, Teſtamenten ꝛc. belegen, 
aus welchen erhellet, daß der dem hinterlaſſenen Ehetheile aus dem 
Verlaſſe zugefallene Antheil geſezlich ſteuerfrei ſei. 


2459. Vdg. d. ſteierm. Gub. v. 18. Mai 1836 3. 2052 (P. 259); 
republ. durch Vdg. v. 27. April 1837 3. 1774. 


Nachdem die Begünſtigung des §. 9 des a. h. Erbſt. Pat., wonach 
das dem überlebenden Ehegatten aus dem unterthänigen Bauernvolke 
vermöge Heirathsvertrages, worin eine allgemeine Gütergemeinſchaft be— 
dungen wurde, zufallende Vermögen von der Erbſteuer befreiet iſt — nur 
dem Bauer im eigentlichen Sinne und nur in Betreff ſeiner Ruſtikal— 
Beſizung zu ſtatten zu kommen hat, aus den von den Abhandlungs— 
Inſtanzen eingeſendeten Erbſt. Ausweiſen, Schäzungen, Inventarien, 
Vermögensbekenntniſſen, fo wie aus den Sterbfalls-Konſignazionen aber 
ſelten zu entnehmen iſt, ob die zum Verlaſſe gehörigen Realitäten Ru— 


ſtikal- oder Dominikal-Beſizungen find, ſo hat das k. k. Kreisamt. 


fämmtlihen Abhandlungs-Inſtanzen aufzutragen, daß fie in allen Schä— 
zungsprotokollen, Inventarien, und andern Urkunden die Eigenſchaft der 
Beſizungen erſichtlich machen, und die Erbſt. Ausweiſe mit ſolchen Akten 
belegen, aus welchen deutlich zu entnehmen iſt, ob die im Verlaſſe vor— 
gekommene Realität eine Ruſtikal- oder Dominikal-Beſizung ſei. 


Illirien. 
2460. Voͤg. des illir. Gub. vom 10. Juni 1818 Z. 13668. 


Es wird verordnet, daß die Abhandlungs-Inſtanzen künftig nebſt 
den halbjährigen Sterbfalls-Konſignazionen, wohin nur die keiner Erb— 
ſteuer unterliegenden Verläſſe verzeichnet werden, auch eine zweite Kon— 
ſignazion über jene Sterbfälle, wo der Verlaß der Erbſteuer unterliegt, 


mit Beifügung, ob und mit welchem Berichte der Erbſt. Ausweis be— 
reits vorgelegt wurde, oder woran deſſen Vorlage noch hafte, und zur 


Erleichterung der Ueberſicht und Vergleichung mit der vorgehenden Kon— 
ſignazion eine dritte ſeparirte Konſignazion über alle, ſowohl aus früheren 
Zeiten, als aus dem lezten halben Jahre noch unberichtigten Verlaß⸗ 
abhandlungen, mit Anführung der Hinderniſſe dieſer Berichtigung, dem 
k. k. Kreisamte vorzulegen haben. 


2461. Okd. vom 28. März 1822 3. 10400. Bdg. der illir. Erbſt 
Hffom. vom 8. Mai 1822 Z. 229. 


Da der Herr Finanz-Miniſter aus den eingeſendeten monatlichen 


Aus weiſen über die vorgeſchriebenen eingebrachten und noch rüfftändigen 


Erbſt. Beträge die genaue Ueberſicht von dem halbjährigen Ertrage des 
Erbſteuer-Gefälls ohnehin erlangt, ſo iſt die bisherige Vorlegung der 
halbjährigen Ausweiſe nunmehr überflüffig. 

Die hohe Hofkammer hat daher der Erbſt. Ofkom. bedeutet, daß es 
davon, zur Vermeidung e e in Zukunft Alb 
men habe. 
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»In den Erbſteuer-Ausweiſungen ſind von dem vorhandenen Ver— 
laſſenſchaftsvermögen alle Schulden des Verſtorbenen, alle aus Kontrak— 
ten entſpringenden Verlaſſenſchaftslaſten, die befreiten Legate, die un— 
einbringlichen oder zweifelhaften Aktivpoſten, Krankheits- und Begräb— 
nißkoſten “), die Sterbtaxe und alle übrigen Gerichtskoſten, keineswegs 
aber die Trauerkoſten, der ſechswöchentliche Unterhalt der Dienſtleute 
und des Hausweſens, das Abfahrtsgeld, und die übrigen nicht auf der 
Verlaſſenſchaft haftenden, ſondern dem Erben obliegenden Laſten abzu- 
ziehen. Die Erbſteuer iſt bloß von dem ſonach bleibenden reinen Ueberreſte 
zu entrichten, und von den nur auf eine Zeit dauernden Verlaſſenſchafts— 
bürden, wie auch von den im Prozeſſe ſtehenden Paſſivſchulden oder 
zweifelhaften Aktiv-Forderungen aber indeſſen ſicher zu ftellen **).< 


Taz⸗ und Umgeld. 


2462. Hkzd. v. 22. April 1836 3. 1510; Vg. d. n. ö. Reg. v. 
29. Z. 24886 (P. 745); d. ſteier. Gub. v. 30. 3. 1875 (P. 
249); des böh. Gub. v. 4. Mai Z. 21388 (P. 613); bike: 
Zir. v. 2. Juni 1836 F. 639 (Mil. 54). 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchl. vom 16. April l. J. über 
die Erbſteuerbehandlung der aufgelaſſenen Taz- und Umgeldrechte fol- 
gende geſezliche Beſtimmungen zu erlaſſen geruhet: 

Die Erbſteuer von den aufgelaſſenen Taz- und Umgeldbezügen iſt, 
inſofern nicht ein Uebereinkommen auf ſogleiche Bezahlung derſelben binnen 
der geſezlichen Friſt, nach Maßgabe der proviſoriſchen Entſchädigungsrente 
zu Stande kommt, lediglich nach ihrer Quote in Beziehung auf die ſeiner 
Zeit anzuweiſende definitive Entſchädigung, und mit Vorbehalt der Be⸗ 
rükſichtigung allenfälliger Abzugspoſten ohne nähere Beſtimmung oder 
Berechnung auszuſprechen, und durch pfandweiſe Vormerkung auf den 
definitiven Entſchädigungsanſpruch bei jener Kaſſa, aus welcher dieſe 
Entſchädigung zu bezahlen ſein wird, ſicher zu ſtellen, wenn nicht in 
einzelnen Fällen die Partei die ang einer andern annehmbaren Si⸗ 
cherheit vorziehen ſollte. 


$. 44. 


»Der Betrag der gebührenden Erbſteuer wird von der Erbſteuer— 
Hofkommiſſion beſtimmt, und dem Erben, Vormunde oder Sachwalter 
unmittelbar durch Dekret zu wiſſen gemacht. 

In dieſen Dekreten iſt ein Termin von längſtens vier Wochen feſt⸗ 
zuſezen, und der Tag, bis zu welchem die Erbſteuer zu berichtigen iſt, 
auszudrüken. Jedoch wird der Erbſteuer-Hofkommiſſion geſtattet, den 
Erben auf ihr Anſuchen aus billigen und rükſichtswürdigen Urſachen die 
Bezahlung der Erbſteuer gegen Leiſtung hinlänglicher Sicherheit einzu— 


*) S. 2446. 
*) S. 2402 u. 6. 29 u. 94 f. 
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theilen, dergeſtalt jedoch, daß ſolche Friſten, außer was bei Senioraten, 
Majoraten und Fideikommiſſen beſtimmt worden iſt, niemals über zwei 
Jahre erſtreket, auch von dem Ausſtande die landesüblichen Intereſſen, 
und zwar im erſten Jahre mit fünf, und im zweiten Jahre mit ſechs 
vom Hundert angeſchlagen und eingebracht werden. Ä 


§. 45. 


„Glaubt eine Partei durch den von der Erbſteuer-Hofkommiſſion 
bemeſſenen Erbſteuer-Betrag beſchwert zu ſein, ſo ſteht derſelben frei, 
der Erbſteuer-Hofkommiſſion innerhalb vierzehn Tagen, von der Zeit 
des zugeſtellten Dekretes an, eine Vorſtellung dawider zu machen, und 
nach Umſtänden entweder die Verminderung der ausgeſprochenen Gebühr, 
oder die gänzliche Befreiung anzuſuchen.« 


§. 46. 


»Sollte die Partei, ungeachtet der auf ihre Vorſtellung erfolgten 
Veranlaſſung, ſich noch gekränkt glauben; ſo hat ſie innerhalb anderer 
vierzehn Tage, von der Zeit der ihr zugekommenen neuen Veranlaſſung 
an, ihren Rekurs an die böhmiſch-öſterreichiſche Hofkanzlei zu nehmen. 

Dieſer Rekurs muß bei der Erbſteuer-Hofkommiſſion eingereicht, 
und allda um die Beförderung desſelben gebeten werden, welche ihm 
ſodann die Beweggründe, welche ſie bei Beſtimmung des Erbſteuer-Be— 
trages hatte, beilegen, und die ganze Sache an die böhmiſch-öſterrei— 
chiſche Hofkanzlei einbegleiten wird. Zugleich wird aber auch den Par- 
teien oder ihren Sachwaltern, welche durch ungegründete Vorſtellungen 

und Rekurſe die Entrichtung der Erbſteuer nur zu verzögern ſuchen, zu 
ihrer Warnung bedeutet, daß ſie nach Umſtänden eine angemeſſene Geld— 
oder andere Strafe unausbleiblich zu erwarten haben werden.“ S. 1981. 


2463. Hfd. vom 13. Juli 1813 N. 1063, an alle A. G. 


Von den früher beſtandenen Vorſchriften, wodurch den Parteien ge— 
ſtattet wurde, gegen die Entſcheidung der Hofkanzlei in Erbſteuerſachen 
den Rechtsweg zu ergreifen, hat es abzukommen. Es iſt aber Sr. Ma— 
jeſtät höchſter Wille, daß bei Schöpfung der Erkenntniſſe der Hofkanzlei 
über vorkommende Rekurſe gegen die Entſcheidung der Erbſt. Hfkom. 
jedesmal zwei Hofräthe der oberſten Juſtizſtelle beigezogen werden, und 
ſind bei jeder Erbſt. Hfkom., wo die Einrichtung noch nicht beſteht, künftig 
Juſtizräthe als Beiſizer zu beſtimmen. S. 67 u. 68. 


§. 47. 


»Wofern die Vorſtellungen oder Rekurſe nicht binnen der hierzu 
| beſtimmten Zeit eingereicht werden; ſollen die Parteien nach Verlauf 
des Termines nicht mehr gehört werden.“ 


| $. 48. 
»Wenn weder eine Vorſtellung gemacht, noch ein Rekurs ergriffen 
worden iſt; ſo iſt die Erbſteuer bis zu dem in dem Dekrete beſtimmten 
— 80 — 
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Tage zu berichtigen. Im Unterlaſſungsfalle wird die ſaumſelige Partei 
zugleich zum Erlag zehnperzentiger Straf-Intereſſen von dem ausſtän- 
digen Betrage, die von dem in dem Dekrete beſtimmten Tage zu laufen 
haben, verhalten, und die rükſtändige Erbſteuergebühr ſammt den Straf- 
Intereſſen entweder gleich im politiſchen Wege eingetrieben, oder nach 
Erforderniß die gehörige Gerichtsſtelle um die Eintreibung im kürzeſten 
Wege angegangen werden. 
In Konkursfällen ſind dieſe Erbſteuerrükſtände in die Hipothekar— 

klaſſe, jedoch nach den wirklich früher intabulirten Poſten zu ſezen.« 7 


2464. Hkzd. vom 1. Aug. 1814, an alle Lit. (G. 242). 


Da die Sekular- und Regular -Geiſtlichkeit, welche mit der Abfuhr 
des bemeſſenen jährlichen Erbſteuer-Aequivalentes zurük bleibt, nach dem 
Geiſte des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810 ebenfalls der Entrichtung der 
zehnperzentigen Pönal-Intereſſen unterliegt; ſo iſt befunden worden, 
den Termin zur Berichtigung des geiſtlichen Erbſteuer⸗ Aequivalentes auf 
den lezten Okt. jeden Jahres dergeſtalt zu beſtimmen, daß die Ordina— 
riate die hiervon eingeſammelten Beträge immer in dem nächſt folgen⸗ 
den Monate an den Erbſteuerfond abzuführen, und zugleich jedesmal 
die Rükſtände auszuweiſen haben, damit ſodann die Reſtanziarien zur 
untereinſtigen Entrichtung der zehnperzentigen Pönal-Intereſſen verhal- 
ten werden können. S. 2468. 


2465. Hkzd. vom 9. Nov. 1821 N. 1814, an die illir. Erbſt. Hfkom. 


Die im gerichtlichen Exekuzionswege einzutreibenden Erbfteuer- Nuss 
ſtände ſind von Fall zu Fall dem Fiskalamte, als geſezlichem Vertreter 
aller landesfürſtlichen Gefälle, zur geſezlichen Amtshandlung zuzuweiſen ?). 


2466. Hd. vom 1. Aug. 1823, an das fteier, kärntn. Gub. (G. 495). 


Die Erbſt. Hfkom. find nicht ermächtiget, die Strafzinſen für rükſtän— 
dige Erbſteuer-Beträge nachzuſehen, indem die Forderung der zehnperzen— 


*) In der Man ue dieſes Hkzd. in Illirien am 11. Jänner 1821 heißt 
es noch weiter (G. 785): 

Da aber dieſe exekutive Einhebung der Erbſteuer— Rükſtände bei ſo vielen 
Parteien, beſonders gegenwärtig mit großer Mühewaltung und vielen Unkoſten, 
welche nur die ſteuerpflichtigen parteien treffen würden, verknüpft iſt, und um 
ſolche Exekuzions— Schritte nach Möglichkeit zu vermindern, wird den ſämmt⸗ 
lichen untergeordneten Gerichts- und reſpekt. Abhandlungsbehörden hiermit auf- 
getragen, bei eigener Haftung die betreffenden Parteien bei Ablauf des ihnen 
zur Erbſteuer- Berichtigung vorgezeichneten Termins zur Erwirkung der Verlaß⸗ 
Einantwortung mit allen denſelben zu Gebote ſtehenden Zwangs- und Strafmit⸗ 
teln um ſo mehr zu verhalten, als ſich in dem Verlaß-Einantwortungs-Geſuche 
ohnehin mit der Quittung über die bezahlte Erbſteuer ausgewieſen werden muß, 
und ſolchergeſtalt mit dem Intereſſe der Abhandlungs-Behörden, denen an der 
geſchwinden Beendigung der Verläſſe ebenfalls gelegen iſt, zugleich das Inter— 
eſſe des höchſten Erbſteuer-Fondes vereinigt wird, ohne die Hereinbringung der 
rükſtändigen Erbſteuer ſo weitläufigen, für die Parteien koſtſpieligen, und ſowohl 
für die Gerichtsſtellen, als auch für die Fiskalämter zeitraubenden Pao 
aus ſezen zu müſſen. 
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tigen Strafzinſen nach dem S. 48 des Erbſt. Pat. ohnedieß erſt dann ein— 
trit, wenn über die von der Erbſt. Hffom. geſchehene Bemeſſung der Erb— 
ſteuer und Beſtimmung des Termins zur Berichtigung derſelben, von den 
Parteien weder eine Vorſtellung gemacht, noch ein Rekurs ergriffen wor— 
den iſt. 
Die Rükſicht, daß einige Erbſchaften aus noch nicht fälligen Aktivfor— 
derungen beſtehen, behebt ſich durch den §. 52 des Erbſt. Pat., gemäß 
welchem auf die Sicherſtellung der Erbſteuer verfügt werden kann. 


2467. Hkzd. vom 19. Okt. 1824 3. 31647, an das ſteier., gal. u. 
mäh. Gub. u. an die n. ö., o. 6., mäh. bob. gal. u. küſt. Erbſt. 
Hfkom. (G. 1032). Hkr. Zir. vom 13. April 1825 H. 335 
(Mil. 33). 


| Um einerſeits dem Erbſteuer-Fonde ſchneller zu ſeinen Gebühren 
ſammt den immer ſchwierig einzubringenden Straf- oder Verzugszinſen zu 
verhelfen, und anderweitigen Verwendungen der ſchon für die Erbſteuer 
beſtimmten Gelder vorzubeugen, anderer Seits aber auch den Parteien die 
Zahlungen einigermaßen zu erleichtern, und ſie zur ſchnelleren Abfuhr der 
noch unberichtigten Erbſteuer-Beträge wegen der fortlaufenden Intereſſen 
anzuſpornen, haben Se. Majeſtät mit höchſter Entſchl. vom 15, d. M. zu 
bewilligen geruhet, daß in Zukunft auch bei der Erbſteuer, ſo wie bei den 
übrigen Steuergattungen, Theilzahlungen dergeſtalt angenommen werden 
ſollen, daß von dem zur Abfuhr gebrachten Betrage vorerſt die verfallenen 
Verzugs- oder Straf-Intereſſen in Abzug gebracht, und nur der Reſt 
auf Abſchlag der Erbſteuer ſelbſt angenommen werden ſolle. ” 


2468. Vg. des ſteier. Gub. vom 3. Sept. 1825. 3. 22095 (P. 323). 


Ueber die von der k. k. Erbſt. Hfkom. gemachten Anträge, betreffend: 

1) die Berechnung der Straf-Intereſſen von der Erbſteuer; 

2) den monatlichen Abſchluß der Erbſteuer-Kaſſe; 

3) die Abfuhr der eingegangenen Erbſteuer an die Staats-Kaſſe, 
hat die h. Hofkanzlei mit Vdg. v. 18. Aug. d. J. Z. 22540 erinnert: 

Zu 1) wird der Antrag einverſtändlich mit dem k. k. Finanz-Mini⸗ 
ſterium genehmigt, daß die Straf-Intereſſen von den jährlichen Erbfteuer- 
Aequivalenten ſtets nach Verlauf des Militärjahrs, nämlich vom 1. Nov. 
an, für den Rükſtand des verfloſſenen Militärjahres zu berechnen ſind, 
wo jedoch das erſte Jahr bei Anfang eines Dezenniums ohne Zinſen be⸗ 
laſſen werden muß. 

Was jedoch die jährlichen Erbfteuer- Schuldigkeiten betrifft, ſo ſind 
die Straf-Intereſſen vierzehn Tage nach erhaltener Zuſtellung der für 
das betreffende Jahr erfolgten Betreibung zu berechnen. Ebenſo wird 
genehmigt, daß von allen Erbſteuer-Beträgen unter 1 fl. gar keine Straf: 
Intereſſen berechnet, und von den ausgemittelten Straf-Beträgen alle 
Bruchtheile unter 1 kr. weggelaſſen werden. 

Die Berechnung der Straf— Intereſſen hat fortan durch die Kaſſe zu 
geſchehen. 

Zu 2) wird feſtgeſezt, daß der Abſchluß des Erbſteuer „Fonds Jour- 
nals jeden Monat am 27., in dringenden Fällen aber am 26., und im 
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Monate Februar am 25. zu geſchehen habe; die Erbſteuer-Kaſſe iſt anzu- 


weiſen, am Ende jeden Monats, nach bewirktem Journal-Abſchluſſe, joe 


gleich ein neues Journal für den nächſten Monat zu eröffnen, und keine 
Partei nach geſchehenem monatlichen Abſchluſſe zuruͤkzuweiſen, ſondern die 
betreffenden Erbſteuer-Beträge in dem neuen Journale, unter Anführung 
des Tages, an welchem die Einzahlung im vorigen Monate geſchehen iſt, 
in Empfang zu ſtellen. | 

Zu 3) endlich unterliegt es keinem Anſtande, daß die Abfuhr der 
Erbſteuer, ohne Dazwiſchenkunft der ſtändiſchen Kredits-Kaſſe, gleich un⸗ 


mittelbar von der Erbſteuer-Kaſſe an die Kameral-Einnahms-Kaſſe mo: 


natlich eingeleitet werde. 

Uebrigens bedarf es, nach der richtigen Anſicht der Erbſt. Hfkom. 
hin ſichtlich der Einhebung und Berechnung der Erbſteuer für das ſtän— 
diſche Obereinnehmeramt keiner eigenen Inſtrukzion, ſondern es iſt ſich 
nach der deutlichen Beſtimmung des Erbſt. Pat. zu benehmen. 


2469. Hkzd. vom 29. Juni 1827 N. 2290, an alle Erbſt. Hfkom. 
| u. d. mäh. u. gal. Lſt. 


Ueber die Art der Aufrechnung der zehnperzentigen Verzugs - Zinfen 
von Erbfteuer - Beträgen, welche in öffentlichen Obligazionen bemeſſen 
wurden, wird im Einverſtändniſſe mit der k. k. allg. Hofkammer feſtgeſezt, 
daß dieſe Verzugszinſen im Baren, und zwar nach jenem Kurſe zu be— 
rechnen und zu bezahlen ſind, den die zu berichtigenden Obligazionen zur 
5 hatten, als die Erbſteuer in Obligazionen hätte entrichtet werden 
ollen. | 


2470. Hkzd. vom 1. April 1828 Z. 462; Vdg. des ſteier. Gub. vom 
15. April Z. 2477 (P. 72). N 

Ueber die vorgekommenen Anfragen: 

a) Von welcher Zeit an dem Erbſteuerfonde von den in Obligazio— 
nen zu entrichtenden Erbſteuer-Beträgen die Intereſſen dieſer Obliga— 
zionen gebühren; | 

b) ob von den nach der beftimmten Abfuhrsfrift in Obligazionen be— 
zahlten Erbſteuer-Beträgen Straf-Intereſſen zu berechnen ſeien, und 

c) wie ſich bei den in Verlaſſenſchaften vorfindigen ungewichtigen 
Dukaten mit der Abfuhr der Erbſteuer von denſelben zu benehmen ſei; 
wird ad a) und b) beſtimmt, daß dem Erbſteuer-Fonde nur der geſez- 
liche Antheil an dem der Erbſteuer unterliegenden Vermögen gebühre, 
und daß, in ſo ferne dieſer zur Verfallszeit nicht berichtiget wird, die 
Verzinſung desſelben als Strafe, mit dem geſezlichen Ausmaße von 10 
Perzent, von dem, dem Erbſteuer-Fonde gehörigen Antheile eintrete. 

So ferne daher dieſer Antheil in verzinslichen Staats-Obligazionen 
beſtehe, könne nur die Forderung um ein Zehntel an ſolchen Obligazio— 
nen erhöhet, keinesweges aber außer dem auch noch ein Anſpruch auf 
die auf ſolchen haftenden Intereſſen von Seite des Erbſteuer-Fondes 
gemacht werden, welche daher den Erbſteuerpflichtigen gebühren. 

Ad ec) wird beftimmt, daß in Fällen, wo gegen die Vollwichtigkeit 
der in einer Verlaſſenſchaft vorfindigen Goldſtüke ein Bedenken beſtehe, 


| 


— 
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der ganze Vorrath zu wägen, und der zehnte Theil des Gewichtes, ſo 
weit er ſich in Dukaten berichtigen läßt, in, dieſer Münzſorte, der in 
Bruchtheile zerfallende Reſt in Silbergeld abzuführen ſei. 


2471. Hkzd. v. 18. Dezember 1832, an die n. ö. Erbſt. Hfkom. 
(Pichl 502). 


In Abſicht auf die Verrechnung der Erbſteuer-Strafgelder wird 
der Erbſt. -Hfkom. zur Nachachtung erinnert: daß die theils von 
ſteuerpflichtigen Parteien, theils von den Obrigkeiten, wegen Nicht— 
erfüllung der ihnen ertheilten Geſchäfts-Aufträge, abgenommenen Straf— 
gelder, gleich den im Erbſt. Pat. feſtgeſezten Straf-Intereſſen und 
Verzugs-Zinſen, mit den übrigen Erbſteuer-Geldern zu verrechnen und 
zur Abfuhr zu bringen ſeien, da zu Folge der beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften alle Disziplinar-Geldſtrafen in den Kameral-Fond zu flie— 
ßen haben. > 

Die Erbft. - Hffom. hat daher die Sammlung der Erbſteuer— 


Strafgelder in einen eigenen Remunerazions- oder Aushilfsfond abzu— 


ſtellen, und, wenn beſondere Remunerazions-Anſprüche vorkommen, dar— 
über nach ihrem Wirkungskreiſe das Amt zu handeln, oder um die 
höhere Bewilligung einzuſchreiten. 

§. 49. ä 1 


»Um die Erbſteuer immer in gehöriger Zeit einbringen zu können, 


hat ſich die Erbſteuer-Hofkommiſſion von der Buchhaltung, welcher die 


Vormerkung der aufgerechneten Erbſteuer und des beſtimmten Erlagstages 
obliegt, alle Monate ein Verzeichniß der unberichtigt gebliebenen Erb— 
ſteuer-Beträge vorlegen zu laſſen, und die Eintreibung derſelben unge— 
ſäumt zu veranlaſſen. 


§. 50. 
»In Anſehung der jährlichen Legate oder anderer ſolcher auf der 


Verlaffenſchaft haftender Abgaben, wovon eine jährliche Erbſteuer zu 


entrichten iſt, wird dem Erben die Begünſtigung zugeſtanden, die Be— 
richtigung dieſer Gebühr auf eine der folgenden zwei Arten nach eigener 
Willkühr zu bewerkſtelligen; er kann nämlich: a | 
a) die Erbfteuer alle Jahre, von dem Kapitale felbft aber ) erft 
bei Aufhörung dieſer Legate oder anderer Abgaben, entrichten, in wel— 


chem Falle nicht nur die jährliche Erbſteuer, ſondern auch der Erbſteuer— 


Betrag von dem Kapitale indeſſen ſichergeſtellt werden muß; oder 
er kann | | 

b) die Erbſteuer gleich von dem Kapitale ſelbſt abführen, in wel⸗ 
chem Falle er berechtiget iſt, von den jährlichen Legaten oder andern 


„) Dieſe Verbeſſerung des urſprünglichen Textes wurde kdg. durch das Hkd. 


v. 26. März 1811 u. hkr. Zir. v. 19. Febr. 1811 H. 108. 
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ſolchen Abgaben die Steuergebühr zu ſeiner Entſchädigung für ſich zu— 
rük zu behalten.“ S. 2439. 


F. 51. 


»Von den zur Bedekung der jährlichen Legate und ſolcher Ver— 
laſſenſchaftslaſten, wovon keine jährliche Erbſteuer zu entrichten iſt, er— 
forderlichen Kapitalien, hat der Univerſal-Erbe während dieſer Zeit den 
Steuerbetrag nur ſicher zu ſtellen. Sobald aber dieſe zeitlichen Laſten 
aufhören, und das Vermögen nicht von einem Erblaſſer in auf- oder 
abſteigender Linie herrühret, ſo iſt der Univerſal-Erbe verpflichtet, den 
ganzen Erbſteuer-Betrag von dem zur Beſtreitung dieſer jährlichen Ab— 
gaben gewidmeten Kapitale abzuführen.“ 


8 


»Die Beurtheilung über die Hinlänglichkeit der für die Erbſteuer 
angebotenen Sicherſtellung ſteht der Erbſteuer-Hofkommiſſion zu, welcher 
nichts aufgedrungen werden kann, was ſie nicht annehmbar findet. Die— 
ſelbe iſt berechtiget: a | 

a) In Anſehung der jährlichen Erbſteuer ein dieſen jährlichen Be— 
trag abwerfendes Kapital, dann in Anſehung desjenigen Erbſteuer-Be— 
trages, welcher erſt nach Aufhörung der jährlichen Abgaben zu entrich— 
ten iſt, eine gleiche Summe in öffentlichen Fonds-Obligazionen, oder 
wenigſtens in ſichern Privatſchuldſcheinen zur Bedekung zu fordern, 
welche indeſſen bei der Abhandlungsbehörde zu depoſitiren ſind. 


b) Eben dieſes kann auch bei der Erbſteuer wegen ſtreitiger Paſ⸗ 
ſivſchulden, oder zweifelhafter Aktivforderungen verlangt werden. Bei den 


leztern iſt jedoch die Sicherſtellung hinlänglich, wenn der Erbe die als | 


zweifelhaft angegebenen Obligazionen oder Wechfelbriefe ſelbſt bei der 
Abhandlungsbehörde niederlegt, und ihm dieſelben in ſo lange nicht 
wieder erfolget werden, bis der Erbſteuer-Betrag davon berichtiget iſt. 
Außer dieſem kann auch | g ö 


c) bei dem Schuldner ſelbſt, oder bei deſſen Verlaſſenſchafts⸗ oder 
Konkursmaſſe in Hinſicht des Erbſteuer-Betrages ein Verbot geſchla- 


gen werden. Endlich 


d) wird der Erbſteuer-Hofkommiſſion die Macht eingeräumt, bei 
zweifelhaften Aktiv- Forderungen, zur Vermeidung der, den Parteien 
etwa beſchwerlichen Sicherſtellungen und Weitläufigkeiten, den Erbſteuer⸗ 
Betrag auf einen gleich zu erlegenden Pauſchbetrag zu vergleichen 9 
S. 2368. N g 


) Den Abhandlungsbehörden des k, k. illir. Gub. Gebietes wurde aufgetra— 
gen, von jedem Todfalle eines Vitaliti-Genießers und von dem mit ihm erlo⸗ 
ſchenen Genuſſe, wovon die exentuelle Erbſteuer gemäß §. 52 des Erbſt. Pat. 


in. ö. A. G. v. 26. März 1824 3. 4708. P. 150). a 


— 


ſicher geſtellt war, die k. k. Erbſt. Hfkom. in die Kenntniß zu ſezen (Bog. des 
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| 1 $. 53. 


»Für die richtige Abführung der Erbſteuer hat der Univerſal-Erbe 
zu haften, und zwar nicht nur in Anſehung desjenigen Vermögens, das 
ihm verbleibt, ſondern auch in Anſehung der Legate und Geſchenke, die 
er andern Perſonen zu entrichten hat. Zugleich aber iſt er befugt, bei 
Auszahlung der in Geld oder Obligazionen beſtehenden Legate oder 
Geſchenke, den Erbſteuer-Betrag zurük zu behalten, die übrigen Legate 
hingegen ſo lange nicht ausfolgen zu laſſen, bis ihm die hiervon ge— 
bührende Erbſteuer vergütet iſt; es ſei dann, daß der Erblaſſer die 
Bezahlung derſelben ohne allen Abzug ausdrüklich verordnet hätte, in 
welchem Falle aber der Erbe die für den Legatar zu entrichtende Erb— 
ſteuer und Sterbtaxe, als eine nicht auf der Verlaſſenſchaft haftende, 
ſondern ihm obliegende Laſt, von dem ihm verbleibenden Betrage be— 
ſonders abzuziehen nicht berechtiget iſt. Eben ſo hat der Erbe für die 
Strafe zu haften, wenn zur Hintergehung des Erbſteuer-Gefälles etwas 
unternommen würde. Der Legatar haftet aber für die Strafe nur 
dann, wenn er zur Verſchweigung der Erbſteuer und Verkürzung des 
Gefälls fi) mit dem Erben einverſtanden hätte. 


— 


§. 54. 


»In jenen Fällen aber, wo die Verlaſſenſchafts-Abhandlung nicht 
bei einer ordentlich beſtellten Gerichtsbehörde, ſondern bei den landes— 
fürſtlichen oder andern herrſchaftlichen Städten und Märkten, dann 
Grundobrigkeiten gepflogen wird, haben dieſe Abhandlungs-Behörden 
für die richtige Abführung der aufgerechneten Erbſteuer, mit Vorbehalt 
des Regreſſes gegen die Erben und Legatare, zu haften; weßwegen 
auch die Erlags-Dekrete unmittelbar an dieſelben auszufertigen find.« 


2472. Vg. d. ſteier. Gub. v. 11. Nov. 1823 3. 27622 (P. 376). 


Auf die gelegenheitlich zur Sprache gekommene Frage, ob in Fällen, 
wo eingehobene Erbſteuergelder dem Staatsſchaze von Grundobrigkeiten 
vorenthalten werden, dieſe Leztern mit Rükſicht auf die 88. 48, 54 und 
55 des Erbſt. Pat. den 10 perzentigen Strafzinſen, oder nach dem 
hohen Hkzd. v. 17. Dez. 1818 ) dem Erlage des vierfachen Betrages 
zu unterziehen ſeien, hat die hohe Hofkanzlei mit Vdg. v. 27. Okt. 
d. J. Z. 32304, erinnert, daß es bei der bisher beſtandenen Maßregel, 
wodurch für jede mit Ueberſchreitung des gegebenen Termines erfolgte 
Abfuhr die geſezlichen Verzugs- und Strafzinſen jede Partei oder Be— 
hörde zu treffen haben, welche hieran Schuld trägt, noch ferner zu ver— 
bleiben habe. * 


— 


) Dieſes an das in. 5. Gub. erlaſſene Hkzd. ſchreibt vor, daß Grundobrig— 
— bei Vorenthaltung von Steuergeldern den vierfachen Betrag zu erlegen 
haben. 
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»Den Abhandlungsbehörden wird zur Pflicht gemacht, dem Erben | 


die der Erbſteuer unterliegenden Erbſchaften nicht eher einantworten 


zu laſſen, bis er über die bezahlte, oder nach Umſtänden ſichergeſtellte 
Erbſteuer-Gebühr eine Quittung oder andere Urkunde beibringet. Deß⸗ 


wegen haben ſie ſich auch in dem Einantwortungs-Geſuche das Erbfteuer- 
Dekret vorlegen zu laſſen, und ſich von der gänzlichen Erfüllung der 


durch dasſelbe erhaltenen Aufträge zu überzeugen; auch haben ſie mit 
aller Sorgfalt zu wachen, daß das ganze, dieſer Abgabe unterworfene 


— — 


9 


Vermögen gehörig ausfindig gemacht, und nicht zu gering geſchäzt werde. 


Uebertreten ſie in einem oder andern Falle dieſe Pflichten, ſo ſteht dem 


Aerarium der Regreß gegen ſie bevor.« S. 1981. 


2473. Vog. des in. ö. küſt. A. G. kdg. am 8. Juli 1825 (G. 
336). 


Da zu Folge der von dem k. k. illiriſchen Landesgubernium anher J 
gemachten Eröffnung mehrere Fälle vorgekommen find, wo die Bezirks- 


gerichte die Verlaſſenſchaften den Erben vor der Entrichtung oder Si— 
cherſtellung der Erbſteuer eingeantwortet haben; ſo werden ſämmtliche 


Bezirksgerichte unter ſtrenger Ahndung und eigener Verantwortung und 


Dafürhaftung angewieſen, die Vorſchrift des §. 55 des allg. Erbſt. 


Pat., dem Erben die der Erbſteuer unterliegenden Erbſchaften nicht | 


eher einantworten zu laſſen, bis er über die bezahlte, oder nach Um— 


ſtänden ſichergeſtellte Erbſteuer-Gebühr eine Qnittung oder andere Ur⸗ 


kunde beibringt, auf das Genaueſte zu befolgen. 


§. 56. 


2Ferner haben die Abhandlungs-Behörden zu forgen, daß bei den 
der Erbſteuer unterliegenden Verlaſſenſchaften die Abhandlung nicht 


ohne Urſache verzögert, und das vorhandene Vermögen nicht etwa ver— 
borgen oder verzehret werde. Daher ſind gleich bei Anlegung der Ju— 
risdikzions-Sperre einige Präzioſen oder Obligazionen in Verwahrung 
zu nehmen. Wenn der Erbe ein Fremder, oder ſonſt nicht wohl be— 


kannt iſt; ſo iſt auf die baldige Sicherſtellung der ET: von Amts⸗ 


wegen zu dringen Y). 


5.57. 


»Durch das bisher Vorgeſchriebene iſt vorzüglich nur der weltliche 


und der Weltprieſterſtand in Hinſicht ſeiner perfönlichen Beſizungen und 


Erwerbungen belegt. Damit aber auch der leztere von ſeinen geiſtli- 
chen Genüſſen, ſo wie die ER geſammte Geiſtlichkeit zu dieſer Steuer, 


*) Die 69. 55 u. 56 find durch Ihfd. v. 13. März 1818 an alle A. G. (G. 68) 


eingeſchärff worden. S. auch die Note bei $. 28. 


2473. 1255 


unter dem Namen eines Erbſteuer-Aequivalentes, einen mäßigen Bei— 
trag leiſte, wird hiemit verordnet, daß 


a) jeder Pfarrer, deſſen jährliche Einkünfte 600 fl. nicht überſtei— 
gen, 4 fl., jeder Adminiſtrator oder Lokalkaplan 3 fl., und jeder Vikär 
oder geſtiftete Kaplan 2 fl. jährlich zu entrichten, die Eintheilung und 
Einbringung aber das Ordinariat zu beſorgen habe; 


b) daß von jenen Pfarrern hingegen, welche mehr als 600 fl. an 
Einkünften beziehen, von 600 fl. auch nur 4 fl, von dem Betrage 
aber, der dieſe 600 fl. überſteigt, fo wie bei der übrigen Säkular— 
Geiſtlichkeit, als: den Erz- und Bisthümern, Kapiteln, Kuraten und 
einfachen Benefizien, von ihren, nach Abzug der Paſſiven, dann ordent— 
lichen und außerordentlichen Abgaben verbleibenden Einkünften, jährlich 
zwei Perzente; 


c) bei der Regular-Geiſtlichkeit, den Kommenden und geiſtlichen 
Gemeinden aber, deren Güter und Kapitalien keiner Vererbung unter— 
liegen, um den gehörigen Unterſchied gegen die Säkular-Geiſtlichkeit zu 
beobachten, von ihren, auf obige Art zu berechnenden Einkünften, jähr— 
lich vier Perzente abgenommen werden ſollen Y. 


§. 58. 


»Diefes Erbſteuer-Aequivalent hat jedoch blos auf ee Vermögen 
eine ns, welches die Geiſtlichkeit wirklich beſizt und genießt; 
von den neuen Erwerbungen hingegen, welche derſelben erſt in Zukunft 
durch Teſtament oder Geſchenke zufallen, und nicht eine ausdrükliche 
Befreiung von der Erbſteuer genießen, muß dieſe Gebühr ſogleich bei 
dem Anfall oder der Erwerbung von dem Kapital ſelbſt mit zehn Per— 
zenten entrichtet werden. 


§. 59. 


»Da das Vermögen der Geiſtlichkeit und der geiſiichen⸗ Gemein— 
den, nach Beſchaffenheit der ſich ereignenden Umſtände, ſowohl eine 
Verminderung erleiden, als auch eine Vermehrung erhalten kann; ſo 
haben die ſämmtlichen geiſtlichen Steuerpflichtigen, welche das Erbſteuer— 
Aequivalent nach beſtimmten Perzenten zu entrichten haben, die Ver— 
mehrung oder die Verminderung ihrer Einkünfte, die ſich ſeit ihren 
lezten eingereichten Erklärungen ergeben hat, oder künftig ergeben dürfte, 
im lezten Jahre jedes Jahrzehents, ſo lange die Erbſteuer dauern wird, 
der Hofkommiſſion anzuzeigen; wo ſodann nach Maß der erwieſenen 
Verminderung das Erbſteuer- Aequivalent zu mäßigen, bei den durch 
Abzahlung der Paſſiven, Verminderung der außerordentlichen Abgaben 
oder andern Zuwachs vermehrten Einkünften aber nach Maß der Ver— 
mehrung zu erhöhen iſt. Ueber die Art, wie die Erklärungen zu ver— 


) Strafintereſſen beim Erbſteuer aquivalente ſ. 2264 u. 2468. 
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faſſen und einzureichen ſein werden, wird die beſtimmte Vorſcyif 
nachfolgen ). 


2474. Hkzd. v. 1. April 1822 Z. 8538, an die n. ö., o. ö., böh. 
mäh. gal. und ſteier. Lſt. (G. 283). 


Im Laufe des mit 1. Nov. 1821 eingetretenen neuen Dezenniums 
hat die dortländige Geiſtlichkeit das Erbſteuer-Aequivalent in den, in 
dem §. 57 des Erbſt. Pat. feſtgeſezten Beſtimmungen in K. M. zu ent⸗ 


richten. Zu dieſem Behufe hat dieſelbe, wie es der S. 59 des Erbſt. 
Pat. vorſchreibt, neue Erklärungen einzureichen, welche nach dem ange— 


ſchloſſenen Formular zu verfaſſen ſind; die Bemeſſung des nunmehr in 


K. M. zu entrichtenden Erbſteuer-Aequivalentes unterliegt. bei dem 
ebenfalls in K. M. beſtehenden Einkommen keiner Schwierigkeit; die 
aber in Papiergeld beſtehenden Einkünfte ſind eben ſo, wie die in Pa— 
piergeld zu beſtreitenden Auslagen und Paſſiven, nach dem Werthver— 
hältniſſe von 250, vorläufig auf K. M. zurük zu führen, und ſo auch 
das Erbſteuer-Aequivalent in den, in dem §. 57 feſtgeſezten Beträgen 
in K. M. zu beſtimmen. 


) An die Stelle der mit Hkzd. v. 7. März 1811, an alle Lſt. und mit Vg. 


des ſteier. kärnt. Gub. v. 3 Aug 1811 kdg. Formularien trit das neue Vorn N 


lare v. J. 1822; ſ. 2424. 


2474. 1257 
Formular zu 2474. 


Faſſi o u 
über ſämmtliche Einkünfte und zu beſtreitende Laſten der Pfarre 
| oder des Stiftes N., im Dekanate N., des Kreiſes N. 


| 
| 
2 
Ä 


| 
0 


* Raa 
Betrag Betrag in 


. \ W. W're⸗ 
Rubriken nach Vor: duzirt auf A M n 
ſchrift des höͤchſten Pa in in [K. M. zu | 
tentes vom [W. W. K M. || 250 fl. kung. 
fl. kr. fl. kr. fl. 
2828 
— — Ft 
Ertrag. . a 
S S 
Selse 
An jährlichem Pas: | 2 E 7 
Erträgniß . 6395 553680 32255822 6238 54% 88 8 
; 2 88 8 8 
nn‘ 8 S — 
8 SSS 
Von nuzbaren Häuſern , SEE 
und Gebäuden .. 125 — 150 — || 501 — 200 — [GES 8 
Von einzelnen Grund— 
ſtüken 55 — 20 — || » 22) — 421 — 
An jährlichen Sntereffen! 
[vom eigenen Kapital 560] — || — — 224 — 224 — 


Mit einer Stiftung nicht 
beſchwertes Kapital — — ( — — — 1 — — 8 
Von Stiftungs- on 


Ren 245 — | — — 98. — 5 
2 8 8 
ene ene S2 
Einkünften und beſon⸗ 8.5 3222 
deren e als: 822.2 8 
Stoll 53. — — 50 — — — 2 8 SSS 
— ——— 1 — — 6852 was 
S S S 
Laſte n. SSS 
Auf Paſſiv-Intereſſen 775 — — | — || 310 — 
— Häuſer- und Grund— 
8 — — 965145 — — 
— Dezimazionsſteuer 50 — | — — 1 20 — 
— Alumnatikum ?). — — 25 — — — 
65 — ( — 1 26 — 


Nach Abſchlag dieſer La- 
- ſten verbleibt ein ſteuer⸗ 
bares Einkommen. — 


| 
| 
| 


S. 2439. 
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2475. Bdg. des böh. Gub. v. 12. Sept. 1822 3. 44806 (P. 709). 
Zur Verfaſſung verläßlicher, zum Behufe der Bemeſſung des geiſt— 
lichen Erbſteuer-Aequivalentes einzubringender Einkünften-Faſſionen 
wurde den k. Kreisämtern und Konſiſtorien folgende Weiſung ertheilt.“ 
Die Einkünften-Faſſionen müſſen mit dem Körnererträgniß-Ausweiſe, 
nach der Verſchiedenheit der Getreidegattungen, nach einem neun-, ſechs— 
oder wenigſtens dreijährigen Durchſchnitte ganz individuell verfaßt, in 
dieſem Ausweiſe die ausgedroſchenen Körner-Gattungen für ein jedes 
Jahr erſichtlich angegeben, und ſelbe nach einer, für die faſſionirten 
Jahrgänge von Seite des k. Kreisamtes beſtätigten Getreide-, Durch— 
ſchnitts- und Marktpreis-Tabelle berechnet, ferner der Nuzen der Meier— 
höfe, Schäfereien, des Bräuhauſes, der Waldungen, Wieſen, Obſt-, 
Hopfen⸗ und Weingärten, der Teiche und Fiſchereien, dann die ſteigen— 
den und fallenden Zinſungen gleichfalls nach einem Durchſchnitte auf— 
geführt, hievon die Beſoldungen, dann der für das zur Saat, auf De— 
putat für die Beamten und das Meierhofgeſinde, dann auf Dreſcher— 
maß und für die Wirthſchaftspferde verwendete Getreide ausfallende 
Geldbetrag in Abſchlag gebracht, und der übrig gebliebene reine Ertrag 
in der Faſſion, unter der Rubrik 2Gütererträgniß,“ gehörig ausge— 
wieſen werden. Ä 

Die Intereſſen von Aktiv-Kapitalien find gleichfalls bei dem Em⸗ 
pfange in der Faſſion erſichtlich zu machen. 

Uebrigens ſind von den gedachten Empfängen die k. k. Gaben, 
und zwar: an Extra- und Militärordinarium, an Renten für Se. k. k. 
Hoheit Erzherzog Karl, und die Frau Aebtiſſinn, an Pflanzſchul-Bei— 
trag, Fortifikazions- und Gebäudeſteuer in Abſchlag zu bringen. | 


2476. Vdg. des böh. Gub. v. 4. Dez. 1822-3. 60646 (P. 863). 


Ueber eine von einem Konſiſtorium ſich erbetene Belehrung, wie 
Benefiziaten, welche ihre Pfründen kaum in das erſte oder zweite Jahr 
beſizen, und von ihren Vorfahren das Körner- oder Abdruſch-Regiſter 
höchſtens für ein Jahr empfingen, folglich außer Stand ſich befinden, 
den Ertrag von Grundſtüken, auch nicht einmal nach einem dreijährigen 
Durchſchnitte in den zum Behufe der Bemeſſung des geiſtlichen Erb— 
ſteuer-Aequivalents zu verfaſſenden, in K. M. zu berechnenden Ein— 
künften⸗Faſſionen anzugeben, ſich bei dieſer Faſſions-Angabe zu beneh— 
men haben? hat das Landesgubernium zur Richtſchnur zu beſtimmen 
befunden, daß Seelſorger, die in dem bezeichneten Falle ſind, den 
Körner-Ertrag nach den Steuerregulirungs-Bögen für ein Jahr in der 
Faſſion erſichtlich zu machen, und die Verſchiedenheit der Körner = Gat- 
tungen nach einer von Seite des k. Kreisamtes beſtätigten Getreids 
Durchſchnitts-Marktpreis-Tabelle für ein Jahr zu berechnen, übrigens 
aber ſich nach der Gub. Vdg. v. 12. Sept. 1822 zu benehmen haben. 


2477. Hkzd. v. 6. Juli 1825; an alle Erbſt. Hfkom. und das 
mäh. u. gal. Gub. (G. 310). 


Da die Einkünfte des Religionsfondes dermalen noch in zweierlei 
Valuten, nämlich im Papiergelde und in K. M. einfließen, welches Ver— 


huͤltniß bei Bemeſſung des Erbſteuer-Aequivalentes von den Religions- 
fonds-Einfünften in K. M. Berükſichtigung verdienet; fo iſt man mit 
dem k. k. Finanz-Miniſterium übereingekommen, für das laufende De— 


zennium vom Jahre 1821—1831, fo wie es in dem hierortigen Dekrete 


vom 1. April 1822 (2474) rükſichtlich des Erbſteuer-Aequivalents 
der Geiſtlichkeit angeordnet worden iſt, auch in Abſicht auf das Erb— 
ſteuer- Aequivalent des Religionsfondes durch die Provinzial-Staats— 
buchhaltung eine neue Berechnung eintreten zu laſſen, um hiernach den 
in K. M. zu entrichtenden Betrag des erwähnten Erbſteuer-Aequiva— 
lents auszumitteln. 

Um jedoch den Unterſchied einigermaſſen auszugleichen, der ſich in 
dem Ertrage des Religionsfondes von Jahr zu Jahr durch die Ver— 
loſung der älteren Staatsſchuld ergibt, ſo iſt bei dieſer Berechnung der 
Zinsertrag von öffentlichen Effekten nach dem Stande des Voran— 


ſchlages für das Jahr 1826 in Anſchlag zu bringen. 


2478. Hkzd. v. 20. Okt. 1825 3. 31552. Vdg. der illir. Erbſt. 
Hffom. v. 27. Dez. 1825 Z. 566. - 
Auf die geftellte Anfrage: ob, ohne Rükſicht auf die Dekung der 
Kongrua, das Erbfteuer-Nequivalent des Kurat-Klerus nach dem S. 57 
des a. h. Erbſt. Pat. v. 15. Okt. 1810 zu bemeſſen ſei, hat die k. k. 
Hofkanzlei erwiedert: daß, da der Geſezgeber in dem S. 57 des Erbſt. 
Pat. v. 15. Okt. 1810 bei der Anordnung zur Entrichtung des Erb— 
ſteuer-Aequivalents von den jährlichen Einkünften der Kurat-Geiſtlich— 
keit, der Bis thümer und Kapiteln keine Rükſicht auf den Umſtand ge— 
nommen habe, ob ein ſolches Benefizium mit der Kongrua verſehen ſei, 
oder nicht, ſondern blos beſtimme, das Erbſteuer- Aequivalent von den 
reinen Einkünften, nach Abzug der Paſſiven, dann der ordentlichen und 
außerordentlichen Abgaben, zu entrichten, auch einer Ausnahme von die— 
ſem Geſeze nicht ſtatt gegeben werden könne, ſondern ſich diesfalls 
ganz nach dem Wortlaute des §. 57 des Erbſt. Pat. zu benehmen ſei. 


2479. Hkzd. v. 6. April 1826, an alle Erbft. Hffom. mit Aus⸗ 
nahme von Laibach; dann an das mäh. Gub. rükſichtlich der 
ſchleſiſchen Erbſt. Hffom. (G. 98). | 

Se. Majeſtät haben aus Anlaß eines fpeziellen Falles mit a. h. 
Entſchl. v. 28. März 1826 gnädigſt zu verordnen geruhet: daß bei 


Berechnung des Erbſteuer-Aequivalentes der Geiſtlichkeit die Abrech— 


nung des Alumnatikums nicht zu geſtatten ſei, weil die Erbſteuer ei— 


gentlich eine Vermögens- und nicht eine Einkommens-Steuer iſt; daher 
auch vom Klerus, deſſen Vermögen nie vererbt wird, als ein jährliches 


Aequivalent entrichtet werden muß, hingegen das Alumnatikum vielmehr 
ein milder Beitrag iſt, den der Klerus zum Beſten feines Diözeſan— 


Seminariums von feinem reinen Einkommen entrichtet. 


2480. Hkzd. v. 30. Okt. 1827 3. 1452. Vdg. des illir. Gub. 
v. 29. Nov. 1827 Z. 24983. 


Mit Beziehung auf die Hofkanzlei-Verordnung v. 26. Mai 1826 


3. 12907, wurde dem Gubernium erinnert: daß es nicht gerathen ſei, 
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bei der Berechnung des Erbſteuer-Aequivalentes von dem Einkommen 
im Betriebe der Landwirthſchaft die Einlagen des proviſoriſchen Grund 
ſteuer-Kataſters als Baſis geſezlich vorzuſchreiben, weil dieſe Einlagen 

eigentlich das Brutto-Erträgniß der Grundſtüke darſtellen, das Erbſteuer— 

Aequivalent aber nach dem Reinertrage zu bemeſſen kommt, weil ferner 
nicht zu verkennen iſt, daß dieſe Einlagen große Ungleichheiten und 
abſolute Gebrechen zurüklaſſen, deren Beſeitigung den Operazionen für 

das ſtabile Kataſter vorbehalten iſt, weil endlich damit noch kein genü- 
gender Anhaltspunkt zur Bemeſſung des Erbſteuer-Aequivalentes ſtatuirt 
wäre, da das Einkommen der Geiſtlichkeit, wornach dieſes Aequivalent 
auszumitteln iſt, nicht blos in Grundſtüken, ſondern auch in andern 
Surellen, beſteht, worüber das proviſoriſche Grundſteuer-Kataſter zum 

Theile gar keine, zum Theile ganz mangelhafte Daten anbietet. Es 
habe daher vor der Hand, und bis zu der ohnehin in Verhandlung | 
ſtehenden Reform der Legislazion in Be: ziehung auf die Erbſteuer, bei 

der damaligen Uebung zu verbleiben. Indeſſen ſei es der Buchhaltung 
und dem Gubernium, fo wie der Erbſt. Hfkom. unbenommen, bei der 
Berichtigung der vorkommenden Eingaben zur Ausmittlung des Aequi- 
valents in Beziehung auf Grunderträgniſſe, die Einlagen des Grund- 
ſteuer-Proviſoriums zu Rathe zu ziehen, bei auffallenden Differenzen 
die Mängel zu ſtellen, und wenn ſie nicht befriedigend aufgeklärt wer— 
den, die Berichtigungen mit billiger . auf dieſe Einlagen vor⸗ 

zunehmen. | 


24813. Hkzd. v. 12. Feb. 1832; an alle Lſt. mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig, Dalmazien und Tirol. (Pichl 61). 


Se. k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchl. v. 4. Febr. 1832 zu 
genehmigen geruhet, daß in Anſehung des Erbſteuer— Aequivalentes der 
Geiſtlichkeit keine neuen Erhebungen bis auf weitere Anordnung einzu- 
leiten ſeien, ſondern dasſelbe im Verwaltungsjahre 1832 nach der 2 
nun beſtandenen Vorſchreibung abgenommen werden n | 


$. 60. 


„Von der Entrichtung des jährlichen Ecbbeuerk Yequivalents find 
ausgenommen: 

a) Die auf den Stiftspfarren ausgeſezten Stiftprieſter, deren 
Einkommen, das fie von ihren Pfarren beziehen, ſchon unter dem Ver— 
mögen des Stiftes begriffen iſt, welches ohnedieß von ſeinen en 
Einkünften das Erbſteuer-Aequivalent entrichtet. 

b) Der Deutſche und der Maltheſer— Ritterorden, fo viel es. ihr | 
im Jahre 1768 reluirtes, damals beſeſſenes Vermögen betrifft. | 


2482. Hkzd. vom 13. DH 1816 N. 1287, an das mäh. und 
böh. Gub. 

Se. Majeſtät haben die böhm., ſo wie die mähr. und ſchleſ. 
Piariſten-Klöſter, mit Einſchluß jenes zu Weißwaſſer, von der Ent- 
richtung des Erbſteuer -Aequivalents für die Zukunft zu befreien 
geruhet. . 


U 
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2483. Dek. der o. ö. Reg. v. 19. Aug. 1824 3. 18498 (P. 218). 


Ueber eine geſchehene Anfrage, ob die Stifter den Erbit. - Aequi— 
valents-Betrag von den Geſammteinkünften ihrer Stiftspfarreien, oder 
bloß von den Uebergenüſſen derſelben zu entrichten haben, und ob da— 


her die Dotazion der Stiftspfarrer von den zu verſteuernden Einkünf— 


ten in Abzug gebracht werden dürfe, hat die h. Hofkanzlei mit Dek. 
vom 5. Aug. d. J. 3. 23042, anher Folgendes eröffnet: — 

| Aus dem Geiſte der Verfügungen des Erbſt. Pat. über das von 
dem Regular - Klerus zu entrichtende Erbſt. = Aequivalent, geht unbe— 
zweifelt der Grundſaz hervor, daß die Einkünfte der Stiftspfarren ein 
Beſtandtheil von dem Einkommen des Stiftes ſind. Hieraus folget, daß 
es dem Stifte obliege, das Einkommen, welches von den, durch ausge— 
ſezte Stiftsprieſter verſehenen Regular-Pfründen entfällt, in ſeine Faſſion 
aufzunehmen und zu verſteuern, daß aber dieſen Stiftsgeiſtlichen ein 
Erbſt.⸗Aequivalent nicht abzufordern iſt. Dieſer Grundſaz und die daraus 
abgeleiteten Folgerungen beſtehen aufrecht, die Einkünfte des Stifts— 
pfarrers mögen bedeutend oder gering ſein, es mag von denſelben ein 
Theil in die Kommunkaſſe des Stiftes fließen, und auf ſolche Art dem 


Stifte ein Uebergenuß zu ſtatten kommen, oder wegen ihrer Unzuläng— 


lichkeit ein Beitrag aus der Kommunkaſſe zum Unterhalte des en 


ten Stiftsprieſters abgereicht werden. 


2484. Hkzd. v. 6. Aug. 1824 N. 2028, an die o. ö., bob mit. 
galt., tir., ſteier. und trieſter ft. 


In der Erwägung, daß die Klöſter der barmherzigen Brüder und 
der Eliſabethinerinnen in allen deutſchen und böhmiſch-galiziſchen Provin— 
zen der öſterr. Monarchie, wo ſolche beſtehen, den gleichen für die lei— 
dende Menſchheit wohlthätigen Zwek, und mit Ausnahme unbedeutender 
Modifikazionen auch einerlei Verfaſſung haben, wird die bereits mit h. 
Entſchl. vom 23. Julius 1815 den Klöſtern der barmherzigen Brüder 
und der Eliſabethinerinnen in N. Oe. zuerkannte Befreiung von dem 
Erbſt. Aequivalente von nun an auch auf die Klöſter dieſer Orden in 
den übrigen deutſchen und böhmiſch-galiziſchen Provinzen ausgedehnt. 


2485. Hkzd. v. 16. Auguſt 1831, an das gal. Gub. (G. 248). 
In Folge a. h. Entſchl. vom 9. Auguſt 1831, iſt der Jeſuiten⸗ 


Orden in Galizien von der Entrichtung des Erbſt.-Aequivalentes in An⸗ 
ſehung desjenigen Betrages loszuzählen, welchen derſelbe aus dem Stu— 


dien⸗ oder Religionsfonde für den Unterhalt einer beſtimmten Zahl der 


Otrdensglieder erhält, es mögen dieſelben in den Kollegien des Ordens, 


oder als Miſſionäre in der Seelſorge verwendet werden. 
In Anſehung des beſonderen Vermögens, das er beſizt und durch 


neue Erwerbungen erhält, iſt derſelbe nach dem Erbſt. Pat. zu behandeln. 


F. 61. 


»Dagegen ſind erſtgedachte beide Ritterorden, d da ſie nur ihre da⸗ 
maligen Einkünfte und Beftzungen reluiret haben, verpflichtet, das ſeit 
dem Jahre 1768, als der Zeit des erlegten Reluizions-Betrages, theils 
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durch den höheren Werth ihrer damals beſeſſenen Realitäten, theils durch 
das ſeit den an ſich gebrachten neuen Erwerbungen vermehrte Vermö— 
gen, welches ſie nicht reluirt haben, zu fatiren, und von demſelben das 
für die Regulargeiſtlichkeit mit vier Perzenten beſtimmte Erbſt. Aequi— 
valent, von dem Tage des kdog. gegenwärtigen Pat. jährlich zu entrich— 
ten, auch das Vermögen, das ſie von eben dieſer Zeit an, auf was im— 
mer für eine Art an ſich bringen, gleich den übrigen geiſtlichen Kom— 
munitäten, von Fall zu Fall zu verſteuern.“ b * 


2486. Hkzd. vom 20. April 1813 N. 1038, an alle Lſt. mit Aus⸗ 
nahme der n. ö. ö N | 


Nach dem Ableben eines deutſchen Ordens-Ritters iſt die Erbſt. 
nach den für das weltliche Vermögen beſtehenden Vorſchriften zu er- 
heben *). 


2487. Hfd. v. 23. Juli 1813 N. 1068, an alle A. G. 


Nach dem Ableben eines deutſchen oder Maltheſer-Ordens-Ritters 
hat die Bemeſſung der Erbft. auf die Kommende ſelbſt, die ein ſolcher 
Ritter beſeſſen hat, keinen Bezug zu nehmenz ſondern von dem nach ihm 
zurük gebliebenen übrigen Vermögen hat nur derjenige, der es erbt, 
ſo wie ein anderer Erbe, die zehnperzentige Erbſteuer zu entrichten. 


*) Hfd. v. 2. Juli 1813 N. 1059, an alle A. G. 
Da das ſämmtliche hoch- und deutſchmeiſteriſche, und auch das deutſche 
Ordens-Vermögen durch die Dispofizionen des preßburger Friedens im zwölf 
ten Artikel ein erbliches Eigenthum Sr. k. k. apoſtol. Maj. geworden iſt, ſo 


kann ſolches ſeit dem erwähnten Frieden nicht mehr in die nämliche Kathegorie 


mit dem Vermögen des Maltheſer-Ordens geſtellt, mithin der deutſche Orden, 
ſo wie er noch beſteht, in ſeinem Vermögen nicht mehr als eine geiſtliche Kor— 
porazion angeſehen und behandelt werden. 

Obgleich Se Maj. nach dem Abſchluſſe des preßburger Friedens Se kaiſerl. 
Hoheit den Erzherzog Anton Viktor nicht nur bei der Würde eines Hoch- und 
Deutſchmeiſters, ſondern auch bei der Verwaltung und dem Genuſſe des noch 
übrig gebliebenen, dahin gehörigen Vermögens belaſſen, und ſelbſt vor der Hand 
über die Güter und Einkünfte der deutſchen Ordensritter, Landkommenthure, 
Kommenthure, Rathsgebietiger und einfache Ritter keine veränderte Dispoſtzion 
fo wenig im In- als Auslande getroffen, auch dieſe ſämmtlichen Perſonen ihre 
geiſtlichen Eigenſchaften, ſo wie ſie ſolche bei dem Eintritte in den Orden ange— 
nommen hatten, beibehalten haben, bis auf zwei Kommenthure, welchen ſolche 
auf die ſtatutenmäßige Art abgenommen wurde, die dagegen keine Ordens-Re- 
venuen mehr zu beziehen haben; ſo hindert doch dieſes nicht, daß das ganze 
hoch- und deutſchmeiſteriſche, auch deutſche Ordensvermögen, vermöge des öf— 
fentlichen Staatsvertrages, als erbliches Eigenthum, ſomit als ganz weltlich 
betrachtet werden muß, welches dieſe Eigenſchaft dadurch, daß es noch immer 
von geiſtlichen Individuen verwaltet, und ſo lange es Sr. Maj. als Eigenthü— 
mer gefällt, auch benüzt wird, nicht verliert. Hieran wurde auch durch den nach— 
gefolgten wiener Frieden nichts geändert, außer, daß jenes k. k. weltliche Eigen— 
thum faſt nur auf dasjenige beſchränkt worden iſt, was ſich in der ö. Monar— 
chie und ſonſt außer den rheiniſchen Konföderazions-Staaten noch befindet. 

Es iſt daher nach Ableben eines deutſchen Ordens-Ritters die Erbſteuer 
nach den für das weltliche Vermögen beſtehenden Vorſchriften zu erheben. 
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2488. Hfd. vom 2. Juli 1813 N. 1060, an alle A. G. 


Da Se. Maj. die Aufnahme neuer Ordensglieder bei dem Malthe— 
ſer-Orden einzuſtellen, und zugleich anzuordnen befunden haben, daß 
künftig bei Erledigung einer Ordens-Präbende keine weitere Vorrükung 
ohne höchſte Einwilligung ſtatt zu finden, deßgleichen auch die Verlei— 
hung neuer Penſionen ohne höchſte Erlaubniß nicht mehr Plaz zu grei- 
fen, und das durch dieſe Anordnungen ſeiner Zeit heimfallende Vermögen 
eine andere Beſtimmung zu erhalten habe, ſo hat es von demjenigen, 
was die §s. 60 und 61 des Erbſt. Pat. vom 15. Okt. 1810, in Be- 
ziehung auf den deutſchen und Maltheſer-Orden vorſchreiben, abzukommen. 


2489. Hkzd. v. 22. Jänner 1818 N. 1408, an alle eſt. 

Se. Maj. haben in Anſehung der Glieder des prieſterlichen Mal— 
theſer-Ordens-Konventes zu Prag, ſie mögen ſich in dieſem befinden, 
oder auf den Pfarren des Maltheſer-Ordens angeſtellt ſein, anzuordnen 
geruhet: daß dieſe Prieſter bei ihren Ordensgelübden zu verbleiben ha— 
ben, die neu aufgenommenen zu deren Ablegung wieder zugelaſſen wer— 
den dürfen, und daß es von der ihnen früher zugeſtandenen Freiheit, 
nach Gutbefinden zu teſtiren ꝛc., wieder abzukommen habe; ſofort die⸗ 
ſelben in Anſehung ihres Nachlaſſes an die Geſeze des Ordens, wie vor— 
hin gebunden ſeien. 

Wornach bei Sterbfaͤllen ſolcher Maltheſer-Ordens-Prieſter, welche 
ſich auf Pfarren des Maltheſer-Ordens befinden, gleichförmig das vor⸗ 
geſchriebene Erbſt. Aequivalent wieder einzuheben iſt. 

In Anſehung der Maltheſer-Ordensritter, Komthuren ꝛc. hat es 
bei dem Hfd. vom 20. Mai 1813 (in der J. G. S. vom 2. Julius 


1813 Nr. 1060), zu verbleiben. 


y 4 $. 62. | 
»Sollte jemand eine der Erbſteuer unterliegende Erbſchaft, ein Le— 


gat oder Geſchenk ganz, oder nur zum Theil vorſezlich verſchweigen, oder 


die Erträgniß davon zu gering angeben; ſo fällt das verſchwiegene Ver— 
mögen oder derjenige Kapitalstheil, um welchen ein fruchtbringendes 
Gut durch eine vorſezlich falſche Anzeige merklich zu gering geſchäzt wor- 
den iſt, dem Fiskus heim.“ 


§. 63. 


„len dieſer Konfiskazionsſtrafe unterliegen die Geſchenke, wovon 
der Beſchenkte mit dem Eigenthume ſogleich auch den vollen Genuß des 
Geſchenkes überkömmt, wenn ſie innerhalb vier Wochen, vom Tage der 
Uebergabe an zu rechnen, nicht angezeigt worden ſind. Dieſe Anzeige hat 
derjenige zu machen, welcher das Geſchenk empfängt; doch hat auch der 
Schenkende dafür zu ſorgen, daß ſie richtig geſchehe. Unterläßt er dieſe 
Sorgfalt, jo muß er für das der Konfiskazion unterliegende Gut mit 
dem Beſchenkten in Solidum haften. Dem Anzeiger eines ſolchen ver— 
ſchwiegenen oder zu gering angegebenen Erbguts oder Geſchenkes wird, 
nebſt Geheimhaltung ſeines Namens, das Drittel davon zur Belohnung 
zugeſichert. e 
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2490. Hkzd. vom 6. Dez. 1810, an alle Lit. (G. 522). > Zir. 
v. 19. Feb. 1811, H. 108. 


Nachdem der §. 17 Geſchenke unter Lebenden, wenn der Beſchenkte 
mit dem Eigenthume ſogleich den vollen unbeſchränkten Genuß erhält, 
für ſteuerfrei erklärt, fo habe es von der Anzeige dieſer Geſchenke, welche 
der §. 63 anordnet, und von der darin auf die Unterlaſſung feftgefez 
ten Strafe abzukommen ). | 


8 


§. 64. 


»Jene Abhandlungsbehörden, die keine ordentlich beſrta Gerichts⸗ 
ſtellen ſind, und nach Vorſchrift des §. 42 über die Sterbfälle die Kon— 
ſignazion halbjährig einzureichen verpflichtet find, haben für jeden Unter- 
laſſungsfall eine Strafe von ſechs Reichsthalern zu erlegen. 


§. 65. 


»Die Abhandlungsbehörden müſſen alles eee und von Amts- 
wegen leiſten; fie find daher nicht berechtiget, den Parteien Berichts-, Er- 
pedizions⸗ oder was immer für Taxen anzurechnen, oder von den bloß wer 
gen der Erbſteuer depoſitirten Geldern oder Obligazionen bei deren Erfolg— 
laſſung eine Depoſitengebühr abzunehmen. Der Erbe iſt den Abhandlungs- 
behörden nur die ausgelegten Poſtgelder oder Einſchikungskoſten zu erſezen 
ſchuldig, zugleich aber befugt, die Abgaben, gleich den übrigen e 
koſten, von dem Verlaſſenſchafts-Vermögen abzuziehen. 


2491. Hkd. v. 20. Okt. 1826 N. 2227, an alle Lit. 


Man findet ſich bewogen, den Magiſtraten und Dominien auf dem 
Lande, bei Einſendung der Sterb-Tabellen und Erbſt. Ausweiſe an die 
ihnen vorgeſezten Behörden, die Portofreiheit gegen Journaliſirung zu 
bewilligen. 

Die Derkiuien und Magiſtrate haben jedoch bei der Einſendung ſol⸗ 
cher Tabellen und Ausweiſe auf der Addreſſe ſtets den HG »in Erb⸗ | 
ſteuerſachen,« zu machen. 


2492. Voͤg. des ſteier. Gub. vom 23. Mai 1833 3. 2013 (zur 
Darnachachtung in Erinnerung gebracht durch Vdg. des rg | 
Gub. v. 4. Mai 1837 Z. 1896 P. 95). | 


Es ift vorgekommen, daß Abhandlungsinſtanzen den bemeffenen Erbſt. | 
Betrag durch die k. k. Poſt an die Erbft.Kaffe eingeſendet haben, ohne die 
Rezepiſſegebühr beizulegen, welche von der Kaſſe daher einſtweilen von der 
Steuer bezahlt wurde, und dann als Rükſtand wieder eingetrieben wer⸗ 
den mußte. 

Um derlei unnöthige Schreibereien künftig zu vermeiden, ſiud die Ab- 
handlungsinſtanzen anzuweiſen, in Fällen, wo ſie ſich zur Abfuhr der Erbſt. 
der k. k. Poſt bedienen, nebſt dem vollen Steuerbetrag immer auch die 


*) Wörtlich gleichlautend iſt das Hkd. v. 26. März 1811. | 1 
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Rezepiſſegebühr anzuſchließen, weil dem Erbſteuerfonde keine derlei Koſten 
zu Gunſten der Bun zur Laſt fallen dürfen. 


§. 66. 


»Sowohl die Erbſt. Ausweiſe, als die dießfalls erſtatteten Berichte 
und Expedizionen, ſind auch ſtempelfrei; dagegen ſind jene Geſuche, welche 
von den Parteien ſelbſt nach bereits erhaltener Zahlungs-Verordnung, ent— 
weder um Verlängerung des Zahlungstermines, oder um ſonſt irgend eine 
ähnliche Begünſtigung, eingereicht werden, mit Ausſchluß der Beilagen, 
dem Stempel unterworfen. 


2493. Stempelpat. v. 5. Okt. 1802 N. 577. 

§. 9. Von dem Gebrauche des Stempelpapiers ſind jedoch ganz be— 
freiet: 

h) Abſolutorien und ſummariſche Extrakte der Rechnungen, welche 
eine milde Stiftung, eine landſchaftliche Kameral- oder Kriegs-Kaſſe, oder 
den Kontribuzions-, Darleihungs-, Erbſteuer- oder Taxfond und derglei— 
chen betreffen. 

r) Erbſchaftsſteuer-Ausweiſungen. 


2495. Hkd. vom 11. Jän. 1820 3. 118, Vg. des mäh. Gub. vom 
4. Feb. 1820 3. 2255. 

Ueber die Anfrage wegen Anwendung oder Nichtanwendung des Stem⸗ 
pels zu den Erbſt. Verſicherungs-Reverſen wird bedeutet: daß Erbft.- 
| Verſicherungs⸗ Reverſe allerdings ſtempelfrei behandelt, dagegen aber Ge— 
ſuche, mittelſt welcher die Erbſt. Ausweiſe überreicht werden, nach Vorſchrift 
des S. 9, lit. I., mit dem Stempel von ſechs Kreuzern zu verſehen ſind. 


2496. fd. vom 6. Feb. 1829 N. 2382, an das gal. A. G. 


Sowohl der auf Anſuchen einer Partei aufgenommene Schäzungs— 
akt, als auch andere Urkunden, welche dem Erbſt. Ausweiſe zugelegt wer— 
den, und nicht vielleicht ihrer Eigenſchaft nach vom Stempel befreit ſind, 
en dem klaſſenmäßigen Stempel. 
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Giebigkeiten für Juſtitute. 


I. 
Lizitazionsprozente für Armeninſtitute. 


2497. Bog. in Böh. v. 11. April 1781 (K. 1. 266). 


Zur gehörigen Befolgung der Vdg. vom 6. Juni 1761) ſollen 
künftig von allen Lizitazionen, außer den Free und Kridafällen 
1 pro Cento von dem Betrage des Verkaufes für die prager Armen⸗ 


kaſſe durchgehends eingezogen, und von den ſämmtlichen Magiſtraten und 


Gerichten über den eingegangenen Betrag jedesmal die Konſignazion 
eingeſchikt werden. 


2498. Hfd. v. 20. Juni 1784 an alle Lt. (K. 7. 10). 
Auf einen von dem k. k. Hofkriegsrathe erſtatteten Vortrag wegen 


Abführung 1 pro Cento bei den öffentlichen Militärverlaſſenſchaftsver⸗ | 


- fleigerungen, wie bei den Zivilabhandlungen, haben Se. Maj. entſchloſ— 


ſen, daß die Militärverlaſſenſchaften, da ſie ohnehin faſt durchgängig 
ſehr gering ausfallen, und die Erben gemeiniglich ſelbſt höchſt bedürftige 
Leute, arme Witwen oder Waiſen ſind, von dieſer Abgabe des 1 pro 


Cento bei den öffentlichen Verſteigerungen noch ferners enthoben blei— 
ben ſollen. S. 2505. 


2499. Dek. der Zentral⸗ Finanz⸗ Hofkom. v. 25. April 1812 N. 987, | 


an d. n. ö. Reg. 


Die bei den innerhalb des Armen⸗Verſorgungs⸗Vezirkes der Stadt 


Wien abzuhaltenden Verſteigerungen für den hieſigen Armenfond zu Folge 


des Hfd. vom 25. April 1750, und der Reg. Vdg. vom 19. Feb. 1770, ö 


einzuhebende Gebühr wird vom 1. Juni d. J. an, zum Beſten dieſes 


Armenfondes auf zwei vom Hundert von den eingehenden Kauf⸗ 


ſchillingsgeldern beſtimmt; welche Gebührsabnahme jedoch bei jenen Lizi— 


tazionen, welche in wirklichen Krida-Fällen, oder ſonſt im gerichtlichen 
Exekuzionswege gehalten werden, auch künſtig / wie bisher, nicht ſtatt 


findet. S. 2502. 


2500. Dek. d. illir,. prov. Generalgub. v. 30. Sept. 1814 3. 13752 
(P. Ergänzungsſammlung, 1. Th. 3. Abth. S. 172). 


Ueber die gemachte Beobachtung, daß häufig gerichtliche und außer⸗ 8 
gerichtliche Realitäten- und Mobilien-Verſteigerungen vorgenommen, an 


) Dieſe Vdg. ſagt das Nämliche. 


4 
4 
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dem vorgeſchriebenen 1 Prozent aber wenig oder beinahe gar nichts zum 


Hauptarmenfonde abgeführt werde, erhalten die Kreisämter den Auftrag, 


das hoͤchſte, ſeit dem öfters erneuerte Pat. vom 22. Juni 1761, nach 
welchem von allen Lizitazionen, (außer in Exekuzions- und Kridafällen) 
1 Prozent von dem Verkaufsbetrage für die Almoſen, das iſt für die 


vereinigte Hauptarmenkaſſa durchgehends eingezogen werden ſolle, ſich 


nicht nur ſelbſt zur unausgeſezten Aufmerkſamkeit dienen zu laſſen, ſon— 


dern auch die genaue Befolgung allen unterſtehenden Orts- und Grund— 


obrigkeiten wiederholt zur verantwortlichſten Pflicht zu machen, und dem— 
nach darauf zu ſehen, daß keine, was immer für Namen habende Ver— 
ſteigerung ohne vorläufige Meldung und ohne einen gerichtlich oder von 
der politiſchen Behörde ernannten und bekannten Kommiſſär abgehalten 
werden ſolle; wie es das h. Pat. von 29. Nov. 1786 und verſchiedene 
ſpäter nachgefolgte Weiſungen maßgebig entſcheiden. Dieſen Kommiſſären 
muß es daher obliegen, von dem Ausſchlage jeder Lizitazion dem be— 
treffenden Kreisamte Rechenſchaft zu geben, und bei demſelben von je— 
dem Hundert deſſen, was das Verſteigerungs-Protokoll in dem Meiſt— 
boths-Summario ausweiſet, 1 Prozent zu hinterlegen, damit ſohin über 
erſtatteten Bericht der F zur Empfangnehmung angewie⸗ 


ſen werden könne. 


259%. Bog. d. böh. Gub. v. 30. Juni 1821 3. 17326 (P. 376). 


Das Hkzd. vom 12. Feb. 1784 beſtimmt, daß die von Lizitazionen 5 
und Teſtamenten für die Armuth zu leiſtenden und früher dem prager 
Armenhauſe zugefloſſenen Beiträge künftig den Lokalarmeninſtituten über⸗ 
laſſen werden ſollen. 

Um nun den Armeninſtituten, auf deren Emporbringung in Folge 
Hkzd. vom 26. Mai 1787 zu dringen iſt, die ihnen durch die erwähnte 
Anordnung zugedachten Vermächtniſſe und Beiträge zuzuwenden, wird 
den k. Kreisämtern ꝛc. aufgetragen, bei den vorzunehmenden Kreisbe— 
reiſungen auf die genaue Handhabung desſelben Bedacht zu nehmen, 
und bei diesfalls etwa wahrgenommenen Außerachtlaſſung dieſer Weifung - 
ſogleich das Nöthige zur Ointanhaltung der Verkürzung der Lokal— 
Armeninſtitute vorzukehren. 


2502. Hkzd. v. 3. Nov. 1821 3. 31069; BG. d. n. ö. Reg. v. 
27. Nov. 1821 3. 52955 (P. 654). 


Ueber ein Hofgeſuch um Befreiung von Entrichtung der Lizitazions— 
Perzente für den Armenverſorgungs-Fond, E e einiger außer den 


Linien von Wien gelegenen Aeker, hat die k 7 Hofkanzlei den 3. No⸗ 


vember 1821 entſchieden: 
Von allen Verſteigerungen von Realitäten oder vom bes chen 
Vermögen innerhalb der Linien Wiens, gebühren dem Armen— Fonde. die 


geſezlichen Perzente, den Fall einer Verſteigerung im Exekuzions— Wege, 


oder wegen einer ausgebrochenen Krida ausgenommen. 
Mit der a. h. Entſchl. vom 15. Jänner 1811, welche der Regierung 
unter der Zahl 835 mitgetheilt wurde, ward beſtimmt, daß die Abgabe 


auch von den freiwilligen Verſteigerungen in dem Bezirke jener Orte 


— 
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um Wien eingehoben werde, die von den Armenverſorgungs-Anſtalten 
mit den Vorſtädten Wiens gleichen Nuzen genießen. 

Der Antrag der Regierung, die Abnahme der Lizitazions-Perzente 
auf das flache Land auszudehnen, wurde ausdrüklich zurükgewieſen. 

Bei Entſcheidung der Frage, ob von einer verſteigerten Realität 
die Lizitazious-Perzente für den Armenverſorgungsfond abzunehmen ſind, 
kommt es daher nicht darauf an, wo das Grundbuchsamt, dem die Rea 
lität unterſteht, ſeinen Siz hat, ſondern ob die Realität inner dem 
Armen-Inſtituts-Bezirke von Wien liegt. . 

Da nun obige Aeker, welche im Wege der Verſteigerung veräußert 
wurden, weder inner den Linien, noch in einem ortsobrigkeitlichen Be— 
zirke, der an den wiener Armenverſorgungs-Anſtalten Theil nimmt, lie— 
gen, ſo ſind die Perzente von dieſer Verſteigerung zur Ungebühr abge— 
fordert worden, und es hat daher von dieſer Aufrechnung abzukommen. 


2503. Dek. d. o. ö. Reg. v. 10. Aug. 1825 Z. 19396 (P. 158). 


Se. Maj. haben zu Folge h. Hkzd. v. 30. Juli d. J. Z. 23588, mit 
a. h. Entſchl. vom 28. Juli d. J. zu bewilligen geruht, daß bei allen, 
in den drei Stadt-Pfarren zu Linz vorfallenden öffentlichen Lizitazionen 
(mit Ausnahme der gerichtlichen Exekuzions- und Kridafälle) ein Perzent 
des Kaufſchillings von dem Mobilare der Zivil— Parteien zum Behufe des 
linzer Armen-Inſtituts eingehoben werden darf. 


2594. Vdg. d. ſteier. Gub. v. 24. Aug. 1832 Z. 11410 (P. 372). 


Zur genauen Evidenz, und richtigen Einbringung der dem Armen— 
fonde allen Lizitazions- und Verlaßperzente iſt den Bezirksobrigkeiten 
aufzutragen, daß ſie über alle Lizitazionen, die in ihrem Bezirke abgehal— 
ten werden, nach dem Formular / Die Vormerkung führen und halbjährig 
den Ausweis nach dem Formular *//. vorlegen, in welchem nicht nur die 
durch Zeitungen bekannt gemachten, ſondern auch alle andern in ſonſtigen 
Wegen angekündigten Lizitazionen aufzunehmen ſind, und welche nach je— 
dem halben Jahre mit dem kreisämtlichen Lizitazionsperzenten— Verzeichniſſe 
einzuſenden kommen. 

Zur gleichen Ueberſicht über die Verlaßperzente iſt der gräzer Ma⸗ 
giſtraß anzuweiſen, nach dem Formular °///. über ſämmtliche in Graz ſich 
ergebende Verlaſſes⸗ Abhandlungen die Vormerkung zu führen, wozu dem— 
ſelben von den im gräzer Bezirke befindlichen 41 Dominien nach dem For— 
mular ¼⁰L. die Behelfe zu liefern find, die dann als Beilagen mit dem 
halbjährig zuſammengeſtellten Ausweiſe des Magiſtrates bei Gelegenheit 
der Perzenten-Abfuhr an das Kreisamt, und von demſelben an die Staats- 
buchhaltung zu übergeben ſind. 
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2505. Dek. d. böh. Gub, v. 9. Dez. 1832 3. 49795 (P. 644). 


Ueber eine von dem jud. del. mil. mix, an das k. k. A. G. gerichtete, 
und von daher dieſer Landesſtelle zur Erledigung abgetretene, ſofort von 
der leztern der k. k. Hofkanzlei zur Entſcheidung unterlegte Beſchwerde wider 
einen Magiſtrat wegen ungebührlichen Bezugs des Armenperzents aus An⸗ 
laß der Veräußerung eines Verlaſſenſchaftshauſes nach einem penſionirten 
k. k. Major iſt mit Hkzd. vom 8. Nov. l. J. Z. 22318 nachſtehende Ent— 
ſcheidung erfloffen : 

»Das von dem jud. del. mil. mixto angeführte und an ſaͤmmtliche 
Länderſtellen, ſomit auch nach Böhmen erlaſſene Hfd. vom 25. Juni 1784 
(2498) gründet ſich auf eine allerhöchſte Entſchließung, vermöge wel⸗ 
cher die Militärverlaſſenſchaften von der Abgabe des Armenperzents bei 
den öffentlichen Verſteigerungen noch ferner enthoben bleiben ſollen.“ 

Da durch dieſe a. h. Anordnung die Befreiung von gedachter Ab— 
nahme im Allgemeinen ohne Beziehung oder Unterſcheidung der Militär— 
nachlaſſenſchaften in Bezug auf bewegliches oder unbewegliches Vermögen 
ausgeſprochen wird: fo wird das Gub. über die mit Bericht vom 7. Sept. 
l. J. 3. 33739 dießfalls gemachte Anfrage zur genauen Nachachtung der 
erwähnten Vorſchrift in vorkommenden Fällen angewieſen. 

Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und ei ih perftän- 
digt werden. 


2506. Okdd. v. 11. Mai 1837 3. 09465 Vdg. des äh Gub. v. 2. 
Juni Z. 19841 (A. 246). 


Da h. Orts hervorgekommen iſt, daß in einigen Provinzen bei Ab- 
nahme der Armenperzente von freiwilligen Verſteigerungen die auf einer 
verſteigerten Realität haftenden Laſten und Schulden in Abzug gebracht 
worden ſind, und das Armenperzent nur von derjenigen Summe abge— 
nommen wird, welche nach Abſchlag der auf der Realität haftenden Laſten 
und Schulden an dem gelöſten Kaufſchillinge übrig bleibt, ſo iſt mit h. 
Hkzd. vom 11. v. J. Z. 9946 die Abſtellung dieſer, den beſtehenden 
Direktiven entgegenlaufenden Gepflogenheit und die Handhabung eines 
allgemein gleichförmigen Verfahrens in dieſer Beziehung angeordnet 
worden, dem zu Folge künftig das geſezliche Armenperzent von freiwilligen 
Lizitazionen vom ganzen gelöſten Kaufſchillinge ohne Abzug der auf den 
verſteigerten Realitäten haftenden Laſten und Schulden abgenommen und 
abgeführt werden muß. 


2507. Vg. des böh. Gub. v. 19. Sept. 1837 Z. 41376 (P. 2105. 


Aus Anlaß der neuerlich zur Sprache gekommenen Frage wegen Ab- 
nahme der Armenprozente bei Verſteise ungen von Realitäten hat die 
Hofkanzlei mit Dek. o. 24. März l. J. H. Z. 6497 und zwar bezüglich 
auf das an die n. ö. Reg. erlaſſene h. oh. vom 23. April 1812 H. Z. 5747 
und auf das h. Zentral-Finanzhofkommiſſionsdekret vom 25. d. M. und Jahrs 
H. Z. 889 (2499) die diesfällige Erläuterung dahin erlaſſen, daß nach 
den urſprünglichen Beſtimmungen wegen Abfuhr der Lizitazionsgebühren 
von freiwilligen Verſteigerungen von der Entrichtung dieſer Gebühr nur 
die Erefuzions- und Krida-Fälle ausgenommen find, daß dieſe Fälle nach 
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den vorgeſchriebenen gerichtlichen Formen vorhanden ſein müſſen, und 
insbeſondere in Kridafällen nur dann eine Ausnahme von der Lizitazions- 
perzenten— Entrichtung eintreten könne, wenn von der ordentlichen Zuftize 
behörde über die Inſolvenzanmeldung des Schuldners oder der Erben 
die Ediktaleinberufung der Gläubiger veranlaßt und durch öffentliche 
Kundmachung derſelben der Konkurs eröffnet worden iſt, wornach ſich auch 
ſeither benommen und einem Abzug von den Sagzpoſten nicht ſtatt ge= 
- geben wurde. 

Das Hkzd. vom 1. April 1814 H. Z. 3560 (fig. am 2. Mai 
def. J. G. 3. 14786) ſei nur an die böh. Landesſtelle über eine 
von ihr geſtellte Anfrage, ob bei Lizitazionen unbeweglicher Güter die Lizi⸗ 
tazionsperzente zu entrichten kommen, und über eine Bemerkung des 
böh. Fiskalamtes, daß es billig ſei, daß nach dem Beiſpiele von Mähren 
die Abgabe nur von derjenigen Summe abgenommen werde, welche dem 
Verkäufer nach Abſchlag der auf der lizitirenden Realität haftenden Lar 
ſten und Schulden an dem gelöſten Kaufſchillinge übrig blieb, erlaſſen 
worden. 

Zufolge dieſer in Böhmen ſtatt gefundenen, von den Eingangs er— 
wähnten Beſtimmungen abweichenden Gepflogenheit wird daher mit dem 
zuerſt gedachten h. Hkzd. vom 24. März l. J. H. Z. 6497, durch wel⸗ 
ches das frühere vom 1. April 1814 H. Z. 3560, das nicht geeignet iſt, 
eine Aenderung an dem bisherigen Verfahren und dieſen Beſtimmungen 
begründen zu können, unter Einem aufgehoben wird, die dießfällige ab— 
weichende Gepflogenheit hiemit abgeſtellt, und ſelbe wieder auf die u 
ſprünglichen Beſtimmungen zurükgeführt. | 

f Welches in Gemäßheit des Eingangs angeführten h. Hkzd. v. 24. 
März l. J. H. Z. 6497 zu Jedermanns Wiſſenſchaft und genauen Darnach⸗ 
achtung hiemit allgemein bekannt gemacht wird. 


x 
u « 


2508. Zir. d. o. ö. Reg. v. 8. Juli 1839 (3. PEN 


Se. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 18. Mai 1839 zu befehlen ige 
ruht, daß die Abnahme des Armenperz entes bei öffentlichen Verſteigerun— 
gen da, wo, und in der Art, wie ſie nach Zulaß der beſtehenden Vor— 
ſchriften dermalen beſteht, noch ferner ſtatt zu finden habe. 

Dieſe a. h. Entſchl. 2 in Folge h. Hkzd. v. 8. Juni 1839 3. 16532 
kundgemacht. 


*) Hkzd. v. 1. Abril 1814, an d. böh. G. (G. 133). 


Bei Lizitazionen gebührt dem Lokalarmenfonde die einperzentige Abgabe 2 
außer den Exekuzions- und Kridafällen allerdings, ſowohl von unbeweglichen, 
als beweglichen Gütern; dieſe Abgabe iſt jedoch immer nur von derjenigen 
Summe abzunehmen, welche dem Verkäufer Bach Abſchlag der auf der lizitirten 
Realität haftenden Laſten und Schulden von dem gekauften Kaufſchillinge übrig 
bleibt. 

Dieſe nachträgliche Erläuterung der Normalvorſchriften vom 11. April 1781 
und vom 12. Februar 1784 wird zur genagueſten Nachricht hiermit bekannt 
gemacht. 
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II. 
In Wien. 


Beiträge zur Armenbürgerlade, zum Wohlthätigkeits⸗ 
fonde und zum allg. Krankenhauſe. 


2509. fd. v. 7. Aug. 1795, an d. n. ö. Reg. (K. 82). 


Unter mehreren in den k. k. Erblanden überhaupt, und beſonders 
in der Haupt- und Reſidenzſtadt zur Unterſtüzung und Verpflegung wahr— 
haft Armer beſtimmten öffentlichen Anſtalten iſt für jene des hieſigen 
Bürgerſtandes nicht nur das allg. bekannte Bürgerfpital, in welchem die 
Alters oder Gebrechlichkeits wegen zu allen ferneren Arbeiten unfähigen 
Burger und Bürgerinnen lebenslänglich verſorgt werden, ſondern es iſt 
zu dieſem Ende auch eine andere von demſelben ganz abgeſonderte, in 
keiner Verbindung ſtehende Anſtalt gewidmet, und unter dem Namen 
Armenbürgerlade bekannt, aus welcher die nach gepflogener Unter⸗ 
ſuchung wahrhaft dürftig befundenen Bürger und Bürgerinnen in ſo lange 
ein monatliches Almoſen erhalten, bis ſie entweder in das hieſige arme 
Bürgerſpital aufgenommen werden können, oder ihre Vermögensumſtände 
durch glükliche Zufälle dergeſtalt ſich verbeſſern, daß ſie einer fernern 
Unterſtüzung nicht mehr bedürfen. 

Durch die Beiträge der ſämmtlichen bürg. Zünfte und Innungen, 
dann durch die Privatwohlthätigkeit ein oder des andern wohlhabenden 
Bürgers iſt dieſes Inſtitut in einem Zeitraume von mehreren Jahren zu 
ſolchen Vermögenskräften gelangt, daß bereits einige Hundert Arme 
aus demſelben ein monatliches, in verſchiedenen Klaſſen eingetheiltes 
Almoſen erhalten. 

Da aber die Zahl der armen Bürger dem ungeachtet ſo ſtark ſich 
vermehrt, daß deren, auch mit Rükſicht auf ihre erhobene Dürftigkeit, we— 
der in das hieſige Bürgerfpital hinlänglich aufgenommen, noch weniger 
ſie zureichend mit monatlichen Almoſen aus der Armenbürgerlade betheilt 
werden können; ſo haben Se. k. k. apoſt. Majeſtät, aus höchſt landes— 
väterlichem Gefühle für die leidende Armuth bewogen, den von den 
meiſten Innungen und Zünften, dann den Vorſtehern der Armenbürger— 
lade für die Eröffnung ergiebigerer Hilfsquellen geäußerten Wunſch nicht 
nur mit größtem Wohlgefallen zu begnehmigen, ſondern auch allergnädigſt 
zu verordnen geruht: daß in Zukunft, obſchon der Privatmilde eines 
Jeden überlaſſen bleibt, bei Erwägung und Gefühl des Elendes ſeines 
armen Mitbürgers in den Teſtamenten oder anderen leztwilligen Anord— 
nungen entweder des hieſigen Armenbürgerſpitals, oder der Armenbür- 
gerlade durch Zuwendung beſonderer Vermächtniſſe zu gedenken, doch in 
den Fällen, wo der Armenbürgerlade nichts freiwillig zugedacht 
worden, derſelben aus der Verlaſſenſchaft eines jeden Bürgers Ein 
Gulden zukommen gemacht, und von der Abhandlungsinſtanz ohne wei— 
teren jedesmal abgezogen werden ſolle, wenn die Verlaſſenſchaft an ba— 
rem Vermögen oder Verlag nicht unter 30 fl. begriffen iſt; in welch' 
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lezterem Falle dieſe von aller unfreiwilligen Abgabe an die Armenbür— 
5 d 9 9 
gerlade enthoben werden ſolle. 


2510. Ofd. v. 30. Aug. 1806 N. 782, an d. n. ö. A. G. 

Die inner den Linien Wiens befindlichen Abhandlungs - Inſtanzen 
haben vom 1. Nov. 1806 anzufangen, von allen in der Stadt, und in 
dem Armen-Inſtituts-Bezirke von Wien angebanbekien Verlaſſenſchaften, 
welche den Betrag von 100 fl. a 4 Perzent einzuheben, und 
an den Wohlthätigkeits-Fond abzuführen; nur iſt in den Fällen, wo durch 
ein Teſtament dem Armeninſtitute ein beſtimmter Betrag legirt wurde, 
dieſer von der auf das reine Verlaſſenſchafts-Vermögen zu beſtimmenden 


Abgabe abzuſchlagen; ſo wie hierdurch die bisher von den Verlaſſenſchaf-⸗ 


ten abgenommenen Beiträge für das Armeninſtitut aufzuhören haben. 


2511. Hkzd. v. 28. April 1807 N. 809, an d. n. ö. Reg. 


So wie die in Wien vorfallenden Verlaſſenſchaften der Perſonen, 1 


die der Militär-Gerichtsbarkeit unterliegen, im Jahre 1803 von dem Per- 


zenten⸗Erlage zum allg. Krankenhauſe Inagezäbl! worden, ſollen Diefelben 


auch von der unter dem 15. Juni v. J. beſchloſſenen Abnahme des al- 
ben Perzentes für den Wohlthätigkeits⸗ Fond befreit werden. g 


2512. Hfd. v. 17. Juni 1808 N. 844, an d. n. ö. A. G. 


Da ſowohl die h. Entſchl. v. 30. April 1803 Nr. 605), und 10. 
Aug. 1806 Nr. 782 der G. S. (25100, als die in deren Gemäßheit 


ergangenen Zirkularien v. 14. Mai 1803 und 6. Sept. 1806, wegen der 


dem wiener Krankenhauſe und Wohlthätigkeitsfonde zuzuwendenden Bei— 
träge aus den in Wien abgehandelten Verlaſſenſchaften keinen Unterſchied 
zwiſchen den Verlaſſenſchaften, ob ſie nämlich ein Allodium oder ein Fidei— 


kommiß betreffen, machen; ſondern die dießfällige Entrichtung von allen | 


Verlaſſenſchaften inner den Linien Wiens auflegen; fo find dieſe Gebühren 
allerdings auch von den Fideikommiß⸗ Verlaſſenſchaften, und zwar ohne 
Unterſchied, es möge mit denſelben ein Mo pie een verbunden fein, oder 
nicht, zu entrichten. 


2513. Dek. der Zentr. Fin. Hofkom. v. 21. Sept. 1811 N. 959, an 
d. n. ö. Reg. 


In Erwägung, daß die Auslagen des allg. Krankenhauſes in Wien 
ſeit der Errichtung und urſprünglichen Fundirung deſſelben, theils durch 
die geſtiegenen Preiſe der Lebensbedürfniſſe, theils durch die anwachſende 
Zahl der unentgeltlich aufzunehmenden Kranken ſehr vermehrt worden ſind, 
haben Se. Maj. in Hinſicht auf die durch die Reg. Zir. Vdg. vom 14. 


Mai 1803 beſtimmten geſezlichen Legate eine verhältnißmäßige Muße ind | 


zu genehmigen geruhet. 
Es wird daher verordnet: 
1) Die Zir. Vdg. vom 14. Mai 1803 iſt aufgehoben. 


*) Aufgehoben durch 2513. 
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2) Vom Tage der Kundmachung der gegenwärtigen Vdg. an iſt von 
jeder ſich künftig ereignenden Verlaſſenſchaft inner den Linien Wiens, 
welche den reinen Betrag von 500 fl. W. W. überfteigt, und nicht 1000 fl. 
erreichet, 1 fl. W. W.; von 1000 — 5000 fl. von jedem Tauſend 2 fl.; von 
5000 — 10000 fl., von jedem Tauſend 2 fl. 30 kr.; von 10000 — 2 5000 fl., 
von jedem Tauſend 3 fl.; von 25000 — 50000 fl., von jedem Tauſend 
3 fl. 30 kr.; von 50000 — 75000 fl., von jedem Tauſend 4 fl., und 
von 75000 fl. weiter von jedem Tauſend 4 fl. 30 kr, zu entrichten. 


2514. Okzd. v. 14. Okt. 1813 N. 1072, an alle Lit. 


In N. Oe. beſtehen außer den für den Normalſchul- und den 
Invalidenfond vorgeſchriebenen Gebühren von den Verlaſſenſchaften, auch 
noch mehrere ähnliche, für Lokalanſtalten gewidmete geſezliche Legate, 
welche theils in beſtimmten Beträgen, wie jene zum Normalſchulfonde, 
theils aber auch nach Prozenten von der Verlaſſenſchaftsmaſſe abgenommen 
werden. 


Es iſt nun die Frage aufgeworfen worden, in welcher Art die Bezah— 
lung ſolcher Legate, wenn die Verlaſſenſchaft ganz oder zum Theil i in öffent⸗ 
lichen Obligazionen beſteht, gefordert werden könne? 

Hierüber wird folgende Weiſung gegeben: 


Bei der Abnahme der geſezlichen Legate überhaupt iſt zu unterſchei- 
den: Jene Gebühren, welche nicht nach Proz. von der hinterlaſſenen Erb— 
ſchaft, ſondern, wie z. B. an den Normalſchulfond, in beſtimmten Be— 
trägen zu entrichten find, müſſen immer bar in W. W. bezahlt werden. 

Bei jenen Gebühren aber, die als ein beſtimmter Antheil von dem 
hinterlaſſenen Vermögen nach Proz. zu entrichten ſind, iſt ſich genau nach 
jenen Vorſchriften zu benehmen, welche in Beziehung auf die Bezahlungs— 
art der landesfürſtlichen Mortuargebühren gegeben wurden, wobei jedoch 
zur Erleichterung der Verlaſſenſchaftsmaſſe geitattet wird, daß alle nach 
Proz, beſtimmten geſezlichen Legate in eine Summe zuſammen genom— 
men, und wenn das Vermögen in öffentlichen Obligazionen beſteht, und 

die Summe dieſer Legate 25 fl. erreicht, mit Obligazionen bezahlt und die 
Forderungen der Fonds dann unter ſich ausgeglichen werden. 


2515. Hfd. v. 22. Juni 1821 N. 1770, an d. n. ö. A. G. 


Nachträglich zu dem Hkzd. vom 10. Aug. 1806 (vom 30. Aug. 1806, 
r 25100 welches die Abnahme eines halben Proz. von 
den Verlaſſenſchaften zum wiener Wohlthätigkeits-Fonde anordnet, iſt die 
Erläuterung dahin erfloſſen: daß dieſer Betrag von Verlaſſenſchaften, 
welche Ein Hundert Gulden überſteigen, nur mit der Beſchränkung auf 
die Stadt und den Armen-Inſtituts-Bezirk von Wien, abzunehmen ſei, 
und daher auf jene Verlaſſenſchaften ſich nicht beziehe, welche außer dem 
eben erwähnten Bezirke vorfallen, wenn gleich die Erbsabhandlung der— 
ſelben von einem Gerichtsſtande in Wien vermöge der beſtehenden Su: 
risdikzions-Vorſchriften zu pflegen ſein dürfte. 
Handb. d. Mebigkeiten. 82 
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III. 5 
Ju Gra z. 
Halbes Armenprozent. 


2516. Kur. des ſteier. kärnt. Gub. v. 5. Okt. 1817. 


Se. k. k. Majeſtät haben zu dem Ende, damit dem hiengen waupız. 
armenfonde für die Zukunft die erforderliche Bedekung verſchafft werde, 
gnädigſt zu entſchließen befunden, daß von allen in der Stadt Gräz und 
in ihren Vorſtädten vorkommenden Verläſſen, welche 100 fl. überſteigen, 
ein halb Proz. für dieſen Hauptarmenfond durch die Abhandlungs-In— 
ſtanzen einzuheben, in jenem Falle aber, wenn durch eine leztwillige An- 
ordnung dem Armenfonde ein beſtimmter Betrag vermacht worden, die- 
ſer von der auf das reine Verlaſſenſchaftsvermögen gelegten Abgabe ab: 
zuſchlagen ſei. 

Dieſe a. h. Bewilligung iſt zwar in Folge h. Hkzd. vom 29. Mat 
1816 3. 9968, und Note des k. k. in. ö. A. G. vom 18. Juni durch 
Umlauf, und durch die gräzer Zeitung bekannt gemacht worden ). 

Damit jedoch dieſelbe deſto richtiger befolgt werde, ſo wird ſie hier— 
mit wiederholt den Jurisdikzionsbehörden mit dem Beiſaze bekannt ge— 
macht, daß die Entrichtung gedachter Proz. an die Armenverſorgungs-An⸗ 
ſtalten-Verwaltung vom Tage obgenannter h. Vdg. ihren Anfang zu 
nehmen habe. A 

Ueber die dießfälligen Verläſſe, und das abfallende Halbproz. hat 
jede Jurisdikzions— Bebörde den Ausweis nach dem anliegenden Formular“) 
dermal bis Ende Okt. d. J., künftig aber bis Ende jeden Militär-Quar— 
tals zu verfaſſen, und bis 15. des darauf folgenden Monats an das 
k. k. Kreisamt einzureichen. 


2517. Bog. d. ſteier. Gub. v. 19. Nov. 1823 3. 29832 (P. 335.) 


Die h. Hofkanzlei hat gelegenheitlich eines vorgekommenen Falles mit 
Vdg. v. 30. Okt. 1823 Z. 32394) entſchieden, daß bei den zu wohlthä⸗ 
tigen Zweken gemachten Legaten, da bei ſelben die Abnahme des Mortuars 
nicht Plaz greift, auch die Abnahme des für den grüner Armenfond bes 
ſtimmten Armenproz. nicht ftatt zu finden habe. 


2518. Vg. d. ſteier. kärnt. Gub. v. 23. Juni 1824 Z. 14368 
(P. 215.) 

Durch die Vetech guns des halben Armenproz. nach dem Nominal— 
werthe des reinen Verlaßvermögens würde der a. h. Entſchl. vom Jahre 
1816 allerdings zum Nachtheile der Parteien eine A große Ausdehnung 
ertheilt werden, indem die Kapitalien, welche in öffentlichen Obligagionen 
anliegen, nicht leicht den Nominalwerth erreichen. 7 


179 Erſcheint auch als Hfd. v. 15. Juni 1816 N. 1259 in der J. G. S. 

*) Im J. 1832 find neue Formulare vorgeſchrieben worden, ſ. 2504 und 
Formular 77 u. , 

) Htommt auch in der J. G. S. N. 1972 vor. - | 
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Es hat daher, damit weder die Parteien, noch der Fond durch die Aus— 
maß des Armenproz. verkürzt werde, dann, wenn die Berichtigung dieſes 
Proz. in Obligazionen ſelbſt Schwierigkeiten unterläge, die Berechnung 
des Vermögens aus öffentlichen Obligazionen immer nach dem Kurſe, 
welchen dieſelben am Todestage des Erblaſſers hatten, zu geſchehen, und 
von dem hiernach ſich ergebenden reinen Vermögensſtande iſt das ein halb 
Armenproz. im Gelde zu bemeſſen, und in Barem an die Verſorgungs— 
anſtalten-Verwaltungskaſſe abzuführen. 


2519. Bog. des ſteier. Gub. v. 13. Feb. 1833 3. 2110 (P. 38.) 


Ueber die der h. Hofkanzlei zur Enſcheidung unterlegte Frage: ob bei 
den zu wohlthätigen Zweken gemachten Erbſchaften, ſo wie es bei den 
dießfälligen Legaten der Fall iſt, die Abnahme des für den gräzer Ar— 

menfond beſtimmten halbprozentigen Bezuges ſtatt zu finden habe? wur— 
de mit h. Hkzd. vom 24. Jänner 1833 Z. 1516, erinnert, daß von den 
an wohlthätige Inſtitute zugefallenen. Erbſchaften für den gräzer Ar— 
menfond der halbperzentige Abzug allerdings ſtatt zu finden habe. 


2520. Vg. d. ſteier. Gub. v. 21. Jän. 1835 3. 580 (P. 9.) 


Die h. Hofkanzlei hat mit Vdg. vom 2. Jän. 1835 Z. 32978, aus 
Anlaß eines enen Falles erinnert: 

Nach der a. h. Entſchl. vom 25., Hofkanzlei-Intimat vom 29. Mai 
1816 Z. 9968 (2516), iſt von allen in der Stadt Gräz und ihren 
Vorſtädten vorkommenden Verlaſſenſchaften, welche den Betrag von 100 fl. 
überfteigen, ein halbes Proz, für den Haupt-Armenfond einzubeben; nach 
der Natur der Sache unterliegt dieſer Entrichtung nicht nur das in der 
Stadt Gräz, und in ihren Vorſtädten befindliche Verlaſſenſchaftsvermö— 
gen, ſondern auch das zu einer in Gräz vorkommenden Verlaſſenſchaft 
gehörige, außer Gräz befindliche Vermögen, da das leztere einen inte— 
grirenden Theil der Verlaſſenſchaft bildet, wobei es nicht beirren kann, 
daß das außer der Stadt Graz befindliche Fideikommiß⸗ Vermögen bei 
Bemeſſung dieſer Gebühr in Abſchlag gebracht werde, weil ſich dieſes 
auf eine poſitive Ang des Hkzd. v. 4. Okt. 1827 Z. 26088, 
gründet. 


— 


2521. Vog. des ſteier. Gub. v. 25. Febr. 1836 Z. 3038 (P. 140). 


Da nach der in der P. G. S. J. 1833 S. 38 aufgeführten, mit 
Gub. Vdg. v. 13. Febr. 1833 3. 2110 kdg. h. Hkzodg. v. 24. Jänner 
1833 Z. 1516, die zu wohlthätigen Zweken gemachten Legate der 
Entrichtung des Armenprozentes zu unterliegen ſcheinen; ſo hat die h. 
Hfz. aus Anlaß einer Anfrage mit Vdg. v. 11. Jänner 1836 Z. 3522304 
erinnert, daß mit dem Hkzd. v. 30. Okt. 1823 (2517) entſchieden 
wurde, daß, da bei den zu wohlthätigen Zweken gemachten Legaten 
die Abnahme des Mortuars nicht Plaz gekift, auch die Abnahme des für 
den Armenfond der Stadt Gräz beſtimmten Armenprozentes von derlei 
Legaten nicht ſtatt zu finden, und dieſe Beſtimmung durch das Hkzd. v. 
24. J 1833 3. 1516 keine Abänderung erlitten habe, weil nach 
ü 82 * 
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ſelber nur von den wohlthätigen Inſtituten zugefallenen Erbſchaften 
für den gräzer Armenfond der halbprozentige Abzug ſtatt findet. l 


IV. 


In Prag. 
Halbes Prozent für deu weltlichen Stiftungsfond, 
resp. Krankenhausfond. 


2522. Hfd. v. 9. April 1817 N. 1331, an d. böh. A. G. Erlaß 
des böh. A. G. v. 22. Z. 3942 (Nadh. 186). 


Zur Bedekung der bei dem politiſchen Stiftungsfonde in Böhmen 
ſich ergebenden Abgänge haben Se. Majeſtät zu beſchließen geruhet, daß 
von allen in der Stadt Prag und ihren Vorſtädten vorkommenden Ver— 
laſſenſchaften, welche den Betrag von 100 fl. überſteigen, ein halbes 
Perzent für den weltlichen Stiftungsfond durch die Abhandlungsinſtan— 
zen einzuheben; in jenem Falle aber, wenn durch eine leztwillige An— 
ordnung dem weltlichen Stiftungsfonde ein beſtimmter Betrag vermacht 
worden iſt, dieſer von der auf das reine Weiteſſer hene nee, ge⸗ 

legten Abgabe abzuſchlagen ſei. 


2523. Hfd. v. 17. Sept. 1819 N. 1608, an d. böh. A. G. Dek. 
des böh. Gub. v. 23 Z. 43279 (P. 246). 


Das von den Verlaſſenſchaften in Prag zum weltlichen Stiftungs— 
fonde zu leiſtende halbe Prozent iſt von der vorfindigen K. M. eben— 
falls in K. M., und von den arroſirten Staats- ⸗Obligazionen zwar auch 
in K M, jedoch uur nach dem Werthe des Kapitals zu entrichten, den 
die Obligazionen zur Zeit der Leiſtung dieſes halben Prozentes nach dem 
jedesmaligen Kurſe haben. 


2524. Dek. d. böh. Gub. v. 13. Nov. 1828 Z. 51213 (P. 499). 


In Folge Hkzd. vom 30. Okt. l. J. Z. 24986, iſt der k. k. Landes— 
ſtelle bedeutet worden, daß nach dem klaren Sinne der Hfzwd. vom 5. 
März 1817 Z. 5394 nur allein von jenen in Prag zur Abhandlung 
kommenden Verlaſſenſchaften, wo der Erblaſſer in der Stadt Prag oder 
ihren Vorſtädten ſeinen bleibenden Wohnort hatte, ein halbes Prozent 
für den weltlichen Stiftungs- und r Kranken⸗ 
hausfond ) abzunehmen iſt. 


2525. Dek. des böh. Gub. v. 4. Juli 1833 Z. 29222 (P. 378). 


Nach dem Inhalte des Hkzd. vom 16. Juni l. J. H. Z. 14648, haben 
Seine k. k. Majeſtät mit a. h. Entſchl. vom 11. Jun l. J. zu befehlen 
geruht, daß die in der Hofentſchl. vom 16. Mai 1750 enthaltene Be— 


) Somit iſt weltlicher Stiftungsfondsbeitrag oder Krankenhausfondsbeitrag 
eine und dieſelbe Abgabe. K 
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ſtimmung, wegen Abnahme eines halben Prozents von lachenden Erben 
zum Behufe der Armen — da ſolche in Böhmen nicht in Ausübung ſteht 
— auch noch ferner auf ſich zu beruhen habe. Welches der weltlichen 
Stiftungshauptkaſſa ꝛc. zur Wiſſenſchaft und allenfalls nöthigen Amts— 
gebrauche hiemit bekannt gemacht wird. 


2526. Hkzd. v. 14. Aug. 1839 3. 23067, an das böh. Gub.; kdg. 
durch Vdg. des böh. A. G. v. 9. Sept. 1839 Z. 16359. 


Die von dem k. k. ꝛc. ꝛc. in Bezug auf die Einhebung des 1 proz. Ver— 
laſſenſchaftsbeitrages für den prager Krankenhausfond gemachten Anträge 
werden, jedoch nur als eine proviſoriſche Maßregel, mit folgenden 
Modifikazionen genehmigt: | 

Nicht nur die Ausmittlung des reinen Verlaſſenſchaftsvermögens, 
ſondern auch die Berechnung der davon entfallenden halbprozentigen 
Abgabe hat von der Verlaſſenſchaftsinſtanz zu geſchehen. Zur dießfälli— 
gen Kontrolle hat ſich das k. k. ꝛc. ꝛc. von den Abhandlungsinſtanzen vier— 
teljährig einen Ausweis vorlegen zu laſſen, in welchem ſowohl das reine 
Verlaſſenſchaftsvermögen, als die hievon bemeſſene Abgabe aufgeführt 
erſcheinen müſſen. 

Die frommen Vermächtniſſe find von der Abgabe des 4 proz. Kranken— 
hausbeitrages freizulaſſen. 

Bei Erhebung des Werthes der Verlaſſenſchaftseffekten iſt ſich nach 
jenen Vorſchriften zu achten, welche zu gleichem Zweke in Betreff des 
landesfürſtlichen Mortuars beſtehen. 

In der Liquidität oder Einbringlichkeit zweifelhafte Aktiven ſind mit 
der Erbſteuer und dem Mortuar gleich zu behandeln, daher, wenn auf 
den hierauf Bezug nehmenden Dokumenten die Vormerkung rükſichtlich 
der Erbſteuer oder des Mortuars ſchon haftet, nur beizuſezen fein wird, 
daß die Vormerkung auch auf die halbproz. Abgabe zum Krankenhaus- 

fonde ausgedehnt werde. 

Rükſichtlich der zur Zeit der Verlaſſenſchaftsabhandlung noch nicht 
liquidirten Paſſiven iſt ſich nach den wegen des Mortuars beftehenden. 
Geſezen zu benehmen. 

Im Falle einer Beſchwerde, dieſelbe möge nun gegen die Beſtim— 
mung der Summe des der Abgabe des Krankenhausbeitrages unterlie— 
genden reinen Verlaſſenſchaftsvermögens, oder gegen die Ziffer der Ab— 
gabe gerichtet ſein, hat der Rekurszug in II. Inſtanz an das böh. A. G. 
und in III. Inſtanz an den oberſten Gerichtshof zu gehen. 

Uebrigens ſind die Eingaben und Verhandlungen zum Behufe der 
Ausmittlung, Vorſchreibung und Abfuhr der halbproz. Abgabe zum pra— 
ger Krankenhausfonde, inſoferne denſelben nicht Rekurſe zum. Grunde 
liegen, oder Abquittirungen über geleiſtete Zahlungen ftatt finden, ſon— 
dern es ſich lediglich darum handelt, die politiſchen Behörden mit jenen 
Nachweiſungen und Behelfen zu verſehen, deren ſie zur Ausübung der 
ihnen obliegenden Tutel bezüglich auf derlei Anſtalten bedürfen, im Sinne 
des §. 9 lit. g und k des Stempelpatents, ſtempelfrei zu hehandeln. 


1282 Alumnat u. Defizientenhaus. 


195. 
Alumnat, Seminarium, Defizientenhaus. 


2527. Ofd. v. 15. Mai 1807 N. 811, an d. mäh. A. G. u. Hfd. 
v. 5. April 1809 für Böh. 


In Sterbfällen hat bei Errichtung leztwilliger b jeder 
Geiſtliche nach Unterſchied des Ranges dem Seminariumsfonde zur Er— 
leichterung des Religions-Fondes einen beſtimmten Betrag zu verma- 
chen, und zwar: Ein einfacher Benefiziat 1 fl.; ein Lokal-Kapellan ı fl. 
30 kr.; ein Pfarrer 3 fl.; ein Domherr 6 fl., und ein Vicarius Gene- 
ralis 12 fl. Dieſer gleichmäßige Betrag iſt auch in Inteſtat-Fällen dem 
Seminariums-Fonde aus den Verlaſſenſchaften der Geiſtlichen auszufolgen. 


2528. Hfd. v. 18. Juli 1808, an die n. ö. Reg. kdg. am 25. Aug. 
(K. 38). 


Um die Dotirung der n. ö. geiſtlichen Seminarien zu 2 has. 
ben Se. Majeſtät zu befehlen geruht, daß in Sterbefällen bei Errich— 
tung leztwilliger Dispoſizionen künftighin jeder Geiſtliche nach Unterſchied 
des Ranges, dem Seminariumsfond ſeiner Diözes einen beſtimmten Be— 
trag zu vermachen verbunden ſei ſoll, und zwar ein einfacher Benefiziat 
1 fl, ein Lokalkaplan 1 fl. 30 fr., ein Pfarrer 3 fl., ein Domherr 6 fl. 
und ein Generalvikar 12fl. 

Dieſe Beträge ſollen ir in den Fällen, wp in den leztwilligen 
Anordnungen keine ausdrükliche Erwähnung davon geſchieht, ſo wie auch 
in Inteſtatfällen, als das Geringſte aus den Verlaſſenſchaften der be— 
ſagten Geiſtlichen dem Seminariumsfond verabfolget werden. 

Dieſe a. h. Entſchl. wird zur Wiſſenſchaft aller derjenigen, Welche 
fie betrifft, mit dem Beiſaze bekannt gemacht, daß fie bei allen Verlaſ- 
ſenſchaftsabhandlungen, welche ſich durch die vom Anfang des künftigen 
Militärjahrs 1809 eintretenden Todesfälle ſolcher Geiſtlichen ergeben 
werden, in Vollzug geſezt werden wird. 


2529. Hkr. Vdg. v. 3. Aug. 1826 C. 814, an das flavon., bana= 
tiſche u. vereinigte banal-warasdiner-karlſtädter Gen. Kom. 
(Mil. 335). 


Nach Inhalt des gemeinſchaftlichen Berothſchlogungsprotekells vom 
26. Nov. 1791, und der hierüber unterm 23. Jänner 1792 herabgelang— 
ten a. h. Entſchl., ſoll in Fällen, wo ein in der Militärgränze abſter— 
bender Geiſtliche in ſeiner leztwilligen Dispoſizion weder das zur Bil⸗ 
dung der Geiſtlichkeit beſtimmte Seminarium noch das Defizientenhaus, 
auf welches jeder zu ſeiner Zeit den Anſpruch machen kann, mit einem 
Vermächtniſſe bedacht hat, von der Verlaſſenſchaftsmaſſe das fünfte Per— 
zent jedem der beiden Inſtitute zugewendet und dieſe ER auch 
auf die Kaduzitäten ausgedehnt werden . N 


*) Von den Verlaſſenſchaften der griechiſchen Geiſtlichen iſt dieſe Quote nicht 
abzunehmen, indem jie nur den kathol. latein. Klerus betrift chkr. Vdg. v. 14. 
April 1813 C. 437). 


— 


. 


2527 — 2530. 1283 


So wie nun dieſer geſezliche Abzug, wenn der Geiſtliche ab inte- 
stato ſtirbt, immer ſtatt zu finden hat, jo müſſen da, wo ein Teſtament 
vorhanden iſt, vier Fälle unterſchieden werden, und zwar: entweder hat 
der Erblaſſer in ſeinem Teſtamente für die beiden Inſtitute gar nichts, 
oder gerade ſo viel, als der geſezliche Abzug ausmacht, oder er hat mehr 
oder weniger vermacht. Der erſte Fall iſt ſchon im Texte klar ausge— 
ſprochen und daher außer allen Zweifel geſezt; im zweiten Falle haben 
die beiden Inſtitute, wenn ſie das, was ihnen das Geſez zugedacht, ex 
testamento erhalten, nichts weiter anzuſprechen; im dritten Falle muß 
den Inſtituten der die geſezliche Quota überfteigende ganze Betrag, fo 
weit der Geiſtliche in dem Rechte zu teſtiren nicht beſchränkt war, zu— 
gewendet; und im vierten Falle aus dem Verlaſſenſchaftsvermögen das— 
jenige, was an der bemeſſenen Legitima fehlet, ergänzet werden. 


Dieſe Beſtimmungen liegen zwar in dem rechtlichen Sinne der ge— 
meinſchaftlichen Berathſchlagung und der hierüber erfolgten a. h. Entſchl., 
demungeachtet wurde ſich ſeither allenthalben ungleich benommen, und 
aus dem Anlaſſe, wegen Erzielung einer im Militär und Provincial 
gleichartigen Behandlung dieſes Gegenſtandes mit der königl. ungariſchen 
Hofkanzlei neuerliche Rükſprache geführt, die ſich durchaus mit der obigen 
für die geſezten vier Fälle ausgeſprochenen Anwendung verreinigt hat. 

Wonach ſich auch das Generalkommando in vorkommenden Fällen 
zu benehmen, und das beihabende Jud. del. mil, ſowohl, als die unter— 
ſtehenden Militärgerichtsbehörden gehörig anzuweiſen hat. 


‘ 


2530. Dek. d. böh. Gub. v. 4. Febr. 1829 3. 4795 (P. 37). 


Ueber eine an die k. k. Hofkanzlei gemachte Anfrage: 

a) ob von allen geiſtlichen Verlaſſenſchaften ohne Berükſichtigung 
des Vermögensſtandes, oder nur bei jenen Nachläſſen, deren reiner Aktiv— 
ſtand 100 fl. K. M. überſteigt, die Alumnatsfondsbeiträge abgenommen 
werden ſollen; dann 


b) ob auch die Kapläne unter die einfachen Benefiziaten zu en 
und aus ihren Verlaſſenſchaften der Alumnatsbeitrag mit 1 fl. abzuneh— 
men ſei? 

iſt mit Hkzd. vom 22. Jänner l. J. Hofzahl 960 folgende Weiſung 
erlaſſen worden: 


ad a) Da das Geſez keinen Unterſchied ae: ob das reine Ver: 
laßvermögen den Betrag von 100 fl. überfteigt oder nicht, ſondern den 
beſtimmten Betrog laut Hfd. vom 20. März 1809 H. 3.4581, in Ver: 
bindung mit jenem vom 21. April 1808 3. 8107, nach der Verſchieden— 
heit des Ranges des Verſtorbenen anordnet: fo kann bei der Anordnung 
dieſer Vorſchrift auch jener Unterſchied nicht gemacht werden, beſonders 
da keine Vorſchrift beſteht, daß dem ausdrüklich oder geſezlich berufenen 
Univerſalerben eine reine Erbſchaft von 100 fl. bleiben muͤſſe. 

ad b) Sind nicht geſtiftete Kooperatoren keine Benefiziaten, und 


ihr etwaiger Nachlaß unterliegt daher dem am 20. März 1809 erinner- 
ten Abzuge nicht. 
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2531. Dek. d. böh. Gub. v. 1. Juni 1835 2. 25606 (P. 277); 
d. mäh. Gub. v. 3. Juni 1835 3. 22358 (P. 316) 


Nach dem Inhalte des Hkzd. v. 21 Mai l. J. SEN. 12959, erte 
Se. k. k. Majeſtät mit a. h. Entſchl. v. 15. Mai l. J. zu bewilligen, daß 
die aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften vorſchriftsmäßig dem Alumnate zu⸗ 
fließenden Beträge in Zukunft in K. M. abgenommen werden. Zu— 
gleich wurde bedeutet, daß dieſe a. h. Anordnung für alle nach dem 1. 
Juni l. J. eintretenden Todesfälle zu gelten habe. 


2532. Bog. d. n. ö. Reg. v. 10. Dez. 1836 Z. 67022 (P. 1148). 


Um Verrechnungen zwiſchen Fonds, die in keiner unmittelbaren 
Verbindung ſtehen, zu beſeitigen, findet die Regierung die Verfügung 
zu treffen, daß in Zukunft die von Zeit zu Zeit für das Alumnat in 
Wien eingehenden Vermächtnißbeträge von den Abhandlungs- Behörden 
von Fall zu Fall unmittelbar an das fürſterzbiſchöfliche Konſiſtorium ab— 
geführet werden. 


VI. 
Normalſchulfonds⸗ Beitrag. 


2533. Hfd. v. 1. Dez. 1788 N. 926, an alle A. ©. 


In allen deutſchen Erbländern (Galizien allein für dießmal ausge— 
nommen ), fol von jeder Verlaſſenſchaft, wenn das reine Vermögen 
300 fl. oder darüber beträgt, eine beſtimmte Abgabe für den Normal— 
ſchulfond, und zwar von dem Prälaten- und Herrnſtande bei jedem Sterb— 
falle eines Familienhauptes, worunter auch die Ehegattinen und Wittwen 
zu rechnen ſind, vier Gulden, von dem Ritterſtande, den Honorazioren 
und dem Handelsſtande zwei Gulden, von den Profeſſioniſten, Bürgern 
und Bauern ein Gulden durch die Abhandlungsinſtanzen richtig abge— 


nommen werden, und zwar ohne Rükſicht, ob den Erben die Verlaſſen- 


ſchaft aus dem Geſeze oder aus einem Teſtamente zufällt; wie auch ohne 
Unterſchied, ob der Erblaſſer von dem Normalſchulfond Erwähnung ge— 


macht hat oder nicht. Auch fol alle halbe Jahre jede Abhandlungsin- 


ſtanz ein Verzeichniß der eingegangenen Beiträge dem A. G einfenden, 
welches ſodann dieſe Verzeichniſſe der Landesſtelle jener Provinz, zu deren 
Normalſchulfond die Beiträge einfließen, zu überreichen hat. 


2534. plz v. 26. Mai 1808 N. 843, an alle Lſt. HM. Zir. v. 


H. 260. 
Seine RN haben zu beſchließen geruht: daß die ſeit 1. Dez. 1788 


für das Zivile beſtehende Normalverordnung, vermöge welcher von jeder 
Verlaſſenſchaft, wenn das reine Vermögen 300 fl. und darüber beträgt, 


nach Verſchiedenheit der Stände ohne Rükſicht, ob die Erbſchaft ab in- 
testato oder aus einem Teſtamente den Erben zufällt, ein nach Ver— 
ſchiedenheit der Stände beſtimmter Betrag für den Normalſchulfond ent— 


) Im. J. 1808 auch in Galizien (Hkzd. v. 7. Juli 1808). 
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richtet werden muß, von nun an auch bei den Militärverlaſſenſchaften 
mit nachſtehenden Modifikazionen ihre Anwendung haben ſolle: daß bei 
jedem Sterbfalle eines Familienhauptes, worunter auch die Gattinen und 
Wittwen zu rechnen ſind, wenn nämlich das reine Vermögen 300 fl. und 
darüber beträgt, von der Generalität mit 4 Gulden, von den Stabsoffi— 
zieren mit Einſchluß der Oberſten mit 2 Gulden und von den Offizieren, vom 
Hauptmanne oder Rittmeiſter abwärts mit 1 Gulden abzuziehen, und vor 
Berichtigung dieſes Betrages keine demſelben unterliegende Verlaſſenſchaft 
auszufolgen ſei; die Militärbeamten aber ſollen nach dem ihrer Charge 
zuſtehenden Range behandelt werden “). 

Uebrigens hätten die General- und Militärkommanden das Ver— 
zeichniß der von den Militärverlaſſenſchaften entrichteten Normalſchul— 
beiträge den Länderſtellen jener Provinzen, wohin die Beiträge einzuflie⸗ 
ßen haben, halbjährig zu übermachen. 

Die Landesſtelle hat, ſobald derſelben dießfällige halbjährige Ver— 
zeichniſſe zukommen werden, die Verfügung zu treffen, daß dieſe Bei— 
träge erhoben und dem Normalſchulfonde übergeben werden. 


2535. Hfd. v. 10. Aug. 1810 N. 910, an d. böh. A. ©. 


Künftig iſt von jeder Verlaſſenſchaft, ſelbſt in dem Falle, wenn der 
Erblaſſer einem beſonderen Schulfonde etwas vermacht hat, deſſen unge— 
achtet zum allgemeinen Schulfonde der geſezliche Beitrag zu leiſten, und 
geiſtliche Perſonen, die keine Prälaten ſind, wie auch die Wittwen von 
Gutsbeſizern als Honorazioren, ſind dießfalls zu einem Beitrage von 
2 Gulden zum allgemeinen Schulfonde verbunden. 


2536. Hfd. v. 7. Sept. 1822 N. 1891, an alle A. G. 


See. Majeſtät haben die Umſezung der Verlaſſenſchaftsbeiträge für 
den Normalſchulfond in K. M. auf die Art zu beſtimmen geruht, daß von 
jeder Verlaſſenſchaft, welche den Betrag von 300 Gulden K. M. oder 
darüber beträgt, von dem Prälaten und Herrenſtande, worunter auch 
die Ehegattinen und Wittwen der Lezteren zu rechnen ſind, 4 Gulden; 
von dem Ritterſtande, den Honorazioren und dem Handelsſtande, 2 Gul— 
den; von den Profeſſioniſten, Bürgern und Bauern 1 Gulden K. M., 
als geſezlicher Beitrag für den Normalſchulfond zu entrichten ſei“ ). 


2537. Dek. d. b. ö. Reg. v. 5. Aug. 1823 3. 1777 (P. 178). 


| Ueber eine geſchehene Anfrage, ob die Schulfonds-Verlaſſenſchafts— 
Beiträge mit dem Sterbetage des Erblaſſers, oder mit dem Tage der 


*) Auf gleiche Art iſt in der Mil. Grenze dieſer Beitrag für den Proventen— 
fond abzunehmen (hkr. Wdg. v. 12. Mai 1808 B. 1633), was auch rükſichtlich 
der dort anſäſſigen Honorazioren, Handelsleute und anderer Bürger in den Be— 
zirken der Grenzregimenter oder Mil. Kommunitäten gilt (hkr. Vdg. vom 20. 

vr 1809 C. 302): 

) Für das Militär wurde angeordnet, daß der Normalſchulfondsbeitrag von 
jeder 300 fl. in K. M. betragenden und nach dem lezten Okt. 1522 abgehandelt 
werdenden Verlaſſenſchaft, der Sterbfall mag ſich wann immer ergeben haben, 
in K. M. abzunehmen fei (hkr. Zir. v. 24. Dez. 1822 H. 1358. Mil. 17). 
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Verlaſſenſchafts- Beendigung fällig werben, hat die hohe Studien-Hof-— 
kommiſſion mit Dek. vom 19. Juli d. J. Z. 4890, anher eröffnet, daß 
die Schulfonds-Verlaſſenſchafts- Beiträge mit dem Sterbetage des Erb- 
laſſers fällig ſind. 


2538. Hkzd. v. 4. Dez. 1838 Z. 30330; Vg. des ſteier. Gub. v. 
10; der o. ö. Reg. v. 20; des laib. Gub. v. 22; des böh. 
v. 25. Z. 66777 (P. 802); des mäh. v. 28. u. d. n. ö. 
Reg. v, 81%. Sr. Rö. b. 19. C, 1815. 


Seine k. k. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 24. Nov. a. g. sn: 
fehlen geruht, daß für die Zukunft die Normalſchulfondsbeiträge, unter 
Beobachtung der geſezlichen Abſtufungen, von einer jeden Verlaſſenſchaft, 
jobald ſelbe ein reines Vermögen von 300 fl. K. M. oder darüber bes 
trägt, ohne Rükſicht auf die ſonſtigen Eigenſchaften des Erblaſſers in 
K. M. abgenommen werden ſollen. 


2539. Hfr. Ref. v. 29. Mai 1839 H, 591, an alle Mil. Gerichte. 


Auch von Verlaſſenſchaften der Mannſchaft vom Wachtmeiſter und 
Feldwebel abwärts ift, wenn das rein verbleibende Vermögen 300 fl. 
K. M. erreicht, der Normalſchuldfondsbeitrag abzunehmen. 


Manipulazion mit dem Normalſchulfondsbeitrage. 


Böhmen. 


2540. Bog. d. böh. Gub. v. 28. Jänner 1827 3. 5038 (P. 77). 


Sind die halbjährigen Verzeichniſſe über die Normalſchulfonds— Ver⸗ 
laſſenſchaftsbeiträge zu den beſtimmten Terminen, nämlich zu Ende Fe— 
bruar und Auguſt, ſtatt wie bisher an die Landesſtelle, mnbebe har an 
die k. Staatsbuchhaltung zur weiteren Amtshandlung einzuſenden. 


2541. Vog. d. böh. Gub. v. 18. Febr. 1827 Z. 7805 (P. 105). 


Das k. k. Gub. hat einverſtändlich mit dem k. k. A. G. befunden, 
es von der bisherigen Einſendung der halbjährigen Verzeichniſſe über die 
eingegangenen Normalſchulfonds-Verlaſſenſchaftsbeiträge an das k. k. 
A. G. abkommen zu laſſen. Die k. Kreisämter werden hievon mit dem Auf— 
trage verſtändigt, die bisher zufolge Gub. Vdg. v. 15. März 1805 3. 
26790, von den Dominien in triplo verfaßten diesfälligen Verzeichniſſe 
von denſelben von nun an nur in zwei Parien abzufordern, ein Pare 


) Daſelbſt erſcheinen als Beilagen: das Hkzd. v. 8. und Gub. Vog. v. 24. 
Juli 1788, wodurch der Normalſchulfondsbeitrag urſprünglich in Böhmen einge 
führt worden iſt und zwar mit der Beſtimmung, daß von Adel vier Gulden 
abzunehmen ſind, was aber durch die ſpäteren allgemein verbindlichen Geſeze 
25322 u. 2536 anders und zwar nach Abſtufungen des Adels angeordnet 
worden iſt; — ferner das Hfd. v. 29. Okt. und Gub. Vdg uv 18. Dez. 1788, 
wodurch beſtimmt wurde, daß der Normalſchulfond auch von jüdiſchen Verlaſ⸗ 
ſenſchaften zu entrichten ſei, was ſich auch aus den obigen allgemein lautenden 
Vorſchriften ergibt. 
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davon zum Geſchaftagebrauche zurük zu behalten an das zweite der Gub. 
Vdg. v. 28. Jänner l. J. 3. 5038, gemäß an die k. Staatsbuchhaltung 
unmittelbar in den beſtimmten Terminen zur weiteren Amtshandlung 
zu ſenden. | 


Oberöſterreich. 


2542. Dek. d. o. ö. Reg. v. 13. Okt. 1820 Z. 18279 (P. 443). 
Gemäß h. Hkzd. vom 3. d. M. Z. 30016, wird verordnet, in den 
rükerworbenen ob der enſiſchen Gebietstheilen jene Verlaſſenſchaftsbei— 
träge zu dem Normalſchulfonde unverzüglich einzuführen, welche in den 
drei alten Kreiſen geſezlich eingehoben werden. 

Dagegen wird jedoch die bisher in dieſen Landestheilen übliche quarta 
scholarum aufgehoben, und der eingegangene und fruchtbringend ange— 
legte Geſamtbetrag der quarta scholarum iſt unter die betreffenden Lb 
kalſchulfonde zu vertheilen. 

Ob die quarta pauperum noch ferner beſtehen, oder ebenfalls auf— 
gehoben werden ſolle, hierüber wird nachträglich entſchieden werden. 


2543. Dek. d. o. ö. Reg. v. 9. Mai 1822 Z. 9679 (P. 124). 


In der Provinz Oeſterreich ob der Enns find Unterthanen einer 
Herrſchaft ſehr zerſtreut, und zwar ſo, daß eine Herrſchaft Unterthanen 
in zwei, auch in mehreren Kreiſen beſizet. Da nun für den ſalzburger 
Kreis, für den Inn- und für die Parzellen des Hausruk-Kreiſes, dann 
für die alt- öſterreichiſchen Kreiſe abgetheilte Schulfonds beſtehen, fo iſt 
es nicht einerlei, ob die Abhandlungs-Inſtanz die Verlaſſenſchafts-Bei— 
träge an das Kreisamt der Abhandlungs— Inſtanz, oder an jenes des 
Erblaſſers abführt. Um allen falſchen Anſichten in dieſer Beziehung vor— 
zubeugen, wird den k. k. Kreisämtern aufgetragen, die unterſtehenden Ab— 
handlungs- Inſtanzen anzuweiſen, die Verlaſſenſchafts-Beiträge in Hin— 
kunft immer an das Kreisamt des Erblaſſers mit Bemerkung der Urſache 
abzuführen. 


2544. Dek. d. o. ö. Reg. v v. 8. Juni 1822 3. 11868 (P. 160). 


Damit die Kontrolls- Anzeigen über die, an die k. k. Kreisämter ein— 
geſendeten Verlaſſenſchafts-Schulfonds-Beiträge zur gehörigen Zeit ein— 
langen, ſo wird dem k. k. Kreisamte aufgetragen, die unterſtehenden Ab— 
handlungs-Inſtanzen mit allem Ernſte zu verhalten, die Kontrolls-An— 
zeigen für den 1. Semeſter jeden Jahrs bis Ende Juli, und für den 2. 
Semeſter bis Ende Jänner an die Regierungs- Einreichungs— Protokolls— 
Direkzion einzuſenden. 


Steiermark und Illirien. 


2545. Hfd. v. 30. Okt. 1800 N. 511, an d. in. ö. A. G. 
Die Faſſionen oder Verzeichniſſe über jene Beträge, welche von einer 


jeden Verlaſſenſchaft dem Normal- oder Trivialſchulfonde zufließen, ſind 


vom 1. Jänner 1801 angefangen, nicht mehr durch den weiten . koſt⸗ 
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baren Umweg des A. G., ſondern lediglich nur durch die betreffenden 


Kreisämter den Länderſtellen unmittelbar einzuſenden. 


2546. Dek. d. illir. prov. Generalgub. v. 8. Juli 1814 3. 8981 
(P. Ergänzungsſammlung; 1. Th. 2. Abth. S. 596). 


Nachdem die k. k. Organiſirungs-Hofkommiſſion mit Note vom 4. 


Juni 1814 zu verfügen befunden, daß von den Verlaſſenſchaften die Nor- 


. 


malſchulbeiträge nach der am 1. Aug. d. J. (1814) beginnenden öſterreichi⸗ 


ſchen Juſtizoflege durch die Abhandlungs-Inſtanzen einzuheben, nach buch— 


halteriſch adjuſtirten halbjährigen Ausweiſen zum Schulfonde abzuführen, 


dann alle ſeit der Wiedereroberung Illiriens bis zum 1. Aug. d. J. (1814) 
eingefloſſenen oder einfließenden Normalſchulbeiträge auszuſcheiden, und 
dem Normalſchulfonde zuzurechnen ſein werden; ſo wird dieſe Anordnung 
den Behörden zur Benehmungs-Wiſſenſchaft und Verlautbarung mit dem 
Beiſaze eröffnet, daß alle Verlaß-Abhandlungs-Inſtanzen zugleich auf 


die genaue Befolgung der mit hoher Hofreſoluzion vom 1. Dez. 1788 


und vom 26. Mai 1808 erlafenen Vorſchriften anzuweiſen ſeien. 


2547. Vg. des ſteier. Gub. v. 20. Okt. 1835 3. 16223 (P. 474). 


Das k. k. Gubernium iſt mit dem k. k. Landrechte übereingekommen, 


daß die zum Normalſchulfonde zu entrichtenden Beiträge und Legate 
von den zur Abhandlung bei dem k. k. Landrechte gehörigen Verläſſen, 


welche bisher von den Parteien unmittelbar an das k. k. Prov. Zahlamt 


einzuzahlen waren, künftig an die Kreisamtskaſſen unter folgenden Mo- 


dalitäten abgeführt werden. | 
1) Jede derlei Abfuhr hat an das betreffende k. k. Kreisamt, in 


deſſen Kreiſe die Partei, durch welche die Zahlung zu berichtigen kommt, ‚| 


ihr Domizilium hat, mittelft einer ungeſtempelten ſchriftlichen Einlage zu 
geſchehen, in welcher der Gegenſtand, und der Betrag der Zahlung genau 
zu bezeichnen iſt. 

2) Das k. k. Kreisamt hat dieſe von landrechtlichen Verläſſen dahin 
abgeführten Normalſchulfondsbeiträge und Legate in den wie bisher 


nebſt den Faſſionen der Dominien an die k. k. Prov. Staatsbuchhaltung 


halbjährig einzuſendenden Ausweiſen in eigenen Kolonen, abgeſondert 


von den Normalſchulfondsbeiträgen und Legaten, die von den bei den 


Dominien abgehandelten Verläſſen entfallen, mit Benennung der ein— 
zelnen Verläſſe, von welchen ſie entrichtet worden ſind, aufzuführen. 


| 3) Dieſe halbjährigen Ausweiſe find künftig an die k. k. Prov.“ 
Staatsbuchhaltung in Duplo einzuſenden, da ein Exemplar mit der buch- 
halteriſchen Adjuſtirung verſehen an das k. k. Gubernium vorgelegt, 
er k. k. Prov. Staatsbuchhaltung zurükbehalten wer- 


das zweite bei d 
den muß. 


4) Nach gegenwärtiger Anordnung iſt ſich vom kommenden Militär- 


jahre 1836 angefangen genau zu benehmen. 


Die k. k. Kreisämter werden hiervon zur Nachachtung und zur wei- 


tern Kundmachung, ſoweit es zur Kenntniß der Parteien nothwendig iſt, 
verſtändigt. 


5 2546 — 2549. 1289 


Militärgrenze. 0 


2548. Sfr. Vdg. v. 11. Okt. 1836 B. 4379, an die vier Grenz— 
| Gen. Kom. (Bergmayr fortgef. Anfang. S. 105). 


Mit dem Reſk. v. 12. Mai 1808 B. 1633, iſt zufolge a. h. Entſchl. 
angeordnet worden, daß derjenige Betrag, welcher von Verlaſſenſchaften, 
deren reiner Ertrag 300 fl. erreicht, in den deutſchen Provinzen zum 
Normalſchulfond abgeführt wird, von Verlaſſenſchaften in der Militär— 
gränze, zu den Gränzproventen abgeführt werden ſoll, weil die Schul— 
anftalten in der Militärgränze von den Gränzproventen unterhalten 
werden. ö 

Zur Vermeidung unrichtiger Vorgänge findet man es nöthig, daß 
das erwähnte Reſkript bei den unterſtehenden Militärgränzgerichten, wie 
auch bei dem Jud. del. m., ſofern bei lezterem Verlaſſenſchaften aus der 
Militärgränze zur Abhandlung kommen, in Erinnerung gebracht werde. 

Was übrigens die Verlaſſenſchaften der Bewohner in den Militär— 
grenz-Kommunitäten betrift, welche der Gerichtsbarkeit des Magiftrates 
unterſtehen, ſo findet man zu beſtimmen, daß in Kommunitäten, welche 
ihre Schulanſtalten aus ihren Proventen ganz unterhalten, der Normal— 
ſchulfondsbeitrag von Verlaſſenſchaften dortiger Einwohner zur Proven— 
tenkaſſe der Kommunität abgeführt werde. 


VII. 
Invalidenfondsbeitrag. 


2549. Okr. Mil. Abfahrtsgeld-Normale*) v. 8. Nov. 1786 F. 1253 
(Bundſchuh's Mil. Oek. Siſt. 3 B. S. 163). 


$. 1. Die unter dem Namen: Mil. Abfahrtsgelder dem Invaliden— 
inſtitut zufließende Giebigkeit verbreitet ſich a) auf die Verlaſſenſchaften, 
Vermächtniſſe oder unter die lezteren gehörigen donationes mortis causa; 
b) auf die donationes inter vivos; c) auf diejenigen Geldbeträge, welche 
aus Anlaß einer jemals erlaubt werden mögenden Verkaufung und Ueber— 
laſſung einer Mil. Charge bedungen werden dürften. 
$. 2. Der Hauptgrundſaz iſt, daß dasjenige Vermögen, welches von 
der Mil. Gerichtsbarkeit in jene des Zivils oder gar außer den k. k. 
Erblanden übergeht, dem Mil. Abfahrtsgeld unterliege. 
§. 3. Wenn eine Univerſalerbſchaft, es möge ſolche in barem Gelde, 
einbringlichen Aktivobligazionen, oder in was immer für einem beweglichen 
Vermögen beſtehen, jemanden, der nicht der Mil. Jurisdikzion unterliegt, 
innerhalb der k. k. Erblande zufließt, werden davon 5 Proz. oder 3 fr, 
vom Gulden an Abfahrtsgeld ohne Ausnahme entrichtet, es möge die 
Univerſalerbſchaft einem in ab- oder aufſteigender oder Seitenlinie, dem 
überlebenden Ehegatten, einer fremden einzelnen Perſon, oder einer gan— 


*) Das Mil. Abfahrtsgeld iſt jezt Invalidenfondsbeitrag zu nennen (hkr. Vdg. 
v. 9. Nov. 1808 X. 155). f ; 
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zen Gemeinde, dem Armeninſtitut, (ſ. 2181) dem Religionsfond, dem 
allgemeinen Krankenhauſe, oder wem immer, der nicht unter der Mil. 
Jurisdikzion ſteht, zuzukommen haben. 


§. 4. Gleiche Beſchaffenheit hat es auch mit den Vermächtniſſen und 5 


a mortis causa, jedoch 


. find davon die legata pia innerhalb der k. k. Erblande völlig 


bee Pe 

§. 6. hat auf den Fall, wenn derlei fromme Vermächtniſſe außer den 
k. k. Erblanden gingen, das unter §. 13 auf die außer den k. k. Erb- 
landen gehenden Vermächtniſſe überhaupt beſtimmte Mil. Abfahrtsgeld 
einzutreten. 

§. 7. Auch von denjenigen, in die Inventur und Abhandlung gezo— 
genen Aktivobligazionen, die auf innerhalb der k. k Erblande befindliche 
immobilia verhipothezirt find, iſt das 5proz. Abfahrtsgeld abzunehmen. 

§. 8. Von den Realitäten ſelbſt, die ein mit Tod abgehender Mi— 
litaris beſizen dürfte, kann kein Abfahrtsgeld abgenommen werden. 

§. 9. Gleiche Beſchaffenheit hat es auch mit denjenigen Kapitalien 
und Vermögen, das ein mit Tod abgehender Militaris auswärts in 
fremden Landen anliegen hat, oder ſonſt in auswärtigen Landen beſizt, 


welche Kapitalien, ſie mögen verhipothezirt ſein oder nicht, mit dem 


Mil. Abfahrtsgeld nicht zu belegen ſind. 


$. 10. Die donationes inter vivos, welche völlig freiwillig find ; 


und über 1000 fl. betragen, mithin der Erbſteuer unterliegen, ſind dem 
5proz. Abfahrtsgelde, wenn der Donatarius der Mil. Jurisdikzion nicht 
unterſtehet, und ſich innerhalb der k. k. Erblande befindet, ebenfalls un— 
terworfen. 

§. 11. Da ein zum Mil. Körper gehöriger Landmann, der eine ſtän— 
diſche Realität, oder ein Fideikommiß beſizt, in Zivilangelegenheiten, mit— 
hin auch nach ſeinem Tode die Abhandlung ſeiner Verlaſſenſchaft unter 
die Gerichtsbarkeit der Landrechte gehört und ſelbſt von feinem hinter— 
laſſenen Mobiliarvermögen kein Mil. Abfahrtsgeld entrichtet wird, ſo iſt 
auch von demjenigen Vermögen, was demſelben aus einer militäriſchen 
Verlaſſenſchaft, oder per donationem inter vivos zufließt, mithin eigent— 


lich immer aus der Mil Jurisdikzion geht, bei der Ausfolglaſſung inner- 
halb der k. k. Erblande das 5proz. Abfahrtsgeld mit Rükſicht auf den 
ee 10. $. respectu donationis inter vivos abzunehmen. 

§. 12. Das Nämliche kömmt auch bei den Offiziers-Frauen und 


Kindern, deren Männer und reſpektive Väter wirklich begüterte Land— 


leute ſind, desgleichen bei den Offizierswitwen, die eine ſtändiſche Reali— | 


tät beſizen, fie mögen eine Mil. Penſion genießen oder nicht, zu be⸗ 
obachten. 

$. 13. Von dem Vermögen, welches außer die k. k. Erblande geht, 
wird ein Abfahrtsgeld von 10 Proz. oder 6 kr. vom Gulden ad fundum 
invalidorum entrichtet, und ſind weder die außer die k. k. Erblande ge⸗ 
henden pia legata davon befreit. 


$. 14. Die donationes inter vivos unterliegen alsdann durchge- 
hends, und ohne Unterſchied des betreffenden. Betrages dem 10proz. Ab— 


faͤhrtsgelde. 
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§. 15. Von derlei beweglichen Vermögen, ſobald daſſelbe Jemanden 

in einem fremden Lande zufällt, oder, daß der Eigenthümer dahin abzieht, 

wird das Abfahrtsgeld immer ſogleich abgenommen, wenn auch ein ſolches 

Vermögen noch in einem der k. k. Erblande gelaſſen würde. 

§. 16. Wenn auch ein mit Beibehaltung ſeines Charakters ausge— 
tretener, oder in den Penſionsſtand verſezter k. k. Offizier, der mit be— 
ſonderer a. h. Bewilligung außer den k. k. Erblanden für beſtändig ubizirt, 
eine derlei Erbſchaft, Vermächtniß oder Geſchenk überkommt, wird davon 
dennoch das 10proz. Abfahrtsgeld abgenommen. 
$. 17. Zur Beſtimmung, ob gar kein Abfahrtsgeld, oder nur das 
mit 5, oder jenes mit 10 Proz. abzuziehen ſei, kömmt zur allg. Richt— 
ſchnur das Augenmerk zu nehmen, ob der, dem das Vermögen ganz oder 
auch nur zum Theil zukommt, zur Zeit der vor ſich gehenden Ausfolglaſſung 
unter der Mil. Jurisdikzion ſtehe, oder nicht, und ob er in, oder außer 
den k. k. Erblanden domizilire? Es hat alſo, ſobald in den k. k. Erblanden 
einer Perſon, wie z. B. einer Offizierswitwe, die auch nach dem Hintritte 
des Erblaſſers der Mil. Jurisdikzion fernerhin unterſteht, eine Erbſchaft, 
Vermächtniß, oder donatio inter vivos ausgefolgt wird, die Sicherſtel⸗ 
lung des Abfahrtsgeldes in eventum mutationis fori keineswegs ein— 
zutreten. 
§. 18. Eben ſo wenig iſt für die Pupillen, die nur bis zur ellunzten 
Großjährigkeit unter die Mil. Jurisdikzion gehören, eine beſondere Sicher— 
ſtellung des Abfahrtsgeldes erforderlich, indem ihr Vermögen ſich ohnehin 
in deposito pupillari aufbewahrt befinden muß; nur hat die Pupillarin— 
ſtanz unter ſelbſt eigener Dafürhaftung darauf zu halten, daß, ſobald bei 
erreichter Großjährigkeit die Ausfolglaſſung eines Pupillarvermögens be— 
willigt wird, auch das Abfahrtsgeld von demjenigen Betrage, den der Pu— 

pill ex militari an ſich gezogen hat, und was demſelben während der Mi— 
norenität hieran weiter in Erwirthſchaftung und Erſparung gebracht wor— 
den, mit Bedachtnahme auf die Jurisdikzion, unter welcher dann, und ob 
der nun Großjährige, dem das Vermögen erfolgt wird, ſich in oder außer 
den k. k. Erblanden befinde, richtig abgeführt werde. 

s. 19. Da dieſer Abzug von dem Mil. Pupillar— Vermögen nur zur 
Zeit der Großjährigkeit, und des damit verbundenen Austrittes aus — 
Mil. Jurisdikzion Plaz hat, ſo folgert ſich von ſelbſt, daß ſowohl von dem— 
jenigen, was den Pupillen in ihrer Minderjährigkeit an Heirathsgut, oder 
ſonſt auszufolgen nothwendig befunden wird, als auch von dem Zivilver— 
mögen, was ein Mil. Pupill allenfalls überkommen haben mag, und wo— 
von bei diesfälliger Abhandlungsinſtanz ohnehin die Taxen ſchon abgefordert 
worden, kein Abfahrtsgeld abgezogen werden könne. 

§. 20. Mit Entrichtung dieſer Abfahrtsgebühr hat es die nämliche 
Bewandtniß bei jemals erlaubt werdendem Verkauf, oder Ueberlaſſung ei— 
ner Charge gegen bedungene Geldbeträge, wo insgemein von dem Ver— 
käufer, wenn nichts anderes mit dem Käufer verabredet worden, das Ab— 
fahrtsgeld, wenn der Verkäufer innerhalb der k. k. Erblande bleibt, zu 

5, und wenn er außer Landes abzieht, BB 10 Proz. von dem Verkaufs- 
betrag zu entrichten kömmt. 
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§. 21. Das Abfahrtsgeld iſt immer mit kriegskommiſſariatiſchen Ent— 
würfen in die nächſte Kriegskaſſa gegen Beſcheinigung, die bei Sterbfülen 
den Abhandlungsakten beizulegen kömmt, abzuführen. 

§. 22. In Sterbefällen wird dieſer Betrag deductis passivis sieh 
nach der Sterbtaxe, und vor der etwa eintretenden Erbſchaftsſteuer in Ab— 
zug gebracht. 

§. 23. Die Mil. Behörden, und insbeſondere die Abhandlungs- und 
Pupillarinſtanzen haben unter ſelbſt eigener Dafürhaftung ex officio da— 
für zu ſorgen, daß das Mil. Abfahrtsgeld richtig entworfen, und in jedem 


Falle ſo förderſam, als es ſein kann, in die Kriegskaſſa pro fundo invali- 


dorum abgeführt werde. 


2550. Hfd. v. 5. Juli 1766 (Blaſek G. S. für Böh.; 3. Th. S. 16). 


Endlich 13) wollen Ihro Majeſtät aus a. h. Spezialgnade das hin- { 
terlaſſene Vermögen deren deutſchen Ordensrittern und Geiſtlichen, vom 


dem Abfahrtsgeld befreien, und allein von der Verlaſſenſchaft deren in 
Mil. Dienſten verſterbenden Ordensperſonen, woher ſelbiges immer rührt, 
die gewöhnliche 5 per Cento pro instituto invalidorum abnehmen laſſen, 


wohl verſtanden jedoch, daß hierunter das außer Landes gehende Vermö- 


gen deren Beamten und Dienern des Ordens, ingleichen deren Ordensrit— 
tern und Geiſtlichen ſelbſt, wann ſolche auf erhaltene Licenz in favorem 
anderer Perſonen und nicht des Ordens teſtiren, keinerdings begriffen, ſon— 
dern erſteres allezeit, lezteres aber in dem angezeigten Falle dem Abfahrts- 
gelde unterliegen ſolle *). 5 


2551. Hkr. Vdg. v. 10. März 1787; Vdg. des böh. Gen. Kom. v. 27. 


Das Mil. Invalidenamt hat aus Anlaß des unterm 8. Nov. v. J. er- 
floſſenen Normalis vom Mil. Abfahrtsgeld einige hauptſächlich die Forde— 


rung de preterito und das Dienſtgraziale betreffende Anfragen anher ge- 


ſtellt, die man folgender Maßen zu erläutern befunden und zwar: 


1. Iſt die Kaffeforderung bis Okt. 1757 ein ganz beſonderer, ſchon 


anno 1777 durch die umſtändliche Vorſchrift erſchöpfter und eben hierwegen 


in dem 1. $. des unterm 8 Nov. 1786 hinausgelangten Normalis vom N 


Abfahrtgeld nicht berührter Gegenſtand. Es hat alſo bei dem, was im Be— 
lang dieſer Forderung bereits normalmäßig beſtimmt iſt, ſein Verbleiben, daß 
von dem diesfälligen Quanto, was nicht 100 fl. ausmacht, kein Abfahrtgeld 
abzunehmen ſei. 


2. Saget das im Belang des Abfahrtsgeldes erfloſſene Normale | 
nicht, daß vom Dienſtgraziale ein Abfahrtsgeld abzunehmen feie, es hat alſo 


bei der bisherigen Befreiung ſein Verbleiben. 
3. Der Erbe eines verftorbenen Pupillen kann eigentlich weder eine 
Kaſſeforderung, noch ein Dienſtgraziale erben, ſondern er überkommt nur 


* Dieſes wurde wörtlich auch für den Maltheſerorden vort ſcheieben in dem 
Ofd. v. 27. Juli u. Vog. v. 8. Aug. 1788, 5. Abſaz (Blaſek, 7. Th S. 116).— 


Die in Kriegsdienſten ſtehenden Maltheſerordensritter ſind in Anſehung ihrer 
Verlaſſenſchaften von der Mil Gerichtsbarkeit nicht ausgenommen; |. 2064. 
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überhaupt das Vermögen eines Mil. Pupillen; wenn er alſo nicht eben— 
falls der Mil. Jurisdikzion unterſteht, ſo kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß er das Abfahrtgeld von dieſen aus der Verlaſſenſchaft eines Mil. Pu— 
pillen überkommenden Verlaſſe, ohne hinein zu gehen, ob dieſer Verlaß 
ganz oder zum Theil von der Kaſſaforderung und reſp. Dienſtgraziale des 
Pupillen Eigenthum geworden ſei, zahlen müſſe. 

4. Müſſen die Pupillarinſtanzen am verläßlichiten wiſſen, wo das Ver— 
mögen ihres Pupillen herrührt; dieſen liegt es hauptſächlich ob, bei veran— 
laſſender Abfertigung ihrer jeweils großjährig werdenden Pupillen die Ein— 
leitung zu treffen, daß das Abfahrtgeld beſtimmt, entrichtet oder abgezogen 
werde. In ſo lang alſo nicht erwieſen iſt, daß der Pupill während der 
Minderjährigkeit einiges Zivilvermögen überkommen habe, müſſen die dies— 
fälligen Kapitalien und überhaupt ſein hinterlaſſenes Vermögen, als ein 
dem Abfahrtsgeld unterliegendes Militärvermögen behandelt werden. 

5. Da das Vermögen, welches der Pupill erweislich ex statu ci- 
vili an ſich gebracht, vom Abfahrtsgeld befreit iſt, ſo iſt auch kein Zweifel, 
daß die Erſparung der Intereſſen hievon, wenn ſie auch bis zur Abſtattung 
des Kapitals unerhoben bleiben, als ein Akzeſſorium dem Abfahrtsgelde 
nicht unterliege. Endlich ſagt 

6. der 18. $. des Normalis wortdeutlich, daß das Abfahrtsgeld von 
demjenigen Betrage, den der majoren werdende, mithin aus der Mil. Ju— 
risdikzion tretende Pupill ex militari an ſich gebracht hat, und was demſel— 

ben Fille weiters während der Minorenität in Erwirthſchaftung und 
Erſparung gebracht worden, abzuführen ſeie. Von dem, was ihm alſo 
ausgefolgt wird, es mag die Erſparung an Intereſſe viel oder wenig be— 
tragen, und ſolche zu einem Kapital angelegt worden ſein oder nicht, kommt 
das Abfahrtsgeld zu entrichten; nur muß als terminus ad quem im 
Belang der zu beſtimmenden erſparten, oder ſonſten noch unbehobenen 
Intereſſen die Zeit der erlangten Großjährigkeit und ſchon damit verknüpf- 
ten Austrit aus der Mil. Jurisdikzion beobachtet werden. 


2552. Hfd. vom 5. Jän. 1792 N. 237, an alle A. ©. 


Wenn ein minderjähriger Soldat ſtirbt, der nebſt feinem Peculio 
castrensi auch noch ein Pupillarvermögen zurükgelaſſen hat, kann zwar 
das Regiment, oder das Judicium delegatum militare mixtum, fo weit 
von beſagtem Peculio castrensi etwas übrig bleibt, dießfalls die Ab— 
handlung pflegen; allein in Abſicht auf das unter der Pupillarinſtanz 
ſtehende Waiſenvermögen iſt die Verlaſſenſchaftsabhandlungspflege der 
Pupillar⸗Inſtanz zu überlaſſen, und daher derſelben nebſt der etwa vor— 
findigen leztwilligen Anordnung auch von jenem, was beim Regiment, 
oder dem Judicio delegato militari mixto geſchehen, die Mittheilung 
zu machen. Uebrigens iſt ſich wegen des auch von dieſem Pupillarver— 
laſſenſchaftsgute allerdings zu entrichtenden Invalidenabfahrtsgeldes die 
Norme vom 6. Dez. 1766) gegenwärtig zu halten. S. 2091. 


*) Pdg. v. 6. Dez. 1766 (K. 5. 158). N 
Zur Behebung alles Anſtandes, wegen des Juvalidenabfahrtsgeldes, wird 
hiermit verordnet, daß, nachdem dieſes Abfahrtsgeld zu Gunſt des Invaliden— 
Handb. d. Giebigkeiten. 83 
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2553. Hkr. Vdg. v. 6. Sept. 1797; Vg. des böh. Gen. Kom. v. 22. 


Ueber eine vorgekommene Anfrage, ob über ein ungariſches Ver— 
mögen, welches ein mere Aviticum iſt, das Militare die Abhandlung zu 
pflegen habe, und ob in dem Falle, wenn das Militare auch wirklich 
hierüber die Abhandlung hätte, von ſolchem avitico ein Abfahrtgeld, oder 
eine ſonſtige Gebühr zu entrichten ſeie, wird die Weiſung ertheilt, daß 


alle erweisliche Bona mere avitica, ſelbe mögen beweglich oder unbeweg- 


lich ſein, nach den ungariſchen Geſezen ſolche Familiengüter ſind, mit 
welchen der zeitliche Beſizer leztwillig nicht disponiren kann, weil das 
Eigenthum davon auf dem Fall, wo der Erblaſſer ohne Kinder verſtirbt, 


den Anverwandten nach der wechſelſeitigen Erbfolge anheim fällt, daher 4 


dieſe von einem Militare zurükgelaſſene Bona avitica, zwar in dem In— 
ventario in Empfang geſtellt werden mögen, und der Fruchtgenuß davon 
bis zum Tag des Ablebens als ein Aktivum eingebracht werden könne, 
das Kapital aber als ein Paſſivum wieder in Ausgabe geſtellt und an 
die ungariſche Behörde den geſezlichen Erben ausgefolgt werden muß. 
Woraus dann die Schlußfolge von ſelbſt fließt, daß von dieſen Bonis, 
avicitis, als einem zur Mil. Jurisdikzion nicht gehörigen Vermögen, 
auch kein Mil. Abfahrtgeld oder eine ſonſtige Gebühr abzuziehen ſeie. 
S. 211416. 


2554. Hkr. Bog. v. 17. Juli 1808 H. 520; Vg. des böh. Gen. 


Kom. v. 2. Aug. T. 1932. 


Se. Maj. haben die entſtandene Frage: ob Kinder, deren Väter 
zur Mil. Jurisdikzion gehörten, und die nach deren Tod Mil. Pupillen 


geworden find, ſich jedoch bei ihren ebenfalls der Mil. Jurisdikzion un- 


terſtehenden Müttern befinden und keine eigene Haushaltung haben, ſo— 
bald ſie als großjährig mit ihrem Vermögen abgefertigt werden, davon 


das Mil. Abfahrtsgeld zu entrichten haben ſollen? in formalibus dahin 


zu entſcheiden geruht: 


„Da nach der J. N. das Forum der ehelichen Kinder nicht nach | 


dem Foro der Mutter, ſondern nach jenem des Vaters beſtimmt wird, 


— 


inſtituts kreiret worden, und die Gunſt dieſes Inſtituts allen Militärs gemein 5 
iſt, die Urſache des Inſtituts aber ſich nicht ändert, wenn gleich die Abhandlung 


bei dieſer oder einer andern Stelle geſchehe, von diefer Regel jedoch die fand: 
ſchaftlichen Güter billig ausgenommen werden, von dem Mobilarvermögen jener 
Militärs, die zugleich Landmänner, oder in Hofdienſten geweſen, in Folge der 


im Jahre 1750 kundgemachten, nun ſeither beſtätigten Seri das Jg 


abfahrtsgeld ebenfalls zu entrichten ſei. 


Pat, vom 28. März 1750. 
Die Fundi, welche für die Invaliden gehören, es ſei zu det in 25 arn, 


oder in den deutſchen Erblanden, oder bei der Armee, bleiben bei dieſem Inſti⸗ 


tute dazu unveränderlich gewidmet, und Wir haben ghädigſt entſchloſſen, ſolche 
noch weiters zu vermehren, wie Wir dann zu dem Ende“ in . hiermit bes 
willigen, daß künftig zum Behufe der Invaliden, von dem a Militari ad alium 


Statum transferirenden Vermögen ein Abfahrtsgeld, und zwar bei der Trans- 
ferirung außer Landes „ 10 Proz., inner Landes 5 Proz abgenommen wer⸗ | 


den könne. 
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fo können die majoren gewordenen Mil. Pupillen nicht dem Foro der 
Mutter unterſtehen, fondern fie treten aus der Mil. Jurisdikzion, und 
unterliegt daher ihr Vermögen dem Abfabrtögeld.« 


2555. Hfd. v. 9. Mai 1812 N. 990, an alle A. G. 


Die Verlaſſenſchaften der Landwehroffiziere und Gemeinen, welche 
vorher bei dem Militär nicht gedient haben, und zur Zeit, wo ſie für ihre 
Perſon der Militärgerichtsbarkeit unterſtanden, mit Tode abgingen, ſind 
an die kompetenten Zivilbehörden derſelben zur Abhandlung zu übergeben, 
und von der Entrichtung des Invalidenfonds- Betrages frei 
zu laſſen. S. 2558. 


2556. Hkr. Zir. v. 17. Juli 1824 D. 3021 (Mil. 101). 


Die Feſtſezung der Entrichtungsart des Beitrages zum Invalidenfonde 
* von untheilbaren öffentlichen e Obligagionen und Vankakzien 
betreffend. 


Ueber die Berechnung des Beitrages zum Indalibenſonde von Kre— 
ditspapieren der oben genannten Gattung wird Folgendes feſtgeſezt. 

Dieſer Beitrag iſt entweder: 

1. gleich nach beendigter Verlaſſenſchaftsabhandlung von der Ge— 
richtsbehörde ſelbſt, inſofern ſie den Nachlaß in gerichtliche Verwahrung 
genommen hat, oder von den Erben oder Legataren zu entrichten, oder 

2. wenn dieſe noch minderjährig und Militäspupillen find, erſt ſpäter 
bei ihrem mit eintretender Großjährigkeit erfolgenden 3 aus der 
Milikärgerichts barkeit 5 zu berechnen und abzuführen 

In den im 1. Abſaze bezeichneten Fällen iſt der Beitrag zum Invali— 
denfonde, da er im Abhandlungsausweiſe nach Verſchiedenheit der Valuta, 
in welcher die Verlaſſenſchaft beſteht, ſchon beſtimmt angeſezt werden muß, 
von Bankakzien und öffentlichen Fondsobligazionen, die auf einen ſolchen 
Betrag, wie eben davon zum Invalidenfond entrichtet werden ſoll, nicht 
theilbar ſind, nach dem am Ausfertigungstage des Abhandlungsausweiſes 
im Gerichtsorte aus der wiener Zeitung oder ſonſt authentiſch bekannten 
lezten wiener Börfefurfe zu berechnen. 

In den Fällen des 2. Abſazes hat der am Tage der 5 
bewilligung des Pupillarvermögens an der wiener Börſe notirte Kurs bei 
Berechnung des Beitrages zum Invalidenfonde als Maßſtab zu dienen. 


2557. Vdg. des allg. Mil. A. G. v. 29. Aug. 1824 3. 7995. 


Nachdem von einer Abhandlungsbehörde bei Erfolglaſſung eines 
Verlaſſenſchaftsvermögens in das Königreich Ungarn der Beitrag zum 
Invalidenfonde mit 10% entworfen und abgeführt worden iſt, ſo hat 
der hochl. k. k. Hofkriegsrath über hierortige Vorſtellung mit h. Vdg. 
v. 17. Aug. 1824 H. 884 zu entſchließen befunden, daß von der Ab 
nahme eines 10prozentigen Beitrages zum Invalidenfonde von einem 
aus der Mil. Jurisdikzion nach Ungarn abgehenden Vermögen gegen— 
wärtig um ſo weniger ein Rede ſein kann, als aus dem Kontexte des 
§. 2, 3 und einiger nachfolgenden SS. des Normale v. 8. Nov. 1786 
F. 1253 unbezweifelt hervorgeht, daß unter dem Ausdruke k. k. Erb- 
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lande auch die ungarifhen und ſiebenbürgiſchen Provinzen verſtanden 
werden, auch ferner nach neueren Verordnungen ſogar in jenen Fällen, 
wo ein Vermögen aus der Mil. Jurisdikzion in einen auswärtigen 
Staat, mit dem eine Freizügigkeit beſteht, wie z. B. in einen teutſchen 
Bundesſtaat aus einer, zu dieſem gehörigen öſt. Provinz abgeht, der 
Beitrag zu dem Invalidenfonde nur mit 5%, abgenommen werden 
kann, und auch ſchon durch die h. hkr. Vdg. v. 28. Aug. 1797 C. 462 
. bekannt gemacht worden iſt, daß ſelbſt von dem Vermögen 
der aus den Mil. Grenzen in das Provinziale von Ungarn abziehenden 
Unterthanen kein Mil. Abfahrtsgeld, wie dazumal der Beitrag zum In— 
validenfonde genannt wurde, abzunehmen ſei. 


2558. Bog. des ſteier. Gub. v. 10. Dez. uch 20468 (P. 505). 


Da nach dem mit Gub. Vdg. v. 3. Mai d. J. Z. 7000, bekannt ges 
machten h. Hfd. v. 26. April 1835 3. 5 die Landwehrmänner 
der erſten in Aktivität befindlichen Landwehrbataillone ihrer Perſon nach 
zwar allerdings der militäriſchen Gerichtsbarkeit unterſtehen, die in Ab— 
ſicht auf die Verlaſſenſchaftsabhandlung der Landwehrglieder überhaupt 
mit dem h. Hfd. v. 9. Mai 1812 (Gub. Vdg. v. 2. Juni 1812 3. 
12557) ausgeſprochenen Beſtimmungen aber hierdurch keineswegs eine 
Aenderung erleiden, ſo hat die hohe k. k. vereinigte Hofkanzlei mit 
Dek. v. 26. v., Erh. 5. d. M. Z. 20403 2037 eröffnet, daß von den 
Verlaſſenſchaften der eigentlichen Landwehrmänner nie, von den Ver— 


laſſenſchaften der Landwehroffiziers aber nur dann ein Militär-Ab⸗ 


fahrtsgeld abzunehmen ſei, wenn dieſelben aus dem Militärpenſions— 


ſtande oder von dem Militär mit Charakter ausgetreten und bei der 


Landwehr angeſtellt worden ſind. 


VIII. 


Allgemeine Vorſchrift über die Gebühren in Mähren. 


2559. Erlaß des mäh. Gub. v. 4. Nov. 1836 Z. 39840 (P. 593). 


Bei der Prüfung der halbjährigen Ausweiſe über die für den In— 
validen- und Normalſchulfond, dann für die Lokalkrankenanſtaltenfonde 
und Armeninſtitute eingehenden Gebühren von Verlaſſenſchaften und 
Lizitazionen, welche durch die k. k. Provinzial-Staatsbuchhaltung vorge— 
nommen wird, zeigt es ſich, daß die wenigſten Behörden bei Einhebung 
dieſer Gebühren ſich nach den beſtehenden Vorſchriften benehmen, ſon— 
dern daß meiſtens nach eigener, theils dieſe Fonde und Anſtalten, theils 
die Erben beeinträchtigender Anſicht und Willkühr vorgegangen, und 
dadurch zu vielfältigen, die Schreibereien unendlich vermehrenden nach— 
träglichen Berichtigungen Veranlaſſung gegeben wird. Deßhalb, und 


weil die, mit dem Gubernial-Erlaſſe v. 9. Juni 1826 Zahl 7566, den 


Dominien und Magiſtraten zur Richtſchnur hinausgegebenen Vorſchriften 
durch mehrere ſpätere, nicht allgemein bekannt gemachte Anordnungen 


2558 — 2539. 1297 
verſchiedene Aenderungen erlitten haben, erſcheint eine Zuſammenſtellung 
aller einſchlägigen Beſtimmungen mit Berükſichtigung ihrer dermaligen 
Giltigkeit zur Erzielung einer geregelten Manipulazion nothwendig. 


Die einzuhebenden Betrage ſtammen: 


I. Von Verlaſſenſchaften und zwar entweder ) aus freiwilligen 
Vermächtniſſen, oder B) aus geſezlichen Gebühren. 


II. Von Lizitazionen, welche freiwillig, oder über beträchtliche Ver— 
laſſenſchaſten abgehalten werden, her. 


I. Bei Verlaſſenſchaften gehören 


A. die freiwilligen Vermächtniſſe, wenn dieſelben ausdrüklich dem 
Invaliden- oder dem Normalſchulfonde, der brünner oder olmüzer Lo— 
kalkrankenanſtalt, oder dem Orts-Armeninſtitute legirt werden, ganz dem 
vom Erblaſſer bezeichneten Fonde, oder der Anſtalt; werden aber Ver— 
mächtniſſe auf Arme überhaupt gemacht, ſo gehört davon die eine 
Hälfte dem Invalidenfonde (a. h. Entſchl. v. 6. Sept. 1754) und die 
andere Hälfte dem Armeninſtitute des Ortes, wo der Erblaſſer ſtarb 
(Gubernialerlaß v. 14. Mai 1835 3. 15595). 


B. An geſezlichen Gebühren find einzuheben: 


1) Von dem Nachlaſſe eines in Brünn oder Olmüz und den dazu 
gehörigen Vorſtädten Verſtorbenen, wenn die Verlaſſenſchaft 100 fl. 
und darüber beträgt, 4 Prozent des Verlaſſenſchaftsbetrages für den 
Lokalkrankenanſtaltenſond in Brünn oder Olmüz, jenachdem die Ver— 
laſſenſchaft in Brünn oder Olmüz vorkömmt. (Hkzd. v. 24. Dez. 1834 
3. 32057, Gub. Erlaß v. 14. Mai 1835 Z. 15595). 


2) Nach einem Familienhaupte, wozu auch Gattinen und Witwen 
gehören, wenn die Verlaſſenſchaft 300 fl. beträgt oder überſteigt, für 
den Normalſchulfond von dem Prälaten- und Herrenſtande 4 fl.; vom 
Ritterſtande 2 fl.; von Profeſſioniſten, Bürgern und Bauern 1 fl.; 
(a. h. Entſchl. v. 3. Febr. 1776 und 1. Dez. 1788); von geiſtlichen 
Perſonen, die keine Prälaten ſind, 2 fl.; dann von Witwen der Guts— 
beſizer als Honorazioren 2 fl.; ferner bei Militär-Verlaſſenſchaften, von 
der Generalität 4 fl.; von den Stabsoffizieren 2 fl.; und von Offi— 
zieren, vom Hauptmanne oder Rittmeiſter abwärts 1 fl. Die Militär— 
beamten aber ſind nach dem ihrer Charge zugehenden Range zu behan— 
deln (Hkzd. v. 26. Mai 1808 Z. 10755); endlich bei jüdiſchen Ver— 
laſſenſchaften von den wirklichen Großhändlern, Kaufleuten und Traffi— 
kanten 2 fl., von Profeſſioniſten und andern Juden überhaupt 1 fl. 
(Ofd. v. 14. Juni 1794, Gub. Erlaß v. 1. Juli 1794, 3. 11220, und 
Gub. Zir. v. 13. Juni 1817, 3. 15095). S. 2538 — 9. 


. 3) Wenn das Nachlaßvermögen 1000 fl. erreicht, für den Inva— 
lidenfond, da, wo Leibeserben vorhanden find, 30 kr.; wo fremde Erben 
eintreten, 1 fl. von 1000 des reinen Aktiv-Standes der Verlaſſen— 
ſchaft; von dem 1000 fl. überſteigenden Betrage iſt die Gebühr nach 
der entfallenden Prozentenproporzion; von den 1000 fl. nicht erreichenden 
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Verlaſſenſchaften aber iſt für den Invalidenfond nichts abzunehmen. 
Normale v. 4. Juni 1749, republizirt am 29. April 1771 und 15. 
Juni 1808, Gub. Z. 14370 ). 

4) Nebſtbei ſind bei geistlichen Verlaſſenſchaften laut Hkzd. v. 23. 
April 1807, Gub. Erlaß v. 10. Juni 1808, 3. 12162, von einfachen 
Benefiziaten 1 fl.; von Lokalkaplänen 1 fl. 30 kr.; von Pfarrern 3 fl.; 
von Domherren 6 fl. und von Generalvikären 12 fl. als Alumnatsge— 
bühr, und zwar, vermög Hkzd. v. 19. März 1829, Gub. Erlaß v. 9. 
April 1829, Z. 14243, für den Religionsfond einzuheben. 


II. Bei Lizitazionen. 


Wenn dieſelben freiwillig oder über beträchtliche Verleſſenſchaften 
vorgenommen werden, mit Ausnahme der Lizitazionen der Feilſchaften 
und Realitäten auf Herrſchaften (Hkzd. v. 19. März 1818, Z. 36568), 
dann der Lizitazionen in Exekuzions- und Kridafällen, und ob causam 


pupillarem, da dieſe nicht zu den freiwilligen, ſondern zu den noth- 


wendigen gehören, gebühret dem Armeninſtitute des Ortes, wo die Li— 
zitazion ſtatt gefunden hat, der einprozentige Betrag des Lizitazions— 
erlöſes (a. h. Reſkr. v. 25. Juli 1761, und 26. Nov. 1768, republi⸗ 
zirt am 2. Mat und 26. Auguſt 1818 3. 20790 und 29789, dann 
Hkzodg. v. 24. Dez. 1834 3. 32057, Gub. Erlaß vom 14. Mai 
1835 Z. 15595). 

Hinſichtlich der geſezlichen Gebühren von Verlaſſenſchaften iſt noch 
Folgendes zu bemerken: 

a) Der halbprozentige Betrag von 100 fl. überſteigenden Ver⸗ 
laſſenſchaften iſt nur nach den in Brünn und Olmüz, oder in ihren 
Vorſtädten Verſtorbenen abzunehmen, worüber nebſt dem brünner und 
olmüzer Stadtmagiſtrate auch die brünner k. k. Polizeidirekzion; die brün— 
ner Vorſtadt-Dominien, Kritſchen, Kreuzhof, Blaziowiz, Altbrünn, Klo⸗ 
ſterſtift Skt. Thomas, Poſorziz, Obrowiz, Königsfeld, Rzezkowiz; dann. 
die olmüzer Vorſtadt-Dominien, als: das olmüzer landgüterlihe und 
das kloſterhradiſcher Wirthſchaftsamt zu wachen haben. 

) Die für den Invaliden- und Normalſchulfond unter den oben⸗ 


) Voͤg. des mäh. Gub. v. 5. Juli 1833 Z. 20757 (P. 130). 

Se. k. k. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 11. Juni d. J. zu Folge hohen 
Hkzd. vom 17. desſelben Monats Zahl 14,647 zu befehlen geruht, daß die nach 
dem Pat vom 4. Juni 1749 für Mähren“ beſtehenden Invalidenfonds⸗Le⸗ 
gatsgebühren auch auf 1 ausgedehnt, und beide Provinzen hierin— 
falls ganz gleich behandelt werden ſollen. 

In Anſehung der Normalſchulfonds⸗Gebühren aus Verlaſſenſchaf— 
ten iſt dies ohnehin ſchon in Folge der a. h. Reſtripte v. 3 Febr. 1766 und 
11. Dez. 1788 der gleiche Fall. 

Nur iſt nach weiterem a. h. Befehle von einem, die Summe von Eine 
tauſend Gulden nicht erreichenden Verlaſſenſchaftsbetrage keine Abgabe an 
den Invalidenfond zu bezahlen, und eben fo wenig ſoll eine Entrichtung an den 
Normalſchulfond in dem Falle ſtatt haben, wenn der Erblaſſer für ſelben be— 
reits einen, die kathegoriemäßige Abgabsgebühr erreichenden, oder noch höhern 
Betrag beſtimmt hat“). 


) Dieſe Vorſchrift kommt auch als Hfd. vom 5. Juli 1833 N. 2621, an das mäh. A. G. in 
der J. G. S. vor. b N 


* 


angezeigten Bedingungen einzugehenden geſezlichen Gebühren ſind ohne 
Unterſchied des Ortes, wo die Verlaſſenſchaft ftatt findet, abzunehmen. 

c) Wenn für eine der brünner oder olmüzer Lokal-Krankenanſtalten, 
den Normalſchulfond oder Invalidenfond von dem Erblaſſer ein be— 
ſtimmter Betrag freiwillig teſtirt wurde, und dieſer Betrag die, mit 
Berükſichtigung der oben angeführten Bedingungen, für die Fonde und 
Anſtalten abzunehmende geſezliche Gebühr überſteigt, oder derſelben 
gleich kömmt, fo iſt blos der legirte Betrag, wenn dieſer aber die 
Höhe der geſezlichen Gebühr nicht erreicht, ſo iſt nebſtdem noch der 
Abgang auf dieſe Gebühr von Amtswegen abzunehmen. (Hfd. v. 21. 
Juli 1808 3. 14790, Gub. Erlaß v. 5. Auguſt 1808 3. 16102. A. 
h. Entſchl. v. 11. Juni 1833, Gub. Erlaß vom 5 Juli 1833, 3. 20757). 

d) Da die Verlaſſenſchaften in K. M. zu berechnen ſind (a. h. 
Entſchl. v. 11. Juli 1822, Gub. Zir. v. 9. Aug. 1822, 3. 21142), fo 
folgt, daß die geſezlichen Gebühren gleichfalls in K. M. einzuheben ſind. 

e) Wenn der Erblaſſer irgend einem beſondern Schulfonde etwas 
vermacht hat, ſo iſt deſſen ungeachtet zum allgemeinen Normalſchulfonde 
die geſezliche Gebühr unter den sub. 2) bezeichneten Umſtänden einzu— 
heben. (Ofd. der J. G. S. v. 10. Auguſt 1810.) 

Hinſtchtlich der Einſendung und Verrechnung der Beträge hat es 
bei den in den Gub. Erläſſen v. 9. Juni 1826 Z. 7566 und 14. 
Mai v. J. 3. 15595, enthaltenen Beſtimmungen zu verbleiben, und 
die Verlaſſenſchafts-Abhandlungs-Inſtanzen haben vorzüglich darauf be— 
dacht zu ſein, daß in den halbjährigen Vermächtniß⸗Ausweiſen, welche 
nach dem obigen Erlaſſe v. 14. Mai v. J. Z. 15595, zuliegenden 
Formular zu verfaſſen ſind, der Name Charakter, Stand (ob nämlich 
verheirathet, verwitwet, ledig), dann der Ort und Sterbtag des Erb— 
laſſers, jo wie der in K. M. berechnete Verlaſſenſchaftsbetrag genau 
nachgewieſen werden, was bisher häufig außer Acht gelaſſen wurde, 
zur Bemeſſung der geſezlichen Gebühren aber unumgänglich nothwendig 
zu wiſſen iſt. 

Die Vermächtniß-Ausweiſe wurden bisher 9583 Gub. Erlaß v. 
9. Juni 1826 Z. 7566, hinſichtlich der freiwilligen Legate mit den vom 
Amte verifizirten Teſtaments-Auszügen, und hinſichtlich der Lizitazions— 
prozente mit den Abſchriften der Lizitazionsprotokolle belegt; allein, 
weil die Teſtamentsauszüge meiſtens ſehr unvollſtändig geliefert, und 
von den, die Gebühren einhebenden Individuen zugleich verifizirt wer— 
den, und nicht immer die Geldwährung des legirten Betrages enthal— 
ten, ſo beweiſen ſie nicht hinreichend, daß alle, auf die betreffenden 
Legate Bezug nehmenden Punkte herausgehoben, und die teſtirten Be— 
träge richtig eingehoben wurden. 

Die Einſendung von Teſtaments— Abſchriften ihrem ganzen Inhalte 
nach, wäre eben, wie die bisherige Vorlegung der Abſchriften von den 
Lizitazions-Protokollen mit großem Zeitverluſte verbunden. Es iſt da— 
her zur Erzielung einer Kontrolle genügend, daß von den zahlenden 
Parteien beſtätigte nach dem beiliegenden Muſter ¼ in Oktavform ver— 
faßte Verzeichniſſe ſtatt der Teſtamentsauszüge; und hinſichtlich der 
Lizitazionsprozente blos die von der betreffenden Partei, dem Proto— 
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kollsführer und dem Einheber des Prozentes gefertigte Beſtätigungen, 
woraus der Lizitazionsgegenſtand, der Erlös und der abgenommene 
Prozenten-Betrag zu erſehen iſt, den Vermächtnißausweiſen beigelegt 
werden. 5 


Die Magiſtrate und Dominien pflegen ferner von den an die 
Kreisämter vorſchriftsmäßig abzugebenden Vermächtniß-Ausweiſen zu⸗ 


gleich ein Duplikat dem k. k. A. G. vorzulegen, welches ſammt den an. 


die Kreisämter abgegebenen Ausweiſen der Provinzial-Staatsbuchhaltung 
zukommt. i 


Da beide Exemplare dieſer Ausweiſe gleichlautend ſind, ſo genüget 
es an einem, und es hat von der Einſendung des zweiten an das k. k. 
A. G. abzukommen. a - 


Der mit Einverſtändniß des k. k. A. G. unterm 23. Mai 1828 
Z. 17856 getroffenen Verfügung gemäß, werden bei Einſendung der 
Pupillentabellen an das k. k. A. G. auch die von den Seelſorgern aus— 
gefertigten Auszüge aus den Sterberegiſtern jährlich eingeſchikt. Um 
die erwähnte Kontrolle zu erlangen, wären dieſe Sterberegiſter hinrei— 
chend, welche aber, weil die Vermächtnißausweiſe halbjährig vorgelegt 
werden, gleichfalls halbjährig verfaßt werden müſſen. 


Die die Vermächtnißgebühren einhebenden Behörden haben ferner 
ſämmtliche, in jedem halben Jahre vorgekommenen Sterbefälle in Ueber— 
einſtimmung mit den Sterbe-Regiſter-Auszügen in den Vermächtniß— 
Ausweiſen erſichtlich zu machen, und in jenen Fällen, wo die Gebühren 
wegen der noch nicht beendigten Verlaſſenſchafts-Abhandlung noch nicht 
abgenommen werden konnten, in der Anmerkungskolonne blos vn icht 
abgehandelt« beizuſezen, zugleich aber alle, auf dieſe Art bezeichne- 
ten Erblaffer in dem nächſtfolgenden Ausweiſe und zwar ſo lange an- 
zuführen, bis die entfallenden Gebühren eingebracht worden ſind. 


Da übrigens die für den Schulfond von jüdiſchen Verlaſſenſchaften 


eingehenden Vermächtnißgebühren ebenfalls beim allgemeinen Normal— 
ſchulfonde verrechnet werden ſollen; ſo haben die Behörden nicht mehr, 
wie es bisher zuweilen geſchah, die jüdiſchen Verlaſſenſchaftsgebühren 
mit abgeſonderten Ausweiſen vorzulegen, ſondern dieſelben in die halb— 


jährigen Vermächtnißausweiſe in die Kolonne »Normalſchulfond« 


einzuſtellen, wobei es auch dann zu verbleiben hat, wenn in der Folge 
eine beſondere Verrechnung für den jüdiſchen Normalſchulfond einge— 
führt werden ſollte, weil die Provinzial-Staatsbuchhaltung bei der dies- 
fälligen Prüfung ohnehin erſehen würde, daß die Gebühren von jüdi— 
ſchen Verlaſſenſchaften ſtammen, und ſie ſodann in ein eigenes Ver— 
zeichniß ſtellen kann. 5 


Ueber die freiwilligen Lizitazionen ſind die Vermächtnißausweiſe 
immer, ſelbſt auch dann, wenn keine Beträge eingefloſſen ſind, binnen 
der mit dem Gubernial-Erlaſſe vom 9. Juni 1826 3. 7566 feſtgeſezten 
Friſt, nämlich bis Ende Jänner und Ende Juli jedes Jahres zuver⸗ 
läſſig einzubringen. 


8 


Cingehoben in Konv. Münze in Konv. Münze 


2 | Name Anton Gruber 
SCharakter Großhändler An freiwilli— An 
2 Stand verheirathet gen Legaten Zu⸗ 
5 Wohnort Brünn (Stadt) laut Teitas || gefezlicher 
Sterbtag 20. Juni 1835 ment ddo. 1. ſammen 
2 Nachlaßſtand 4450 fl. Mai 1835 Gebühr 
Erben Leibeserben 
8 fl. kr. fl. kr. fl.] kr. 
Invalidenfond nee 1 — 11340 2134 
Normalſchulfond e. 0 — — 21 — 2 — 
Lokalkranken-Anſtalten— (Brünn j — — 22 15 [2215 
fond (Olmüz . — — — — — — 
Armeninſtitut in Brünn — — —— — — — 
Arme überhaufee ttt 24 — — — 4 — 
5 | — 25 284 30 284 


Daß die obigen Angaben richtig find, und 30 fl. 282 kr. und 
zwar weder mehr noch weniger eingehoben wurde, wird beftätigt. 


Brünn am 8. Auguſt 1835. 
Unterſchrift des Einhebers. 
Unterſchrift der zahlenden Partei. 


2560. Intimat des mäh. Gub. v. 2. Juni 1837 Z. 19841 (P. 74). 


Da hohen Orts hervorgekommen iſt, daß in einigen Provinzen bei 
Abnahme der Armenperzente von freiwilligen Lizitazionen, die auf einer 
verſteigerten Realität haftenden Laſten und Schulden in Abzug gebracht 
worden ſind, und das Armenperzent nur von derjenigen Summe abge— 
nommen wird, welche nach Abſchlag der auf der Realität haftenden La— 
ſten und Schulden von dem gelöften Kaufſchillinge übrig bleibt; fo iſt 
mit h. Hkzd. vom 11. Mai d. J. Z. 9946, die Abſtellung dieſer, den 
beſtehenden Direktiven entgegen laufenden Gepflogenheit, und die Hand— 
habung eines allgemein gleichförmigen Verfahrens in dieſer Beziehung 
angeordnet worden, dem zu Folge künftig das geſezliche Armenperzent 
von freiwilligen Lizitazionen vom ganzen gelöſten Kaufſchillinge ohne Ab— 
zug der, auf den verſteigerten Realitäten haftenden Laſten und Schulden 
abgenommen und abgeführet werden muß. 


2561. Vog. des mäh. Gub. v. 15. Sept. 1837 Z. 34412 (A. 386). 


In dem Gub. Erlaſſe vom 4. Nov. v. J. Z. 39840, wegen Ein— 
hebung und Verrechnung der geſezlichen Legate iſt die Bemerkung ent— 
halten, daß zur Herſtellung der Kontrolle, rükſichtlich der Abführung der 
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fraglichen Verlaſſenſchaftsgebühren das k. k. A. G. erfucht worden ſei, 
die Gerichtsbehörden anzuweiſen, die zugleich mit den Pupillartabellen 
einzuſendenden, von den Seelſorgern ausgefertigten Auszüge aus den 
Sterberegiſtern, nicht wie bisher ganzjährig, ſondern halbjährig dem k. k. 
A. G. vorzulegen, die ſodann im Wege des leztern an die Landesſtelle, 
und von dieſer an die k. k. Prov. Staatsbuchhaltung zur kontrollirenden 
Amtshandlung zu gelangen hätten. Da aber der Realiſirung dieſer Maß— 
regel nach einer an die Landesſtelle gelangten Eröffnung des k. k. A. G. 
die Schwierigkeit im Wege ſteht, daß die Pupillartabellen nur einmal 
des Jahres in den lezten Monaten desſelben beim k. k. A. G. einlangen 
können, oft noch zur Verbeſſerung zurükgeſtellt werden müſſen, und dem 
k. k. A. G. zur Beurtheilung derſelben die Sterbmatrik-Auszüge noth- 
wendig ſind, ſomit deren halbjährige Mittheilung an die Landesſtelle auf 
die obenerwähnte Art nicht wohl ſtatt haben kann; ſo findet man im 
Einverſtändniſſe mit dem k. k. A. G. den ſämmtlichen Abhandlungsbehör— 
den mit Ausnahme des k. k. Landrechts den Auftrag zu ertheilen, daß ſie 
künftig von den Ortsſeelſorgern halbjährige Sterbmatrikauszüge zu er- 


heben, und ihren Fondsausweiſen beizuſchließen haben, um der k. k. Prov. 


Staats- Buchhaltung auf dieſe Art gleich die ordentlich inſtruirten Vers 
mächtniß-Ausweiſe zur Prüfung zumitteln zu können. 


2562. 1303 


Abfahrtsgeld und Freizügigkeit. 


I. 
Abfahrtsgeld. 


2562. Pat. vom 14. März 1785 N. 396. 


Als eine Folge der landesfürſtlichen Aufmerkſamkeit für die Freiheit 
der Unterthanen ward nach aller Orten aufgehobener Leibeigenſchaft auch 
die Freizügigkeit in den k. k. Ländern erweitert, und gegenwärtiges Geſez, 
das mit 1. Mai 1785 in den ſämmtlichen böh. öſt. deutſchen Erblan— 
den mit Einſchluß Galiziens ſeine Wirkſamkeit erhält, erlaſſen, dagegen 
alle vorhin über das Abfahrtsgeld erlaſſenen Geſeze und Anordnungen 
aufzuheben für gut befunden. 

§. 1. Es ſteht demnach in Zukunft jedermann frei, in dem Bezirke 
der böh. öſt. deutſchen Erbländer mit Einbegriff Galiziens mit ſeinem 
Vermögen von einem Orte zum andern zu ziehen, ohne daß unter 
was immer für einer Benennung ein grundherrliches, bürgerliches, oder 
landesfürſtliches Abfahrtsgeld gefordert werden könne; welche Freizügig— 
keit ſich auch auf die öſt. Niederlande, die öſt. Lombardie, und die tos— 
kaniſchen Staaten erſtreket. 

§. 2. Die Entrichtung eines Abfahrtsgeldes findet alſo nur ſtatt, 
wenn ein Vermögen aus einem der böh. öſt. deutſchen Erbländer 
entweder nach Ungarn und Siebenbürgen, oder nach dem Lande eines 
auswärtigen Staates gezogen wird; nach Verſchiedenheit, als das Ver— 
mögen unterthänig, bürgerlich, oder ohne eine dieſer beiden Eigenſchaften 
iſt, wird auch das Abfahrtsgeld auf verſchiedene Art an die Grundobrig— 
keit, den Landesfürſten, oder an beide zugleich, zu entrichten ſein, jedoch 
dergeſtalt, daß das Ganze in keinem Falle 10 Perzent überſteige. 

S. 3. Von einem unterthänigen, das iſt einem Vermögen, welches 
entweder einem Unterthan angehöret, oder ſeiner Eigenſchaft gemäß einer 
Grundobrigkeit als unterthäniges Gut unterliegt, gebühret dem Grund— 
herrn, ſo weit derſelbe das Recht, grundherrliches Abfahrtsgeld zu ziehen, 
aus Verträgen, oder dem fatirten und verjährten ruhigen Beſize bewei- 
fen kann, von dem wirklich aus den böh. öſt. deutſchen JErbländern 
gehenden Vermögen das grundherrliche Abfahrtsgeld mit 5 Perzenten 
oder 3 Kr. vom Gulden; zugleich iſt hiervon das landesfürſtliche Ab— 
fahrtsgeld ebenfalls mit 5 Perzent abzuführen. 

§. 4. Iſt das in dieſer Art abziehende Vermögen ein bürgerliches, 
das iſt ein Vermögen, welches entweder einem Bürger (Gewerbsmann) 
angehöret, oder als eine bürgerliche Realität, ein bürgerliches Gewerbe, 
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ein Fond einer bürgerlichen Handlung, die Eigenſchaft eines bürgerlichen 
Guts an ſich hat, ſo bleibt den landesfürſtlichen Städten und Märkten, 


denen aus beſonderer landesfürſtlichen Gnade derzeit die Gerechtſame des. 


landesfürſtlichen Abfahrtsgeldes eingeräumet war, noch ferners die Ein— 
hebung des Abfahrtsgeldes mit 10 Perzenten, oder 6 kr. vom Gulden. 
Außer dieſen landesfürſtlichen Städten und Märkten iſt von dem abzie— 
henden bürgerlichen Vermögen das bürgerliche Abfahrtsgeld der obrig— 
keitlichen Munizipalſtadt, oder Grundherrſchaft, die das Recht dazu aus 
ausdrüklichen landesfürſtlichen Privilegien, Verträgen, oder dem fatirten 
und verjährten ruhigen Beſize beweiſen kann, nur mit 5 Perzenten zu 
entrichten, das landesfürſtliche Abfahrtsgeld aber ebenfalls mit 5 Per⸗ 
zenten abzuführen. 

§. 5. Hat das abziehende Vermögen die Eigenſchaft eines unters 
thänigen, oder bürgerlichen Guts nicht, und gehört es zugleich einem Ei— 
genthümer an, der weder Unterthan, noch Bürger (Gewerbsmann), ſon— 
dern nur als ein Einwohner in einem Orte ſeßhaft iſt; ſo kann weder 


ein grundherrliches, noch bürgerliches Abfahrtsgeld gefordert werden, ſon- 


dern es findet nur das landesfürſtliche mit 10 Proz., oder 6 kr. vom 
Gulden ſtatt N 


§. 6. Da das landesfürſtliche Abfahrtsgeld nicht ſtatt findet, wenn 
das Vermögen in ein ſolches fremdes Land gezogen wird, gegen welches 
das Recht des freien Abzugs entweder im Allgemeinen beſteht, oder in 
einem beſondern Falle bewilliget wird, ſo ſoll auch gegen ſolche fremde 
Länder, in denen bei Abziehung eines Vermögens in dieſe Erbländer 
weder landesfürſtliches, noch grundherrliches oder bürgerliches Abfahrts— 
geld bezogen wird, die genaue Wechſelſeitigkeit (Reziprozität) beobachtet, 


und das in ein ſolches fremdes Land abziehende unterthänige, oder bür— 


gerliche Vermögen von dem grundherrlichen und bürgerlichen Abfahrts— 
gelde ebenfalls freigelaſſen werden. 


§. 7. Die Obrigkeit hat genau darauf zu ſehen, wenn ein Vermö— 
gen, es mag dem grundherrlichen, oder bürgerlichen Abfahrtsgelde unter— 
liegen, oder nicht, nach Ungarn, nach Siebenbürgen, oder nach einem 
auswärtigen Staate gezogen werden ſollte. Jeder dergleichen Fälle muß 
ungeſäumt dem Fiskalamte des Landes, aus welchem das Vermögen geht, 
angezeigt, das Vermögen ſelbſt aber, bis auf die über die Anzeige er— 
folgende Entſchließung nicht verabfolget werden. Sollte ſich eine Obrig— 
keit in dieſem Punkte die Vernachläſſigung überhaupt, allenfalls auch 
nur eine Verabſäumung in der Zeit, zu Schulden kommen laſſen, ſo 
würde ſie zur ſtrengſten Verantwortung und Strafe gezogen werden, 
S. 24. 

§. 8. Vom beweglichen Vermögen, ſobald dasſelbe einem ungari— 
ſchen, oder ſiebenbürgiſchen Unterthan, oder dem eines fremden Landes 
zufällt, oder das der Eigenthümer dahin abzieht, ſoll das Abfahrtsgeld 
immer ſogleich genommen werden, wenn auch ein ſolches Vermögen noch 
in einem der böh. öſt. deutſchen Erbländer gelaſſen würde. Vom uns 


beweglichen Vermögen aber iſt das ee nur bei deſſen Ver⸗ 


kauf, oder Veräußerung zu fordern. 
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$. 9. Die Niederlagsverwandten, wo noch welche find, erhalten die 
ihnen bis jezt zugeſtandene Befreiung vom Abfahrtsgelde auch in Zukunft 
für ſich, fuͤr ihre Weiber und Kinder. Dieſe Befreiung aber erſtrekt ſich 
weder auf ihre Kindeskinder und weitern Abkömmlinge, noch auf ihre Sei— 
tenverwandten und andere Erben. 

$. 10. Von dem Fruchtgenuſſe eines im Lande bleibenden Vermö— 


gens, es mag in Zinſen (Intereſſen), oder ſonſtigen Nuzungen beſtehen, 
iſt kein Abfahrtsgeld zu fordern. 


§. 11. Auch diejenigen Kapitalien, welche eigentlich durch ein aus 
fremden Ländern hierher gebrachtes Vermögen entitanden, find von dem 
Abfahrtsgelde befreiet; es hätte denn der Eigenthümer derſelben zur 


Zeit, da er in ein fremdes Land ziehen will, ſich bereits durch 10 Jahre 
in den k. k. Ländern aufgehalten, oder durch Ankauf eines unbeweglichen 
Gutes anſäſſig gemacht. S 2343. 


$. 12. Uebrigens aber iſt die Verbindlichkeit zur Eutrichtung des 


durch dieſes Geſez beſtimmten Abfahrtsgeldes allgemein, und ſind derſelben 


auch die Söhne und Töchter k. k. Unterthanen, welche ſich in Ungarn, 


Siebenbürgen, oder einem fremden Lande anſäſſig gemacht, unterworfen. 


2563. Hfd. v. 22. April 1785 N. 412, an alle A. G. 
Gleichwie das Pat. vom 14. März d. J. ausdruklich nur von dem 


| grundherrlichen, bürgerlichen und landesfürſtlichen Abfahrtsgelde handelt, 


als ſei dasſelbe auf die zum Invalidenfonde beſtimmte, unter dem Na— 
men Abfahrtsgeld “) errichtete Giebigkeit, als wegen welcher es bei der 


bisherigen Beobachtung zu verbleiben habe, nicht anzuwenden. 


2564. Hfd. v. 15. Sept. 1785 N. 467, an alle Lit. 


a) Unter das den landesfüͤrſtlichen Abfahrtsgelde unterliegende Ver— 
mögen ſeien auch die Hausgeräthſchaften einzurechnen, mit alleiniger Aus— 
nahme der Handwerksgeräthſchaften, welche abfahrtsgeldfrei erkläret ſind. 

b) Wo das außer Landes ziehende Vermögen bloß in Hausgeräth— 
ſchaften beſteht, und 150 fl. nicht überſteigt, da iſt den Länderſtellen das 
Befugniß eingeräumt, nach Umſtänden von Entrichtung des Abfahrtsgel— 
des zu diſpenſiren. 


2565. Hfd. v. 5. Juli 1787 N. 688, an alle Lſt. 


Von den Ausſtattungen derjenigen, die ſich in fremden Landen ver— 
ehelichen, und von den Fahrniſſen, die ein Auswanderer mit ſich nimmt, 
ſoll ein Abfahrtsgeld künftig nicht mehr abgenommen werden. 


2566. Pat. v. 12. Sept. 1791 N. 201. 


Das Pat vom 14. März 1785 wegen der Freizügigkeit und des 
Abfahrtsgeldes wird auf die ungariſchen Provinzen und Siebenbürgen 
erweitert. Dieſemnach ſoll 


* 


*) Dieſes PBLORE ſogenannte mititär. Abfahrtsgeld it Invalidenfonds⸗ 
beitrag zu nennen (hkr. Zir. v. 9. Nov. 1808 X. 155). 


\ 
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a) von nun an das freie Vermögen, das aus einem deutſchen und 
böhmiſchen Erblande, oder aus Galizien, nach den ungariſchen Provinzen, 
oder nach Siebenbürgen übertragen wird, der Entrichtung des landes⸗ 
fürſtlichen Abfahrtsgeldes ferners nicht unterliegen; ſo wie dieſe Freiheit 
bei dem Zuge aus dieſen Provinzen nach den deutſchen und böhmiſchen 
Erblanden und nach Galizien durch öffentliche in Ungarn und Sieben⸗ 
bürgen bekannt gemachte Verordnungen zugeſtanden iſt. 

b) Doch hat es in Anſehung des Vermögens, welches entwodeß 
einem Unterthane angehöret, oder, ſeiner Eigenſchaft gemäß einer Grund— 
obrigkeit als unterthäniges Gut unterliegt, und eben ſo in Anſehung des 
bürgerlichen, einem Gewerbsmanne angehörigen, und unter der Gerichts— 
barkeit einer landesfürſtlichen Stadt, oder eines ſolchen Marktes ſtehen— 
den Guts bei dem Pat. vom 14. März 1785 und der dort vorgeſchrie— 
benen Entrichtung des Abfahrtsgeldes fein Verbleiben. S. 2569 u. 2570. 


2567. Hfd. v. 23. Aug. 1798, an alle Lſt. 


Se. k. k. Majeſtät haben die im 1. Abſaze des am 14. März 1785 
in Abſicht auf das Abfahrtsgeld erfloſſenen Pat. bewilligte Freizügigkeit 


des Vermögens von einem Erblande in das andere in dem Bezirke der 


böh.⸗, öft.>, deutſchen und gal. Erblande, ohne Entrichtung des Ab— 
fahrtsgeldes unter was immer für einer Benennung auch auf ſämmt— 
liche, an das allerdurchlauchtigſte Erzhaus in dem Traktat von Kampo 
Formio gelangte venezianiſche Staaten auszudehnen geruhet. 


2568. Hfd. v. 28. April 1809 N. 891, an alle A. G. 2 
Se. Majeſtät haben die Frage, wie das Abfahrtsgeld in jenen Fäl— 


len zu fordern und einzubringen ſei, wenn Erbſchaften, Vermächtniſſe, oder 


Kaufſchillinge für veräußerte Liegenſchaften, oder Fahrniſſe, welche in Gold 
oder Silber beſtehen, oder bei welchen der Kaufſchilling in Gold-, oder 
Silber-Sorten bedungen wurde, in ſolche auswärtige Staaten gezogen 
werden, in welchen von dem nach dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate gezogen 


werdenden Vermögen ein Abfahrtsgeld abgenommen wird, dahin zu ent— 
ſcheiden geruhet: daß das Abfahrtsgeld jedesmal mit dem zehnten Theile 
der in Gold oder Silber beſtehenden Erbſchaft, des Vermächtniſſes oder 
des in Gold- oder Silber-Sorten bedungenen Kaufſchillings bemeſſen, und 


eingebracht werden ſolle. 


2569. Dek. d. mäh. Gub. v. 20. Juni 1823 Z. 17898 (P. 168). 


Ueber eine hinſichtlich des Bezuges des Abfahrtsgeldes von dem nach 


Ungarn auszutragenden Vermögen, gemachte Anfrage, hat die h. vereinte 
Hofkanzlei mit Dek. v. 5. d. M. Z. 15909, die Weiſung herab gegeben: 
daß nach den beſtehenden Vorſchriften für das nach Ungarn und die damit 
einverleibten Länder auszutragende freie Vermögen kein Abfahrtgeld; 
und von dem dahin zu exportirenden unterthänigen oder Bürger 
lichen Vermögen, mit Berükſichtigung der Reziprozität gegen die er— 


wähnten Provinzen, bloß das landesfürſtliche Abfahrtgeld mit 59 abzu— ? 


nehmen ſei. 
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2570. Dek. des böh. Gub. v. 4. Sept. 1834 3. 41181 (P. 572). 
Aus Anlaß eines Falles, wobei wegen Entrichtung des landesfürſt— 
lichen Abfahrtsgeldes von dem aus Böhmen nach Ungarn abziehenden 
Vermögens böchften Orts die Anfrage gemacht wurde, iſt mit Hkd. vom 
18. Aug. l. J. H. Z. 32631 bedeutet worden, daß, da nach dem Pat. 
vom 14. März 1785 jedes nach Ungarn abziehende Vermögen der Ent— 
richtung des landesfürſtlichen Abfahrtsgeldes unterworfen iſt, von dieſer 
Regel aber durch das Pat. vom 12. Sept. 1791, nur zu Gunſten des 
freien Vermögens eine Ausnahme gemacht, und in Anſehung des Ver— 
mögens, welches entweder einem Unterthan gehört, oder ſeiner Eigen— 
ſchaft gemäß einer Grundobrigkeit als unterthäniges Gut unterliegt, und 
ebenſo in Anſehung des bürgerlichen, einem Gewerbsmann angehörigen 
und unter der Gerichtsbarkeit einer landesfürſtlichen Stadt oder eines 
ſolchen Markts ſtehenden Guts aber angeordnet wird, daß es bei dem 
Pat. vom 14. März 1785 und der dort vorgeſchriebenen Entrichtung des 
Abfahrtsgeldes fein Bewenden habe, ſo müſſe von dem unterthänigen 
nach Ungarn abziehenden Vermögen das in dem leztgenannten Patente 
vom Jahre 1785 vorgeſchriebene Abfahrtsgeld allerdings abgenommen, 
und gehörigen Orts abgefuͤhrt werden. 


II. 
Freizügigkeit. 
Ba aden und Naſſau. 


2571. Erneueter Freizügigkeitsvertrag zwiſchen Oeſter. u. Baaden, 
v. 17. Sept. 1808 N. 859. 


1. Art. Zwiſchen ſämmtlichen Faif. öſterr. und ſämmtlichen großher— 
zoglich-baadiſchen Staaten ſoll eine völlige Freizügigkeit dergeſtalt beſte— 
hen, daß bei keiner Vermögensexportazion, auf welche Art ſolche ge— 
ſchehe, ein Abſchoß- oder Abfahrtsgeld, oder Nachſteuer, inſofern die— 
ſelben bisher in die landesfürftlihen Kaſſen gefloſſen find, eingehoben 
werden ſoll. . 5 

2. Art. Die Aufhebung dieſes Abfahrtsgeldes ſchließt indeſſen weder 
die Erhebung der Emigrazionstaxe, noch der Erbſteuer aus, welche mit 
den in dem öſt. Kaiſerſtaate beſtehenden Auswanderungsgrundſäzen, 
und durch dieſe mit Lokalumſtänden und der Verfaſſung in zu ge⸗ 
nauer Verbindung ſteht, und die ſelbſt von jedem Unterthane des öſt. 
Kaiſerſtaates erhoben wird, der irgend eine Erbſchaft bezieht, auch 
ohne daß dabei von einer Auswanderung oder Vermögensexportazion 
die Frage wäre. 

3. Art. Da die Freizügigkeit ihrer Natur zu Folge ſich nur auf das 
Vermögen bezieht, ſo bleiben dieſes Vertrages ungeachtet, die Geſeze in 
ihrer rechtlichen Kraft beſtehen, welche jeden Unterthan bei Strafe der 
Vermögenskonfiskazion auffordern, vor der Anſäſſigmachung in fremden 
Landen die Auswanderungsbewilligung ſeines Landesherrn nachzuſuchen. 

4. Art. Als fernere Folge dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, daß 
die Erhebung der Militärpflichtigkeitsredimirungsſumme in Fällen, wo ei— 
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nem Individuum die Auswanderungsbewilligung ertheilet wird, welches 
ſeiner Perſon gemäß der Militärpflichtigkeit unterliegt, ohne die Jahre 
derſelben zurükgelegt zu haben, der Grundſäze der Freizügigkeit unge— 
achtet, ftatt finden könne, weil dieſe Gabe nicht in Beziehung auf, das 
Vermögen geleiſtet wird. 

5. Art. Deßgleichen bleibt es in Rükſicht der Emigrazionstaxe, in 
Fällen der Auswanderung, bei den vorigen Beſtimmungen, wornach drei 
Proz. des Vermögens erhoben werden, als eine auf die Perſon des 
Auswandernden Bezug habende Abgabe, und da die Erhebung der Erb— 
ſteuer aus Rechtsgrundſäzen hervorgeht, die mit der Nachſteuer keine 
Verbindung haben; ſo hat der gegenwärtige Vertrag auf die Erbſteuer 
keine Beziehung, ſondern den beiden vertragenden Theilen bleibt es un— 
benommen, hierüber von ſouveräner Macht wegen, geſezliche Beſtimmun— 
gen zu treffen. 

6. Art. Das Vermögen, deſſen freie Ausführung vertragsmäſſig ge— 
ſtattet wird, ſoll nach ſeinem ganzen wahren Werthe verabfolgt werden, 
dergeſtalt, daß der Empfänger den ganzen reellen Betrag erhalte, wie 
er an dem Orte erhoben wird, wo das Vermögen gelegen oder ange— 
fallen iſt. Hierdurch ſoll jedoch der Geſezgebung beiderſeitiger Regierun⸗ 
gen über die Art und Geldſorte, in welcher das Vermögen überhaupt in 
das Ausland verbracht werden darf, keineswegs vorgegriffen ſein. 

7. Art. Obgleich vermöge dieſes Vertrages alle Abzüge, die an die 
landesherrlichen Kaſſen fließen, aufhören, ſo ſoll doch denjenigen Stän— 
den und Korporazionen, und andern, die zur Erhebung der Nachſteuer 
berechtigt ſind, dadurch nichts an ihren Befugniſſen benommen ſein. 

8. Art. Da die gegenwärtige Konvenzion nicht als ein neuer Ver— 
trag, ſondern als eine Erneuerung und Erweiterung des bereits unter 
dem 20. Dez. 1804 abgeſchloſſenen Freizügigkeitsvertrages, und der im 
Anfange des Jahres 1807 erfolgten Ausdehnung angeſehen werden ſoll, 
ſo hat dieſelbe auch auf die vor ihrer Abfaſſung und Ratifikazion ein— 
getretenen Fälle, inſofern ſie unter der früheren Uebereinkunft begriffen 
waren, zurük zu wirken. 

9. Art. Bei der Anwendung dieſes Vertrages iſt nicht der Tag in 
Betracht zu nehmen, an welchem das in der Frage ſtehende Vermögen 
durch Erbſchaft oder ſonſt angefallen iſt, ſendern derjenige, an welchem 
es exportirt wird. 

10. Art. Die unmittelbare Genehmigung dieſes Staatsvertrages ſoll 
ſowohl bei Sr. k. k. Majeſtät von Sſterreich, als Sr. 2 Hoheit dem 
Großherzoge zu Baden alsbald nachgeſucht werden ). 


2572. Hffomd. v. 13. Mai 1816 N. 1244, an alle Lſt. der neu er- 
langten Provinzen. 


Da von Seite des k. k. öſt Hofes mit dem dr . 
ſchen und mit dem herzoglich naſſauiſchen Hofe das Einverſtändniß 
getroffen worden iſt, den mit erſterem im Jahre 1808 und mit lezterem 
im Jahre 1810 abgeſchloſſenen Freizügigkeitsvertrag auch auf die gegen— 


) Ein ähnlicher Vertrag ift im J. 1810 mit Naſſau geſchloſſen worden. 
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feitig neu erworbenen Provinzen auszudehnen und in Wirkſamkeit zu 
ſezen; ſo hat demnach zwiſchen ſämmtlichen alt- und neubaadiſchen und 
nällessifchen Ländern, dann zwiſchen den alten und neuen Provinzen des 
öſtereichiſchen Kaiſerſtaates die Freizügigkeit ganz nach den Grundlagen 
zu beſtehen und beobachtet zu werden, welche in den oben gedachten Ver— 
trägen vom Jahre 1808 und 1810 feſtgeſezt worden find. 

Da hingegen mit der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft der in Hinſicht 
auf die altöſt. Provinzen beſtehende Freizügigkeitsvertrag vom Jahre 
1804 nicht auf die gegenſeitig neu erworbenen Länder durch eine aus— 
drüklich formelle Uebereinkunft ausgedehnet iſt; ſo kann auch dermal 
noch in Folge der höchſten Willensmeinung, bei Vermögensausziehungen 
aus den neu zugewachſenen Provinzen in die Schweiz, die Freizügigkeit 
nur von Fall zu Fall gegen Reverſalien wechſelſeitiger Willfährigkeit zu— 
geſtanden werden. 


Baiern. 


2573. Erneuerter Freizügigkeitsvertrag zwiſchen Sr. k. k. apoſtol. 
Majeſtät und Ihrer k. Majeſtät von Baiern v. 4. Juni 
1807 (K. 299). 


1. Zwiſchen ſämmtlichen k. öſt. und ſämmtlichen k. baieriſchen 
Staaten ſoll eine völlige Freizügigkeit dergeſtalt beſtehen, daß bei keiner 
Vermögensexportazion, auf welche Art ſolche geſchehe, ein Abſchoß- oder 
Abfahrtsgeld, oder Nachſteuer, inſofern dieſelben bisher in die landes— 
fücſtlichen Kaſſen gefloſſen find, eingehoben werden ſolle. ö 

§. 2. Die Aufhebung dieſes Abfahrtsgeldes ſchließt indeſſen weder 
die Erhebung der Emigrazionstaxe, noch der Erbſteuer aus, welche mit 
den in den k. k. Erbſtaaten beſtehenden Auswanderungsgeſezen, und durch 
dieſe mit Lokalumſtänden, und der Verfaſſung in zu genauer Verbindung 
ſtehet, und die ſelbſt von jedem Unterthan der k. k. öſt. Erbſtaaten er— 
hoben wird, der irgend eine Erbſchaft bezieht, auch ohne daß dabei von 
einer Auswanderung oder Vermögensexportazion die Frage wäre. 

§. 3. Da die Freizügigkeit ihrer Natur zu Folge ſich nur auf das 
Vermögen bezieht, ſo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, die Geſez 
in ihrer rechtlichen Kraft beſtehen, welche jeden Unterthan, bei Strafe 
der Vermögenskonfiskazion, auffordern, vor der Anſäſſigmachung in frem— 
den Landen die Auswanderungsbewilligung feines Landesherrn nachzu⸗ 
ſuchen. 

§. 4. Als Folge dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, daß die Erhe— 
bung der Militärpflichtigkeits-Redimirungsſumme in Fällen, wo einem 
Individuum die Auswanderungsbewilligung ertheilt wird, welches ſeiner 
Perſon gemäß der Militärpflichtigkeit unterliegt, ohne die Jahre derſel— 
ben zurük gelegt zu haben, der Grundſäze der Freizügigkeit ungeachtet, 
ſtatt finden könne, weil dieſe Gabe nicht in Beziehung auf das 8 
gen geleiſtet wird. 


§. 5. Desgleichen bleibt es in Rükſicht der Emigrazionstaxe in Fäl⸗ 
len der Auswanderung bei den vorigen Beſtimmungen, wornach 3 Proz. 
Handb. d. Giebigkeiten. 84 
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des Vermögens erhoben werden, als eine auf die Perſon des Auswan— 
dernden Bezug habenden Abgabe, und da die Erhebung der Erbſteuer 
aus Rechtsgrundſäzen hervorgeht, die mit der Nachſteuer keine Verbin— 
dung haben; ſo hat der gegenwärtige Vertrag auf die Erbſteuer keine 
Beziehung, ſondern den beiden vertragenden Theilen bleibt es unbe— 
nommen, hierüber von ſouveräner Macht e geſezliche Beſtimmun— 
gen zu treffen. 

§. 6. Das Vermögen, deſſen freie Ausführung vertragsmäßig ge— 
ſtattet wird, ſoll nach ſeinem ganzen wahren Werth verabfolgt werden, 
dergeſtalt, daß der Emgfänger den ganzen reellen Betrag erhalte, wie 
er an dem Orte erhoben wird, wo das Vermögen gelegen oder ange— 
fallen iſt. Hierdurch ſoll jedoch der Geſezgebung beiderſeitiger Regie— 
rungen über die Art und Geldſorte, in welcher Vermögen überhaupt 
in das Ausland gebracht werden darf, keineswegs vorgegriffen ſein. 

$. 7. Inſofern jedoch in einer Provinz des einen oder des andern 
der kontrahirenden Staaten die freie Exportazion klingender Münze 
geſtattet iſt, wie gegenwärtig der Fall rükſichtlich des Herzogthums 
Salzburg und Berchtoldsgaden beſteht, ſo ſoll in dieſelbe die Ausfüh⸗ 
rung des Vermögens in klingender Münze gleichfalls nach der Rezipro— 
zitat geſtattet ſein, inſoforn nicht allgemeine Geſeze, die ſich auf die 
Ausfuhr in andere Staaten überhaupt beziehen, hier im Wege ſtehen. 

§. 8. Da die gegenwärtige Konvenzion nicht als ein neuer Ver— 
trag, ſondern als eine Erneuerung und Erweiterung des bereits un— 
term 4. Juni 1804 abgeſchloſſenen Freizügigkeitsvertrages angeſehen 
werden ſolle; fo hat dieſelbe auch auf die vor ihrer Abfaſſung und Ra- 
tifikazion eingetretenen Fälle, inſofern ſie unter der früheren Ueberein⸗ 
kunft begriffen waren, zurük zu wirken. 

§. 9. Bei der Anwendung dieſes Vertrages iſt nicht der Tag in 
Betracht zu nehmen, an welchem das in Frage ſtehende Vermögen durch 
Erbſchaft oder ſonſt angefallen iſt, ſondern derjenige, an welchen es 
1 e wird. 

§. 10. Die unmittelbare Genehmigung dieſes Staatsvertrages ſoll 
ſowohl bei Sr. k. k. Maj. von Oeſtereich, als Sr. k. Maj. von Baiern 
alsbald nachgeſucht werden. 

Zu Urkund deſſen haben beiderſeitige Bevollmächtigte dieſe Ver— 
tragsurkunde, nachdem ſie gleichlautend doppelt ausgefertigt worden, ei— 
genhändig unterſchrieben, beſiegelt und gegeneinander ausgewechſelt. 

So geſchehen München den 24. Mai 1807. 

Fried. Graf von Stadion.“ Freiherr v. Montgelas. 

Nach reiflicher Erwägung dieſes Vertrages, befinden Wir hiemit, 
denſelben vollſtändig zu genehmigen und geloben, Alles, was darin ent 
halten iſt, in genaue Erfüllung zu bringen. Deſſen zur Urkunde haben 
Wir gegenwärtige Ratifikazion RG unterzeichnet und mit Uns 
ſerem kaiſ. Inſiegel verſehen. Franz. 

2574. Hfd. v. 15. Febr. 1811 N. 9285 an al A. G. 

Da von Seite des königl. baieriſchen Hofes der Wunſch zur Wie- 

derherſtellung jener glüklichen Verhältniſſe zu erkennen gegeben worden 
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iſt, welche vor dem Ausbruche des lezten Krieges bei Vermögens aus— 
führungsfällen für die beiderſeitigen Unterthanen fo günſtig und zum 
bedeutenden Vortheile der oft. Provinz en beſtanden haben; ſo wird 
verordnet, es künftig bei Exportazion in die k. baieriſchen Staaten von 
der ſeit einiger Zeit wieder ſtatt findenden Abforderung der Reverſalien 
de observando reciproco ganz abkommen zu laſſen, und ſich lediglich 
nach den zwiſchen beiden Höfen beſtehenden Freizügigkeitsverträgen zu be— 
nehmen. 

Uebrigens hat die Neverſalienab forderung gegen die neu erlangten 
Territorien Baierns in ſolange noch fortzudauern, bis die früheren Ver— 
träge auch hierauf ausgedehnt worden find, oder denſelben hierüber eine 
weitere Beſtimmung zukommen wird. 


2575. Hp. v. 26. April 1811 N. 943, an alle A. G. 


Da der mit dem k. baieriſchen Hofe abgeſchloſſene Freizüͤgigkeits— 
vertrag nunmehr auch auf die im vorigen Jahre mit Baiern vereinig— 
ten Länder und Gebiettheile ausgedehnt worden iſt; ſo hat es von der 
Abforderung der Reverſalien de observando reciproco in Vermögens— 
exportazionsfällen allgemein gegen Baiern abzukommen. 


2576. Hfd. v. 8. Juni 1816 N. 1254, an alle A. G. 


Vermöge des mit Baiern am 14. April 1816 geſchloſſenen Staats- 
vertrages iſt Artikel 13 feſtgeſetzt worden: daß die zwiſchen Oeſterreich 
und Baiern wegen der Freizügigkeit und Aufhebung der Abfahrtsgelder 
bereits beſtehenden Verträge aufrecht erhalten, und auf die durch die— 
fen Staatsvertrag an Oeſterreich zurükgekommenen Gebietätheile. ange: 
dehnt worden jein. 


2577. Hkzd. v. 11. Mai 1818, an alle Lit. (Pol. 153). 


Es iſt bereits unter dem 11. Juli 1816 bedeutet worden, daß 
zur Beſeitigung der im Jahre 1811 ſich ergebenen Freizügigkeitsdiffe— 
renzen zwiſchen Oeſterreich und Baiern die Ausfolgung der Konvenzions— 
Münze in Erbſchafts und Auswanderungsfällen mit Vorbehalt der Emi— 
grazionstaxe, wo ſolche nach dem im Jahre 1807 mit Baiern abge— 
ſchloſſenen Freizügigkeitsvertrage ſtatt zu finden hat, keinem Anſtande 
zu unterliegen habe, und auch auf diejenigen Fälle auszudehnen ſei, 
in welchem für das Vergangene die Vermögensexportazion noch nicht 
vollzogen, mithin einen Dritten noch kein. Privat⸗ Recht erwachſen ſei. 

Um indeſſen den öſt. Unterthanen eine gleichmäßige Freizügigkeit 
auch in Anſehung der übrigen Forderungen, welche ſie aus Privatan— 
lehen oder Privatkontrakten an königl. baieriſche Unterthanen zuſtellen 
haben, von Seite der königl. baieriſchen Regierung zu verſchaffen, if 
wegen gänzlicher Aufhebung der durch die königl. baieriſche dg. vom 
12. April 1814 herbeigeführten beſchränkenden Maßregeln, auf höchſte 
Anordnung Sr. Majeſtät, eine neuerliche Verhandlung im miniſteriellen 
Wege eingeleitet worden, wobei die königl. baieriſche Regierung ſich er— 
klärt hat: die Zinſen der in den dortigen öffentlichen Fond anliegenden 
Kapitalien der öſt. Unterthanen vom 1. Okt. vorigen Jahres anzufan— 
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gen, in klingender Münze ohne allen Abzug zu bezahlen, und die er— 
wähnten beſchränkenden Maßregeln nur auf die vor dem 15. März 1811 
kontrahirten Schulden zurükwirken zu laſſen, auf die gegenwärtigen und 
künftigen Rechtsverhältniſſe zwiſchen öſter. und baieriſchen Unterthanen 
aber nicht auszudehnen.“ 

Damit übrigens die öſter. Unterthanen bei dieſer abgegebenen Er— 
klärung auch für das Vergangene gegen eine allenfällige Verkürzung 
nach Möglichkeit geſichert werden, haben Se. Majeſtät zu beſchließen 
geruhet, daß in einzelnen Fällen, wo etwa dießſeitige Unterthanen ſich 
doch durch Erkenntniſſe königl. baieriſcher Behörden noch gekränkt finden 
ſollten, um die erforderliche Abhilfe ſich zu verwenden ſei. 


Belgien, ſ. 2005 — 6. 


2578. Staatsvertrag über die Erbfähigkeit der gegenſeitigen 
Unterthanen und über die wechſelſeitige Freizügigkeit des Ver— 
mögens und der Verlaſſenſchaften, zwiſchen dem öſt. Kaiſer— 
ſtaate und dem Königreiche Belgien, geſchloſſen zu Wien den 
9. Juli 1839, und in den beiderſeitigen Ratiſikazionen eben— 
daſelbſt ausgewechſelt am 3. Okt. 1839 . 


Art I. Die Unterthanen Sr. k. k. apoſt. Maj. ſind zugelaſſen in 
Belgien, ſowohl ab intestato als vermöge leztwilliger Anordnung gleich 
den eigenen belgiſchen Unterthanen und in Gemäßheit der in diefem Kö— 
nigreiche geltenden Geſeze, Erbſchaften anzutreten, und gegenſeitig können 
die Unterthanen Sr. Maj. des Königs der Belgier in den Staaten Sr. 
k. k. apoſt. Maj. gleich den eigenen öſt. Unterthanen und nach den öſt. 
Geſezen Erben ſein. 

Dieſelbe Gegenſeitigkeit und dieſelbe Behandlungsweiſe ſoll zu Gun— 
ſten der beiderſeitigen Unterthanen rükſichtlich der Schenkungen unter Le⸗ 
benden beobachtet werden. 

Art. 2. Es ſoll bei der Exportazion eines Vermögens, Geldes oder 
ſonſtiger Effekten aus den die öſt. Monarchie bildenden Staaten nach Bel— 
gien, dieſe Exportazion möge als Erbſchaft, Legat, Heirathsgut, Schenkung 
oder nach was immer für einem Erwerbtitel geſchehen, keinerlei Abſchoß— 
gebühr (gabella hereditaria), noch eine Abgabe wegen Exportazion oder 
Emigrazion behoben werden. Die ſolchergeſtalt ausgeführten Vermögen— 
ſchaften und Effekten ſollen keiner andern Abgabe oder Taxe zu Gunſten 
des Fiskus, oder bei Verlaſſenſchaften öſt. Militär-Perſonen zu Gunſten 
der Invalidenkaſſe unterliegen, als welche wegen des Erbrechtes, Verkau⸗ 
fes oder wegen ſonſtiger Beſizveränderung von den eigenen öſt. Untertha— 
nen in Oeſterreich und von den belgiſchen Unterthanen in Belgien nach den 
in beiden Staaten beſtehenden oder in Hinkunft zu erlaſſenden Geſezen, 
Vorſchriften und Anordnungen entrichtet werden müſſen. | 


*) Den Zivil- und Mil. Behörden mit dem Bemerken kdg., daß es bei der 
zeitlichen Suspendirung der Ausfolgung der vor dem 20. Mai 1837 eröffneten 
Verlaſſenſchaften ([ 20068) bis auf weitere Anordnung zu verbleiben habe 
(Ihfd. v. 21. Okt. 1839 u. hkr. Reſk. v. 7. Nov. 1839 F. 1649). 
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Art. 3. Dieſe Entbebung it nicht blos von den vorerwähnten Ab— 
ſchoßgeldern und Emigrazionsgebühren, welche in die Staatskaſſen flie— 
ßen, ſondern auch von jenen zu verſtehen, welche den Städten, Markten, 
Gemeinden, Patrimonialjurisdikzionen, oder irgend welchen Korporazi— 
vnen zukommen, mit Ausnahme jedoch des Königreichs Ungarn und 
Siebenbürgens, in Anſehung welcher Länder, wegen der in ſelben beſte— 
henden beſondern Geſezgebung, die gegenwärtige Konvenzion an den von 
Städten, Herrſchaften, Korporazionen, oder Gemeinden geſezlich erworbe— 
nen Rechten auf Erhebung einer Abzugsſteuer bei Exportazion von den 
ihrer Jurisdikzion unterliegenden Vermögenſchaften, Geldern und Effek— 
ten nichts ändern ſoll. Dagegen wird von jenem Vermögen, welches Be: 
wohnern ſolcher Ortſchaften, wo dieſe Abzugsſteuer noch fortzubeſtehen 
hat, in Belgien zufallen ſollte, ein jener Abgabe gleichkommender Betrag 
zurükbehalten werden. Dieſer Abzugsbetrag ſoll jenen belgiſchen Untertha— 
nen oder jenem Stande, oder jener Profeſſion, oder Korporazion zu Gu— 
ten kommen, welche nach den Landesgeſezen entweder gemeinſchaftlich mit 
den Bewohnern der vorerwähnten Ortſchaften oder nach ihnen zu dem Be— 
ſiz des in Frage ſtehenden Vermögens berufen ſind, oder wenn deren keine 
vorhanden wären, ſoll jener Abzugsbetrag der Armenverwaltung der Ge— 
meinde, wo der Erbfall eingetreten iſt, oder wenn es ſich um keine Erbſchaft 
handelt, der Armenverwaltung der Gemeinde gehören, in welcher ſich das 
zu beziehende Vermögen befindet. 


Art. 4. Die in den vorſtehenden Artikeln zu Gunſten der einzelnen 
Angehörigen beider Staaten enthaltenen Beſtimmungen ſollen gleichfalls zu 
Gunſten der Wohlthätigkeitsanſtalten oder Korporazionen beobachtet wer— 
den, welche in dem einen oder dem andern Staate zur Erwerbung eines 
Vermögens, es ſei durch Teſtament oder durch Schenkung unter Lebenden 
berufen würden; mit dem Vorbehalt jedoch, daß die Geſeze und Anord— 
nungen, welche in beiden Staaten beſtehen, oder vermöge des oberſten 
Aufſichtsrechtes der Regierungen über derlei Korporazionen und Anſtal— 
ten in Hinkunft erlaſſen werden dürften, jederzeit volle Kraft haben 
ſollen. 


Art. 5. Die Aufhebung der in den Artikeln 2 und 3 erwähnten Ge— 
bühren bezieht ſich auf alle zu exportirenden Vermögenſchaften, Gelder 
und ſonſtige Effekten; allein die in den Staaten Se. Maj. des Kaiſers 
von Oeſterreich einer- und Sr. Maj. des Königs der Belgier anderer 
Seits beſtehenden Geſeze in Anſehung der Perſon der Auswanderer, 
ihrer perſönlichen Pflichten und namentlich jener, welche den Militärdienſt 
betreffen, verbleiben ungeachtet der gegenwärtigen Konvenzion in voller 
Giltigkeit; rükſichtlich des Militärdienſtes und der andern perſönlichen 
Pflichten der Auswanderer ſoll auch in Zukunft keine der beiden Regie— 
rungen durch gegenwärtige Konvenzion in Bezug auf ihre Geſezgebung 
beſchränkt ſein. 


Art. 6. Gegenwärtige Konvenzion ſoll vom Tage der Auswechslung 
der Ratifikazionen, welche in dem Termine von ſechs Wochen oder wenn 
es geſchehen kann, auch noch fruher vor ſich zu gehen hat, in Kraft und 
Wirkſamkeit treten. 
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2579. Hkzd. vom 8. Juli 1830 N. 2473, an alle Lit, 


Se. k. k. Maj. haben mit Sr. k. Maj. von Dänemark die Ueber— 
einkunft geſchloſſen, fo wie ſolches bereits zu Folge des 18. Art. der 
deutſchen Bundesakte v. 8. Juni 1815, und des Beſchluſſes der deutſchen 
Bundesverſammlung v. 23. Juni 1817, in Rükſicht der k. öſt. zum deut⸗ 
ſchen Bunde gehörigen Länder, und der Herzogthümer Hollſtein und 
Lauenburg geſchehen, gegenſeitig den Abſchoß und das Abfahrtsgeld zwi— 
ſchen ihren beiderſeitigen Staaten überhaupt aufzuheben. | 

In S an deſſen haben Se. Maj. mit a. h. Entſchl. vom 12. 
April l. J. zu verordnen geruht, daß 


1) bei keinem Vermögensausgang aus den ſämmtlichen k. k. öſt. Staa— 
ten im Allgemeinen, in das Königreich Dänemark und Herzogthum Schleß— 
wig, oder aus den nicht zum deutſchen Bunde gehörigen k. k. öſt. Län— 
dern in die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg, ſo wie entgegen aus 
dem Königreiche Dänemark und dem Herzogthume Schleßwig in die ſämmt— 
liche k. k. öſt. Staaten im Allgemeinen, oder aus den Herzogthümern Hol— 
ſtein und Lauenburg in die nicht zum deutſchen Bunde gehörigen k. k. 
öſt. Länder, es mag ſich ein ſolcher Ausgang durch Auswanderung, oder 
Erbſchaft, oder Legat, oder Brautſchaz oder Schenkung, oder auf andere 
Art ergeben, irgend ein Abſchoß (gabella haereditaria) oder Abfahrts⸗ 
geld (census emigrationis) erhoben werden ſoll; nur diejenigen allge— 
meinen Gaben ausgenommen, welche mit einem Erbſchaftsaufall, Legat, 
Verkauf ꝛc. verbunden ſind, und ohne Unterſchied, ob das Vermögen im 
Lande bleibt, oder herausgezogen wird, ob der neue Beſizer ein Inlän⸗ 
der oder ein Fremder ft, bisher in den k. k. oft. und in den königl. dä⸗ 
niſchen Staaten haben entrichtet werden müſſen, wie z. B. Erbſchafts— 
ſteuern, Stempelabgaben, Zollabgaben u. dgl. 


2) Die vorſtehend beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich jedoch unbeſcha— 
det desjenigen, was in Anſehung der zu dem deutſchen Bunde gehörigen 
beiderſeitigen Provinzen durch die Bundesakte und die Bundesbeſchlüſſe 
diesfalls feſtgeſezt iſt, nur auf denjenigen Abſchoß und auf dasjenige 
Abfahrtsgeld, welche in die landesherrlichen Kaſſen fließen würden, er— 
ſteken; und werden den Individuen, Gemeinden und öffentlichen Stif⸗ 
tungen die ihnen zuſtehenden Abzugsrechte vorbehalten. 8 


3) Die Beſtimmungen der Artikel 1 und 2 treten vom 3. Juni d. J. 
in Wirkſamkeit, und finden in allen Vermögensexportazionsfällen Anwen— 
dung, wo der Vermögensabzug wirklich noch zu geſchehen hat. 


4) Die Freizügigkeit, welche unter 1, 2. und 3. Artikel beſtimmt 
iſt, bezieht ſich nur auf das Vermögen. Es bleiben demnach ungeachtet 
dieſes Uebereinkommens diejenigen kaiſerl. öſt. u. königl. däniſchen Geſeze 
in ihrer Kraft, und es ſind diejenigen geſezlichen Gebühren zu entrichten, 
welche die Perſon des Auswandernden, ſeine perſönlichen Pflichten und 
ſeine Verpflichtungen zum Kriegsdienſte betreſſen. 


- - 
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Deutſche Bundesſtaaten. 
2580. Pat. vom 2. März 1820 N. 1652 *). 


Nachdem unter Unſerer Mitwirkung und Beiſtimmung als Mitglied 
des deutſchen Bundes durch die Bundesverſammlung zu Frankfurt am 
Main mit Beſchluß vom 23. Juni 1817, zur Vollziehung des Artikels 
XVIII. Lit. C. der Bundesakte, die näheren Beſtimmungen in Betreff 
der den deutſchen Bundesſtaaten dortſelbſt zugefiherten Freiheit von allen 
Nachſteuern Jus detractus, gabella emigrationis), in fo fern das Ver: 
mögen in einen andern Bundesſtaat übergeht, feſtgeſezt worden ſind, ſo 
verordnen Wir: 

1) Bei jeder Art von Vermögen, welches aus einem von Unſern 
Ländern und Gebieten, womit Wir dem deutſchen Bunde beigetreten, 
und welche in der von Unſerer Bundestags-Geſandtſchaft in der fünf— 
zehnten Sizung vom 6. April 1818 übergebenen Erklärung namentlich 
aufgeführt ſind, und weiter unten zur Wiſſenſchaft kundgemacht werden, 
in einen andern deutſchen Bundesſtgat, es ſei aus Veranlaſſung einer 
Auswanderung, oder aus dem Grunde eines Erbſchaftsanfalles, Verkaufes, 
Tauſches, Schenkung, Mitgift, oder auf irgend eine andere Weiſe über— 
geht, ſoll eine vollkommene Freizügigkeit in Anwendung gebracht werden. 

2) Dieſe Vermögens-Freizügigkeit hat ſich in ſo fern wirkſam zu 
äußern, daß diejenigen Abgaben, welche die Ausfuhr des Vermögens in 
einen der zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten, oder den Uebergang 
des Vermögeneigenthums auf Angehörige eines anderen Bundesſtaates 
beſchränken, fie mögen nun bisher in Unſere landesfürftlihen Kaſſen ge— 
floſſen, oder etwa an Privat-Berechtigte und Kommunen zu entrichten 
geweſen ſein, aufzuhören haben; wodurch demnach ſowohl der Bezug der 
landesfürſtlichen Nachſteuer und der Emigrazionstaxe, als auch jener des 
grundherrlichen und bürgerlichen Abfahrtsgeldes nicht mehr ſtatt findet. 

3) Nachdem aber vermöge des oben gedachten Beſchluſſes die in dem 
deutſchen Bunde in Anwendung zu bringende Vermögensfreizügigkeit auf 
dem Prinzipe einer unter den deutſchen Bundesſtaaten gegenſeitig gel— 
tenden Gleichſtellung des Ausländers mit dem Inländer beruhet, und 
daher jede Abgabe noch fernerhin zu beſtehen hat, welche mit einem Erb- 
ſchaftsanfalle, Legate, Verkaufe, einer Schenkung und dergleichen verbun 
den iſt, wenn dieſelbe ohne Unterſchied entrichtet werden muß, ob das 
Vermögen im Lande bleibt, oder hinausgezogen wird, und ob der neue 
Beſizer ein Inländer, oder Fremder iſt, ſo haben alle dergleichen in Un— 
ſeren zu dem deutſchen Bunde gehörigen Länder und Gebieten beite- 
henden Abzüge auch fernerhin bei dem in das übrige deutſche Bundes⸗ 
gebiet zu e ce Vermögen in Anwendung zu kommen. 


*) Den Mil. Behörden mit dem Bemerken Fog., daß, Mi fich die Freizügig— 
keit nur auf die im §. 5 bezeichneten Länder bezieht, es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß von dem aus Ungarn, Siebenbürgen, Dalmazien, den Mil. Grenzen, dem 
lomb. venez. Könige. und Galizien abziehenden Mil. Verlaſſenſchaften der In⸗ 
validenbeitrag mit 10 9 zu entrichten ſei, während von den andern nach $. 3 
der eee zu entrichten iſt, wie derſelbe jedem Inländer obliegt (Hkr. 
Reſk. v. 30. März 1820 H. 302). 
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4) Da in dem Bundesbeſchluſſe der 1. Juli 1817 als Termin an— 
genommen worden iſt, von wo die Vermögensfreizügigkeit von den deut— 
ſchen Bundesſtaaten wechſelſeitig beobachtet werden ſoll, ſo wollen Wir: 

a) daß die vor, oder nach dieſem Termine ftatt gefundene Ver— 
mögens-Exportazion, und der Verzicht auf das Unterthansrecht bei 
der Frage der Zahlungspflichtigkeit, oder Befreiung zur Richtſchnur an— 
zunehmen iſt; und f 

b) daß in allen denjenigen Fällen, wo feit dem 1. Juli 1817 eine Ver- 
mögens-Exportazion in einen andern deutſchen Bundesſtaat ſtatt gefun— 
den hat, und etwa die landesfürſtliche Nachſteuer, oder die Emigrazions— 
Taxe, oder das grundherrliche und bürgerliche Abfahrtsgeld bezogen wor— 
den ſein ſollte, der ausfallende Betrag an die betreffende Partei zurük 
zu erſtatten iſt, in fo fern von derſelben gehörig nachgewieſen werden 
kann, daß in dem deutſchen Bundesſtaate, wohin ein ſolches Vermögen 
exportirt ward, wirklich auch mit Rükſicht auf den 1. Juli 1817 die Ver- 
mögensfreizügigkeit gegen Unſere zu dem deutſchen Bunde gehörigen 
Länder und Gebiete nach dem Prinzipe der Reziprozität in gleich voll— 
kommene Ausführung gebracht wird ). 


5) Die Länder und Gebiethe der öſt. Monarchie, welche zu dem 


deutſchen Bunde gehören, ſind: 

1. das Erzherzogthum Oeſterreich; 

2. das Herzogthum Steiermark; 

3. das Herzogthum Kärnten; 

4. das Herzogthum Krain; N | 

5. das öſt. Friaul oder der görzer Kreis (Görz, Gradiska, Tolmein, 
Flitſch, Aquileja); 8 

6. das Gebiet der Stadt Trieſt; | 2 

7. die gefürſtete Grafſchaft Tirol mit dem Gebiete von Trient 
und Brixen, dann Vorarlberg, mit Ausſchluß von Wailer; 

8. das Herzogthum Salzburg; f 

9. das Königreich Böhmen; | 

10. das Markgrafthum Mähren; 

11. der öſt. Antheil an dem Herzogthume Schleſien, mit Inbegriff 
der böhmiſch-ſchleſiſchen Herzoͤgthümer Auſchwiz und Zator “). 


) Von dieſer Nachweiſung find die Parteien in Beziehung auf Preußen ent: 
hoben worden. Auch wurde erklärt, daß der Zeitpunkt der wirklich eingetrete— 
nen Vermögens ausfuhr zur Richtſchnur bei der Anwendung des obigen Pat. 


zu dienen habe (Hkzd. v. 21. Sept. u. Vdg. d. mäh. Gub. v. 13. Okt. 1820 
3. 26807. P. 410). N 


*) Hkzd. v. 13 Juni 1820 N. 1665, an die n. ö., o. ö., böh., mäh. u. tir. Lit. 
Se. Maj. haben in Beziehung auf das den Dominien und Gemeinden durch 

das höchſte Pat. v. 2. März 1820 entgehende Abfahrtsgeld von dem nach den 
deutſchen Bundesſtaaten abziehenden Vermögen, mit h. Entſchl. v. 26. April 
1820 zu beſtimmen geruht: daß da, wo das Abfahrtsgeld noch verſteuert wird, 


ſolches von dem Zeitpunkte der Aufhebung desſelben von aller Verſteuerung ent- 


hoben werden ſolle. 


Wornach es demnach den betreffenden Kontribuenten frei gegeben wird, 
ihre diesfälligen Reklamazionen mit den erforderlichen Behelfen und Beweis— 
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2581. Hfzd. vom 12. Okt. 1827 N. 2312, an alle Lit. 


Da nach Inhalt des a. h. Pat. vom 2. März 1820 (S. 4), N. 1652 
der J. G. S., der 1. Juli 1817 als Termin angenommen worden iſt, von 
welchem an die Vermögens— Freizügigkeit von den deutſchen Bundesſtaaten 
wechſelſeitig beobachtet werden ſoll; ſo hat ſich aus Anlaß mehrerer vor— 
gekommener Fälle die Frage ergeben: ob dieſer Termin mit 1. Juli 1817 
für den Tag des Anfalles, oder für den Tag des Abzuges eines zu expor— 
tirenden Vermögens, zu gelten habe? 

Dieſe Frage wurde in Folge a. h. Entſchl. vom 8. Mai 1827 bei dem 
deutſchen Bundestage zur Sprache gebracht, und die Bundesverſammlung 
hat nach Inhalt einer Eröffnung der k. k. geh. Hof- und Staatskanzlei 
vom 9. Sept. 1827 in der Sizung vom 2. Aug. nämlichen Jahres ein— 
hellig dahin entſchieden: 

Es ſei bei Abfaſſung des Beſchluſſes vom 23. Juni 1817 die Abſicht 
des deutſchen Bundes geweſen, daß bei Anwendung der unter den deutſchen 
Bundesſtaaten beſtehenden Freizügigkeit der Tag des wirklichen Abzuges 
entſcheide. 


Frankreich. 


2582. Hkzd. v. 18. Dez. 1834 N. 2677, an alle Lit. 


Der Landesſtelle wird bedeutet: daß vermöge eines in der Ausübung 
beſtehenden franzöſiſchen Geſezes vom 14. Juli 1819, Fremde, denen in 
Frankreich eine Erbſchaft zufällt, dieſelbe ohne Entrichtung irgend einer 
Exportazions-Gebühr zu beziehen haben, und daß demnach in Gemäßheit 
der Beſtimmungen des S. 6 des Abfahrtgeld-Pat. vom 14. März 1785 
von den aus dem öſt. Staate nach Frankreich abziehenden Erbſchaften, in 
ſo lange über dieſen Gegenſtand in der franzöſiſchen Geſezgebung keine 
Aenderung getroffen wird, weder ein landesfürſtliches, noch grundherr— 
liches oder bürgerliches Abfahrtsgeld anzuſprechen ift*). 


2583. Hkzd. v. 9. Juni 1835 3. 14552, an alle Lit. (Pichl 136). 


Nachträglich zu der unterm 18. Dez. 1834 erlaſſenen Hkz. Vdg., we— 
gen Freilaſſung der aus den k. k. Staaten nach Frankreich abziehenden Erb— 
ſchaften vom Abfahrtsgelde, wird der Landesſtelle im Einverſtändniſſe mit 
der k. k. allg. Hofkammer bedeutet, daß, nachdem vermöge der in Frank— 


mitteln bei der Landesſtelle anzubringen, welche die Abſchreibung des entſpre— 
chenden Steuer-Kontingentes einzuleiten, und diesfalls die nöthigen Daten von 
der ſtändiſchen Buchhaltung einzuholen haben wird. 


) Auf Grundlage dieſes Geſezes hat der k. k. Hofkriegsrath mit Reſk. vom 
26. April 1838 F. 512 verordnet: daß bei Militärerbſchaften, die nach Frank— 
reich abgeführt werden, jene Gebühren, welche blos wegen der Exportazion, es 
ſei nun als Abfahrtsgeld, oder als Invalidenbeitragerhöhung abgenommen wer— 
den, wegzubleiben haben, daß aber an denjenigen Zahlungen nichts geändert 
wird, welche bei militäriſchen Erbſchaften auch von Inländern, die nicht Mili⸗ 
tärs ind, und welche die Erbſchaft im Lande behalten, entrichtet werden müſ— 
ſen, wohin daher auch der Juvalipenfendsbeitrgs, in fo fern er 5 % nicht über: 
ſteigt, gehört. 
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reich beſtehenden geſezlichen Vorſchriften das aus Frankreich in andere Stga— 
ten abziehende Vermögen von was immer für einer Art durchaus 
keiner Exportazionsabgabe unterliegt, das nämliche Verfahren (in Gemäß— 
heit des 6. §. des Abfahrtspat. vom 14. März 1785) auch gegen 
Frankreich zu beobachten, und daß ſomit in ſo lange in dieſer Beziehung 
keine Aenderung der dortigen geſezlichen Anordnungen Plaz greift, von 
dem aus den k. k. Staaten nach Frankreich abziehenden Vermögen, von 
was immer für einer Art, weder ein landesfürſtliches, noch grundherr— 
liches oder bürgerliches Abfahrtsgeld abzunehmen iſt. 


2584: Hkd. v. 13. Jän. 1836 3. 828; Vg. d. n. ö. „Reg, v. 1. Feb. 
Z. 3546 (P. 38). 

Im Einverſtändniſſe mit der geheimen Haus-, Hof- und Staatskanz⸗ 
lei und mit der vereinigten Hkz. wird von der allg. Hofkammer die Wei— 
ſung ertheilt, dafür zu ſorgen, daß franzöſiſchen Unterthanen bei Expor— 
tirung des ihnen in den öſt. Staaten zugefallenen Verlaſſenſchaftsver— 
mögens in fo lange kein Abfahrtsgeld aufgerechnet werde, als das, fran⸗ 
zöſiſche Geſez vom 14. Juli 1819, nach welchem Fremde, die ihnen in 
Frankreich zugefallenen Erbſchaften ohne Entrichtung einer Exportazions⸗ 
Gebühr zu beziehen haben, in Ausübung ſteht. Auch hat in derlei Ex— 
portazions-Fällen die Abforderung legaler Zertifikate de observando reci- 
proco zu unterbleiben, da die abzugfreie Erfolglaſſung alles Vermögens 
aus Frankreich auf einer allgemeinen geſezlichen Beſtimmung dieſes Staa— 
tes und nicht auf ſpeziellen Zugeſtändniſſen von Fall zu Fall beruht, und 
wenn in dieſem Gegenſtande der franzöſiſchen Geſezgebung eine Aende— 
rung eintreten ſollte, bei dem erſten vorkommenden Falle der Anforde— 
rung des Abfahrtsgeldes von Seite Frankreichs auch von der, 68. Res. 
das eiche Verfahren zu beobachten ſein würde. 


Hamburg. 


2585. Hkz. Präſ. Schreiben v. 12. Aug. 1823 Z. 24937; Bog. 
d. n. ö. Neg. v. 27. Z. 40932 (P. 293); d. illir. Gub. v. 
12. Sept. Z. 12131 (P. 30775 d. gal. Gub. v. 15, Okt. 
1825 Z. 49337. ä 


Im Anſchluſſe wird der zu Ha mb urg in Druk r Raths⸗ 
und Bürgerſchluß zugemittelt, gemäß welchem die Auswanderungsſteuer 
und das Abzugsrecht in Erbſchaftsangelegenheiten gegen alle die Staa— 
ten aufgehoben iſt, die eine Reziprozität beobachten werden. 

Beilage. Raths⸗ und Bürgerſchluß v. 12. Juni 1823. ib 

Demnach in der zwiſchen E. E. Rath und der erbgeſeſſenen Bür⸗ 
gerſchaft am 12. d. M. abgehaltenen Zuſammenkunft in Betref der Auf: 
hebung der Zehentenabgabe in Beziehung auf Staaten, welche nicht zum 
deutſchen Bunde gehören, beſchloſſen worden: Daß gegen alle Staaten, 
welche eine Regiprozität beobachten werden, eine Freizügigkeit dahin be— 
ſtehen ſolle, daß weder eine Auswanderungsſteuer (census emigratio- 
nis) von Wegziehenden, noch eine Nachſteuer (jus detractus) von aus: 
wärts gehenden Erbſchaften, Mitgiften oder ſonſtigen Kapitalien gefor⸗ 
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dert werden ſolle; worunter jedoch die Kollateralfteuer, welche von allen 
hier fallenden Erbſchaften, und auch von hieſigen Bürgern zu entrichten 
iſt, nicht zu rechnen. Daß die Reziprozität jedoch, wenn dieſelbe nicht 
notoriſch oder entſchieden erklärt worden iſt, von dem Nachſuchenden be: 
wieſen werden müſſe: So hat E. E. Rath ſolches durch den Druk öffent— 
lich bekannt machen wollen, damit ein Jeder Wiſſenſchaft davon erlangen 
und ſich in vorkommenden Fällen darnach richten könne. 

Conclusum in Senatu Hamburgensi Luna die 16. Junii 1823. 


Hannover. 


2586. Hkzd. v. 17. Juli 1837 3. 17601; Zir. der n. ö. v. 7. u. o. 
ö. Reg. v. 11. Aug. Z. 24742; des fteier, Gub. v. 9. Z. 13271 
(P. 186); des mäh. v. 10. Z. 30032 (P. 124); des illir. v 
19. 3. 19104 u. des böh. Gub. v. 21. Sept. 3. 39574 (P. 
428). — Hkr. Reſk. v. 18. Aug. F. 1061 (Mil. 54). 


Nachdem die k. öſt. Reg. einerſeits, und die k. hannov. Reg. ande— 
rerſeits, ſich dahin vereinbaret haben, daß — wie ſolches bereits zu Folge 
des Artikels 1s der deutſchen Bundesakte vom 18. Juni 1815 und des 
Beſchluſſes der deutſchen Bundesverſammlung vom 23. Juni 1817 in 
Rükſicht auf Vermögens-Exportazionen aus den zum deutſchen Bunde 
gehörigen k. öſt. Länder, und umgekehrt der Fall iſt — der Abſchoß und 
das Abfahrtsgeld (oder Abzugsrecht) zwiſchen den beiderſeitigen Staaten 
überhaupt aufgehoben werden ſoll, ſo ſind dieſelben über folgende Be— 
ſtimmungen übereingekommen: 

1. Bei keiner Vermögensausführung aus den nicht zum deutſchen Bunde 
gehörigen k. öſt. Staaten und Landen in die k. hannov. Lande, und aus 
den lezten in jene, es mag nun dieſe Ausführung durch Auswanderung, 
oder Erbſchaft, oder Legat, oder Brautſchaz, oder Schenkung, oder auf 
andere Art veranlaßt werden, iſt eine Nachſteuer (Abſchoß, gabella here- 
ditaria) oder Abfahrtsgeld (Auswanderungsſteuer: Census emigratio- 
nis) zu erheben. | 

Ausgenommen find diejenigen Abgaben, welche mit einem Erbſchafts⸗ 
anfalle, Legat, Verkauf u. ſ. w. verbunden ſind, und ohne Unterſchied, 
ob das Vermögen im Lande bleibt, oder hinausgezogen wird, ob der 
neue Beſizer ein Inländer oder Ausländer iſt, in den beiderſeitigen 
Staaten etwa entrichtet werden müſſen, wie z. B. Stempelabgaben, Erb— 
ſchaftsſteuer, Zollabgaben u. dgl. 

2. Die vorſtehend feſtgeſezte Freizügigkeit ſoll nicht allein auf die— 
jenigen Abſchoßabgaben und Abfahrtsgelder ſich erſtreken, welche einen 
Theil des öffentlichen Einkommens ausmachen, ſondern auch auf dieje— 
nigen, welche ſeither durch Städte, Gerichtsherrſchaften, Korporazionen, 
Gemeinden oder Individuen erhoben worden ſind. 
| Hievon machen jedoch diejenigen Fälle, in denen Vermögensaus— 
führungen aus Ungarn und Siebenbürgen in die hannoverſchen Lande, 
und umgekehrt aus dieſen in jene Staaten ſtatt finden, in ſo fern eine 
Ausnahme, als hierbei den Korporazionen und Privatperſonen die ihnen. 
etwa zuſtehenden Abzugsrechte ausdrüklich vorbehalten bleiben. 
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3. Die in beiden vorſtehenden Artikeln beſtimmte Freizügigkeit ſoll 
ſich nur auf das auszuführende Vermögen beziehen. | 

Es bleiben demnach ungeachtet dieſes Uebereinkommens diejenigen 
k. öſt. und k. hannov. Geſeze in Kraft, und es ſollen diejenigen geſez- 
lichen Gebühren entrichtet werden, welche die Perſon des Auswandern— 
den, ſeine perſönlichen Pflichten und ſeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte 
betreffen. N 

Auch ſoll in Zukunft keine der hohen kontrahirenden Regierungen in 
Anſehung aller jener Gegenſtände, welche die Pflicht zu Kriegsdienſten und 
anderen perſönlichen Verpflichtungen des Auswandernden betreffen, in der 
Geſezgebung für ihre reſp. Staaten durch gegenwärtige Uebereinkunft 
auf irgend eine Weiſe beſchränkt ſein. 

4. Die Wirkſamkeit dieſer Uebereinkunft hat vom 20. Mai d. J. 
an, als dem Zeitpunkte des Abſchlußes derſelben, zu beginnen. 


. 


2587. Hkzd. v. 5. Nov. 1837 Z. 27131, Vdg. des mäh. Gub. v. 
1. Dez. Z. 44843 (P. 182) und des böh. Gub. v. 4. Z. 59316 
(P 526). — Hkr. Reſk. v. 13. Jän. 1838 F. 37. 


Nachdem Se. Maj. der Kaiſer und Se. Hoheit der Kurprinz und 
Mitregent von Heſſen darin übereingekommen ſind, daß — ſo wie ſol— 
ches bereits zu Folge des 18. Artikels der deutſchen Bundesakte vom 8. 
Juni 1815 und des Beſchluſſes der deutſchen Bundesverſammlung vom 
23. Juni 1817 in Rükſicht auf Vermögens-Exportazionen aus den zum 
deutſchen Bunde gehörenden öſt. Landen in das Kurfürſteuthum Heſſen, 
und umgekehrt, beſteht — gegenſeitig der Abſchoß und das Abfahrtsgeld 
auch zwiſchen den nachgenannten öſt. Ländern: »dem Königreiche Lom— 
bardei und Venedig, dem Königreiche Galizien und Lodomerien, dem Kö— 
nigreiche Dalmazien, desgleichen den kroatiſch-, flavoniſch- und banatiſchen 
Militär-Grenzlanden“ einerſeits, und dem Kurfürſtenthume Heſſen an— 
derſeits aufgehoben werden ſoll, fo ift über folgende Beſtimmungen die 
Uebereinkunft getroffen worden: uk. 

1. Bei keinem Vermögens-Ausgange aus den vorgenannten öſt. 
Ländern in das Kurfürſtenthum Heſſen — und umgekehrt — mag ſich 
ſolcher Ausgang durch Auswanderung, Beerbung, Auszahlung eines Le— 
gates, oder Brautſchazes, durch Schenkung, oder auf andere Art erge— 
ben, fol irgend ein Abſchoß (gabella haereditaria) oder Abfahrtsgeld 
(ceusus emigrationis) erhoben werden, nur diejenigen allgemeinen Ga— 
ben ausgenommen, welche mit einem Erbſchaftsanfalle, Legate, Verkaufe 
oder ſonſtigen Vermögens-Uebergange verbunden find, und ohne Unter— 
ſchied, ob das Vermögen im Lande bleibt, oder hinausgezogen wird, ob 
der neue Beſizer ein Inländer oder ein Fremder iſt, in den genannten 
öſt. Ländern zu entrichten ſind, oder künftig ſein ſollten, z. B. Erb— 
ſchaft-Steuern, Stempel-Abgaben u. dgl. oder welche zu den Zollabga— 
ben gehören. 

2. Die Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels erſtreken ſich 
auch auf alle jezt anhängigen Fälle. Unter dieſen werden alle ſolche Falle 


verſtanden, in welchen am Tage der Auswechslung der Miniſterialerklä— 
rung — das iſt: am 24. Okt. 1837 — das Abfahrts- oder Abſchoß— 
geld noch nicht entrichtet ſein wird. 

3. Die im Vorſtehenden beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich nur auf 
das Vermögen beziehen. Demnach bleiben ungeachtet dieſes Uebereinkom— 
mens diejenigen k. öſt. und kurfüͤrſtlich-heſſiſchen Geſeze in ihrer Kraft 
beſtehen, und ſollen diejenigen geſezlichen Gebühren entrichtet werden, 
welche die Perſon des Auswanderers, ſeine perſönlichen Pflichten, na— 
mentlich ſeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte betreffen. Auch ſoll in Zu— 
kunft keine der hohen kontrahirenden Regirungen in Anſehung aller jener 
Gegenſtände, welche die Pflicht zum Kriegsdienſte und andere perſönliche 
Verpflichtungen der Auswandernden betreffen, in der Geſezgebung für 
Ihre reſp. Staaten durch gegenppaͤrtſge Uebereinkunft auf irgend welche 
Weiſe beſchränkt ſein. 

Zugleich ſind Se. Maj. der Kaiſer und Se. Hoheit der Kurprinz 
und Mitregent von Heſſen darin übereingekommen, 


4. daß, ſo oft ein hinterlaſſenes Vermögen einer verſtorbenen k. 
öſt. Militärperſon aus irgend einem Theile der öſt. Monarchie an kur— 
heſſiſche Unterthanen übergeht — ſei es als eigentliche Erben, ſei es als 
Legatare oder Schenknehmer von Todeswegen — die Sache in Bezie— 
hung auf Abgaben-Erhebung k. öſt. Seits durchgängig ſo behandelt wer— 
den ſoll, als ſei ein öſt. Unterthan vom Zivilſtande der Erwerber, ſo 
daß namentlich kein Abſchoß, ſondern nur der geſezliche Beitrag von 5 
Proz. für den Invalidenfond zu entrichten iſt, und 


5. daß dagegen, ſo oft ein hinterlaſſenes Vermögen einer verftorbenen 
kurfürſtlich-heſſiſchen Militärperſon aus dem Kurfürſtenthume Heſſen an 
öſt. Unterthanen übergeht, ſei es als eigentliche Erben, ſei es als Le— 
gatare oder Schenknehmer von Todeswegen, durchgängig kein Abſchoß, 
ſondern überhaupt nur dasjenige an Abgaben kurheſſiſcher Seits erhoben 
werden ſoll, was zu entrichten ſein würde, wenn der Erwerber ein In— 
länder wäre. 

Es wurde demnach gegenſeitig die förmliche und verbindliche Er— 
klärung gegeben, daß fortan gegen genaue Einhaltung des beſagten Re— 
ziprokums von allem nach dem Kurfürſtenthume Heſſen ausgehenden Ver— 
mögen verſtorbener öſt. Militärperſonen, und auch in denjenigen ſchon 
ſchwebenden Fällen, in welchen am Tage der Auswechslung, das iſt am 
24. Okt. 1837, die aufzuhebende Abgabe noch nicht bezahlt ſein wird, 
keine weitern Gebühren erhoben werden ſollen, als die, welche eintre— 
ten würden, wenn das Vermögen im Land bliebe. 8 

Eine ähnlich Uebereinkunft, wie die vorſtehende, iſt auch mit dem 
Großherzogthume Heſſen — und zwar folgenden Inhalts — geſchloſſen 
worden: 

Nachdem durch das im Großherzogthume Heſſen erlaſſene Finanz— 
geſez vom 26. Juni 1836 die Nachſteuer bei Auswanderungen und Ver— 
mögens⸗Exportazio nen — vom 1. Juli 1836 anzufangen — aufgehoben 
worden iſt, ſo iſt in Folge deſſen die wechſelſeitige Verſicherung ertheilt 

worden, daß, ſo lange das erwähnte großherzoglich-heſſiſche Geſez beſte— 
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hen wird, in allen Fällen von Vermögens-Exportazionen aus den nicht 
zum deutſchen Bunde gehörenden Länder der öſt. Monarchie in das 
Großherzogthum Heſſen — und umgekehrt — les geſchehe dieſelbe durch 
Auswanderung des Beſizers, oder in Folge von Erbſchaften, Legaten, 
Schenkungen, als Heirathsgut, oder in welcher Weiſe immer) künftig 
kein in die landesherrlichen Kaſſen fließendes Nachſteuer- und Abzugs— 
geld in irgend einer Weiſe wegen des zu exportirenden Vermögens werde 
angeſezt, und erhoben werden, und daß, wenn etwa ſeit dem 1. Juli 
1836 (als dem terminus a quo, von welchem Zeitpukte an dieſe Ueber— 
einkunft Giltigkeit hat) noch in dergleichen Fällen ein ſolches Nachſteuer— 
oder Abzugsgeld erhoben worden wäre, dasſelbe rükvergütet werden ſoll. — 


Joniſche Inſeln, ſ. 2004. 
Kirchenſtaat und Stalte® 


2588. Circ. del Tribunale d' Appello gen. Venezia 28 Gennajo 
1820 (Collezione di leggi, VII. vol. parte I. 93). 


Il Supremo Senato di Giustizia, con aulico Decreto 19 ca- 
dente gennajo N. 49 partecipa, che il Governo Pontificio ha dichia- 
rato, che ne’ casi di addomandato rilascio di eredita apertasi nel 
Regno Lombardo-Veneto a favore di sudditi pontificj, si sono ri- 
tenute le massime stabilite tra I' Impero d' Austria, ed il Regno 
de’ Paesi Bassi, state pubblicate con l' appellatoria circolare 21 
agosto 1817 N. 8399 *); con la sola eccezione, che le regolari 
lettere de observando reciproco potessero anche spedirsi dalla 
Segretaria di Stato di Sua Santita per maggior autenticita delle 
medesime. . 

In adempimento del sullodato aulico Decreto, si rendono di. 
cio intese tutte le dipendenti prime Istanze per loro norma e di- 
rezione, avvertendole, che rispetto alle reversali da rilaseiarsi dal 
canto delle magistrature Austriache, restano in vigore le veglianti 
ordinazioni *). 


Krakau. 


2589. Hkzd. vom 8. März 1827 N. 2264, an alle Lit. 


Zwiſchen der Reg. der Freiſtadt Krakau und dem k. k. Reſidenten und 
General-Konſul dafelbft, im Namen Sr. Maj. des Kaiſers von Oeſter- 
reich, ein wechſelſeitiges Uebereinkommen getroffen worden, zu Folge 
deſſen das Abzugsrecht in Fällen der Ausfuhr oder Uebertragung einer 
Erbſchaft, oder eines einem Ausländer gehörigen Vermögens aus den 
k. k. Staaten aufgehoben wird, und dieſe Aufhebung nicht nur allein in 
allen künftigen Fällen, ſondern auch in jenen ihre vollſtändige Wirkung 
haben ſoll, in welchen bis zum 22. Aug. 1826, als dem Tage der Un— 


— — — 


) S. 2000. ) S. 2002. 


terzeichnung der wechſelſeitigen Erklärung, die aufgehobenen Abzugsge— 
bühren noch nicht wirklich und defintiv eingebracht worden wären. 


Modena, Maſſa und Karara, f. 932. 


2590. Hfd. v. 10. März 1826 N. 2171, an alle A. G. 


Die Beilage * enthält die zwiſchen dem kaiſ. öſterreichiſchen und 
dem herzoglich modeniſchen Hofe abgeſchloſſene Vermögens- Freizügig— 
keitskonvenzion, welche v. 6. Febr. 1826 an, als dem Tage der Aus— 
wechslung der diesfälligen Ratifikazionen, zu gelten hat. 


*) Beilage. 


Se. Majeſtät Franz der Erſte, Kaiſer von Oeſterreich, König 
von Jeruſalem, Ungarn, Böhmen, der Lombardie und Venedig, von 
Dalmazien, Kroazien, Slavonien, Galizien, Lodomerien und Illirien; 
Erzherzog von Oeſterreich; Herzog von Lothringen, Salzburg, Steier— 
mark, Kärnthen, Krain, Ober⸗ und Niederſchleſien; Großfürſt von Sie— 
benbürgen; gefürſteter Graf von Habsburg und Tirol ꝛc. ꝛc. und Se. 
königl. Hoheit Franz der Vierte, königl. Prinz von Ungarn und Böh— 
men, Erzherzog von Oeſterreich, Herzog von Modena ꝛc. ꝛc. 


In der Abſicht, Ihren Unterthanen die Vortheile der zwiſchen 
beiden Souverainen glüklich obwaltenden Blutsverwandtſchaft durch 
mehrere Befeſtigung und Erweiterung des zwiſchen den Bewohnern der 
beiderſeitigen Staaten bereits beſtehenden Freundſchafts- und Handels— 
verkehrs fühlbar zu machen, haben Sich bewogen gefunden, einen Ver— 
trag abzuſchließen, deſſen Zwek dahin geht, das Recht des freien Ab— 
zuges von Vermögen, Erb- und Verlaſſenſchaften zwiſchen Ihren gegen— 
ſeitigen Staaten feſt zu ſezen; wie folgt: 

1. Art. Zwiſchen den Staaten Sr. k. k. apoſtoliſchen Majeſtät 
und jenen Sr. königl. Hoheit des Herzogs von Modena, ſoll vou jezt 
an eine vollkommene Freizügigkeit dergeſtalt ſtatt finden, daß bei kei— 
ner Vermögens-, Erb- oder Verlaſſenſchaftsexportazion, auf welche Art 
ſolche geſchehen mag, ein Abſchoß- oder Abfahrtsgeld, oder Nach— 
ſteuer in den Staaten, wo dieſe Steuern beſtehen, noch was immer 
für eine andere Abgabe aus irgend einem Titel erhoben werden ſoll, 
inſofern dieſelben ſeither wegen der Vermögensexportazion in die lans 
desfürſtlichen Kaſſen gefloſſen ſind. 

2. Art. Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben ſchließt indeſſen 
weder die Abnahme der Auswanderungsgebühr, noch jener Steuern aus, 
welche in beiden Staaten bei dem Antritte einer Erbſchaft oder An— 
nahme einer Schenkung entrichtet werden müſſen, indem die erſtere mit 
den in den öſterreichiſchen Staaten beſtehenden Auswanderungsgeſezen 
und Lokalverhältniſſen in zu genauer Verbindung ſteht, und die zweiten 
durch die Geſeze beider Suiten in der Art vorgefchrieben find, daß 
ſie eben ſo gut von den eigenen Unterthanen in Fällen, wo von Aus— 
wanderung oder Vermögensexportazion keine Frage it, entrichtet wer⸗ 
den müſſen. 
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3. Art. Da dieſes Recht der Freizügigkeit, ſeiner Natur nach, ſich 
nur auf das außer Landes zu führende Vermögen bezieht, und nicht 
auf Perſonen anwendbar iſt, ſo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, 
jene Vorſchriften in den Staaten, wo ſie beſtehen, in geſezlicher Kraft, 
welche jedem Unterthane bei Strafe der Vermögenskonfiskazion die 
Verpflichtung auferlegen, vor der Anſäſſigmachung im Auslande die 
Auswanderungsbewilligung ſeines Landesherrn nachzuſuchen. 

4. Art. In Anſehung jener Individuen jedoch, welche bereits vor 
Abſchließung des gegenwärtigen Vertrages ohne landesfuͤrſtliche Bewil— 
ligung ausgewandert find, ſoll die Konfisfazionsftrafe in den Staaten, 
wo dieſelbe beſteht, nur in dem Falle eintreten, wenn dergleichen In— 
dividuen ſich in dem auswärtigen Staate anſäſſig gemacht, und von den 
diesfalls erlaſſenen landesherrlichen Verordnungen vollſtändige Kenntniß 
gehabt, ſo wie auch, wenn ſie auf eine erhaltene obrigkeitliche Einbe— 
rufung ſich nicht geſtellt hätten. 

5. Art. In Folge eben dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, daß, 
ungeachtet des Rechtes der freien Vermögensexportazion, die Erhebung 
der Militärpflichtigkeits-Redimirungsſumme in den Fällen ſtatt finden 
könne, wenn einem Individuum die Auswanderungsbewilligung ertheilt 
wird, welches nach feinen Perſonalverhältniſſen der Militärpflichtigkeit 
unterliegt, und das Alter, das ihn derſelben enthebt, noch nicht er— 
reicht hat. a N 

6. Art. Desgleichen bleibt es in Auswanderungsfällen in Rükſicht 
der Auswanderungsbebühr in den Staaten, wo dieſelbe heſteht, bei den 
bisher beobachteten Beſtimmungen, nach welchen drei vom Hundert von 
dem Vermögen des Auswandernden, als eine auf feine Perſon ſich be— 
ziehende Abgabe erhoben werden, und da die Abnahme der Erbſteuer 
auf Geſezen beruhet, welche mit dem Freizügigkeitsrechte keine Ver— 
bindung haben, ſo hat auch der gegenwärtige Vertrag auf erwähnte 
Steuer keine Beziehung, ſondern es bleibt beiden vertragſchließenden 
Theilen unbenommen, hierüber von wegen ihrer Souverainengewalt jene 
geſezlichen Beſtimmungen zu treffen, welche ihnen angemeſſen ſcheinen 
werden. 

7. Art. Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtimmungen 
auf die Zoll- und Mauthverordnungen, welche in den beiderſeitigen 
Staaten gegenwärtig in Kraft ſtehen, oder in Zukunft eingeführt wer— 
den möchten, keinerlei Einfluß haben ſollen. 

8. Art. Obgleich vermöge dieſes Vertrages alle Abzüge, in den 
Staaten, wo dieſelben beſtehen, die wegen der Vermögensexportazion 
in die landesherrlichen Kaſſen fließen, aufhören, ſo ſoll deſſen unge— 
achtet jenen Korporazionen in dem einen oder dem andern Staate, 
und jenen Provinzialſtänden, die zur Erhebung einer Abgabe in Erb— 
ſchaftsfällen berechtigt ſind, dadurch nichts an ihren Befugniſſen benom— 
men ſein. 0 

9. Art. Dieſer Vertrag ſoll ſchließlich als ein Staatsvertrag un— 
widerrufliche Giltigkeit erhalten, und vom Tage der Auswechslung der 
Ratifikazionen, welche in drei Monaten erfolgen wird, angefangen, in 
volle Kraft treten. | 
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2591. Hkzd. v. 4. Juli 1830 N. 2472, an alle Lt. 

Mit Beziehung auf das Hfd. v. 8. März 1826 (O fd. v. 10. März 
1826 N. 2171 der J. G. S.), wird bedeutet, daß die unter dem 12. 
Auguſt 1823 zwiſchen Oeſterreich und Modena abgeſchloſſene Freizuͤgig— 
feitsfonvenzion, durch eine gegenſeitige Erklärung der beiden Regierun— 
gen, auf Maſſa und Karrara ausgedehnt wurde. 

Nach dem mit dem herzoglich modeneſiſchen Miniſterium ſtatt ge— 
fundenen Uebereinkommen hat die Kundmachung nach dem beiliegenden 
Entwurfe am 1. Aug. 1830 zu geſchehen. 

* Kundmachungsentwurf. Da über die Frage: ob die unter dem 12. 

Aug. 1823 zwiſchen dem öſterreichiſchen und modeneſiſchen Hofe abge— 
ſchloſſene Freizügigkeitskonvenzion, durch die nunmehr erfolgte Vereini— 
gung des Herzogthumes Maſſa und des Fürſtenthumes Karrara mit 
dem modeneſiſchen Gebiete, auch auf dieſelben anwendbar geworden iſt, 
ein Zweifel entſtehen könnte; fo haben Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Oeſterreich, und Se. königl. Hoheit der Herzog von Modena, in der 
Abſicht, jeder Ungewißheit in dieſem Bezuge vorzubeugen, beſchloſſen, 
die Beſtimmungen der erwähnten Konvenzion durch eine ausdrükliche 
Erklärung auf das Herzogthum Maſſa und das Fürſtenthum Karrara 
auszudehnen. 

Es ſoll daher hinſichtlich dieſer Länder beſagte Konvenzion von 
dem Tage der oberwähnten Gebietsvereinigung an, eben ſo volle Wirk— 
ſamkeit haben, als wenn dieſelben darin ausdrüklich genannt wären. 


; 3 Moldau. 


2592. Hkzd. v. 24. Febr. 1820 N. 1651, an die n. ö. Landes⸗ 
regierung. 

Da öſterr. Unterthanen das ihnen aus der Moldau zufallende 

Vermögen ohne allen Abzug erfolgt wird, iſt auch in Anſehung der tür— 


kiſchen Unterthanen in der Moldau von Seite Oeſterreichs ein Gleiches 


zu beobachten. 


taffau, ſ. 2571— 2 
Niederlande. 


2593. Hfd. v. 31. Mai 1815 N. 1152, an alle A. G. 
Die Ausfolglaſſung der Verlaſſenſchaften nach den niederländiſchen 
Staaten unterliegt gegen jedesmalige Beibringung der Reverſalien 
wegen wechſelſeitiger Willfährigkeit keinem Anſtande. S. 2000 u. 2001. 


Parma, ſ. 934. 


2594. Freizügigkeitsvertrag zwiſchen Sr. k. k. apoſt. Maj. 
und Ihrer Maj. der kaiſ. Prinzeſſin, Erzherzogin von Oeſter— 
reich, Herzogin v. Parma, Piacenza u. Guaſtalla. Geſchl. 
zu Piacenza den 7. Nov. 1817, u. die Ratifikazionen aus— 
gewechſelt am 1. März 1818 N. 1427. 

Art. I. Zwiſchen den Staaten Sr. k. k. apoſtol. Majeſtät, und 
jenen Ihrer Majeſtät der Erzherzogin, Herzogin von Parma, ſoll in 
Handb. d. Giebigkeiten. 85 
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Hinkunft eine völlige Freizügigkeit dergeſtalt ſtatt finden, daß bei kei— 
ner Vermögens-, Erb- oder Verlaſſenſchafts-Exportazion, auf welche 
Art ſolche geſchehe, ein Abſchoß- oder Abfahrtsgeld, oder Nach: 
ſteuer, wo dieſe noch beſtehen, oder irgend eine andere Abgabe, aus 
was immer für einem Titel, erhoben werden darf, in fo ferne dieſelben 
bisher wegen der Vermögens-Exportazion in die landesfürſtlichen Kaſſen 
gefloſſen ſind. . 

Art. II. Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben ſchließt in— 
deſſen weder die Abnahme der Emigrazions-Taxe, noch der Steuern, 
welche in beiden Staaten bei Antrit einer Erbſchaft, oder Annahme 
einer Schenkung entrichtet werden müſſen, aus, indem die erſtere mit 
den in den öſterreichiſchen Staaten beſtehenden Auswanderungsgeſezen 
und Lokalverhältniſſen in zu genauer Verbindung ſteht, und die zweite 
durch die Geſeze beider Staaten in der Art eingeführt iſt, daß ſie von 
jedem Unterthan, der eine Erbſchaft bezieht, erhoben wird, auch ohne 
daß dabei von einer Auswanderung oder Vermögens-Exportazion die 
Frage wäre. 

Art. III. Da dieſes Recht der Freizügigkeit, ſeiner Natur zu 
Folge, ſich nur auf das Vermögen bezieht, und nicht auf Perſonen an— 
wendbar iſt, ſo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, die Geſeze in ihrer 
rechtlichen Kraft, welche jedem Unterthan, bei Strafe der Vermögens— 
Konfiskazion, die Verpflichtung auferlegen, vor der Anſäßigmachung in 
fremden Landen, die Auswanderungs- Bewilligung feines Landesherrn 
nachzuſuchen. . 205 

Art. IV. In Anſehung derjenigen, welche bereits vor Abſchlie— 
ßung des gegenwärtigen Vertrages ohne landesfürſtliche Bewilligung 
ausgewandert ſind, ſoll jedoch die, in dem einen, oder dem andern 
Staate beſtehende Konfiskazions-Strafe nur alsdann eintreten, wenn 
ſolche Individuen ſich in dem auswärtigen Staate anſäſſig gemacht, und 
von den diesfalls ergangenen landesherrlichen Verordnungen vollkom— 
mene Kenntniß gehabt, ſo wie auch, wenn ſie ungeachtet einer erhal— 
tenen obrigkeitlichen Einberufung ſich nicht geſtellet hätten. N 

Art. V. Als Folge eben dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, daß 
die Erhebung der Militär-Pflichtigkeits-Redimirungs-Summe in Fällen, 
wo einem Individuum die Auswanderungsbewilligung ertheilt wird, 
welches nach ſeinen Perſonalverhältniſſen der Militär-Pflichtigkeit unter— 
liegt, ohne die Jahre derſelben zurükgelegt zu haben, ungeachtet des 
Rechtes der freien Vermögens-Exportazion ſtatt finden könne. 

Art. VI. Deßgleichen bleibt es in Rükſicht der Emigrazionstaxe 
in Fällen der Auswanderung bei den bisher beobachteten Beſtimmungen, 
wornach drei vom Hundert von dem Vermögen des Auswanderers als 
eine auf ſeine Perſon ſich beziehende Abgabe erhoben werden, und da 
die Abnahme der Erbſteuer auf Geſezen beruhet, welche mit dem Rechte 
der Freizügigkeit keine Verbindung haben, ſo hat auch der gegenwärtige 
Vertrag auf erwähnte Steuer keine Beziehung, ſondern den beiden kon— 
trahirenden Theilen bleibt es unbenommen, hierüber von ſouverainer 
Macht wegen jene geſezlichen Beſtimmungen zu treffen, welche ihnen 
am angemeſſenſten ſcheinen werden. 
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Art. VII. Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtimmun— 
gen auf die Zoll- und Mauthverordnungen, welche in den beiderſeitigen 
Staaten dermal in Kraft ſtehen, oder in Zukunft eingeführt werden 
dürften, keinerlei Einfluß haben ſollen. i 

Art. VIII. Obgleich vermöge dieſes Vertrages alle Abzüge, die 
wegen der Vermögens-Exportazion in die landesfürſtlichen Kaſſen fließen, 
aufhören, fo ſoll doch jenen Korporazionen in dem einen, oder dem 
andern Staate, und jenen Provinzial-Ständen, die zur Erhebung einer 
Abgabe in Erbſchaftsfällen berechtigt ſind, dadurch nichts an ihren Be— 
fugniſſen benommen ſein. 

Art. IX. Dieſer Vertrag ſoll ſchließlich als ein Staatsvertrag 
von beiden Seiten unwiderrufliche Giltigkeit erhalten, und vom Tage 
der Ratifikazions-Auswechslung angefangen nach ſeinem ganzen Umfange 
in volle Kraft treten. 
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Preußen. 


2595. Hkzd. v. 10. Okt. 1835 Z. 25395, an alle Lit. (Pichl 311). 
Se. k. k. Majeſtät und Se. königl. Majeſtät der König von Preußen 
ſind übereingekommen, die zwiſchen Ihren gegenſeitigen, zum deutſchen 
Bunde gehörigen Ländern ſowohl, als zwiſchen ſämmtlichen preußiſchen 
Staaten und dem lombardiſch-venezianiſchen Königreiche beſtehende Ver— 
mögens⸗Freizügigkeit in der Art auszudehnen, daß zwiſchen öſterreichiſchen 
Staaten, mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen, einerſeits und 
zwiſchen ſämmtlichen preußiſchen Staaten andererſeits, der Abſchoß und 
das Abfahrtsgeld gegenſeitig aufgehoben ſein ſoll. 
Zur näheren Beſtimmung dieſes Uebereinkommens wird hiemit fol— 


gende Erklärung beigefügt: 


A. I. Bei keinem Vermögens-Ausgange aus den ſämmtlichen öſt. 
Staaten, mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen, in die zur 
königl. preußiſchen Monarchie gehörenden Staaten, ſo wie aus den 
königl. preußiſchen Staaten in die k. k. öſt. Staaten mit Ausnahme von 
Ungarn und Siebenbürgen, es mag ſolcher Ausgang durch Auswande— 
rung oder Erbſchaft, Legat, Brautſchaz, Schenkung, oder auf andere 
Art erfolgen, ſoll irgend ein Abfahrtsgeld (census emigrationis) oder 
Abſchoß (gabella haereditaria) erhoben werden. Von dieſer Beſtim— 
mung bleiben jedoch diejenigen allgemeinen Abgaben ausgenommen, 
welche bei einem Erbſchaftsanfalle, Legat, Verkaufe ꝛc. ꝛc. ohne Uuter— 


ſchied, ob das Vermögen im Lande bleibt, oder herausgezogen wird, ob 
der neue Erwerber ein Inländer oder ein Fremder iſt, bisher in den 


beiderſeitigen Landen haben entrichtet werden müſſen, wie z. B. Erb— 
ſchaftsſteuer, Stempelgebühren u. dgl— 
A. II. Die im Vorſtehenden beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich ſo— 


wohl auf diejenige Abgabe an Abſchoß und Abfahrtsgeld, welche in die 


„ Den Militärbehörden mit dem Bedeuten kdg., daß dadurch das Zir. v. 18, 
Okt. 1835 F. 1314 (2596) keine Aenderung zu erleiden habe (hkr. Zir. v. 21. 
Jänner 1836 F. 65. Mil. 7). 
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landesherrlichen Kaſſen fließt, als auf diejenigen een) welche etwa 
Privatperſonen, Kommunen, oder öffentlichen Stiftungen zufallen möchte. 

A. III. Die Beſtimmungen der Artikel J und II erſtreken ſich auf 
alle jezt anhängigen und auf alle künftigen Fälle. Unter die anhän- 
gigen Fälle werden alle diejenigen begriffen, in welchen am Tage der 
Auswechslung gegenwärtiger Miniſterial-Erklärung, nämlich am 16. Aug. 
1835, der Abſchoß oder das Abfahrtsgeld noch nicht bezahlt war. 

A. IV. Die im Vorſtehenden beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich nur 
auf das Vermögen beziehen. Es bleiben demngch ungeachtet dieſes 
Uebereinkommens diejenigen k. k. öſter. und königl. preußiſchen Geſeze 
in ihrer Kraft beſtehend, welche die Perſon des Auswandernden, ſeine 
perſönlichen Pflichten und namentlich ſeine Verpflichtung zum Kriegs— 
dienſte betreffen. Es wird auch für die Zukunft, was die Geſezgebung 
in Betreff der perſönlichen Pflichten des Auswandernden, namentlich 
ſeine Verbindlichkeit zum Kriegsdienſte anbelangt, keine der beiderſeitigen 
Regierungen in der Geſezgebung beſchränkt. 

A. V. Gegenwärtige, im Namen Sr. k. k. Majeſtät in herge⸗ 
brachter Form ausgefertigte Erklärung ſoll nach Auswechslung einer 
entſprechenden Erklärung der königl. preußiſchen Regierung Kraft und 
Wirkſamkeit in ſämmtlichen k. k. öſterr. Staaten mit Ausnahme von 
Ungarn und Siebenbürgen haben. 

Von dieſer zwiſchen dem k. k. öſterr, und königl. preußiſchen Hofe 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft, wegen Ausdehnung des Vermögens-Frei— 
zügigkeits-Vertrages auf ſämmtliche k. k. öſterr. Staaten mit Einſchluß 
von Galizien, Dalmazien und des lombardiſch- venezianiſchen Königrei— 
ches, mit Ausſchluß jedoch von Ungarn und Siebenbürgen, wird hiermit 
Jedermann, mit Beziehung auf das unterm 2. März 1820 kund ger 
machte Patent über die Vermögens-Freizügigkeit innerhalb des Gebietes 
des deutſchen Bundes, in die Kenntniß geſezt. 


2596. Hkr. Zir. v. 18. Okt. 1835 F. 1314 (Mil. 410 


Da die Uebereinkunft, welche wegen gegenſeitiger Aufhebung des 
Abſchoſſes und des Abfahrtsgeldes mittelſt der im Namen Ihrer Maje— 
ſtäten des Königs von Preußen und des Kaiſers von Oeſterreich, re— 
ſpektive am 24. und 30. Juli d. J. ausgeſtellten, und am 16. Auguſt 
d. J. ausgewechſelten Miniſterial-Erklärungen getroffen worden iſt, ſich 
nicht auf das Königreich Ungarn und Siebenbürgen erſtrekt, und es ſich 
als ſchwierig gezeigt hat, hinſichtlich des wechſelnden Aufenthaltsortes 
der Milität-Perſonen gleichmäßige Grundſäze feftzuftellen, nach welchen 
in einzelnen vorkommenden Fällen zu entſcheiden wäre, ob das von 
Militär-Perſonen hinterlaſſene Vermögen als dem Abſchoß unterworfen 
anzuſehen ſei oder nicht, fe find Ihre beſagten Majeſtäten über fol- 
gende Beſtimmungen übereingefommen: 

In allen Fällen, wo hinterlaſſenes Vermögen einer verſtorbenen 
preußiſchen Militär-Perſon aus den königl. Staaten an öſterr. Unter 
thanen übergeht, ſei es als eigentliche Erben, ſei es als Legatare oder 
Schenknehmer von Todeswegen, ſoll durchgängig kein Abſchoß, fondern 
überhaupt nur dasjenige an Abgaben königlich preußiſcher Seits erho— 
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ben werden, was zu entrichten ſein würde, wenn der Erwerber ein 
Inländer wäre. 

Dagegen ſoll in allen Fällen, wo binterlaſſenes Vermögen einer 
verftorbenen oͤſterr. Militär-Perſon aus den kaiſ. Staaten an preußiſche 
Unterthanen übergeht, ſei es als eigentliche Erben, ſei es als Legatare 
oder Schenknehmer von Todeswegen, die Sache in Beziehung auf Ab— 
gabenerhebung kaiſ. öſterr. Seite durchgängig ſo behandelt werden, als 
ſei ein öſterr. Unterthan vom Zivil-Stande der Erwerber, ſo daß na— 
mentlich kein Abſchoß, ſondern nur der geſezliche Beitrag von 5 Prozent 


für den Invalidenfond zu entrichten iſt. Dem gemäß wird mit Gegen— 


wärtigem von königl. preußiſcher Seite die förmliche und verbindliche 
Erklärung gegeben, daß fortan gegen genaue Einhaltung des beſagten 
Reziprokums von allem, nach den kaiſ. öſterr. Staaten ausgehenden 
Vermögen verſtorbener preaßifher Militär-Perſonen, und zwar auch in 
denjenigen ſchon ſchwebenden Fällen, in welchen am Tage der Auswechs— 
lung gegenwärtiger Erklärung, die aufzuhebende Abgabe noch nicht 
wirklich bezahlt ſein wird, keine weiteren Gebühren erhoben werden 
ſollen, als die, welche eintreten würden, wenn das Vermögen im 


Lande bliebe. 


Zur Urkunde deſſen iſt Namens Sr. königl. Majeſtät von Preußen 
die gegenwärtige Erklärung in herkömmlicher Form ausgefertigt worden, 
um gegen eine entſprechende Erklärung der kaiſerlich öſterr. Regierung 
ausgewechſelt zu werden. ö 

So geſchehen zu Berlin den 8. Sept. 1835. 


(L. S.) K. preuß. Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Ancillon. 


Iſt gegen eine gleichlautende Erklärung des k. k. öſt. Hofes am 3. 
Oͤkt. 1835 auf der geheimen Hof- und Staatskanzlei ausge— 
wechſelt worden. 


Freiherr v. Ottenfels. 
Rußland. 


2597. Hkzd. v. 14. Juni 1824 N. 2015, an ſämtl. Lit. 


Se. Majeſtät haben zu befehlen geruhet: daß durch eine im Al— 
lerhöchſten Namen zu erlaſſende öffentliche Kundmachung den ruſſiſchen 
Unterthanen die Befreiung von der Entrichtung des landesfürſtl. Abfahrts— 
geldes in den öſt. Staaten auf ſo lange zugeſichert werde, als ſich die 
öſterr. Unterthanen einer gleichen Behandlung in den ruſſiſchen Staaten 
zu erfreuen haben werden, welche Befreiung von dem Zeitpunkte an 


zu beginnen hat, an welchem in dem ruſſiſchen Gebiete die a. 


in Wirkſamkeit trit. 


2598. Hkzd. v. 28. Okt. 1824 N. 2047, an ſämtl. Lit. 


Die k. k. geheime Hof- und „Staatskanzlei hat eröffnet: daß die 
den Länderſtellen unter dem 14. Juni 1824 N. 2015 bekannt gemachte 
wechſelſeitige Aufhebung des landesfürſtl. Abfahrtsgeldes zwiſchen den Unter— 
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thanen des ruſſiſch-kaiſ. und des öſterr.-kaiſerlichen Staates, worüber 
die beiden Regierungen damals nur in bedingter Form, nämlich unter 
ausdrüklichem Vorbehalte des Reziprokums übereingekommen waren, 
gegenwärtig auf eine unbedingte Weiſe durch die am 31. Juli 1824 
erfolgten beiderſeitigen miniſteriellen Erklärungen mit dem Beiſaze aus— 
geſprochen worden iſt, daß die Wirkung der Aufhebung des Abfahrts— 
geldes zu Gunſten der beiderſeitigen Unterthanen ſich nicht nur auf alle 
künftige Fälle, ſondern auch auf jene Fälle erſtreken ſoll, wo bis zum 
31. Juli 1824, als dem Tage der wechſelſeitigen miniſteriellen Erklä— 
rungen, die Abnahme des Abfahrtsgeldes noch nicht wirklich und defini— 
tiv Plaz gegriffen hat *). 


2599. Hkzd. v. 3. Juni 1825 N. 2102, an alle Sſt. Kan 


Vermöge der zwiſchen dem k. k. Geſandten am St. petersburger 
Hofe, und dem kaiſ. ruſſiſchen Staatsſekretär ausgewechſelten miniſte— 
riellen Erklärungen, iſt die Befreiung von der Entrichtung des landesfürſtl. 
Abfahrtsgeldes der beiderſeitigen Unterthanen auch auf das Königreich 
Polen ausgedehnet, und der Anfangs-Termin v. 4. oder 16. April 1825 
an, als dem Tage der Uuterfertigung der oben erwähnten offiziellen 
Erklärungen mit dem Beiſaze beſtimmt feſtgeſezt worden, daß die Wir— 
kung der Aufhebung des Abfahrtsgeldes zu Gunſten der beiderſeitigen 
Unterthanen ſich nicht nur auf alle künftigen Fälle, ſondern auch auf 


jene Fälle erſtreke, wo bis zum 4. April alten, oder 16. April neuen 


Stils 1825, als dem Tage der Unterfertigung der erwähnten offiziellen 
wechſelſeitigen Erklärungen, die Abnahme des Abfahrtsgeldes noch nicht 
wirklich e Plaz gegriffen hat. 


Sad 3 n. | 
2600. Hkzd. v. 11. Nov. 1835 Z. 27734, an alle Lſt. (Pichl 331). 


Se. k. k. Majeſtät und Se. Maj. der König von Sachſen ſind über— 
eingekommen, die zwiſchen Ihren gegenſeitigen, zum deutſchen Bunde gehö— 
rigen Ländern ſowohl, als zwiſchen ſämmtlichen ſächſiſchen Staaten und dem 
lombardiſch-venezianiſchen Königreiche beſtehende Vermögens-Freizügigkeit 
in der Art auszudehnen, daß zwiſchen ſämmtlichen öſterr. Staaten, 
mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen einerſeits, und ſämmt— 
lichen ſächſiſchen Staaten andererſeits, der ld und das Abfahrts- 
geld gegenſeitig aufgehoben ſein ſoll. 

Zur nähern Beſtimmung dieſer Uebereinkunft wird folgende Er⸗ 
klärung beigefügt: 

Art. 1. Bei keinem Vermögensausgange aus den ſämmtlichen 
öſterr. Staaten, mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen, in die 


— — — - 


*) Den Mil. Behörden mit dem Beifaze kdg., »daß hiernach von aus der 
Mil. Gerichtsbarkeit an Unterthanen des ruſſiſchen Kaiſerſtaates zu erfolgenden 
Erbſchaften, Vermächtniſſen und Schenkungen von Todeswegen der Beitrag zum 
Invalidenfonde nur in dem Maße, wie von Inländern aus dem Zivilſtande, d. i. 
mit 5 % nach vorherigem Abzuge der fonftigen Abhandlungsgebühren, abaunehr 
men ſei her. Zir. v. 24. Febr. 1825 H. 190. Mil. 25). 


— 
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zur königl. ſächſiſchen Monarchie gehörigen Staaten, fo wie aus den 
ſächſiſchen Staaten in die k. k. öſterr. Staaten, mit Ausnahme von 
Ungarn und Siebenbürgen, es mag ſich ſolcher Ausgang durch Aus— 
wanderung, oder Erbſchaft, oder Legat, oder Brautſchaz, oder Schen— 
kung, oder auf andere Art ergeben, ſoll irgend ein Abſchoß (gabella 
haereditaria), oder Abfahrtsgeld (eensus emigrationis) erhoben wer— 
den. Von dieſer Anordnung bleiben jedoch diejenigen allgemeinen Ab— 
gaben ausgenommen, welche bei einem Erbſchaftsanfalle, Legate, Ver— 
kaufe u. ſ. w. ohne Unterſchied, ob das Vermögen im Lande bleibe, 
oder hinausgezogen wird, ob der neue Beſizer ein Inländer, oder ein 
Fremder iſt, bisher in den beiderſeitigen Staaten haben entrichtet wer— 
den müſſen, wie z. B.: Erbſchaftsſteuer, Stempelabgaben, Zollgebüh— 
ren u. dgl. 
Art. 2. Die vorſtehend beſtimmte Freizügigkeit ſoll ſich jedoch, 
unbeſchadet desjenigen, was in Anſehung der Vermögens-Exportazionen 
aus den zum deutſchen Bunde gehörigen öſterr. Staaten in die ſäch— 
ſiſchen Provinzen, und umgekehrt durch die Bundesakte, und die Bun— 
desbeſchlüſſe deßhalb feſtgeſezt iſt, nur auf denjenigen Abſchoß und auf 
dasjenige Abfahrtsgeld, welches in die landesfürſtlichen Kaſſen fließen 
würde, erſtreken, und werden den Individuen, Gemeinden und öffent— 
lichen Stiftungen, in ſo ferne ihnen dergleichen Abzugsrechte zuſtehen, 
dieſelben ausdrüklich reſervirt. 
Art. 3. Die in beiden vorſtehenden Artikeln beſtimmte Freizügig— 
keit ſoll ſich auch nur auf das Vermögen beziehen. 
Es bleiben demnach, ungeachtet dieſes Uebereinkommens, diejenigen 
k. k. öſterr. und königl. ſächſiſchen Geſeze in ihrer Kraft beſtehen, und 
es ſollen diejenigen geſezlichen Gebühren entrichtet werden, welche die 
Perſon des Auswandernden, ſeine perſönlichen Pflichten, und ſeine Ver⸗ 
pflichtungen zum Kriegsdienſte betreffen. 
Auch ſoll in Zukunft keine der kontrahirenden Regierungen in Anſe— 
hung aller jener Gegenſtände, welche die Pflicht zu Kriegsdienſten und 
andere perſönliche Verpflichtungen des Auswandernden betreffen, in der 
Geſezgebung für ihre Staaten durch gegenwärtige Uebereinkunft auf irgend 
eine Weiſe beſchränkt ſein. 
Art. 4. Gegenwärtige im Namen Sr. k. k. Majeftät in herge- 
brachter Form ausgefertigte Erklärung ſoll nach Auswechslung einer ent— 
ſprechenden Erklärung der königl. ſächſiſchen Regierung Kraft und Wirk— 
ſamkeit in ſämmtlichen k. k. öſterr. Staaten, mit Ausnahme von Ungarn 
und Siebenbürgen haben. 
Dieſe zwiſchen dem k. k. öſterr. und dem königl. ſächſiſchen Hofe ab⸗ 
geſchloſſene, und nach erfolgter gegenſeitiger Auswechslung auch bereits 
ſeit 28. Sept. l. J. in Wirkſamkeit getretene Uebereinkunft wegen Aus— 
dehnung des Vermögens -Freizügigkeitsvertrages auf ſämmtliche k. k. 
öſterr. Staaten mit Einſchluß von Galizien, Dalmazien und des lom— 
bardiſch-venezianiſchen Königreichs, mit Ausſchluß jedoch von Ungarn 
und Siebenbürgen, wird mit Bezug auf das a. h. Pat. v. 2. März 

1820 über die Vermögensfreizügigkeit innerhalb des Gebietes des deut— 
ſchen Bundes zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
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2601. Hfd. v. 24. März 1825 N. 2080, an alle A. G. Geſchloſ— 
fen zu Wien am 19. Nov. 1824 und die Ratifikazionen 
eben daſelbſt ausgewechſelt am 3. März 1825. 


1. Art. Der am 31. Aug. 1763 zu Wien geſchloſſene und unter- 
fertigte Vertrag wegen Aufhebung des Heimfallsrechtes zwiſchen den 
öſterreichiſchen und ſardiniſchen Staaten wird, mit den nachfolgenden 
Zuſäzen und näheren Beſtimmungen, ausdrüklich beſtätiget, und ſoll für 
alle Königreiche, Provinzen und Länder, aus welchen gegenwärtig beide 
Monarchien beſtehen, volle Kraft haben. 

2. Art. Außer der hiedurch in Gemäßheit der Geſeze und Anord— 
nungen, welche in beiden Monarchien und in den verſchiedenen dazu 
gehörigen Königreichen und Provinzen in Anſehung der Erbſchaften be— 
ſtehen, zu Gunſten der beiderſeitigen Unterthanen feſtgeſezten Erbfähig— 
keit, ſoll in Zukunft zwiſchen den Staaten Seiner Majeſtät des Kaiſers 
von Oeſterreich und den Staaten Sr. Majeſtät des Königs von Sar⸗ 
dinien eine vollkommene Freizügigkeit des Vermögens, der Erb- und 
Verlaſſenſchaften aus einem Staate in den anderen dergeſtalt ſtatt 
finden: daß kein Abſchoßgeld oder irgend eine andere Abgabe, die in 
einem oder dem anderen Staate bei Vermögensexportazionen üblich 
wäre, eingefordert werden könne, inſofern dieſe Abgaben und Auflagen 
in die landesfürſtlichen Kaſſen gefloſſen ſind. 

3. Art. Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben begreift indeß 
weder die Emigrazionstaxe, welche mit den Auswanderungsgeſezen in 
zu genauer Verbindung ſteht, noch die Steuern, welche von Erb- und 
Verlaſſenſchaften erhoben werden, und welche auch die eigenen Unter— 


thanen bei Antrit einer Erbſchaft, wenn dabei von einer Auswandes 


rung oder Vermögensexportazion auch keine Frage wäre, zu entrichten 
verbunden find. Daher ſich die beiden hohen kontrahirenden Mächte 
ausdrüklich das Recht vorbehalten, hinſichtlich der Emigrazionstaxe und 
der Erbſteuer dasjenige feſtzuſezen, was ihnen angemeſſen ſcheinen wird. 

a. Art. Da die Freizügigkeit ihrer Natur zu Folge nur auf das 
Vermögen, nicht aber auf Perſonen anwendbar tft: ſo ändert gegen 
wärtiger Vertrag nichts an den Geſezen und Verordnungen, welche je— 
dem Unterthane unter Konfiskazions- oder anderer Strafe die Ver— 
pflichtung auferlegen, vor der Anſäßigmachung in fremden Landen die 
ee e ſeiner Regierung nachzuſuchen. 

Art. Als Folge eben dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, daß, 
ker der auf dieſe Art eingeführten Freizügigkeit des Vermögens, 
die Erhebung der Militärpflichtigkeits-Redimirungstaxe dennoch in allen 
Fällen ſtatt finden könne, wo die Auswanderungsbewilligung einem 
Individuum ertheilet wird, das nach ſeinen Perſonalverhältniſſen der 
Militärpflichtigkeit unterliegt, und das Alter, wo dieſe een 
aufhört, noch nicht überſchritten hätte. 

6. Art. In Anſehung jener Individuen, welche bereits vor Ab⸗ 
ſchließung des gegenwärtigen Vertrages, ohne vorläufig die landesfürſt— 
liche Bewilligung erhalten zu haben, ausgewandert ſind, ſoll die Kon— 
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fiskazionsſtrafe nur in jenem Falle anwendbar ſein, wenn ein ſolches 
Individuum ſich mit voller Kenntniß der gegen die Auswanderung bes 
ſtehenden Geſeze im Auslande anſäſſig gemacht, und im Falle es ver— 
nachläſſiget hätte, der obrigkeitlichen Einberufung Folge zu leiſten. 

7. Art. Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtimmungen 


auf die Zoll- und Mauthverordnungen, welche dermahl in den beider— 


ſeitigen Staaten in Kraft ſtehen, oder in Zukunft eingeführt werden 
dürften, keinerlei Einfluß haben ſollen. 

8. Art. Obgleich vermöge des gegenwärtigen Vertrages alle Ab— 
gaben und Taxen, welche bisher im Falle einer Vermögensexportazion 
an die landesfürſtlichen Kaſſen entrichtet werden mußten, aufzuhören 
haben: fo ſoll doch jenen Provinzialſtänden und Korporazionen, die bei 
Erbſchaftsexportazionen zur Erhebung einer Abgabe berechtigt wären, 
die Ausübung dieſes Rechtes vorbehalten ſein. 

9. Art. Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt, die Ratifikazionen 
aber zu Wien in Zeit von vier Wochen, oder wo möglich noch früher, 
ausgewechſelt werden. Er ſoll von beiden Seiten vom Tage der Ra— 
tifikazionsauswechſelung in volle Kraft und Giltigkeit treten. 


Schweden. 


2602. Hkzd. v. 15. Jäner 1820 N. 1642, an alle Lit, 

Die Beilage enthält die Kundmachung der königl. ſchwediſchen 
Kanzlei-Direkzion in Betreff der Abſchaffung des jus detractus zwiſchen 
Schweden und Norwegen auf der einen, und einigen europäiſchen 
Staaten, worunter auch Oeſterreich begriffen iſt, auf der andern Seite. 


Beilage. 


Wir Lars v. Engeſtröm, Graf, Staatsminiſter für die auswärtigen 
Geſchäfte ꝛc. ꝛc., wie auch ſämmtliche Mitglieder der königl. Kanzlei— 


Direkzion geben zu wiſſen: Nachdem Se. Majeſtät der König unter 
dem neunten des lezten Dezembers 1818 die Aufhebung des ſogenann— 


ten jus detractus in Gnaden zu beſchließen geruhet, oder der Abgabe 
des ſiebenten Theiles von jeder Erbſchaft, welche außer Landes zu 
Gunſten ſolcher fremden Unterthanen gezogen wird, deren Regierungen 


geneigt wären, den ſchwediſchen und norwegiſchen Unterthanen denſelben 


Vortheil zu bewilligen; ſo haben bis jezt folgende Mächte eine Erklä— 
rung abgeben laſſen, der zu Folge das erwähnte jus detractus inner— 
halb ihrer Staaten in Betreff der ſchwediſchen und norwegiſchen Un— 
terthanen aufgehoben wird, nämlich: Se. Majeſtät der Kaiſer von 
Oeſterreich, König von Ungarn, Böhmen, der Lombardei und Venedig; 
Se. Majeſtät der König von beiden- Sizilien; Se. k. k. Hoheit der 
Erzherzog, Großherzog von Toskana; Ihre Majeſtät die Erzherzogin, 
Herzogin von Parma; Ihre Majeſtät die ehemalige Königin von 
Etrurien, Herzogin von Lukka; Se. königl. Hoheit der Churfürſt von. 
Heſſen; und Se. königl. Hoheit der Großherzog von Meklenburg-Streliz. 

In Folge deſſen wird die erwähnte gnädige Vdg. v. 9. Dez. 1818 
zu Gunſten der Unterthanen der oben angeführten Mächte, in ſo fern 
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ſie eine Erbſchaft aus Schweden, oder Norwegen zu beziehen haben, in 
volle Kraft und Wirkung geſezt; welches die königl. Kanzlei-Direkzion 
hiermit zur allgemeinen Nachricht bringt. 

Stokholm am 2. Sept. 1819. 


Lars v. Engeſtröm, ꝛc. ꝛc. Graf Wetterſtedt. 
Schweiz. 
2603. Pat. v. 21. Aug. 1804 N. 680. 


Da Se. k. k. apoſt. Majeſtät durch die Berükſichtigung, daß durch 
die Erhebung der Nachſteuern, Abſchoß- oder Abfahrtsgelder, welche 
von den um- und wegziehenden Landeseinwohnern, auch in Erbſchafts— 
fällen gefordert wurden, der freie Verkehr zwiſchen den Unterthanen 
benachbarter Staaten erſchwert, und der möglichen Erhöhung des Ge— 
werbsfleißes Schranken geſezt werden, Sich bewogen gefunden haben, 
den ſämmtlichen neunzehn Kantonen der löblichen ſchweizeriſchen Eidge— 
noſſenſchaft den Wunſch zu einem freundſchaftlichen Einverſtändniſſe hier— 
über eröffnen zu laſſen, und die ſo eben verſammelte Tagſazung, als 
oberſte Behörde der Schweiz, in Kraft eines im vorigen Jahre genom— 
menen Beſchluſſes, von gleichen Geſinnungen für das Beſte Ihrer Lan— 
deseinwohner beſeelt, zu einem ſolchen Freizügigkeitsvertrage ſich will— 
fährigſt erklärte; ſo haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dahin mit 
einander ſich vereinbaret. 

1. Art. Es ſoll von dem Tage der ausgewechſelten Ratifikazionen 
zwiſchen ſämmtlichen Staaten Sr. k. k. apoſt. Majeſtät, und ſämmtlichen 
neunzehn Kantonen der löblichen ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft eine 
Freizügigkeit beobachtet, und von allen Angehörigen beider Staaten, 
bei ihrem Hin- und Herziehen, bei künftigen Erbſchaften, oder ander— 
weitigen Vermögensanfalle, ein Abſchoß-, Abfahrts- oder Abzugsgeld, in 
ſoweit ſolches bisher zwiſchen Oeſterreich und der Schweiz mit zehn, 
und zwiſchen Oeſterreich und dem ehemaligen Freiſtaate der drei Bünde, 
mit fünf vom Hundert in die landesfürſtliche oder Kantonskaſſen ge— 
floſſen iſt, nimmermehr eingehoben werden. 

2. Art. Hiervon find ausgenommen, die Schreib- und Handans 

derungsgebühren, die von den im Lande wohnenden, und darin blei— 
benden Einwohnern ebenmäßig bezogen werden. 
3. Art. In Bezug auf diejenigen Abſchoß-, Abfahrts- oder Ab— 
zugsgelder, welche Gemeinden oder Herrſchaften in den k. k. Staaten 
zu beziehen berechtiget ſind, ſoll eine vollkommene Reziprozität ſtatt 
haben. Die eidgenöſſiſchen Kantone wollen denjenigen Gemeinden und 
Herrſchaften welche die bisher genoſſenen Rechte gegen die Schweiz 
aufgeben, die gleiche Freizügigkeit ebenfalls geſtatten; dagegen ſie ſich 
die nämlichen Bezüge gegen diejenigen für die Kantonskaſſe vorbehal— 
ten, die auf ihren Bezugsrechten beharren wollen. 

Sollte man in der Folge finden, daß einige Artikel des gegen— 
wärtigen Traktates Erläuterungen bedürfen, ſo haben die unterhandelnden 
Mächte ſich ausdrüklich dahin einverſtanden, durch gütliche Uebereinkunft 
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über die einer Ausgleichung bedürfenden Artikel das Nähere zu be— 
ſtimmen. 

Dieſer Vertrag ſoll als ein Staatsvertrag von beiden Seiten un— 
widerrufliche Giltigkeit erhalten, und vom Tage der erfolgten beider— 
ſeitigen unmittelbaren Genehmigung rechtlich zu wirken anfangen *). 


2604. Hfd. v. 18. Juli 1818 N. 1475, an ſämtl. A. G. 


Der zwiſchen Oeſterreich und der Schweiz im Jahre 1804 N. 680 
der Juſtizgeſezſammlung geſchloſſene Freizuͤgigkeitsvertrag iſt nunmehr 
auf alles Gebiet, welches die öſterr. Monarchie und die zwei und zwan— 
zig Kantone der Eidgenoſſenſchaft jezt umfaſſen, ausgedehnet worden. 


2605. Hkzd. v. 14. März 1837 3. 5140; Vdg. der n. u. o. ö. 
Reg. v. 31.; des mäh. Gub. v. 4. April Z. 12464 (P. 
40); des böh. v. 7. 3. 15502 (P. 135); des ſteier. v. 12. 
3. 5355 und des illir. v. 24. Juni Z. 14082. 


In Anwendung der von Sr. Majeſtät hinſichtlich der Freizügig— 
keitsverhältniſſe wiederholt a. h. genehmigten Grundſäze iſt nach Er— 
Öffnung der k. k. geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei und nach 
dem Wunſche der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft der am 3. Aug. 1804 
zwiſchen den k. k. öſterr. Staaten und der ſchweizeriſchen Eidgenoſſen— 
ſchaft abgeſchloſſene, und am 16. Aug. 1821 erweiterte Vertrag über 
eine gegenſeitige Freizügigkeit des Vermögens neuerdings beſtätiget, und 
auf alle dermal zur öſterr. Monarchie und zur ſchweizeriſchen Eidge— 
noſſenſchaft gehörige Länder ausgedehnt worden, mit dem Beiſaze: daß 
der in dem Artikel III. des erſtbeſagten Vertrages enthaltene Vorbe— 
halt der Abſchoß-, Abfahrts- und Abzugsgelder, welche einzelnen Städ— 
ten, Gemeinden oder Herrſchaften zuſtehen, von nun an zwiſchen der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft einerſeits, und den zum deutſchen Bunde 
gerechneten Provinzen der öſterr. Monarchie, dann dem lombardiſch— 
venezianiſchen Königreiche, Galizien und Lodomerien, Dalmazien und 
den unter den Generalkommanden zu Agram, Peterwardein und Te— 
meswar ſtehenden Militärgränzdiſtrikten andererſeits als vollſtändig auf— 
gehoben zu betrachten iſt. Dieſe Ueber einkunft iſt am 17. Febr. l. J. 
im Gebäude der k. k. geh. Haus-, Hof- und Staatskanzlei ausgewech— 
ſelt worden ). | 


sie, N 
2606. Hfd. o. 6. Nov. 1818 N. 1515, an alle A. G. 


In dem Königreiche beider Sizilien iſt durch Vdg. v. 12. Aug. 
1818, das Heimfälligkeitsrecht (Droit d’aubaine) in Anſehung aller jener 


) Den Mil. Behörden mit dem Bemerken fog., daß dieſer Vertrag auf das 
militär, Abfahrtsgeld keine Anwendung habe, ſomit dieſes noch ferner abzuneh— 
men ſei (hkr. Vdg. v. 12. Dez. 1804 H. 919). 

) Den Mil. Gerichten mit dem Beifügen kdg., daß der 5 % Invaliden⸗ 
il. 22). 6 allerdings’ abzunehmen ſei (hkr. Reif. v. 7. April 1837 F. 415. 
dil. 22). . 5 | 
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Staaten, die dasſelbe gegen die ſizilianiſchen Unterthanen nicht aus— 
üben, aufgehoben worden; daher dieſe Verfügung zu dem Ende bekannt 
gemacht wird, damit auch gegen die Unterthanen des Königs beider 


Sizilien, den Anordnungen des a. b. G. B. gemäß, kein Heimfällige | 


keitsrecht ausgeübt werde. 


2607. Hkzd. v. 30. Juli 1819 3. 22426, an alle Lſt. (G. 70). 


Zufolge der im Wege der k. k. oberſten Juſtizſtelle an die k. k. 


Hofkanzlei gelangten Mittheilung der geheimen Hof- und Staatskanzlei 


iſt im Königreiche beider Sizilien durch Dek. v. 24. Febr. 1819 das 
Heimfälligkeits-Recht in Anſehung der Unterthanen des öſterr. Kaiſer 


ſtaates, v. 4. Okt. 1818 angefangen, aufgehoben worden. Dieſe Ver— 


fügung wird mit dem Beiſaze bekannt gemacht, daß von jenem Zeit- 
punkte an, auch gegen die Unterthanen des Königreichs beider Sizilien, 


nicht blos für die kaiſerl. öſterr. Staaten im Allgemeinen, ſondern auch 
insbeſondere für das lombardiſch-venezianiſche Königreich das Heimfällig— 


keits-Recht, den Anordnungen des a. b. G. B. gemäß als eingeſtellt 


erſcheine. 


Tos k an a. 


2608. Staats⸗Vertrag über die wechſelſeitige Freizügigkeit des 
Vermögens und der Penſionen zwiſchen dem öſterr. Kaiſer— 


ſtaate und dem Großherzogthume Toskana. Geſchloſſen zu | 
Florenz den 31. Auguſt 1821 und in den beiderſeitigen 


Ratifikazionen ausgewechſelt eben daſelbſt den 28. Febr. 


1822, an alle A. G. mit Ausn. des dalmat. mittelſt Ofd. | 


v. 12. April 1822 N. 1847 erlaſſen. 


Art. I. Zwiſchen den Staaten Sr. apoſtoliſchen Majeſtät, und 


jenen Sr. k. k. Hoheit des Erzherzogs, Großherzogs von Toskana, ſoll 


von jezt an eine völlige Freizügigkeit dergeſtalt ſtatt finden, daß bei 


keiner Vermögens-, Erb- oder Verlaſſenſchafts-Exportazion, auf welche 
Art ſolche geſchehen mag, ein Abſchoß-, oder Abfahrtsgeld, oder Nach⸗ 
ſteuer in den Staaten, wo dieſe Steuern beſtehen, noch was immer 
für eine andere Abgabe aus irgend einem Titel erhoben werden ſoll, 


in ſo fern dieſelbe ſeither wegen der Vermögens-Exportazion in die | 


landesfürſtlichen Kaſſen gefloſſen ift. 


Art. II. Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben ſchließt in— | 
deſſen weder die Abnahme der Auswanderungsgebühr, noch jener Steuern 
aus, welche in beiden Staaten beim Antritte einer Erbſchaft, oder An— 


nahme einer Schenkung entrichtet werden müſſen, indem die erſtere mit 
den in den öſterr. Staaten beſtehenden Auswanderungsgeſezen und Lo— 


kal⸗Verhältniſſen in zu genauer Verbindung ſteht, und die zweiten durch 
die Geſeze beider Staaten in der Art vorgeſchrieben ſind, daß ſie eben 


ſo gut von den eigenen Unterthanen in Fällen, wo von Auswande— 
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rung, oder Vermögens- Erportazion keine Frage it, entrichtet werden 
müſſen. 


Art. III. Da dieſes Recht der Freizügigkeit ſeiner Natur nach 
ſich nur auf das außer Landes zu führende Vermögen bezieht, und 
nicht auf Perſonen anwendbar iſt, ſo bleiben, dieſes Vertrages unge— 
achtet, jene Geſeze in den Staaten, wo ſie beſtehen, in Kraft, welche 
jedem Unterthan bei Strafe der Vermoͤgens-Konfiskazion die Verpflich— 
tung auferlegen, vor der Anſäßigmachung im Auslande die Auswande— 
rungs-Bewilligung ſeines Landesherrn nachzuſuchen. 5 


Art. IV. In Anſehung derjenigen Unterthanen jedoch, welche be— 
reits vor Abſchließung des gegenwärtigen Vertrages ohne landesfürſt— 
liche Bewilligung ausgewandert ſind, ſoll die Konfiskazionsſtrafe in den 
Staaten, wo dieſelbe beſteht, nur in dem Falle eintreten, wenn ſolche 
Individuen ſich in dem auswärtigen Staate anſäßig gemacht, und von 
den diesfalls erlaſſenen landesherrlichen Verordnungen vollſtändige 
Kenntniß gehabt, ſo wie auch, wenn ſie auf erhaltene obrigkeitliche Ein— 
berufung ſich nicht geſtellt hätten. 


Art. V. In Folge eben dieſes Grundſazes wird feſtgeſezt, — 
ungeachtet des Rechtes der freien Vermögens-Exportazion, die Erhe— 
bung der für die Ablöſung der Militär- Pflichtigkeit zu entrichtenden 
Summe in den Fällen ſtatt finden könne, wenn Jemanden die Aus— 
wanderungs- Bewilligung ertheilet wird, welcher nach ſeinen Perſonal— 
Verhältniſſen der Militär-Pflichtigkeit unterliegt, und das Alter, welches 
ihn derſelben enthebt, noch nicht erreicht hat. 


Art. VI. Desgleichen bleibt es in Auswanderungsfällen in Rük— 
ſicht der Auswanderungsgebühr in den Staaten, wo dieſelbe beſteht, 
bei den bisher beobachteten Beſtimmungen, nach welchen Drei vom 
Hundert von dem Vermögen des Aus wandernden, als eine auf feine 
Perſon ſich beziehende Abgabe, erhoben werden, und da die Abnahme 
der Erbſteuer auf Geſezen beruhet, welche mit dem Rechte der Frei— 
zügigkeit keine Verbindung haben, ſo hat auch der gegenwärtige Ver— 
trag auf erwähnte Steuer keine Beziehung, ſondern es bleibt beiden 
vertragſchließenden Theilen unbenommen, hierüber von wegen ihrer 
fouverainen Gewalt jene gefezlihen Beſtimmungen zu EN welche 
Ihnen angemeſſen ſcheinen werden. 


Art. VII. Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtimmun⸗ 
gen auf die Zoll- und Mauthverordnungen, welche in den beiderſeitigen 
Staaten gegenwärtig in Kraft ſtehen, oder in Zukunft eingeführt wer— 
den möchten, keinerlei Einfluß haben ſollen. 


Art. VIII. Obgleich vermöge dieſes Vertrags alle Abzüge in den 
Staaten, wo ſelbe beſtehen, die wegen der Vermögens-Exportazion in 
die landesherrlichen Kaſſen fließen, aufhören, ſo ſoll dem ungeachtet 
jenen Korporazionen in dem einen, oder dem anderen Staate und jenen 
Provinzialſtänden, die zur Erhebung einer Abgabe in Erbſchaftsfällen 
berechtiget ſind, dadurch nichts an ihren Befugniſſen benommen ſein. 
Die Fortſezung ſ. 933. 
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Würtem berg. 


2609. Okzd. v. 13. Dez. 1837 Z. 30379, an alle Lſt.; Vg. des 
böh. Gub. v. 21. Febr. 1838 3. 821 (P. 88). "Hr. Reſk. 
v. 12. Jänner 1838 F. 51. 


Nachdem Se. Mojeftät der Kaiſer und Se. Majeſtät der König von 
Würtemberg übereingekommen ſind, die zwiſchen Ihren gegenſeitig zum 
deutſchen Bunde gehörigen Landen beſtehende Vermögensfreizügigkeit in 
der Art auszudehnen, daß zwiſchen dem lombardiſch-venezianiſchen Kö— 
nigreiche, Galizien und Lodomerien, Dalmazien, und den unter den Ge— 
neralkommanden zu Agram, Peterwardein und Temeswar ſtehenden Mi— 
litär-Grenzdiſtrikten einerſeits, und dem Königreiche Würtemberg anderer— 
ſeits, der Abſchoß und das Abfahrtsgeld gegenſeitig aufgehoben ſein ſollen, 
ſo ſind zur näheren Beſtimmung dieſes Uebereinkommens folgende Artikel 
wechſelſeitig feſtgeſezt worden: 

Art. 1. Bei keinem Vermögensausgange aus dem lombardiſch— 
venezianiſchen Königreiche, Galizien und Lodomerien, Dalmazien und den 
unter den Generalkommanden zu Agram, Peterwardein und Temeswar 
ſtehenden Militär-Grenzdiſtrikten in das Königreich Würtemberg, ſo wie 
aus lezterem in erſtere, es mag ſolcher Ausgang durch Auswanderung 
oder Erbſchaft, Legat, Brautſchaz, Schenkung oder auf andere Art er— 
folgen, ſoll irgend ein Abfahrtsgeld (census emigrationis) oder Rufen 
(gabella haereditaria) erhoben werden, 


Bon dieſer Beſtimmung bleiben jedoch diejenigen allgemeinen Ab- 
gaben ausgenommen, welche bei einem Erbſchaftsanfall, Legat, Verkauf 
u. dgl. ohne Unterſchied, ob das Vermögen im Lande bleibt oder hinaus- 
gezogen wird, ob der neue Erwerber ein Inländer oder ein Fremder iſt, 
in den beiderſeitigen Landen entrichtet werden müſſen, wie z. B. Erb— 
ſchaftsſteuer, Stempelgebühren, oder welche zu den Zollabgaben gehören. 

Art. 2. Die im vorſtehenden Paragraphe beſtimmte Freizügigkeit 
fol ſich ſowohl auf diejenige Abgabe von Abſchoß und Abfahrtsgeld, 
welche in die landesherrlichen Kaſſen fließt, als auf diejenige erſtreken, 
welche etwa Privatperſonen, Kommunal- oder öffentlichen Stiftungen 
zufallen möchte. 

Art. 3. Die Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels erſtreken 
ſich auch auf alle jezt anhängigen Fälle. Unter dieſen werden alle ſolche 
Fälle verftanden, in welchen am Tage der erfolgten Auswechslung der 
betreffenden Miniſterialerklärungen, nämlich am 28. Nov. 1837, von 
welchem Tage anzufangen dieſe Freizügigkeits-Uebereinkunft in Kraft 
und Giltigkeit zu treten hat, der Abſchoß oder das Abfahrtsgeld noch 
nicht gezahlt worden war. 

Art. 4. Die im Vorſtehenden beſtimmte Freizügigkeit ke ſich nur 
auf das Vermögen beziehen. 

Es bleiben demnach ohngeachtet dieſes Uebereinkommens jene Faif.. 
öſterr. und königl. würtembergiſchen Geſeze in ihrer Kraft beſtehen, wel: 
che die Perſon des Auswandernden, feine perſönlichen Pflichten und 
namentlich ſeine Verpflichtung zum Militärdienſte betreffen. 
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Es fol auch für die Zukunft keine der hohen kontrahirenden Re— 
gierungen in Anſehung aller jener Gegenſtände, welche die Pflicht zum 
Militärdienſte oder andere perſönlichen Verpflichtungen der Auswandern— 
den betreffen, in der Geſezgebung für ihre Staaten durch gegenwärtige 
Uebereinkunft beſchränkt ſein. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


2610. Ofd. v. 18. Sept. 1815 N. 1173, an das in ö. A. G. 


Se. Majeſtät haben über die Wirkſamkeit der mit mehreren Mäch— 
ten bereits beſtehenden Freizügigkeitsverträge, in Beziehung auf die neu 
erlangten Provinzen, und im Betreff des im italieniſchen Gebiete noch 
beſtehenden Droit d'aubaine oder Juris albinagii zu befehlen gerubet: 
daß, in ſolange die gegenſeitigen Freizügigkeitsverträge nicht auch auf 
die neu erworbenen Provinzen mit allen Mächten ausgedehnt ſein wer— 
den, mit welchen ſolche Verträge beſtehen, die abzugsfreie Ausfolgung 
eines Vermögens in dergleichen Staaten nur gegen Reverſalien de ob— 
servando reciproco ſtatt haben ſolle. Die Behörden haben demnach 
bei Vermögens- oder Erbſchaftsexportazionen von Fall zu Fall die An— 
zeige an das Gubernium zu erftatten, und von dem Gubernium iſt ſo— 
dann die Bewilligung der abzugsfreien Ausfolgung in fremde Staaten 
nur gegen Reverſalien de observando reciproco zu ertheilen. 

Unter einem haben Se. Majeſtät auch anzuordnen geruhet: daß in 
den Provinzen und Antheilen des ehemaligen Königreichs Italien, die 
dermahlen an Oeſterreich gekommen ſind, das dort beſtehende Droit 


d'aubaine oder Jus albinagii aufgehoben werden folle, welches daher mit 


dem 1. Aug. 1815 gänzlich aufzuhören hat. 

Von dieſem Zeitpunkte an haben die Vorſchriften für Vermögens— 
und Erbſchaftsexportazionen, welche in den alten öſterr. Provinzen 
gelten, im Allgemeinen einzutreten; hinſichtlich der abzugsfreien Expor— 
tazion in jene Staaten, mit welchen Freizügigkeitsverträge beſtehen, iſt 
ſich aber nach der oben angeführten Vorſchrift zu benehmen. 


2611. Hkzd. v. 18. März 1833, an das gal. Gub. (Winiwarter's 
Nachträge der Geſeze zum a. b. G. B. S. 10.) 

»Dieſe Vorfrage“) kann zwar nicht allgemein entſchieden werden, 

ſondern es muß auf den Wortlaut der Verträge oder Staatsakten, auf 


welchen die Freizügigkeit beruht, Rükſicht genommen werden. 


»Ueber die Hauptmomente, worauf es indeſſen bei Anwendung der 


Freizügigkeitsverträge auf die vorkommenden Vermögensexportazionsfälle 


am meiſten ankommt, findet die verreinigte Hofkanzlei einvernehmlich mit 


| 
| 
. 
6 


der k. k. geheimen Hof- und Staatskanzlei und der k. k. allg. Hfkam., in 


) Bei Gelegenheit eines ſpeziellen Falles wurde die Frage zur Sprache ge 
bracht: ob in Vermögensexportazionsfällen zur Befreiung vom Abfahrtsgelde 
außer dem Beſtehen eines Freizügigkeitsvertrages mit dem Staate, wohin das 
Vermögen exportirt wird, auch noch der Beweis erforderlich ſei, daß der aus— 
wärtige Empfänger ein wirklicher bleibender Unterthan dieſes Staates ſei. 
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deren Geſchäftskreis eigentlich dieſer Gegenſtand gehört, dem Gubernium 
Folgendes zu erinnern: 

»Wenn in den Verträgen blos von den gegenſeitigen Unterthanen 
die Rede iſt, ſo unterliegt es keinem Anſtande, daß man berechtigt ſei, 
in den Fällen, wo über die Unterthanseigenſchaft des Individuums, zu 
deſſen Gunſten die Vermögensexportazion geſchieht, ein Zweifel obwaltet, 
darüber einen näheren Beweis zu fordern, wenn es überhaupt für noth— 


wendig gehalten wird, auf dieſe Bedingniſſe zu dringen, und ſich nicht | 


etwa mit der Verſicherung begnügt werden kann, daß auch von dem an— 
dern kontrahirenden Theile der öſterreichiſchen Unterthanen im weitern 
Sinne bei Vermögensexportazionen die Nachſicht des Abfahrtsgeldes zu— 
geſtanden wird. 

„Wenn aber in den Verträgen die Beſtimmung ſo lautet, daß zwi⸗ 
ſchen dem öſterreichiſchen und dem andern Staate eine vollkommene Frei— 


zügigkeit des Vermögens beſtehen ſoll, ſo ſind allerdings Fälle denkbar, | 


wo die Freizügigkeit auch ſolchen Individuen vertragsmäßig zu Guten 


zu kommen hätte, die nicht gerade wirkliche und bleibende fremde Unter 


thanen jenes Staates ſind, z. B. angeſeſſene Kaufleute und Fabrikanten 


in freien Handelsſtädten u. ſ. w., in welchen Fällen dann die Bedingung, 


daß das betreffende Individuum ſich erſt über die Unterthanseigenſchaft 
aus zuweiſen hätte, leicht Reklamazionen veranlaſſen könnte, welchen nach 
dem Wortlaute des Vertrages zu begegnen, man ſich nicht in der Lage 
finden würde, und es wird daher bei Anwendung der dießfälligen Ver— 
träge eher eine den Parteien günſtige als beſchränkende Auslegung ſtatt 
zu finden haben, inſoferne nicht die Gewißheit vorhanden iſt, daß von 


den andern kontrahirenden Theilen die beſchränktere Auslegung ange- 


wendet würde. 


— 
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2612. fd. v. 19. Jänner 1811 N. 923, an alle A. G. 


Die Anlage enthält die neue allg. T. O. in Streitſachen, und in 
den Gefchäften des adeligen Richteramtes für die k. k. Militärgerichte, 
welche mit dem 1. März d. J. in Wirkung zu treten hat. 


Allgemeine Taxordnung) 


in Streitſachen und in den Geſchäften des adeligen Richteramtes für 
die k. k. Militärgerichte vom 6. Dez. 1810 C. 1395. 


“ 


In Streitſachen. 


F. 1. Für jeden Beſcheid über ein Anbringen in dem ordent— 
lichen Verfahren oder in der Exekuzionsführung, wo 
in dieſer T O. nicht ausdrüklich eine höhere Taxe dafür 
bemeſſen iſt, dann für einen Rathſchlag (ſ. 2261.) 

8. 2. Für die Aufnahme einer mündlichen ya in das Pro— 
tokoll 

§. 3. Für die Auf uhme des Münbeichen Verfahrens in das 
Protokoll (ſ. 2613.) 223 

§. 4. Für die erſte Erſtrekung der Tagſazung $. 29,31, 325 
der a. G. O. : a Be 
Für jede weitere ſolche Erſtrekung K 

§. 5. Für die erſte Friſterſtrekung im ſchriftlichen Werfuhten⸗ 
wenn ſie die geſezliche nicht überſchreitet §. 38, a5, 51 
Dagegen für jede weitere Friſterſtrekung, fo wie für 
die erſtere, wenn fie die geſezliche überfchreitet . 

§. 6. Für die Einſezung in den vorigen Stand gegen eine 

verſtrichene Fallfriſt, vermög Hfd. v. 1. Juli 1790. 

$. 7. Für die Bewirkung eines gerichtlichen Vergleiches, oder 

für eine gerichtliche Behandlung der Ständigen" 

§. 8. Für die Inrotulirung der Akten Br 

$. 9. Für jedes Urtheil im mündlichen Veifänten 9 

§. 10. Für jedes Urtheil im ſchriftlichen Verfahren .. 


— ——— 


*) Abnahme der Taxen in K. M. ſ. 2616 C. 12 u. 2623, und in 
nicht vollwichtiger Münze ſ. 2453. 4 


Handb. d. Giebigkeiten. 8⁰ 
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§. 11. Für die Hinausgabe der Beweggründe iſt nur die 
Schreibgebühr nach dem Ausmaße von 8. 27 zu entrichten 
§. 12. Für jedes Appellazions- oder Revifionsurtheil iſt eben 
dieſelbe Taxe zu entrichten, welcher das Urtheil des 
erſten Richters unterliegt . 
§. 13. Für die Intimazion eines Appellazions⸗ oder Revi⸗ 
ſionsurtheiles an die Parteien 
14. Für die Ausfertigung eines Ediktes e Rükſicht, 50 


daſſelbe nur an einem oder an mehreren Orten anzu- 


ſchlagen iſt . 
§. 15. Für die Anſchlagung und Abnahme eines Ediktes, dem 
Gerichtsdiener für jeden Akt (ſ. 2614.) 
. 16. Für die Aufnahme eines Eides g 
17. Für das Verhör eines Zeugen bei Gerichte oder in 
deſſen Wohnung, mit Inbegriff der Eidesabnahme . 
§. 18. Für jedes Erſuch- oder Antwortſchreiben .. 
5 19. Für jeden mittelſt Dekretes ausgefertigten Befehl, der 
an den Verwalter des Vermögens, Vertreter der 
Maſſe, oder an den Sequeſter u. d. gl. ergeht. 
§. 20. Für die Zuſtellung einer gerichtlichen Verordnung im 
Gerichtsorte dem Gerichtsdiener (ſ. 2614) 


Außer dem Gerichtsorte find die Zuſtellungen durch 


die Poſt, oder nach der Jisherigen Beobachtung und 
den Lokalverhältniſſen zu beſorgen. 


§. 21. Für die Bewilligung eines Verbothes auf die Gage, ſo 


wie für jede andere Bewilligung einer Exekuzion . 

§. 22. Für die bewilligte Ausfolglaſſung eines mit Verboth 
belegten, oder in die Exekuzion gezogenen Gutes . 

§. 23. Der Gerichtsperſon, welche einen in den SS, 305, 307, 
314, 342 der a. G. O. vorgeſchriebenen Sretnato Bang 
vornimmt (ſ. 2614.) £ RA 

§. 24. Für jede Relazionserſtattung über einen vollzogenen 
gerichtlichen Auftrag, mit Inbegriff der hierauf erfol— 
genden Erledigung .. 

§. 25. In den Fällen, wo eine Gerichtsperſon bei Beaugen⸗ 
ſcheinigung, Beſchreibung, Schäzung oder Feilbiethung 
eines in Streit verflochtenen, oder in die Exekuzion 


gezogenen Gutes einſchreitet, gebühren derſelben, wenn 


hierzu ein oder mehrere Tage erforderlich ſind, die 
charaktermäßigen Diäten, und wers dem Geuevalans 
Ditorlieutenant 000.006 + ER RE TER ER 
Dem Stabsauditor .. Jann 
— Garniſons- oder Regimentsauditor . 
— Gerichtsaktuar . 

— een bei dem Jud. del. mil. oder 

mixt. . : —— EI 


8 


kr. | 


115 


15 


30 
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Dem Buͤrgermeiſter oder Sindikus einer Militärkom— 
munitſt F „ ae EEE 
Einem Magiſtratsratbe er eu. 
— Magiſtratskanzeliſten 

Eben ſo gebühren dem ee ee eee Stabs⸗ 
oder Regimentsauditor bei kriegsrechtlichen oder andern 
Unterſuchungen, wo er nach dem $. 1 der hofkriegs— 
räthlichen Verordnung vom 19. Okt. 1808 auf Diäten 
Anſpruch hat, für den Tag, an welchem geſprochen 
wird, es mag ein kriegsrechtliches Urtheil oder Er— 
kenntniß ſein, nebſt dem Taggelde noch n 
(ſ. 2615—- 16) 


Für die Schäzmänner nebſt van Schaͤzungsgebühr von ei⸗ 


nem halben Kreuzer für jeden Gulden, auch für jeden Tag 
Jedoch ſind ſie auf den Fall, daß einer übertriebenen 
Schäzung wegen die Sache nicht angebracht werden 
kann, verbunden, für den Werth zu haften, und die 
geſchäzte Sache ſelbſt um den Schäzungsbetrag zu 
übernehmen. 


Wenn es ſich nicht um die Beſtimmung des Werthes 
einer Sache, ſondern um die Beurtheilung durch Kunſt— 


verſtändige handelt, und die Parteien mit derſelben 
ſich über ihre Belohnung nicht einverſtehen, hat dieſe 
der Richter über Vernehmung des einen und des an— 
dern Theiles, nach Beſchaffenheit der angewandten 
Mühe und Kunſt, dann mit Rükſicht auf den Stand 
der Kunſtverſtändigen zu beſtimmen. 


Für jede Abſchrift, welche die Partei von dem Gerichte 


abverlangt, wie auch für jeden Protokollauszug ui 
an Schreibgebühr zu hesanlen vom Bogen 
Wenn dieſe Abſchrift oder der Auszug keinen ganze 
Bogen beträgt 5 

Ueberhaupt ſind die Parteien durch unnstbige Weit⸗ 
läufigkeit nicht zu beſchweren. 


. Für die Bidimirung einer Urkunde vom Bogen . 


Wenn dieſe keinen ganzen Bogen beträgt 


Abſchriften und * zum Gebrauche des Ge⸗ 


richtes ſelbſt von Amts wegen zu machen. Legali— 
ſirung ſ. 2617 — 18. 


. Für die gerichtliche Verwahrung eines im Streite be⸗ 


findlichen Gutes und ſonſtigen Depoſitums iſt bei Er— 


folglaſſung desſelben zu entrichten: 


a) Bei dem jud. del. mil. oder mixt. 


Vom baaren Gelde, Gold, Silber und nen ” 


jeden Gulden des Werthes 


Von Obligazionen für den Gulden 


86 * 
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§. 31. 


b) Bei den Militärkommunitäten in den Gränzen für 
Erfolglaſſung der Depoſiten: 
Vom Golde, Silber, baaren Gelde, Präzioſen, für 
def Gulden des Wertes wa 
Von Obligazionen für den Gulden .. IF 
Bei den Feldſtabsauditoriaten, bei den Linien⸗ und 
Gränzregimentern beſtehen keine Depoſitenkaſſen; es 
müſſen daher alle Depoſiten bis zur Erfolglaſſung in 
der Kriegs- oder Regimentskaſſe unentgeltlich auf— 
bewahrt werden. 
Endlich iſt bei den Militärkommunitäten, welche ordent— 
liche Grund- und Vormerkbücher zu unterhalten haben, 
bei jeder Veränderung des Grundbeſizes durch Kauf 
oder Schenkung von dem ganzen Kaufſchillinge oder 
dem Werthe der Realität, wenn dieſe Veränderung 
aber durch Erbſchaft geſchieht, nur nach Abzug der 


Paſſiven, von dem Reſte des Schäzungswerthes der— 


§. 32. 


ſelben das Laudemium mit 1 pr. Zt. abzunehmen. 
Wenn Jemand zur Erlangung des Pfandrechtes auf 
eine in der Militärkommunität liegende Realität die 
gerichtliche Vormerkung erwirkt, iſt von jedem Gulden 
der vorzumerkenden Summe ein Viertelkreuzer, und 
eben ſo viel bei Löſchung einer ſolchen Wormerkung 
zu entrichten. 

Bei den Gränzregimentern bestehen eigene Grund⸗ 
buchsführer, welche alle Befizueränderungen der Grän— 
zer, ſo wie die Vormerkung und Löſchung eines Pfand— 
rechtes auf ihre Realitäten unentgeltlich zu bewirken 
haben. 


In den Geſchäften des adeligen Richteramtes. 


§. 33. 


§. 34. 


§. 35. 


Bei Anlegung und Abnahme der Sperre für jeden 
Akt (ſ. 2649) - - . 

Für die Kundmachung eines Teſtamentes, Kodizils, oder 
Heirathsbriefes, der eine leztwillige Anordnung ent— 
hält, und zwar für die Kundmachung jeder dieſer 
Urkunden e d su 0 
Für die Vornehmung der Inventur oder gerichtlichen 
Verſteigerung in Verlaſſenſchafts- und Krida-Fällen 
gebühren den Gerichtsperſonen im Gerichtsorte die 
in dieſer T. O. unter §. 25 ausgemeſſenen Taggel— 
der, den bei dem Jud. deleg. mil. mixt, in Wien 


aufgeſtellten eigenen Sperr-Kommiſſären aber innere 


$. 36. 


halb den Linien täglich. 2 
Für die 9 0 treten bei Verlaſſenſchaften an 


2612. 


die Gebühren und Vorſchriften ein, die oben im N. 26 
angeſührt ſind. 

§. 37. Für die Ausfertigung eines Dekretes zur n 
eines Vormundes, Kurators, Maſſevertreters u. d. g 

$. 38. Für die Liquidirung der bei einer Verlaſſenſchaft außer 
dem Rechtswege vorkommenden Paſſiven (ſ. 2620 

§. 39. Für Erledigung einer ſchriftlich nahen Erbser— 
klärung. 
Wird aber die Erbserklärung mündlich zu Protokoll 
gegeben, fo find noch insbeſondere zu entrichten .. 

§. 40. Für jeden Beſcheid, der von der Abhandlungsinſtanz 
über eine eingereichte Bittſchrift ertheilet wird, und 
für den in der gegenwärtigen T. O. nicht ausdrük— 
lich eine höhere Gebühr beſtimmt iſt! ).. 

§. 41. Die Sterbtaxe (Mortuarium *) wird, wenn die Ver⸗ 
laſſenſchaft 100 fl. überſteigt, bei den Regimentern, 
Korps- und Militärkommunitäten in den Gränzen, 
von jedem Gulden abgenommen et! 
Bei dem Jud. del. mil. oder mixt. von jedem Gul⸗ 
den mit. u rer ee l 
©. 26214 * 

§. 42. Für die Einantwortung einer Erbſchaft .. 

§. 43. Für die Kadukerklärung einer ke Berlaffenfäat 
(ß. 2625—6) : - - g 

§. 44. Für die Verordnung über die von einem Vormunde 
angeſuchte Bewilligung zur Veränderung des Standes 
ſeines Mündels, zur Veräußerung eines eh 
tes, und jede ſolche Bewilligung .. ae 

§. 45. Für die Großjährigkeitserklärung 

§. 46. Für die Nachſicht der Jahre (Venia aetatis) d. 2627) 

$.47. Für die Aufnahme der Pupillar-Kuratels -Admini— 
ſtrazions- oder ſonſtiger Rechnungen ſind von der 
Nuznießung im erſten Jahre zwei Perzente, in den 


*) Die ämtliche Ausfertigung der Abſchrift des Handlungsausweiſes und des 
diesfälligen Beſcheides hat tarfrei zu Neſchehen erfolgt ſie aber über ein Ge— 
ſuch der Partei, ſo iſt für den Beſcheid die Taxe mit 6 kr. abzunehmen (Hkr. 
Reſk. v. 10. Juli 1839 C. 792). 


**) Da die Mil. Verlaſſenſchaften ex officio abgehandelt und alle Einleitungen 
zur Erhebung des Aktivſtandes von Amtswegen getroffen werden müſſen, wos 
für, ſo wie für die Abhandlung ſelbſt den Auditors die Sterbtaxe bewilligt iſt, 
ſo dürfen für die in derlei Geſchäften ausgefertigten Erſuchſchreiben keine Taxen 
insbeſondere nr werden (hkr. Reſk. v. 21. Jänner 1824 C. 53 und 
Vog. des Mil. A. G. v. 3. Febr. Z. 1114). 


**) Die a ha Lehre über das Mil. Mortuar f. in Dien 
bürg. Rechte. II. Th. S. 518. 
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übrigen Jahren aber nur ein halbes Perzent als eine 
Nechnungstare, und zugleich von dem Betrage dieſer 
Taxe das Sechstheil für das Abſolutorium abzuneh— 
men; dagegen der Summarextrakt, die Erledigung der 
Mängel und Supermängel, dann das Abfolutorium 
ohne weitere Tarabforderung hinaus zu geben. 

Wo die Nuznießung jährlich 100 fl. nicht überſteigt, 
iſt keine Rechnungs- oder Abſolutoriumstaxe abzufor— 
dern, ſondern für Erledigung, für den Summarertraft 
und das Abſolutorium bloß die Expedizionstaxe, und 
zwar für jede dieſer Urkunden abzunehmen. 

Dieſe Gebühren haben nach dem S. 27 des achten Zir— 
kularreſkriptes vom 16. Dez. 1804, die Beamten, wel— 
che die Reviſion der Rechnungen beſorgen, nach der 
in dieſem Paragraphe beſtimmten Modifikazion zu be— 
ziehen. S. 2628 —9. 


6rundfäze, 


welche bei Abnahme und Verrechnung der Taxen, ſowohl in Hinſicht auf 
Streitſachen, als in den Geſchäften des adeligen Richteramtes zu beo— 
bachten ſind: g 


1. Die Taxen ſind bei allen Militärjuſtizbehörden ohne Ain 
und Unterſchied der Perſonen, nach keiner andern Beſtimmung oder 
Richtſchnur als nach der gegenwärtigen allg. T. O. abzunehmen.“ 

2. Die Taxe hat jene Partei zu entrichten, auf deren Anlangen die 
der Taxe unterliegende richterliche Erledigung, Verfügung, Zuſtellung 
oder das ſonſtige gerichtliche Einſchreiten geſchieht; nur für die Aufnahme 
der Sazreden in das Protokoll bei dem en, Verfahren, für die 


Inrotulirung der Akten, und für die Urtheile erſter, zweiter und dritter 1 


Inſtanz, haben beide Theile die beſtimmte Taxe zu entrichten. 

3. Wegen unterlaſſener Taxberichtigung iſt keine richterliche Verfü— 
gung, Erledigung oder Zuſtellung zurük zu behalten, ſondern die Taxe 
iſt einſtweilen vorzumerken, der Betrag unter einem, mittelſt Abgabe der 
Taxnote, abzufordern, und wenn ſie binnen 8 Tagen nicht erlegt wird, 
iſt ſie im Wege der Exekuzion einzubringen; da, wo Advokaten für die 
Parteien einſchreiten, haben dieſe für die richtige Abfuhr der Taxen zu 
haften. S. 2630. a 

4. Von allen Taxen find diejenigen frei zu laſſen, die ihre Armuth 
durch obrigkeitliches Zeugniß, oder auf andere rechtliche Art darthun; 
im Falle jedoch eine 3 * mittelloſe Partei mit einer vermöglichen ſtrei— 
tet, find die Taxen vorzumerken, damit fie auf den Fall, als der ver— 
mögliche Theil in den Erſaz der Gerichtskoſten verfällt werden ſollte, 
von dieſem hereingebracht werden können *). 


*) Ueber die Aufſtellung der ex ollicio Vertreter und die Taͤxvormerkung 
ſ. 2220 u. f. insbeſondere 2239-42, 
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5. Die Mannſchaft vom Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts iſt 
in Streitſachen durchaus, in den Geſchäften des adeligen Richteramtes 
aber dann tarfrei zu laſſen, wenn die reine Erbſchaft nicht 300 fl. be— 
trägt, welches ſich auch auf ihre Weiber und Kinder verſteht, falls dieſe 
als Erben eintreten. 


Eben ſo ſind die dienenden Militärgränzer und ihre Gränzhäuſer 
in Streitſachen und in Geſchäften des adeligen Richteramtes unter obi— 
ger Beſtimmung taxfrei zu laſſen; nur Handelsleute und Profeſſioniſten, 
die von ihren Beſizungen keine Militärdienſte leiſten, find ſowohl in 
Streitſachen als in den Geſchäften des adeligen Richteramtes, ſo wie die 
Offiziere, die Arendatoren und andere zum eigentlichen Gränzſtande nicht 
gehörige Einwohner der Gränzprovinzen, die vorgeſchriebenen Taxen zu 
entrichten verbunden. S. 2631 —5- | 


6. Wenn auf Schiedsrichter kompromittirt, und über ihre Belohnung 
nichts verabredet worden iſt, können ſie auf keine andere, als die in 
dieſer T. O. bemeſſenen Gebühren Anſpruch machen. 


7. Bei Inventuren, Lizitazionen, Beaugenſcheinigungen und andern 
Komiſſionen, wo die Gerichtsperſonen die in dieſer T. O. bemeſſenen Tag— 
gelder anzuſprechen haben, ſind dieſe nur von denjenigen Individuen, und 
zwar nach der von ihnen bekleideten Charge zu beziehen, welche bei dem 
Gerichtsakte wirklich erſcheinen. Wird zu einem Geſchäfte kein ganzer 
Tag erfordert, jo gebühret auch nur die Hälfte der charaktermäßigen Tag— 
gelder. S. 2615. | 


8. Da bei dem niederöſterreichiſchen Jud. del. mil. mixt. wegen der 
bei demſelben vorkommenden häufigen Sterbefälle eigene Sperrs-,Inven— 
turs- und Lizitazionskommiſſäre beſtehen, ſo wird jedem von dieſen ohne 
Rükſicht auf die Charge, die er bekeidet, wenn fie ihr Amt innerhalb der 
Linien der Stadt Wien handeln, ein Taggeld von 3 fl. bemeſſen; müſſen 
ſie aber zu einer ſolchen Amtshandlung außer die Linien verreiſen, ſo ge— 
bühren ihnen, wie allen Gerichtsperſonen in ſolchen Fällen, nebſt der Bei— 
ſtellung der Fuhr, auch die charaktermäßigen Diäten nach dem Ausmaße 
vom 31. Okt. 1807. 


9. Bei den Feldſtabsauditoriaten in Kriegszeiten, dann bei den k. k. 
Garden, bei den Korps-, Linien- und Gränzregimentern gebühren ſämmt— 
liche Taxen den Auditoren, und da deren in der warasdiner, flavoni— 
ſchen und banatiſchen Gränze bei jedem Regimente drei beftehen; fo find 
dieſe Taxen daſelbſt von dem älteſten im Range zu ſammeln und halb— 
jährig unter alle drei Auditore gleich zu theilen. 


Bei den Feldſtabsauditoriaten in Kriegszeiten hat der Generalau— 
ditorlieutenant oder Stabsauditor von der eingehenden Taxe zwei Dritt— 
theile, der Aktuar ein Dritttheil zu beziehen. S. 2619 u. 2631. 


10. Bei den Jud. del. mil, oder mixt., dann bei den Militärkom— 
munitäten in den Gränzen ſind ſämmtliche Taxen für das Aerarium zu 
verrechnen, und bei den erſteren zum Generalhoftaxamte dergeſtalt jähr— 
lich abzuführen, daß nur der zweite Sterbkreuzer nach der Vdg. vom 12. 


1 
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Juli 1803 *) zur Kriegskaſſe jedes Landes, bei den leztern aber ſämmt— 
liche Taxen ohne Unterſchied zu dem Kommunitätsproventenfonde abge— 
führt und verrechnet werden. S. 2636-7. 5 

11. Hiernach haben die Gerichtsperſonen bei den Jud. del. mil. und 
bei den Militärkommunitäten in den Grenzen durchaus keine andern 
Sportel und Gerichtstaxen, als die ihnen in dieſer T. O. für gewiſſe Ge— 
richts handlungen bemeſſenen charaktermäßigen Diäten, dann die Zähltaxen 
von den daſelbſt aufbewahrten Depoſiten nach dem in der Taxnorma be— 
ſtimmten Ausmaße zu beziehen, welche unter jene Individuen gleich zu 
theilen find, unter deren Verrechnung und Haftung ſolche ſtehen. Es 
haben daher von nun an alle bei den Militärkommunitäten beſtehenden 
Sportelkaſſen gänzlich aufzuhören 

Die Gerich en bei den Jud. del. mil. und mixt., und bei den 
Militärkommunitäten, dann die ihre Stelle bei den Feldſtabs-Auditoria— 


ten, Regimentern und Korps vertretenden Profoßen haben die ihnen 1 


unter §. 15, 20 und 23 angewieſenen Gebühren zu erhalten. 

Obgleich den bei den Jud. del. mil. und mixt., dann bei den 
Militärkommunitäten in den Grenzen, zur Verwahrung der Depoſiten 
aufgeſtellten Individuen, bei deren Erfolglaſſung die Zähltaxe nach dem 
Ausmaße unter §. 29 »($. 30) zu beziehen bewilliget iſt; fo find doch 
nach der Depoſiteninſtrukzion vom 21. Okt. 1783 folgende Depoſiten von 
jener Taxe ganz frei zu laſſen: 

a) Die von den in Depoſito aufbewahrten Obligazionen behobenen 
Intereſſen. 

b) Dasjenige, was einem Pupillen während ſeiner Minderjährigkeit 
zum Unterhalte, zur Erziehung, zum Unterrichte, dann bei einer Heirath 
zur Ausſtattung erfolgt wird. 

c) Wenn bei einer Verlaſſenſchaft großjährige und minderjährige 
Erben eitreten, und die ganze Verlaſſenſchaft bis zur Auseinanderſezung 
des Jedem gebührenden Theiles depoſitirt werden muß; fo iſt den Groß: 
jährigen der ihnen gehörige Antheil ohne Entrichtung der Zähltaxe zu 
erfolgen. 

5 Alle Amts- oder ſonſtige zum Vortheil oder zur Sicherſtellung 
des Aerariums eingelegt werdenden Kauzionen. 

e) Alle Aerarialforderungen, die Erbſteuer und ſonſtigen Gebühren, 
die dem Fiskus zufallenden erbloſen Verlaſſenſchaften und andere Kom— 
miſſa. 

) Die zu frommen Zweken, zu Armenkaſſen, Spitälern, für Stif⸗ 

tungen erfolgt werdenden Beträge. S. 2638. 
| g) Alle ad causas miserabiles gehörigen Depoſiten, der Dienſt— 
lohn und die Leichenkoſten. 

h) Alles, was zur Redepoſitirung erfolgt wird. 

1) Depoſiten, die an eine andere Behörde abgegeben werden. 

K) Alle ungebührlich depoſitirten Beträge. 


* Gegenwärtig ſind beide Kreuzer N das Kameral-Aerarium abzuführen 
cher. Zir. v. 5. Jänner 1821 H. 5. Mil. | 
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I) Die den Vormündern hinausgebührenden Rechnungsreſte. 

m) Die uneinbringlichen Schuldſcheine und andere Schriften ohne 
Werth. P 

n) Die den Gattinen erfolgten Paraphernalien, das zugebrachte 
Heirathsgut und ſonſtige Anſprüche derſelben. ’ 
13. Die Targelder find von dem allg. Grenzappellazionsgerichte, und 
den Jud. del. mil oder mixt, in den Ländern zu Ende Januar jedes Jah— 
res mit dem Taxjournal und den Berechnungen für das verfloſſene Jahr 
an den Hofkriegsrath zur Abgabe an das Generalhoftaxamt einzuſenden; 
nur das niederöſterreichiſche Jud. del. mil. mixt., bei dem die eingehen— 
den Taxen beträchlich ſind, hat dieſelben nach der bisherigen Beobachtung 
monatlich an das Generalhoftaxamt unmittelbar abzuführen. Ueber den 
zweiten Sterbkreuzer find nach der Vdg. vom 11. April 1808 bis 15. 
Januar jedes Jahres die Asweiſe über die Einflüße des vergangenen an 
den Hofkriegsrath beſonders einzuſenden. a f 

14. Zur Sicherheit der Kontrolle über das Taxweſen ſind bei den 
allg. Militärgrenzappellazionsgerichten, bei den Jud. del. mil. oder mixt., 
dann bei den Militärkommunitäten in den Grenzen die der Taxe unterlie— 
genden Gegenſtände, und der für ſolche ausgemeſſene Betrag, ſowohl in 
dem Exhibizionsprotokolle bei der Erledigung, als in den Referatsbögen, 
ſo wie auf den den Parteien hinausgegebenen der Taxe unterliegenden 
Stüken anzumerken; auch iſt ein beſonderes Taxjournal zu führen, in wel— 
ches die gebührenden und eingehenden Taxen von Sizung zu Sizung ein— 
zutragen ſind, das ſohin zur Grundlage der einzuſendenden jährlichen 
Taxberechnung zu dienen hat. | 1 4 

Auch bei den Grenzregimentern ſind, ungeachtet die Auditore die 
Taxen für ſich beziehen, ordentliche Taxjournale zu führen, und es bleibt 


der Regimentskommandant dafür verantwortlich, daß Niemanden, beſon— 


ders aber den Grenzern nicht, ungebührliche Taxen abgefordert werden, 
ſo wie überhaupt unter ſchwerſter Verantwortung ſchlechterdings nur die 
in dieſer allg. T. O. ausgemeſſenen Taxen von wem immer bezogen oder 
abgefordert werden dürfen. | | 

Bei den Militärkommunitäten hat der reſpizirende kommiſſariatiſche 
Beamte darauf zu ſehen, daß die gebührenden und eingehenden Taxen 
zu den Kommunitätsproventen abgeführt und verrechnet werden. 

Dieſe T. O. iſt bei den Gerichtsſtellen und Taxämtern zu Jeder— 
manns Einſicht öffentlich anzuſchlagen. 


Zum F. 3 der T. O. 


2613. Bog. des Mil. A. G. v. 18. Juli 1838 3. 8299 an alle 
Mil. Gerichte. N 


N Die k. k. Hofkammer hat die Bemerkung gemacht, daß bei den Tars 
ämtern einiger Jud. deleg. mil. vel. mixt. unter denſelben Exhibiten— 
nummern, unter welchen die Taxe für einen gerichtlich abgeſchloſſenen 


Vergleich (nach der allg. Gerichtstaxordnung vom 6. Dez. 1810 8. 7) mit 


45 kr. oder für eine bewilligte Tagſazungserſtrekung (Ss. 4) pr. 15 kr. 
und 45 kr. oder pr. 45 kr. ꝛc. ꝛc. für die Einſezung in den vorigen Stand 
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gegen eine verſtrichene Fallfriſt (S. 6) bemeſſen wurde, auch die Taxe 
für die Aufnahme des mündlichen Verfahrens pr. 15 kr. u §. 3) in 
Gebühr geſtellt werde. 

Da nach der bezogenen T. O. vom Jahre 1810 sub 3 die Taxe 
pr. 15 kr. für die Aufnahme des mündlichen Verfahrens in das Proto— 
koll nur dann abzunehmen iſt, wenn eine wirkliche Nothdurfthandlung 
ſtatt findet, und wenn nicht die Protokollirung nur ein Theit einer an— 
dern ohnehin taxirten Amtshandlung iſt, wie dieſes bei Bewirkung des 
gerichtlichen Vergleiches mit einer Taxe pr. 45 kr., bei einer Tagſazungs— 
erſtrekung pr. 15 kr. oder pr. 45 kr. und bei einer bewilligten Wieder— 
einſezung in den vorigen Stand mit 45 kr. der Fall iſt, ſo ſtellt ſich 
die gerügte Uibung nebſt den erwähnten Taxen auch noch insbeſondere 
jene für die Aufnahme des mündlichen Verfahrens in das Protokoll mit 
15 kr. zu fordern, als vorſchriftswidrig dar, und der k. k. Hofkriegsrath 
hat daher mit hohem Reſkript vom 27. Juni d. J. C. 775 anzuordnen 
befunden, daß ſolche ungebührliche Taxfürſchreibungen aller Orten wo Re 
etwa beſtehen, alſogleich abzuſtellen ſeien. 


Zu den SS. 15, 20 u. 23 der T. O. 


2614. Hkr. Zir v. 3. März 1822 H. 231, an alle Gen. Kom. 
(Mil. 28). 


Nachdem Se. Maj. vermög der ale die k. k. allg. Hofkammer dem 
Hofkriegsrathe mitgetheilten a. h. Entſchl. v. 20. März 1820 u. 28. Nov. 
1821 auzuordnen geruht ee daß für die Zukunft für die im §. 20 der 
allg. Mil. T. O. v. 6. Dez. 1810 C. 1395 vorgeſchriebenen Zuſtellungs— 
gebühr im Gerichtsorte, ſo wie die im §. 15 für die Anſchlagung und Ab— 
nahme eines Ediktes bezeichnete Taxe ſtatt der vorhinnigen Ausmaß fur 
ein fo anderes 6 kr. in K. M. (ſ. 2632), dann für den im . 23 be⸗ 
ſagter T. O. vorgeſchriebenen Exekuzionsakt 40 kr. in K. M. feſtgeſezt und 
abgenommen, dieſe Gebühren aber nicht mehr von den Gerichtsdienern be— 
zogen, ſondern bei dem Jud. del. mil, u. mixt, für das k. k. Aerarium, bei 
den Mil. Grenzkommunitäten hingegen für die Kommunitäts-Proventen 
eingezogen und gleich den übrigen Gerichtstaxen nach Beſtimmung der im 
10., 13. u. 14. Grundſaze beſagter T. O. vorgezeichneten Verrechnungsart 
eingehoben, verrechnet und abgeführt werden ſollen; fo wird demſelben 
ſowohl zur Anweiſung des Jud. del. und rükſichtlich der Mil. Grenzkom— 
munitäts⸗ Magiſtrate, als zur Nachachtung bekannt gegeben, daß Se. 
Maj. für die in dem vorbeſagten 3 $. dem Gerichts- und resp. Kanzlei 
diener vorhin zugewieſene Gebühr demſelben, wenn er ſich bereits im Ge— 
nuſſe der theilweiſen Taxeinhebung befindet, vom 1. Mai 1822 an, als 
dem Zeitpunkte, wo die Einhebung und Abfuhr für das k. k. Aerarium 
eintrit, eine Entſchädigung bei dem illir, in. ö. Gen. Kom. mit 95 fl. a8 kr. 
bei dem mäh. ſchleſ. mit 47 fl. 36 kr., bei dem böh. mit 60 fl., bei dem 
galiz. mit 24 fl. bei dem karlſtädter-warasdiner u. Banal mit 20 fl.; bei 
dem banatifchen mit 24 fl., bei dem dalmat. mit 20 fl., bei dem lomb. mit 
97 fl. a5 kr., bei dem fiebenbürg. mit s fl., bei dem flavon. mit 16 fl., bei 


dem ungar. mit 20 fl. u. bei dem venez. mit 25 fl. 15 kr. jährlich in K. M. 
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a. g. zu bewilligen, den Nachfolgern deſſelben hingegen nur ein jährli— 
ches Pauſchale, bei dem illir. in. ö., böh., mähr. ſchleſ., lombard. u. venez. 
Gen. Kom. mit 50 fl., bei dem gal., dalmat., karlſtädt. warasdiner, Banal, 


banatiſchen, ſlavon. u. ungar. Gen. Kom. von 25 fl. und bei dem ſiebenb. 


von 10 fl. K. M. a. g. zu beſtimmen gefunden haben, welcher Entſchädi— 
gungs- fo wie der Pauſchalbetrag denſelben halb- oder ganzjährig gleich 
unmittelbar aus den eingegangenen Targeldern, jedoch nur unter der vor— 
augeſezten Bedingung, daß er die gedachten Gebühren immer richtig ein— 
gebracht u. abgeführt haben wird, gegen Quittung erfolgt werden kann, 
und leztere immer der Tazberechnung beizuſchließen iſt. Da ſich üb ri— 
gens die Abänderung der allg. Mil. T. O. nur auf jene Be— 
hörden bezieht, wo die Taxen für das k. k. Aerarium, oder 
für die Kommunitäts-Proventen eingehoben werden, fo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe Taxvorſchrift, wo 
die beiden Fälle nicht eintreten, in ihrer vorigen Kraft 
verbleibt. f 

In Aeſehung des Gerichtsdieners bei dem n. ö. Jud. d. m. m. 
hat es bei der früheren Entſchl. zu verbleiben. 


Zum S. 25 der T. O. 
2615. Hkr. Vdg. v. 9. Juni 1819 H. 603 an d. ungar. Gen. 
Kom. (Mil. 203.) 5 0 I 
Wenn in Abweſenheit oder zu weiter Entfernung eines Auditors 
ein Offizier in Sterbfällen die Präliminarakte aufnehmen muß, kann 
demſelben die Vorſpan von der Verlaſſenſchaftsmaſſe vergütet, ihm auch 


die dem Auditor für jeden Tag nach §. 25 der T. O. vom 6. Dez. 


1810 gebührenden Diäten pr. 2 fl. W. W. erfolgt, keineswegs aber 


geſtattet werden, daß außerdem noch für einen Fourier oder Kanzeliſten 
ein Diurnum aufgerechnet werde, weil auch dem dieſe Akte in der Regel 
aufnehmenden Regiments- oder Garniſons-Auditor die Beiziehung eines 
Fouriers oder Kanzliſten nicht geſtattet iſt, ſondern derſelbe das In— 
ventarium und Lizitazionsprotokoll ſelbſt zu verfaſſen hat; den übrigen 
bei derlei Akten als Zeugen und reſpektive Kommiſſionsglieder einſchrei— 
tenden Offizieren gebühren keine Diäten, und es iſt überhaupt dafür 
Sorge zu tragen, damit die Verlaſſenſchaftsmaſſen der penſionirten Offi— 
ziere und ſonſtigen Parteien nicht ohne Noth mit koſtſpieligen Ausla— 
gen für Neiſe- und Diätengebühr belaſtet werden. S. 2619. 


2616. Hkr. Zir. v. 7. Juni 1825 H. 566. (Mil. 67.) 


Die den Auditoriats und ſonſtigen Militärgerichtsperſonen gebührenden 


Diäten und Taxen betreffend. 
Aus einer mehrjährigen Erfahrung hat der Hofkriegsrath entnommen, 


daß ſich bei Anſprüchen und Bemeſſungen der Diäten und ſonſtigen den 


Militärjuſtizbeamten durch das Diätennormale vom 31. Okt. 1807, die 
neuefte Taxnorme vom 6. Dez. 1810, und einige darüber erfloſſene fpa- 
tere Erläuterungen zuſtehenden Gebübren ſehr ungleich benommen werde; 
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man hat ſich daher bewogen gefunden, um dieſem Mißſtande für die Zu— 
kunft angemeſſen vorzubeugen, zur richtigen Anwendung der dießfalls 
beſtehenden Geſeze, folgende Grundſäze aufzuſtellen, und dieſe in nach— 
ſtehende Vorſchrift zuſammenzufaſſen. 5 N 

In der Regel dürfen Militärgerichtsperſonen, ohne ausdrükliche Be— 
willigung des Hofkriegsrathes, ſich weder Diäten aufrechnen, noch ihnen 
ſolche von wem immer angewieſen, noch ausbezahlt werden. 

Von dieſer Regel ausgenommene Fälle ſind: 

a) Wenn ein Stabsauditor oder Generalauditorlieutenant von dem 
Obergerichte oder von dem Hofkriegsrathe ſelbſt, zur Viſitirung eines 
oder des andern Regiments- oder Korpsgerichtes, außer dem Orte ſei— 
ner Anſtellung beordert wird. 

p) Wenn ein Garniſons- oder Regimentsauditor von einem mit dem 
Straf- und Begnadigungsrechte verſehenen Regimente oder Korps, zur Un— 
terſuchung und Aburtheilung eines oder mehrerer Arreſtanten, außer ſei— 
nem Dienſtorte requirirt wird. N 

e) Wenn Militärgerichtsperſonen überhaupt Amtshandlungen in Par— 
teiſachen, mithin auch bei einem auf Unkoſten der unterliegenden Partei 
erbothenen unparteiiſchen Rechte, die Unterſuchung außer ihrem Dienſtorte 
vorzunehmen haben. 

In allen dieſen Fällen gebühren ihnen, nebſt der Vorſpann oder 
den Fuhrkoſten, die charaktermäßigen Diäten, ſelbſt auch auf der Hin- und 
Rükreiſe, nach dem Ausmaße des Normales vom 31. Okt. 1807. 

Dieſe können ihnen, im erſten Falle ab aerario, ohne Rükfrage ans 
gewieſen, doch erſt nach erfolgter Liquidazion vollſtändig ausbezahlt werden. 

Im zweiten Falle hat dieſelben das requirirende Regiment oder Korps 
nebſt fünf Gulden beſonders an jenem Tage aus ſeinem Unkoſtenfonde 
zu entrichten, an welchem über einen oder mehrere Arreſtanten durch kriegs— 
rechtliches Urtheil oder rechtliches Erkenntniß geſprochen wird. - 8 

Im dritten Falle ſind dieſe Gebühren von den betreffenden Parteien 
zu tragen. N 

Nehmen aber dieſe Gerichtsperſonen ihre Amtshandlungen am Orte 
ihrer Anſtellung vor, ſo gebühren ihnen in dem Falle a) keine Diäten; in 
den Fällen b) und c) hingegen haben fie ſich mit den ihnen in der Taxnor— 
me vom 6. Dez. 1810 8. 25 bemeſſenen geringeren Diäten zu begnügen. 

$. 2. Durch die hkr. Vdg. vom 13. Juni 1807 und 23. März 1811 iſt, 
auf Sr. Majeſtät allerhöchſt eigenen Befehl, der Armee wiederholt kund— 
gemacht worden: daß dem unter Beamten und Offizieren eingeriſſenen 
Wahne wirkſam begegnet werden ſoll, als ob jede Verwendung über die 
Amtsſtunden oder jedes außer der gewöhnlichen Dienſtesobliegenheit ver— 
1 5 Geſchäft gleich auf Remunerazionen und Auszeichnungen Anſpruch 
gebe. 

Derlei unbeſcheidene Anſprüche ſind daher ohne weiters zurük zu wei— 
ſen, indem ſich der Hofkriegsrath vorbehält, jenen Auditoren oder fonftigen 
Gerichtsbeamten, die, über erhaltenen höheren Auftrag, ſelbſt an ihrem 
Dienſtorte ein Geſchäft zu beſorgen hätten, nach Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes, dann der ſchnellen und gründlichen Bearbeitung und Erledigung 
desſelben, eine angemeſſene Belohnung zu ertheilen. 
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Die bei den Generalkommanden ſtehenden Juſtizreferenten bleiben dem 
Hofkriegsrathe dafür verantwortlich, daß nicht die ihnen ſelbſt, dann den 
Stabs- und Garniſonsauditoren obliegenden Unterſuchungen, ohne dringen— 
de Noth, den in loco befindlichen Regiments- oder Korpsauditoren auf— 
gelaſtet, oder gar Auditore von auswärts liegenden Regimentern, ohne 
dazu eingeholte Bewilligung des Obergerichtes, einberufen und dadurch 
dem Aerarium Auslagen für Reiſekoſten und Remunerazionen herbei ge— 
führt werden. 

F. 3. Den Auditoren, die an ihrem Dienſtorte Kriminalunterſuchun— 
gen der Jäger- oder ſonſtiger von ihrem, außer dem Bezirke des General— 
kommandos liegenden Regimente oder Korps detachirten Bataillone von. 
Zeit zu Zeit zu beſorgen haben, gebühren nach der Vdg. vom 20. Feb. 1823 
I. 1097, fünf Gulden, monatlich für die dazu verwendeten Schreibma— 
terialien. Für eine detachirte Diviſion, Abrichtungsdepot oder ſonſtige der— 
lei Truppenabtheilung in eben dieſer Rükſicht, zwei Gulden dreißig Kreu⸗ 


zer monatlich, aus der Bataillons-, Diviſions-, Depots- oder ſonſtigen 


Kaſſe, doch nur unter der ausdrüklichen Bedingung, daß in dem betreffen— 
den Monate bei einer ſolchen Truppenabtheilung Unterſuchungen wirklich 
vorgefallen ſind; daher der Auditor ſeiner Quittung immer das Verzeich— 
niß der von ihm in dieſem Monate abgeurtheilten Arreſtanten beizulegen 
hat, ohne welches die Bezahlung dieſes Pauſchales aus der betreffenden 
Kaſſe nicht geleiſtet werden darf, auch macht es hier in der Gebühr keinen 
Unterſchied, ob der Kommandant einer der hier benannten Truppenabthei— 
lungen mit dem Straf- und Begnadigungsrechte verſehen iſt, oder nicht. 


§. 4. Für die gerichtliche Behandlung der Mannſchaft der Beſchäl— 


und Rimontirungsdepartements, des Militärfuhrweſens, der Monturs— 


ökonomiekommiſſionen, der Verpflegshandwerker u. dgl., dann einzelner 
Arreſtanten, von was immer für einem Regimente, Korps oder ſonſtigen 
Militärkörper, welche nach der hkr. Vdg. vom 29. Aug. 1803, H. 650, 
und 4. Okt. 1803, H. 741, dem nächſten Militärgerichte zu übergeben, 
und von dieſem in loco zu unterſuchen und abzuurtheilen find, können 
weder Taxen noch Diäten, noch ein monatliches Pauſchale angeſprochen 
und aufgerechnet werden. 

§. 5. Iſt das Geſchäft, zu dem ein Auditor im Dienſtort requiriret 
oder von einer höhern Stelle beordert wird, ein ſolches, wofür ihm, wie 
z. B. für eine Inventur, Lizitazion u. dgl. ein Taggeld in der Taxnorme 
ee ift, fo hat es bei dem Ausmaße derſelben auch ferner zu ver— 

eiben. 


§. 6. Wann den Auditoriatsperſonen überhaupt bei Dienſtesreiſen 
die höheren Diäten gebühren, enthält ſchon der §. 1 dieſer Vorſchrift. 
Regimentsauditore, wenn ſie ſich in Kriminal- und anderen Dienſtesge— 
ſchäften nur von dem Stabsorte, nicht aber aus dem Regimentsbezirke ent— 
fernen, haben nur auf Vergütung der Vorſpann, nicht aber auf Diäten 
Anſpruch. Nur bei nothwendiger längerer Entfernung und in beſonders 
rükſichtswürdigen Fällen, wird es von der billigen Beurtheilung des Regi— 
mentskommandanten abhängen, ob er nicht dem Auditor, ſoweit es 
in ſeiner Befugniß ſteht, aus dem Regimentsunkoſtenfonde eine verhältniß— 
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mäßige Belohnung zuzuwenden, oder falls er dazu nicht befugt ſein ſollte, 
ihm ſolche bei Behörde zu erwirken findet. 

Werden Regiments- oder Auditore höherer Kathegorie außer ihrem 
Dienſtorte zu Unterſuchungen beordert, ſo wird der Hofkriegsrath nach Bes 
ſchaffenheit der Sache und der ſonſtigen Umſtände derſelben auf die Zeit 
ihrer Verwendung eine angemeſſene Zulage oder Remunerazion, oder ſelbſt 
die e Diäten bewilligen. 

Bei Berechnung der auf der Reiſe, fuͤr welche Diäten gebühren, 
ne Tage, tft ſich nach der Vorſchrift vom 1. Feb. 1805 zu beneh— 
men, nach welcher mit Vorſpann täglich wenigſtens vier, und mit der Poſt 
acht Meilen zurükgelegt werden müſſen. 

Wird die Reiſe mit eigenen oder gedungenen Pferden gemacht, ſo ſind 
mit erſteren täglich wenigſtens drei, mit lezteren ſechs Meilen zurük zu legen. 

Mit eigenen Pferden darf, wenn dieſe Reiſe über 6 Tage dauert, nur 
alle dritte, mit gedungenen nur alle vierte Tage Raſttag gemacht werden. 
§. 8. Ueber die richtige Zahl der Tage, für welche Diäten aufgerech— 
net werden, muß ſich mit dem ſchriftlichen Befehle der vorgeſezten Behörde, 
oder des Kommandanten, der die Reiſe angeordnet hat, mit der Marſchroute 
oder dem Reiſepaſſe ausgewieſen werden. Jedes zu dieſem Beweiſe und der 
Berechnung erforderliche Dokument muß dem Reiſepartikulare, welches be— 
reits vorläufig kommiſſariatiſch revidirt und beſtätigt fein muß, beigeſchloſ— 
ſen werden. f 
§. 9. Das Reiſepartikulare muß in der Regel binnen 14 Tagen, läng- 


ſtens binnen ſechs Monaten nach zurükgelegter Dienſtreiſe überreicht wer 


den; nach Verlauf dieſer Friſt darf es nicht mehr angenommen werden, und 
der dieſe verabſäumende Rechnungsleger hat die allenfalls empfangenen 
Vorſchüſſe dem Aerarium rükzuerſezen, und iſt hierwegen der geſezmäßige 
Gageabzug ohne Verzug einzuleiten. Nur dann, wenn die verſpätete Ein— 
ſendung des Reiſepartikulares dem Rechnungsleger erweislich nicht zu Schul— 
den kommt, kann bei der Hofſtelle um Nachſicht eingeſchritten werden. 

§. 10. Damit Unterſuchungen oder ſonſtige Geſchäfte, wofür Diäten 
oder Zulagen angeſprochen werden können, nicht verzögert und gehörig be— 
ſchleunigt werden, haben die Behörden, welche die Militärgerichtsperſonen 
dazu beordern, ſtrenge darauf zu halten, daß dem Reiſepartikulare, nach be— 
endetem Geſchäfte, das über die täglichen Arbeiten ohnehin zu führen an— 
befohlene Journal beigelegt werde. Die Hofſtelle, welcher die Bewilligung 
der Diäten, Zulagen uud Remunerazionen allein vorbehalten iſt, wird bei 
derlei Bemeflungen vorzüglich auf die ſchnelle und gründliche Bearbeitung 
des aufgetragenen Geſchäftes Rükſicht nehmen, und bei bemerkter zwekloſer 
Verzögerung ſelbſteſolche Diäten verhältnißmäßig bemeſſen, welche die PR. 
teien zu entrichten haben. a 

$. 11. Uebrigens hat die oft bewährte allerhöchſt ſankzionirte ar 
norme vom 6. Dez. 1810. C. 1395, inſofern ſie nicht durch die ſpätern 
Bog. vom 3. Dez. 1818, C. 1412, im §. 46 (ſ. 2627) dann durch 
jene vom 3. März 1822 II. 231 in den 85. 15, 20 und 23 (. 2614) 
Abänderungen erlitten hat, in voller Wirkung zu bleiben. 

$. 12. Vom Tage der Kunguachung dieſer Vorſchrift haben die Au— 
ditore und fonftigen Gerichtsperſonen die ihnen in der Taxnorme vom 
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6. Dez. 1810 bemeſſenen Taxen in K. M. abzunehmen. Die Sterbetaxe 
haben fie nach der Beſchaffenheit des Verlaſſenſchaftsvermögens, und 
nach jenen Grundſäzen und Beſtimmungen zu beziehen, die in dem, den 
ſaͤmmtlichen Länder- und Grenzgeneralkommanden am 6. Juni 1817, II. 
486 u. 487, zur Kundmachung und genauen Darnachachtung hinaus ge— 
gebenen Hfd. vom 14. Dez. 1816 3. 7097, aufgeſtellt ſind. S. 2347. 


Zum $ 29 der T. O. 


2617. Hkr. Zir. v. 27. Jän. 1831 F. 129 (Mil. 5.) 


Se. k. k. Maj. haben durch a. g. Kabinetſchreiben v. 28. Aug. 1830 
anzubefehlen geruht, daß ſämmtliche Gerichtsbehorden in Zukunft über 
jedes mündliche Anſuchen um die Legalifirung einer Urkunde ein ordent— 
liches Protokoll aufzunehmen, und die Legaliſirung nur auf der Grund⸗ 
lage eines ſolchen Protokolls auszufertigen haben. 


2618. Hkr. Zir. v. 19. Juli 1831 C. 791 (Mil. 100). 


Die k. k. allg. Hofkammer hat unterm 25. Juni 1831 3. 23064 
hieher eröffnet, daß für die gerichtliche Legaliſirung einer Urkunde fünf 
tighin 15 fr. und für das hierüber nach Weiſung des Zir. Neff. v. 27. 
Jän. 1831 F. 129 aufzunehmende Protokoll auch 15 kr. K. M. als 
Taxen abansiehmen ſeien. 

Wornach das Gen. Kom. das beihabende Jud. del. ng Taxamt 


wegen der Verrechnung dieſer Gebühren in vorkommenden Fällen anzu— 


weiſen hat. S. 2637. 


Zum F. 33 der T. O. 


2619. Vd. des böh. Gen. Kom. v. 30. Sept. 1835 T. 2234. 


Ueber die bei dem k. k. allg. Mil. A. G. gemachte Anfrage: o 
den vom Jud. d. m. m. delegirten Regiments- und Garniſonsanditoren 
bei den auf Delegirung der erſtern außer dem Gerichtsorte vorzuneh— 
menden Sperrhandlungen blos die karaktermäßigen Diäten, oder auch 
die Sperrhandlungstaxen gebühren, hat der k. k. Hofkriegsrath mit Reſk. 
v. 2. d. M. F. 1057 zu entſcheiden befunden, daß die von einem Jud. 


d. m. hiezu delegirten Regiments- oder Garniſonsauditore außer den ka— 


raktermäßigen Diäten keine anderen Taxen für Sperrhandlungen anzu— 
ſprechen haben, wohl aber den zu derlei Akten requirirten Zivilgerichts— 
behörden die Sperrhandlungstaxen zuzugeſtehen ſeien. S. 2615. 


Zum S. 38 der T. O. 


2620. Hkr. Reſk. v. 8. März 1837 C. 339, a. d. allg. Mil. A. 
G. (Mil. 15). 
Se. Maj. haben aus Anlaß einiger den 8. zs der Mil. T. D. v. 
J. 1810 betreffenden Differenzen unterm 28. Feb. 1837 zu reſolviren 
geruht: 
»Es hat bei der im §. 38 der Mil. T. O. für die Liquidirung der 
Verlaſſenſchaftspaſſiven feſtgeſezte Taxe von 45 kr. ſein Verbleiben und 
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iſt dieſe Taxe auch künftig nicht von jeden einzelnen Gläubigern zu ſor— 
dern, ſondern nur einmal aus dem Nachlaſſe zu entrichten.« 


Zum . 41 der T. O. 


2621. Hfr. Vog. v. 15. Okt. 1818 C. 1168 an d. dalmat. Gen. 
Kom. (Mil. 289). 


Ueber die vorgekommene Anzeige, daß die k. k. Kameralhauptbuch— 


haltung in ihrer Erledigung über eine Taxrechnung die Abnahme der 
Sterbtaxe von den Legaten des Erblaſſers an ſeine Dienſtbothen bean— 
ſtändet habe, wird entſchieden, daß es in Anſehung der Mortuartaxe bei 


der beſtehenden T. O. vom 6. Dez. 1810 um jo mehr fein Bewenden 


behalten müſſe, als nach Eröffnung der hierüber einvernommenen k. k. 
allg. Hofkammer die von der Kameralhauptbuchhaltung angeführte Hof— 
Vdg. vom 21. Okt. 1813, welche die Dienſtbothen von Entrichtung des, 
Mortuars für Vermächtniſſe loszählt, mit beſonderer Rükſicht auf die 
Ortsverhältniſſe als Lokalgeſez ausdrüklich nur auf die Dienſtbothen der 
Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien ſich beſchränket. S. 2362. 


2622. Hkr. Zir. v. 26. Febr. 1826 F. 195 (Mil. 52). 

Um bei der ſeit einiger Zeit gemachten Wahrnehmung, daß ſich bei 
Verlaſſenſchaftsabhandlungen in Bemeſſung der Sterb-Taxe nicht gleich 
benommen wird, dießfalls die auf die neueren Geſeze und erfolgten Er— 
läuterungen ſich gründende Gleichheit zu erzielen, wird geſammten Mi— 
litärbehörden zur Darnachachtung und weiteren Kundmachung bekannt 
gegeben, daß die Sterbtaxe nur nach der Schäzung, nicht aber auch von 
dem Lizitazionserlöſe zu bemeſſen und abzunehmen ſei. 


2623. Hkr. Vdg. v. 15. Jän. 1828 C. 36 an d. allg. Mil. A. G. 
(Mil. 4). 


Ueber die vorgekommenen Anfragen: 


a) ob bei Sterbfällen die Verlaſſenſchaftseffekten in K. M. oder in 


W. W. geſchäzt und veräußert werden ſollen; 

b) ob die Sterbtaxe da, wo die Erbſchaft 100 fl. K. M. nicht über⸗ 
ſteigt, bemeſſen und abgenommen werden könne; und 

c) wie ſich bei Bemeſſung des Mortuars bei jenen Verlaſſenſchaf— 
ten zu benehmen ſei, die entweder ſeit früheren Jahren noch in der Ab- 
handlung ſtehen, oder wo der Sterbfall ſchon in den frühern Jahren 
eingetreten, aber dermalen erſt zur Kenntniß der Abhandlungsbehörde 
gelangt iſt; hat der k. k. Hofkriegsrath nachſtehende Belehrung zur ver— 
anlaſſenden Kundmachung bei den unterſtehenden Militärbehörden zu ers 
theilen befunden: 

In der hkr. Vdg. vom 20. Feb. 1827 C. 200, welche aus Anlaß 
eines ergriffenen Rekurſes erfloß, iſt ausdrüklich feſtgeſezt, daß nach den 
Beſtimmungen der allerhöchſt ſankzionirten Tarnorma vom 6. Dez. 1810, 
C. 1395, bei Militärverlaſſenſchaften nur, wenn das reine Vermögen 
100 fl. überſtsigt, das Mortuar abzunehmen; daß ferner die Mannſchaft 
vom Feldwebel 1 Wachtmeiſter abwärts in Streitſachen durchaus, in 


* 
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den Geſchäften des adeligen Richteramtes aber alsdann, wenn die reine 
Erbſchaft nicht 500 fl. beträgt, tarfrei zu halten, daß dieſe Begünſtigung 
auch auf die Weiber und Kinder dieſer Klaſſe, falls ſie als Erben ein— 
treten, auszudehnen, und daß endlich die Redukzion der W. W. in K. M. 
als eine nothwendige Folge des hofkriegs räthlichen Zirkulars vom 7. 
Juni 1825, H. 566 (. 2616), welches den Auditoren den Bezug der 
Taxen in K. M. geſtattet, anzuſehen ſei. 

Hiedurch find die Anfragen ad a und b erledigt, nachdem die ein— 


geführte Redukzion der wiener Valuta auf K. M. es gleichgiltig macht, 


ob die bei Verlaſſenſchaften vorkommenden Schäzungen und Lizitazionen 
in dieſer oder jener Valuta vorgenommen werden, und rüffichtlich der 
Lizitazionen das Arbitrium, fo weit es anbei lediglich auf die Neigung 


der Kaufluſtigen ankömmt, nicht wohl beſchränkt werden kann. 

Was die Anfrage ad ce betrifft, iſt in dem Pat. vom 1. Juni, und 
in dem Zir. vom 14. Dez. 1816 (ſ. 2347), klar und deutlich ausge— 
ſprochen, daß die darin feſtgeſezten Beſtimmungen auf die, vor dem 1. 


Aug. 1816, als dem Tage der Wirkſamkeit derſelben, anhängig gewor— 
denen Verlaſſenſchaftsabhandlungen keine Anwendung haben; woraus ſich 


denn von ſelbſt ergibt, daß bei den, in die frühere Zeitepoche einfallen 


den Verlaſſenſchaften die damahl beſtandene Valuta als der Maßſtab 
für die Berechnung des Mortuars angenommen, und daß eben ſo auch 
die an und für ſich beſtimmte Taxe, als z. B. für die Publikazion des 
Teſtaments, für Verbeſcheidung der Erbserklärung u. dgl. in der damahl 
beſtandenen Valuta abgenommen werden müſſe; nachdem auch in dem 
hkr. Zir. vom 7. Juni 1825, H. 666, S. 12 (ſ. 2616), hierauf aus: 
drüklich gedeutet wird. 


2624. Vog. des Mil. A. G. v. 8. Nov. 1834 3. 13261 an alle 
Gen. Kom. 


Ueber eine vorgekommene Anfrage, ob von einer Militär Verlaſſen— 
ſchaft, welche deductis deducendis 100 fl. nicht überfteigt und daher 
nach §. 41 der Mil. T. O. v. 6. Dez. 1810 C. 1395 keine Sterbtaxe 
(Mortuarium) abgenommen werden darf, auch keine andere Gerichtstaxen 
bemeſſen und entrichtet werden dürfen, hat der k. k. Hofkriegsrath un— 
term 22. Okt. 1834 C. 1273 zu entſcheiden befunden, daß die Abnahme 
der anderweiten Gerichtsgebühren bei einer 100 fl. nicht überſteigenden 
Verlaſſenſchaft allerdings ſtatt hat. 


Zum S. 43 der T. O. 


2625. Vog. des Mil. A. G. v. 2. Juni 1826. 3. 5736. 
Der k. k. Hofkriegsrath hat mittelſt h. Neff. v. 3. Mai 1826 C. 471 


verordnet, daß Regimentsauditore, welche ohnedem geringe Verlaſſen- 
ſchaften taxfrei zu halten haben, auch bei geringfügigen Kaduzitätsfällen 


keine Urtheilstaxe abzunehmen haben, indem die Abnahme derſelben ſich 

nur bei den judiciis del. mil. vel mixtis und bei den Kommunitäten 

in der Mil. Grenze durch das öffentliche Intereſſe, welches der Kammeral— 

oder Kommunitätsproventen-Fond hieran nimmt, rechtfertigen laſſe. 
Handb. d. Giebigkeiten. t 87 
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2626: Okr. Ydg. v. 18. April 1832 C. 499 an das allg. Mil. Au. 
G. (Mil. 40.) f ö 


Um dem Kameralärar oder den Proventen der Militärgrenzkom— 
munitäten bei kaduken Verlaſſenſchaften die in der Militärtarnorm vom 
Jahre 1810 fundirten Taxen nicht zu entziehen, hat das k. k. allgemeine 
Militärappellazionsgericht ſämmtliche Jud. del. mil. vel. mixta, und 
die Kommunitätsmagiſtrate in der Militärgrenze anzuweiſen, da, wo 
es der Nachlaß zuläßt, derlei Taxen abzunehmen, und nach Vorſchrift 
zu verrechnen ). 4 


Zum F. 46 der T. O. 


2627. Hkr. Zir. v. 3. Dez. 1818 C. 1412 an alle Gen. Kom. 
(Mil. 325). 5 


Seine Maj. haben unterm 31. Juli d. J. zu entſchließen geruht, 
daß die Behebung von Taxen für die Bewilligung der Nachſicht des 
Alters aufzuhören habe; wornach für die Zukunft nur die in der Tax— 
norm vom 6. Dez. 1810 $. 46 (8. 45) bemeſſene Expedizionstaxre 
von 45 kr. abzunehmen kommt. 


— 


—— — 


) Dog. des Mil. A. G. v. 16. Aug. 1833 3. 10221. | 
Um die bei der hkr. Depoſitenadminiſtrazion bereits durch volle 30, eigent- 
lich 32 Jahre erliegenden Depofiten gehörig depuriren und demjenigen, welchem 
ſie gebühren, deſto eher zuwenden zu machen, fand ſich der k. k. Hofkriegsrath 
zufolge Intimazion v. 24. Juli 1833 F. 892 veranlaßt, es von dem Reſk. v 26. 
April 1832 F. 608 hinſichtlich des darin vorgeſchriebenen Verfahrens bei Eins 
ziehung ſolcher Depoſiten abkommen zu laſſen, und dagegen die in dem Zir. 
des n. ö. A. Gü v. 13 Sept. 1820 N. 1701 der J G. S. diesfalls enthaltenen 
Beſtimmungen für das Militär zu adoptiren, und weil Ungarn und Siebenbür— 
gen an das in Rede ſtehende Zir., folglich auch der dortige causarum regalium 
director nicht gebunden iſt, überdies aber kn den Mil. Grenzen eben ſo wenig, 
als für den Fall, wo ſich die Regimenter und Korps außer den k. k. Erbſtaag— 
ten befinden, ſich für dieſelben eine Kammerprokuratur oder ein Fiskalamt bes 
findet, ſo hat dieſe Hofſtelle weiters angeordnet, daß die betreffenden in Ungarn, 
Siebenbürgen oder überhaupt außer den k. k. Erbſtaaten dislozirten Regimen— 
ter und Korps, welche als vorfordernde Behörde erſcheinen, einen Vertreter 
des Invalideninſtitutes aufzuſtellen haben, welcher die in dem mehr erwähnten 
Zir, ausgeſprochene Amtshandlung zu beſorgen haben wird. N 


Hkr. Reſk. v. 23. Okt. 1839 H. 1256; Vg. des böh. Gen. Kom. v. 5. Jän. 
1840 F. 80. 


Zur Erziclung einer gleichförmigen Behandlung der kaduken Verlaß 7 
ſenſchaften und der über 32 Jahre bereits erliegenden Depoſiten wird be⸗ 
ſtimmt: „daß, wenn die zu Folge des adoptirten mit dem e hkr. Neff. v 24. Juli 
1833 F. 892 zur Darnachachtung erfloſſenen n. ö. A. G. Zir. v. 13. Sept. 1820 
N. 1701 (2141) eingeleitete ämtliche Verhaudlung beendigt iſt, und ſich bin⸗ 
nen des ausgeſchriebenen Edikts-Termins kein Anſprecher gemeldet hat, — die 
betreffende Gerichtsbehörde lediglich ſich dahin auszuſprechen, resp. zu erkennen 
habe, wienach das betreffende über 32 Jahre bereits erliegende Depoſitum nun⸗ 
mehr dem k. k. allg. Mil. Invalidenfonde als kadukes Vermögen zuzufallen 
habe und demſelben zu übergeben ſei, ohne eine neuerliche Praͤſkripzionsfriſt 
anzuberaumen Eine Kadukerklärung mit Vorbehalt der geſezlichen 
Präſkripzionsfriſt hat nur bei erblofen Verlaſſenſchaften einzutreten.“ 1 


A ——— 


— 


1 | 


| 
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Zum $. 47 der T. O. 
2628. Achtes Zir. Neff, vom 16. Dez. 1804. 


§. 27. Den die Rechnuugsreviſion beſorgenden Beamten wird für 
die dadurch zuwachſende Bemühung und Verantwortlichkeit die Bezie— 
hung der in der beſtehenden T. O. ausgemeſſenen Rait- und Abſolu— 
torietaxe, dann bei jenen Rechnungen, wo keine Raittaxe ſtatt hat, die 
Beziehung der Taxe für den ſummariſchen Auszug bewilligt; die übrigen 
Expedizionstaxen hingegen ſind, wie bisher, nach Verſchiedenheit der 
Gerichte entweder für das Aerarium zu verrechnen, oder da, wo die 
Auditoriatsgerichte die Obervormundſchaft noch ferner beibehalten, von 
dieſen zu beziehen, bei den Grenzkommunitäten aber zum Spitalfonde 
abzuführen. Hierbei verſteht es ſich jedoch von ſelbſt, daß die Revi— 
ſionstaxe nur nach gerichtlicher Beſtimmung entrichtet, und von dem Rech- 
nungsleger erſt in der folgenden Rechnung in Ausgabe geſtellt werden 
dürfe. 


2629. Hkr. Bog. v. 7. Febr. 1826 C. 143 an das flavon. Gen. 
Kom. (Mil. 28). 


Auf die Anfrage des ſlavoniſchen Gen. Kom., welche Raittaxe dem 
Pupillar-Rechnungsreviſor für eine auf mehrere Jahre in Einem verfaßte, 
früher noch nie revidirte, Pupillarrechnung gebühre, wurde verordnet, 
wie folgt: 

Nach der T. O. vom 6. Dez. 1810 find laut S. 47 für die Auf⸗ 
nahme der Pupillar⸗ Kuratels- und ſonſtigen Rechnungen von der Nuz— 
nießung im 1. Jahre 2 Perzent, in den übrigen Jahren aber nur 4 Per— 
zent als eine Rechnungstaxe, und zugleich von dem Betrage dieſer Taxe 
das Sechstheil für das Abſolutorium, aber nur in jenen Fällen abzuneh— 
men, wo die Nuznießung jährlich 100 fl. überſteigt. 

Es liegt daher nach dem wortdeutlichen Inhalte dieſer Vorſchrift der 
Maßſtab für die den Rechnungsreviſor zugewieſene Taxe in dem Betrage 
der jährlichen Ruznießung, und es iſt durchaus kein Grund vorhanden, 
um von dieſem geſezlichen Maßſtabe zum Nachtheil der Pupillen oder Ku— 
randen alsdann abzuweichen, wenn aus Verſehen der Behörde die Rech⸗ 
nung auf mehrere Jahre hinaus geſezt worden iſt. 


Zum 3. Grundſaze der T. O. 


2639. Hkr. Zir. v. 10. April 1818 F. 398, an alle Gen. Kom. 
(Mil. 3 


Man findet zu beſtimmen, daß für die Zukunft ſolchen Erben oder 
Erbsnehmern, welche ſich in Ungarn, und den dazu gehörigen Ländern 
befinden, aus einer Verlaſſenſchaft, deren Abhandlung dem Militär zu— 


ſteht, eher nichts verabreicht werden ſolle, bevor nicht die dieß fälligen 


Taxen und Gebühren im Voraus gehörig geſichert worden ſind. 
(S. 2247). 
87 * 
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Zum 5. Grundſaze der T. O 
Taxfreiheit!). 


2631. Hkr. Vdg. v. 10. Dez. 1823 B. 5107 an die Gen. Kom. 
in Krozien, Slavonien u. im Banate u. an d. allg. Mil. 
A. G. (Mil. 154). 


2. Es ſind hiernach die Grenzhandelsleute und Profeſſioniſten in 
Verlaſſenſchaftsfällen eben ſo, wie die übrigen Grenzer zu behandeln 
und ſonach nur in Abſicht des Mobilarvermögens, und wenn es ſich um 
Pupillen handelt oder aber auch in Anſehung der Realitäten die Erb— 
folge eintrit, förmliche Verlaſſenſchaftsabhandlungen zu pflegen. 
3. In die Summe von 300 fl., welche die Taxvorſchrift v. J. 1810 
§. 5 in Erbfchaftsſachen tarfrei erklärt, muß die ganze reine Erbjchafts- 
maſſe, nicht bloß das Stammgut und die Anſäſſigkeitsgebäude einbezogen ° 
werden. 
4. In ſo ferne die Prozeſſe, welche die Grenzhandelsleute u. Pro— 
feſſioniſten führen, nicht aus ihrem Handel oder Gewerbe herſtammen, 
ſondern in ihrer Eigenſchaft als wirkliche Grenzer ſich ergeben haben, 
gebührt ihnen die Freiheit von den Gerichtstaxen. Dieſe kommt ihnen 
aber dann nicht zu ſtatten, wenn ſie von ihren Beſizungen keine Mili— 
tärdienſte leiſten, wie ſolches Nes 05 S 1810 §. 5 ausppüflich 
verfügt. 
5. Da die Anzeigen von Todesfällen eine Dienſtſache 155 Kompag⸗ 

nien, die Ligurdirung mit den Verlaſſenſchaftsgläubigern aber, ſo wie 
die Verhandlung der Zivilprozeſſe eine Amtsſache des Gerichtes ſelbſt 
iſt, von deren Uibertragung an die Kompagnie keine Rede fein kann; — 
ſo ſind den Kompagnien, die vom Stabsorte weit entlegen ſind, wenn 
ſie auf Anordnung des Regiments, Inventuren oder Lizitazionen nach 
einem Erblaſſer oder im Exekuzionswege vornehmen, lediglich für dieſe 
gerichtlichen Akte die geſezlichen Taxen zu überlaſſen; in allen übrigen 
Fällen haben dieſe den Auditoren ganz zu bleiben. 


2632. Hkr. Vdg. v. 27. Juni 1826 C. 700, an d. allg. Mil. A. 
G. (Mil. 87). 


Die Anſicht des allg. Mil. A. G., ſoweit ſolche die Abnahme der 
Zuſtellungstaxe pr. 6 Kreuzer Konv. M (ſ. 2614) nur auf Ge⸗ 


werbs- und Handelsleute in der Grenze und auf die aus dem Gewerbe 
oder dem Handel entſpringenden Rechtsangelegenheiten beſchränkt, iſt in 


den beſtehenden Vorſchriften gegründet, wird daher gut geheißen, und 
zu der angedeuteten Beſchränkung noch jene zuzufügen ſein, daß dieſe 


Taxe nur von ſolchen Handels- und Gewerbsleuten, mit deren Beſi- 
zungen keine Militärdienſtverpflichtung verbunden iſt, abzunehmen, übri- 


gens dieſe Taxen da, wo die Zuſtellungen durch die Kompagnien geſche⸗ 


hen, dieſen, als eine Entſchädigung für die Schreibmaterialien und zur 
Remunerirung der die Zuſtellung bewirkenden Kompagnie— Indiv ide 


zu belaſſen feien, 


) Amtserinnerungen ſ. 2189. Erſuchſchreiben ſ. §. 415). 


2631 2635. 1361 
2633. Vdg. des Mil. A. G. v. 18. Mai 1827 Z. 5190. 


Ueber eine vergekommene Anfrage, ob in Sterbfällen die Taxfrei— 
heit der Mannſchaft von Feldwebel oder Wachtmeiſter abwärts ſich nach 
der Eigenſchaft des Erblaſſers oder der Erben richte? wird erklärt: 
daß nach der klaren Vorſchrift der Mil. T. O. v. 6. Dez 1810, Abſaz 
5. der Grundſäze und nach der hkr. Vdg. v. 20. Feb. d. J. C. 200 
nicht die perſönliche Eigenſchaft des Erblaſſers, ſondern jene des 
Erben entſcheide, ob eine reine nicht 300 fl. betragende Erbſchaft 
tarfrei zu belaſſen ſei oder nicht, denn da es in dem allegirten Abſaze 
der T. O. wörtlich beißt: »die Mannſchaft vom Feldwebel und Wacht— 
meiſter abwärts iſt in Streitſachen durchaus, in den Geſchäften des ade— 
lichen Richteramtes aber dann tarfrei zu laſſen, wenn die reine Erbſchaft 
nicht 500 fl. beträgt, welches ſich auch auf ihre Weiber und Kinder er— 


ſtreket, falls dieſe als Erben eintreten; « ſo iſt gar nicht einzuſehen, 


wie dieſe klare Vorſchrift, die nur von Erbſchaft und Erben, nicht 


aber von Verlaſſenſchaft und Erblaſſer ſpricht, anders als nach dem 


Wortlaut genommen werden kann, der ſich deutlich dahin ausſpricht, daß 
die Mannſchaft vom Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts, ihre Weiber 


und Kinder, wenn ſie als Erben eintreten, und die reine Erhſchaft nicht 


500 fl. beträgt, tarfrei zu belaſſen fei. 


2634. fr. Reſk. v. 7. April 1829 C. 391 an d. allg. Mil. A 
G. (Mil. 57). 


Ueber Einvernehmen der k. k. allg. Hofkammer iſt befunden wor— 
den, das Hkd. v. 26. April 1810, wornach die Rechtsfragen über die 
Giltigkeit oder Ungiltigkeit und über die Auflöſung der Ehen bei allen 
Zivilgerichten tax- und ſtempelfrei zu behandeln ſind, auch den ſämtli— 
chen Mil. Jurisdikzionen zur Darnachachtung und Erzielung eines gleich— 
förmigen Verfahrens hinausgeben zu laſſen, und da die k. k. allg. Hof— 
kammer das General-Hoftaxamt unter einem anweiſt, die bei Mil. Ge— 
richten vorfallenden Rechtsſtreite dieſer Art eben ſo, wie es bei dem Zi— 
vile geſchiet, tax- und ſtempelfrei zu behandeln; ſo wird hiervon das 
A. G. zur eigeuen Richtſchnur, und weitern Anweiſung der unterſtehen— 
den Mil. Gerichtsbehörden verftändigt. 


2635. Hkr. Vdg. v. 12. März 1833 C. 344 an alle en Gen. 
Kom. (Mil. 28). 


Laut Eröffnung der k. k. allg. Hofkammer vom 28. Feb. 1833 3. 
9725 ergibt ſich aus dem fünften Grundſaze der Militärtarnorm vom 
6. Dez. 1810, daß nicht nur den enrollirten Grenzern und den Kommu— 


nionen den Grrnzhäuſer, zu welchen fie gehören, die Taxfreiheit in den 


darin bezeichneten Fallen zugeſtanden ſei, ſondern daß dieſelbe allen Grenz— 
häuſern, welche zu der Geſammtheit der für dienende Militärgrenzer zu 
Lehen beſtimmten Häuſer gehören, und nur gegen die Verpflichtung zu 
dem Dienſte des Grenzers verliehen werden, oder allen Individuen, 
welche die Kommunion eines ſolchen Hauſes bilden, zukomme; wenn gleich 
von einzelnen Häuſern zeitwillig Niemand enrollirt iſt. 


1362 Militärtaxordnung. 
Zum 10. Grundſaze der T. O. 


2636. Hkr. Bog. v. 28. März 1826 C. 345 an d. allg. Mil. A. 
G. (Mil. 93). 

Aus Anlaß der vorgekommenen Anfrage, ob die Taxen von Mer— 
kantil⸗ und Wechſelgerichtsverhandlungen zu Zengg, welche vor der Ver— 
einigung des Wechſelgerichtes mit dem Magiſtrate von den Beamten 
des Wechſelgerichtes bezogen wurden, nunmehr den Magiſtratsgliedern 
zu belaſſen ſeien, hat der k. k. Hofkriegsrath zu veordnen befunden, daß 
derlei Taxen nach dem für die Grenze beſtehenden Regulativ für den 
Kommunitäts-Proventenfond verrechnet werden ſollen. 


2637. Hkr. Vdg. v. 29. Feb. 1832 C. 263 an d. allg. Mil. A. G. 
(Mil. 24). 

Die beiden Zir. Reſk. vom 27. Jän. 1831 F. 129 und vom 19. 
Juli 1831 C. 791 die Legaliſirung und deren Taxen betreffend, find den 
Militärkommunitätsmagiſtraten in der Gränze im gehörigen Wege zur 
Richtſchnur mit Folgenden bekannt zu geben: 

Nach dem 10. Grundſaze der Militärtarnorm vom 6. Dez. 1810 


find alle Taxen, gleichviel ob ein mündliches oder ſchriftliches Einſchrei-⸗ 


ten der Partei geſchehen, ob es Legaliſirungs-, Vidimirungs- oder ſon— 
ſtige Taxen ſind, zu den Kommunitätsproventen abzuführen, und den 


§. 20 des Kommunitätenregulativs ſchreibt vor, wie die Taxen evident 


zu machen und zu verrechnen ſind. 

Damit aber dieſe Evidentmachung auch bei Legaliſirungen und Vi— 
dimirungen, welche mündlich angeſucht werden, erzielt werde, ſo iſt das 
für dieſen Fall bei Legaliſirungen vorgeſchriebene Protokoll, bei Vidi— 
mirungen aber eine Meldung des Vidimirenden ſogleich zu exhibiren, 
auf dem Stüke und im Taxjournale die Taxe anzumerken, ſolche von 
Partei ſogleich einzubringen, und von Fall zu Fall ihrer Beſtimmung zu— 
zuführen. S. 2617 — IS. 


Zum 12. Grund ſaze ) der T. O. 
2638. Hkr. Zir. v. 26. April 1828 F. 556. 6 (Mil. 35). 


Kirchen ſind, nach dem Sinne des Hfd. vom 2. Nov. 1790, wie 


Klöfter, Lehranſtalten und andere geiſtliche Stiftungen, ein Zählgeld von 


den ihnen zufallenden Erbſchaften um ſo weniger zu entrichten verbun— i 


den, als Se. Majeſtät das Vermögen der Kirchen auch von Entrichtung 
der Klaſſenſteuer frei zu ſprechen geruheten. 


| 
| 
jedoch iſt es mein Wille, daß nach der h. Entſchl. v. 5. April 1816 


0 
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Nachtrag. 
Zu 35. 


2639. Hkzd. o. 10. April 1821, an alle Lit. (G. 260). Hfr. Zir. 
v. 17. Mai 1821 J. 2932 (Mil. 138). 


Se. Maj. haben über den Antrag wegen Vergütung der in dem 
Königreiche Böhmen im lezten Kriege gegen Frankreich vom öſt. Mili— 
tär geſchehenen Kriegsbeſchädigungen unterm 2. April 1821 folgendes 
zu beſchließen befunden: 

»Den Unterthanen in Böhmen, ſo wie auch jenen in den übrigen 
Provinzen, iſt für die durch Exzeſſe der k. k. Truppen erlittenen Be— 
ſchädigungen zwar keine Vergütung aus dem Staatsſchaze zu leiſten, 


für den Fall, wenn dieſe Beſchädigungen auf Befehl, oder Zulaſſung 


der Befehlshaber erfolgt wären, oder dieſe Ordnung zu machen unter— 


laffen hätten, die Befehlshaber dieſer Truppen, inſoweit fie bekannt find, 


zur Verantwortung gezogen, und in ſo fern ihnen etwas zur Laſt fällt, 


zum Erſaze des gehörig zu liquidirenden Schadens verhalten werden. 

Dieſe a. h. Entſchl., welche zur alleinigen Norm für die Behand— 
lung der von dem öſt. Militär zugefügten Kriegsſchäden zu gelten hat, 
wird die Landesſtelle durch die Unterbehörden mit dem Beiſaze allge— 
mein kund zu machen haben: daß es jedem auf dieſe Art beſchädigten 
Unterthan, der ſich mit dem Beweiſe nach dem gegenwärtigen Aus— 


ſpruche gegen die Schuldtragenden aufzukommen getrauet, frei ſtehe, 


feine Entſchädigungsanſprüche bei den politiſchen Behörden gehö- 
hörig anzumelden und geltend zu machen, wo es dann die Pflicht der 
Landesſtelle ſein wird, jeden ſolchen Entſchädigungsanſpruch gehörig zu 
würdigen (und nach deſſen Beſchaffenheit entweder die weitere Verhand— 
lung mit dem Militärgeneralkommando darüber einzuleiten“), und auf 


die Befriedigung des Entſchädigungswerbers zu dringen, oder denſel— 
ben gleich zurük zu weiſen. 


Entſchädigungsanſprüche für Kriegsſchäden, deren Urheber nicht be— 
kannt ſind, kommen in keine Betrachtung. | 


Zu 887. 


2640. Statuten der in Prag errichteten mit Hfd. v. 21. Aug. 
1804 beſtätigten allg. Verſorgungsanſtalt für ohne ihr Ver— 
ſchulden verunglükte Männer und für Witwen und 
Waiſen. Vierte Auflage. Prag 1823. | 


§. 18. Auf eine Penſion oder Unterſtüzungsbeitrag findet kein 
Verbot ſtatt, uud jede Verpfändung oder Abtretung derſelben zieht den 
Verluſt der Penſions- oder Verſorgungsrechte nach ſich. 


r 


) Dieſe eingeſchloſſene Stelle kommt in der hofkriegsräthlichen Kundma— 
chung vor. - 


1364 Nachtrag. 


Zu 2041: 


2641. Vdg. des tir. A. G. v. 24. April 1835 Z. 1794, zu Folge 
Note des tir. Gub. v. 12. Z. 7277. 


Die hohe k. k. vereinte Hofkanzlei hat hinſichtlich der Frage, wie 
ſich in Betreff der Koſtenbeſtreitung benommen werde, welche bei Er— 
ledigung eines Erzbisthumes und Bisthumes für die Inventurs- und 
Separirungs-Kommiſſion aufgerechnet werden, mit hohem Dekrete vom 
5. März 1834 Z. 4870 eröffnet. 

Es könne ſich im Allgemeinen wohl nur an den Grundſaz gehal— 
ten werden, daß die Koſten für die unter dem allgemeinen Ausdruke: 
Inventur eines erledigten Bisthumes oder Erzbisthumes begriffenen. 
Amtshandlungen immer nur demjenigen Theile zur Laſt fallen ſollen, 
in deſſen Intereſſe die Amtshandlungen e werden. Hier⸗ 
aus folge, daß N 

a) die Aufnahme des von dem verſtorbenen Erzbiſchofe oder Bi⸗ 
ſchofe hinterlaſſenen Allodial-Vermögens (die eigentliche Inventur) als 
ein Akt angeſehen werden müſſe, der lediglich im Intereſſe der Erben 
vorgenommen wird, daher die diesfälligen Koſten von den Erben zu 
beſtreiten kommen; daß 

b) die Su matrniee ofen und Ausſcheidung desjenigen Ver— 
mögens, welches dem Erz- oder Bisthume angehört und dem Nachfol⸗ 
ger (Separazion des Pfründ- Vermögens), im Intereſſe des Bisthumes 
oder Erzbisthumes geſchieht, daher gewöhnlich die Koſten dieſer Amts- 
handlung von den Nuznießern des Bisthumes oder Erzbisthumes ge⸗ 
tragen werden müſſen. d 

e) Wenn bei der aufgenommenen Erhebung des Bauſtandes der 
erz⸗ und biſchöflichen Gebäude, und der denſelben zugewieſenen Patro— 
natsgebäude die Erben ſich nicht zu den ihnen zuerkannten Bauerſäzen 
einverſtehen, und auf eine weitere Erhebung durch Kunſtverſtändige und 
gerichtlichen Augenſchein antragen, wird die Frage über die Tragung 
dieſer Koſten von dem gerichtlichen Erkenntniſſe abhängen, und ſich be— 
nommen werden müſſen, wie dieſes im Einverſtändniſſe mit dem oberſten 
Gerichtshofe mit der Vdg. v. 6. März 1817 3. 4747 wegen Baus 
herſtellungen bei Pfarrhöfen nach dem Ableben der Pfründner erlaſſen 
worden iſt. S. 2040. 


Zu 2044. „eh, 
2642. Dek. d. o. ö. Reg. v. 17. Okt. 1825 5 24883 (P. 193). 


Die hohe Hofkanzlei hat unterm 29. Sept. d. 3. 29234 anher 
erinnert; die Erfolgung des Armendrittels bei gericht Inteſtat-Ver⸗ 
e e in dem geſezlich bezeichneten Falle an bairiſche Untertha- 
nen unterliege gegen Herſtellung des Beweiſes keinem Anftande, daß 
die bairiſche Regierung bei der Erbfolge in g eiſtlichen Inteſtat-Verlaſ- 
ſenſchaften, die öſt. Unterthanen eben fe wie ihre eigenen Unterthanen 
behandle. Die Verſendung von Meßgeldern in das Ausland iſt jedoch 5 
nach der Hofodg. v. 3. März 1781 unkerſagt. 


1 
— . h 


Alphabetiſches Regiſter. 
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(S. bedeutet Seite und ſ. bedeutet ſiehe.) 


Abfahrtsgeld, wer darüber zu entſcheiden hat, 21 —2 4; Einfluß deſſelben 
auf die Erbſteuer S. 1218 $. 29—30 u. S. 1246 F. 43. Beſtimmungen 
über das Abfahrtsgeld, wenn das Vermögen nach Ungarn, Siebenbürgen oder 
in das Ausland gezogen wird 2562 —9; es trit nicht ein entweder zufolge 
der Reziprozität oder zufolge eines Vertrages, ſ. Freizügigkeit. Beſtim⸗ 
mungen über das ehemals ſo genannte Militär-Abfahrtsgeld, wenn das Ver— 
Aber aus der Mil. in die Ziviljurisdikzion übergeht, ſ. Invalidenfonds— 
eitrag. ö 

Abfertigungen der Beamtenwitwen und Waiſen, auf dieſelben gehen die 
Penſionsverbote und Exekuzionen über 8 28; austretender Offiziere, ſie un— 
terliegen jeder Exekuzion 902. 

Abhandlung der Verlaſſenſchaft; Anhängigwerdung derſelben 1941; Be— 
kanntgebung der Todesfälle ſ. Todesfälle; Ablegung der Ordensgelübde 
1946— 51; Auswanderung 1952; Abthuung 1953; Sperre S. 932, 
§. 26 u. f. Kundmachung und Abſchriften der leztwilligen Anordnungen 1965 
— 8; Vormerkung derſelben in öffentl. Büchern S. 946, $. 43; Erbserflärung 
1969; Verfahren mit mehren Erbserklärungen ©. 947, d); Inventur S. 
940, F. 34 u. f.; Schäzung S. 941, §. 37-1922 u. 609 u. f.; Vermö⸗ 
gensbekenntniſſe und Ausweiſe 1923 —6; Einberufungsedikte 1922-9; 
Feilbietung S. 945; Aemtliche Verfügungen S. 946; Einantwortung, ſ. Ein— 
antwortung; Rekurs 198 7; Verlaſſenſchaftsprotokoll S. 948, $. 44; 
Verfahren, wenn Ausländer ſterben und hierorts ein Vermögen hinterlaſſen 
1999 und bei Ungarn u. Siebenbürgern 211416; bei Landmännern, 
die in mehren Provinzen begütert ſind 2013; wenn der Fiskus einſchreitet, 
2027 — 33 u. 2109; bei erbloſen Verlaſſenſchaften 2023, insbeſon— 
dere proteſtantiſcher Geiſtlichen 20 2 1; bei Verlaſſenſchaften der Geiſtlichen 
und Nonnen 2035—72 u. 2642 und der Mil. Perſonen 2084-98. 

Ableinungseid findet nicht ſtatt 650. N 

Abſchriften von Teſtamenten aus Ungarn haben Rechtskraft 1609; wann 
fie einzuſenden find dem Ordinariate 2039 und der polit. Behörde 2110. 

Abſenztabellen 1902—8. 

Abſtiftung der Unterthanen 1425 —40. 

Abteipfründen (pains d’Abbayes), in wie weit fie kein Gegenſtand der Ver— 
äußerung und Verpfändung find 915-6. 

Abthuung der Verlaſſenſchaft 2953. ü 5 

Abtretung des Eigenthums zum allg. Beſten; ſ. Expropriazion. 

Addizionalartikel find unzuläſſig 562. f 

Adel, wer darüber zu entſcheiden hat, 25 u. 26; Strafverfahren bei Anmaſ— 
jungen desſelben 190g — 4; Rechte des in- und ausländiſchen Adels 
1805—; Todesfälle adeliger Perſonen find dem Landrechte anzuzeigen 
1988, und das Erlöſchen adeliger Familien der Lſt. 1989-90. 

Adelszeugniſſe der Stände find öffentliche Urkunden 433. 

Adjuten ſind befreit vom Verbote und der Exekuzion 862. 
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Adopzion, Taxen 2305—6. 8 
Advokaten find von der polit. Verhandlung der Unterthansbeſchwerden aus— 
geſchloſſen 113 F. 13; doch können fie den Unterthanen Beſchwerdeſchriften 
verfaſſen 115; wann und wie ſie die Vertretungsvollmachten vorzulegen 
haben 283-6, welche Schriften von ihnen gefertigt ſein müſſen 199— 
202; der Beſtellung eines Rechtsfreundes bedarf nicht der Advokat 209 
und der für das Richteramt Geprüfte 210; fie ſollen im mündlichen Verfah⸗ 
ren zur Tagſazung erſcheinen und nicht Schriften wechſeln 224 u. 227; 
ſie ſollen nicht alle Schriften in der lezten halben Stunde in das Einrei— 
chungsprotokoll ſchicken 1666; ihre Adnotazionen find nicht als Handlungs: 
bücher anzuſehen 512; der Advokat der Gegenpartei iſt ein zuläſſiger Zeuge 
55 7; Aufnahme der species facti S. 558, $. 412—15 u. 1301; Voll⸗ 
macht S. 559, $. 416— 1303; Subſtitut und deſſen Vollmacht S. 561 
§. 420— 1312; insbeſondere zur Vertretung einer Handlung 1633 6. 13 
oder Gewerkſchaft 1623 95796 Verweigerung u. Aufkündigung der Vertretung 
S. 561, §. 419 u. 1306; Mißbrauch der Amtsgewalt S. 563, F. 421-1314; 
Verbot der Abſprünge u. des Saumſales S. 564, §. 422 u. 13 18; der Prome⸗ 
morien und Ausforſchung der Referenten 1319; der Friſtgeſuche zu Hofrekurſen 
1320; der Ausbedingung einer beſtimmten Belohnung und Einlöſung der 
Streitſache S. 565, §. 423— 1322; Strafrecht S. 567 $. 428—133 3; 
über die Entlaſſung iſt in vollem Rathe zu entſcheiden 2334; Verhalten 
zur Entſchädigung 1331; Korrekzionsbuch 1335-6; ſtrenge Ueberwa⸗ 
chung 2337 —9; Bekanntgebung der Suspendirung oder Entſezung 1338; 
Beförderung 1340—1; Gebühren-Liquidirung und Moderirung S. 565, 
§. 424—7 und Einbringung 1325; fie gehören im Konkurſe nicht in die 3. 


Kl. 1500, diesfällige Taxen 2269, 2292 u. 2261; Haftung der Ad⸗ 


vokaten für die Tax-, Porto- und Stempelgebühren 2268 F. 11), 2220, 

222 2 — 30 u. 2240; Domizil und Urlaub 13429; Verfahren beim 

Tode 1309; Söhne der Advokaten, Anſtellung 1380. r 

Advokatur; Erforderniſſe S. 540, §. 410-4273; insbefondere bei den Mil. 
Gerichten in Ungarn und in der Grenze 1604; Umfang 12248; Be⸗ 
ſchränkungen bei Profeſſoren 1279; bei Penſioniſten u. Quieszenten 1280 
—1; in Führung der Gewerbe 1282; u. Verbindung mit dem Richteramte 
1283 — 92. 

Aerar; Verbot u. Pfändung auf Forderungen aus Kontrakten mit demſelben; 
auf Schiffe u. andere dazu gehörige Geräthſchaften 844 —6; an welche 
Behörden ſich diesfalls zu wenden 843; Monturſtücke find kein Gegenſtand 
der Verpfändung 847; für welche Forderungen desſelben die Kauzionen 
der Beamten haften 54 u. 55; Sicherſtellung und Exequirung derſelben 
durch die adminiſtrativen Behörden 52 u. 58 u. im Konkurſe 365; An⸗ 
meldung derſelben bei Mil. Verlaſſenſchaften 2086. 


Aerarialgebühren; Erhebung der Ausſtände derſelben nach dem Tode der 


Betheilten 2012; beim Militär 2084; Erhebung derſelben für Waiſen 
2118. 
Aerarialrükſtände; Aufforderung wegen Liquidazion derſelben 365. 
Aerzte, ihre Adnotazionen haben keine Beweiskraft 51%. 
Agenten öffentliche 1450-8. 


Akatholiſche Gemeinden, über die Abgaben derſelben an die kath. Geiſtlich— a 


keit u. an ihre Seelſorger und Schullehrer entſcheidet die polit. Behörde 
27 —8. 8 


Akten der Regiſtratur, Mittheilung u. Einſicht derſelben S. 877, $. 104 u. f. 


Aktenverzeichniſſe im mündlichen Verfahren find taxfrei 2226. 

Aktivforderungen ſind in den vom Perſonalrichter eröffneten Konkurs ein— 
zuziehen 1430; fie unterliegen der Erbſteuer S. 1213 8. 20—22. 

Aktoriſche Kauzion S. 539 F. 406—8 u. 1246, fie findet im Konkurſe nicht 
ſtatt 1484. 

Aktuare der Hofkammerprokuratur können bei Gericht erſcheinen 13900. 

Akzeptazion trokener Wechſel 1638, 2); Haftung mehrerer Akzeptanten 
18358, ). 


7 
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Akzien — Archiv. 1367 


Akzien der Nordbahn au porteur, unterliegen nicht dem Verbote 1848; 
Akzien der Bank ſ. Nazionalbank. 

Alimentazion der Gattin und Kinder aus der Beſoldung und dem Quartier— 
gelde 8865 —2; des arreftirten Schuldners 1147 — 53; des Kridatars 
1454. 

Almoſen find Fein Gegenſtand des Verbotes, der Erefuzion u. Zeſſion 848 
—52 u. S. 378, F. 4. 

Alumnatikum aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften 852 2— 342; insbeſondere in 
Mähren S. 1298, 4); auf dasſelbe iſt beim Erbſteueräquivalente keine Rük— 
ſicht zu nehmen 2429. 


Amortiſirung; I. der Privaturkunden: von wem und wo fie anzuſuchen 
it 1844 — 7; insbeſondere bei den Akzien und Kupons der Nordbahn 
4848; Verfahren 1849-50; II. der Staatspapiere und zwar a) 
auf den Ueberbringer 1851 —3; b) der Zinſentalons 1854 c) auf be 
ſtimmten Namen 1855; d) der ſalzburgiſchen 1856 —7 u. e); der tirol. 
Landſchaftsobligazionen 1858; f) der Urkunden des Monte 1859-060; 
g) dem Generalkomando iſt . zu erſtatten 2861 u. 1873; fo wie 
der Kaffe u. Hofſtelle 1862; Verfahren, wenn die Originalobligazion wies 
der vorgefunden wird 1863 —4; oder wenn um Ausfertigung des Duppli— 
kates angeſucht wird 2865; III. der Kreiskaſſaempfangſcheine 
1866; IV. der Tazentſchädigungsbeſcheide 1862; V. der Urkun⸗ 
den der Nazionalbank 1868; VI. alter Sazpoſten 1869-73. 

Amtsdiener, ſ. Gerichtsdiener. 

Amtserinnerungen; Abſchriften derſelben 798; ſie ſind von Taxen, Stem— 
peln u. Porto befreit 2189. 1 5 

Anbietung des Eides, wann ſie als gerichtlich anzuſehen iſt 667. 

Anbot bei Lizitazionen 1102 —3. 

Anmeldung, ſ. Liquidirung. 

Anſchlagung an die Thüre 1202. | 

Anzeigungen eines Verbrechens oder einer ſchw. Pol. Ueb. 158 u. 401. 


Apotheker, ihre Bücher haben Beweiskraft 517. 


Appellazion; wann fie ſtatt findet u. wann nicht S. 323 F. 252 u. f. Advo⸗ 
Fatenfertigung der Appellazions- u. Reviſionsſchriften 202; die Anmeldung 
iſt das Weſen derſelben 209 —11; die Friſt zur Anmeldung kann nicht erweitert 
werden 212—14; Verfahren mit einer verſpäteten Anmeldung 728 — 
30; mit der Anmeldung kann die Beſchwerde verbunden werden 215-6; 
Erſtrekung der Friſt zur Beſchwerde 212 —20; die verſpätete Beſchwerde 
oder Einrede iſt nicht mehr anzunehmen 719 —22; ſchriftliches Appel: 
lazionsverfahren 2821 — 7; die Friſt zur Einrede kann nicht erſtreckt werden 
224; Mündliches Appellazionsverfahren 231; Ablaſſung u. Fortſezung 
derſelben 233 —4; wenn ſich die Advokaten nicht im Gerichtsorte befin— 

den, ſollen die Appellazions- u. Reviſionsreden ſchriftlich überreicht werden 
732; im ſchriftlichen Verfahren findet keine Inrotulirung der Appella— 

zions⸗und Reviſtonsſchriften ſtatt 235; im mündlichen Verfahren find zur 
Inrotulirung die Advokaten nicht zuzulaſſen 236, außer die Partei verlangt, 
es 237; Einbegleitungsbericht, Inhalt u. Beilagen desſelben S. 
332—4; beim Oberſthofmarſchallamte geſchieht die Einbegleitung mit Präſidial— 
note 249 u. 250; Sicherſtellung während der Appellazion S. 335.8. 259 
751; die diesfällige Deponirung des ſtreitigen Betrages begründet kein 
pfandrecht 25 3; das nicht rechtskräftige Urtheil kann pränotirt werden u. 
die Rechtfertigung geſchieht durch das Exekuzionsgeſuch 754; auch während 
der Appellazion gegen den Gerichtskoſtenerſaz können die Taxen eingetrieben 
werden 2250; Appellazion des Fiskus 7261, bei Wechſelgerichten 
1633, F. 9 u. 1639, u. in Eheſachen 1590 f. 18. Das A. G. hat 
mit ſeinem Urtheile die Prozeßakten zurük zu ſchiken 7225; wenn beide 

Theile appelliren, erfolgt doch nur ein Urtheil 229; Ausweis über die nicht 
ergriffene Appellazion oder Reviſion 983. 

Archive, ämtliche Inſtrumente über dort befindliche Urkunden haben vollen 
Glauben 432. 


1368 Arme — Ausland. 


Arme; Verfahren, wenn Armeninſtituten Vermächtniſſe zugedacht ſind 1992 
—5; wenn der Erblaſſer aus dem Armeninſtitute verpflegt worden iſt 1996 
oder in einem Spitale 2105; wer die Vertheilung der Legate unter Arme 
vorzunehmen hat 1993 u. 1992; geſezliches Erbrecht der Armen auf 
den Nachlaß der Geiſtlichen 2042 —5; insbeſondere der aus dem ungar. 
Studien- oder Religionsfonde penſionirten Exreligioſen 2062; das Armen: 
drittel kann auch an bairiſche Unterthanen erfolgt werden 2642; dieſes 
Erbrecht iſt vom Fiskus zu vertreten 2030; ob das Armendrittel den Ver⸗ 
wandten zu überlaſſen iſt, entſcheidet die Lſt. 48. Tax- und Stempelfreiheit 
des Armeninſtitutes 2129—84; Befreiung von der Erbſteuer S. 1208 e) 


u. 2412. Für die Armeninſtitute find folgende Giebigkeiten einzuhe- 


ben: die Lizitazionsprozente 249 58; Prozent von den Zivilverlaſ— 
ſenſchaften in Wien 2510—12 u. 2514 15, ferner 1 fl. für die 


Armenbürgerlade 2508; u. das halbperzentige Mortuar in Gräz 2516 


—21; über die diesfälligen Giebigkeiten in Mähren 2559-61. 
Arreſt; von demſelben ſind befreit 1) die Militäriſten 1602 C. 2 u. 837; 
eben jo die Landwehrmannſchaft 838; jedoch nicht die Beurlaubten 89 und 
die Handels- und Gewerbsleute in der Militärgrenze u. die Einwohner der 
Militärkommunitäten 8 4; 2) die Staatsbeamten 852; die Vorſteher der 
Judengemeinden 841; die Beamten des Verſazamtes, der Kranken- u. Ver⸗ 
ſorgungsanſtalten 8 56; die polit., ſtändiſchen und ſtädtiſchen Fondsbeamten 
. 837%, die Subjekte der Hofapotheke 85; die Dienerſchaft des Hofſtaates 
59 die Hoftheaterbeamten 861; die Praktikanten 862; die Schullehrer 


u. Induſtriallehrerinen 862; nicht aber die Hofſchauſpieler 860 u. die Poſt⸗ 


expeditoren 842; 3) die Salniter: u. Pulvererzeuger S. 388 die Note; die 
fahrenden Güter des Arreſtirten ſind nicht zugleich in gerichtliche Verwahrung 
zu nehmen 843. — Vorſichtsweiſer Arreſt S. 362 8.275 u. f.; er kann über 
1 Jahr dauern 1145; Arreſt ad praestandum factum S. 453 F. 309 — 10; Schul⸗ 
denarreſt S. 493, §. 348 u. f. demſelben unterliegt auch der Kridatar 14523; 
Vornahme u. Berechnung des Arreſtes 113946; Alimentazion 1142 — 
5 3. Aemtliche Arreſtirung des Schuldners 1169 u. des Kridatars LAGE. 


Aſſekuranzkontrakte in Trieſt; Befreiung derſelben von der Zeugenfertigung 


495 —502. 1 

Auditore; ihre Gage und Penſion unterliegt mit einem Drittel der Exekuzion 
902-24 eben jo die Gnadengehalte oder Penſionen ihrer Witwen und 
Waiſen 901 und 904; jedoch nicht unter 100 fl. 8 29. 

Aufforderung der Gläubiger außer dem Konkurſe und ohne Berühmung, 
sub clausula praechusi iſt nicht geſtattet 38 25; im Konkurſe geſchieht fie durch 
Edikt und nicht durch eine Klage 4462, Ausn. 465; Aufforderungsklagen 
finden ſtatt: wegen Berühmung S. 142 F. 66 u. f. u. 322295; gegen No⸗ 
zionen 430—6 3; die vorläufige Sicherſtellung des Strafbetrages iſt in 
der Regel nicht erforderlich 920; wegen Probepunzirung BER; gegen 
Zivilbuchhaltereierledigungen 40a; wegen Liquidazionen der Aerarialrükſtände 
im Konkurſe 365; wegen Verzehrungsſteuerentſchädigung 366 — 7; gegen 
Reſtzettel 468 — 22; bei Verlaſſenſchaften der in Verrechnung geſtandenen 
Beamten 37 3— 4; wegen zweimaliger Pränotazion 3 25; wegen Abnahme 
eines verpachteten Staatsgutes 32 26 — 7; gegen Militärerkenntniſſe und No: 
zionen der Hofkriegsbuchhaltung 2 28 — 83; wegen eines vorzunehmenden 
Baues ©. 175 8. 72 und 4849. | 

Aufkündigung einer Wohnung, Zuftellung derſelben 16654. i 

Auf⸗ und Unterschrift bei Sazſchriften 199 —:H: 10. 

Ausbleiben von der Tagſazung, Rechtfertigung desſelben S. 11389. 33 und 
249 40. s 

Auskultanten, Ernennung und Verwendung derſelben 1680. 

Ausland; Exekuzion der Urtheile 4019-21; insbeſondere: Baden 1022 
— 4; Baiern 1024; Frankreich 1025; Kirchenſtaat 1026— 7; Krakau 
1028; Rußland 1029; Sachſen 1030; Sardinien u. Teſſin 10a 1; 
Warſchau 102; Reziprozität im Konkurſe S. 648 §. 27 u. SOA; 
und bei Erdſchaften Sαοσ ; Verfahren, wenn Ausländer ſterben und 


Ausſchl. — Beband. 1369 


hierorts ein Vermögen hinterlaſſen 39; Behandlung des Vermögens 
eines Ausländers und des im Auslande befindlichen Vermögens eines In⸗ 
länders rükſichtlich der Erbſteuer S. 1212 F. 19 u. 20. 

Ausſchließung des befangenen Richters, ſ. Perhorreszenz. 

Ausſchuß der Gläubiger im Konkurſe, Wahl desſelben S. 655, §. 36, 1868 
$. 37; Geſchafte desſelben 18 2 45, 1582, 5.41 u. f.; Belohnung des— 
ſelben 1560. N 

Auswanderung und unbefugte Abweſenheit, Verfahren dabei 49 u. 50; 
was mit dem Vermögen zu geſchehen hat 19582; Eintreibung und Abſchrei— 
bung der von Auswanderern rükſtändigen Tax-, Porto- und Stempelgebüh— 

Tren 2255. 

Ausweiſe; Erträgnig- oder Schäzungsausweiſe zur Bemeſſung der Erbſteuer 
S. 1158, §. 1- 2400; Ausweiſe über die Geſchäfte bei Gericht, ſ. Ge— 
ſchäfts ausweiſe. N 

Ausziehſtreitſachen: in Wien 1648 —54; Klagenfurt 1655; Prag 
1650 Linz 1652; Graz 1658. 


B 

Bank; ſ. Nazionalbank. 

Barmherzige Brüder ſind in ihren causis von den Gerichtstaxen nicht be— 
freit 2128, aber von der Erbſteuer, wie die barmherzigen Schweſtern 
2420 und von dem Erbſteueräquivalente 2484. 

Bau; Aufforderungsprozeß S. 175, $. 72 u. 384— 7; Ausnahme, daß Bau⸗ 
ſtreitigkeiten zur Realinſtanz gehören in Wien 368 und in Prag 389 
Verfahren bei Waſſerbauten 490 —3. 2 | 

Bauerngut; Exekuzion auf dasſelbe 4092. 

Beamte; Beeidigung derſelben zur Ausſtellung öffentl. Urkunden 420 —2 u. 
zur Verwaltung der Depoſtten- und Waiſenämter 2144; können wegen 
ihrer Amtshandlung bei Gericht nicht geklagt werden 51; und find in Amts: 
ſachen unzuläſſige Zeugen 555 u. 556; Streitigkeiten zwiſchen denſelben 
und den Herrſchaftsbeſizern gehören auf den Rechtsweg 52 u. 53; für 
welche Forderungen des Aerars ihre Dienſtkauzionen haften 54 —55; Ge— 
richtstaxen find von ihren Beſoldungen abzuziehen 56; Vornahme der Ge— 
halts- und Penſionsabzüge durch die adminiſtrative Behörde 57; bei ftän- 
diſchen, jtädtiihen und Fondsbeamten 58; Aufforderungsflage bei Verlaſſen— 
ſchaften der in Verrechnung geſtandenen Beamten 373 —4, und im Konkurſe 
365; Befreiung derſelben vom Arreſte und ihrer Gehalte vom Verbote und 
der Exekuzion; ſ. Arreſt und Gehalte; Anſtellung verwandter und ver— 
ſchwägerter Perſonen bei Zivil- und Militärbehörden 128 1—2; Entlaſſung 
wegen Verbrechen, ſchweren Polizeiübert. u. Vergehen S. 588, §. 433— 139 7; 
und wegen eigenmächtiger Entfernung 4398; Rekurs gegen die Entlaſſung 
1399; Aufhebung des Verbotes der Nebenbeſchäftigungen 1405 — ; 
Remunerazionen von Privaten an öffentl. Beamte find unzuläſſig 1409; 
Anzeige der Sterbfälle der aus öffentl. Fonden bezahlten Beamten und Pen⸗ 
ſioniſten 2007 — 8, Abnahme ihrer Zahlungsbögen 89092; Einantwortung 
des Nachlaſſes eines in Verrechnung geſtandenen Beamten 2010—11 und 
Erhebung der Ausſtände der Gehalte, Penſtonen u. ſ. w. 2012. 

Beantwortung, Folgen der unterlaſſenen 12 2. | 

Bedrükung, obrigkeitl., Exekuzion der Erkenntniſſe über dieſelbe 1005. 

Beendigung des Konkurſes, wie zu erklären 1587. 5 

Beerdigungsbuch; ſ. Todten buch. ö 

Begräbniß:, Krankheits- und Trauerkoſten; Vorrecht im Konkurſe S. 628, 
§. 15 und in Strafhäuſern 2111; Behandlung bei der Erbſteuer S. 1246, 


F. 43. a 
f . Landſtände, Abhandlung ihrer Verlaſſenſchaft 2013. 
Behandlung der Gläubiger hemmt die Exekuzion nicht 2262; Verfahren 
der 1; die Wechſelgläubiger ſind an die Mehrheit nicht gebun— 
en 9 | 


1370 Beiurtheil — Böſer. 


Beiurtheil, dadurch wird auf den Beweis mit Zeugen und Kunſtverſtändigen 
erkannt; Inhalt, Rechtswirkung und Formulare desſelben 553; es kann 
theilweiſe zugleich ein Endurtheil fen 554. 

Belehrungen in anhängigen Rechtsſtreiten find nicht zu ertheilen 1931. 

Benefizium die Dotirung desſelben iſt erbſteuerfrei S. 1208 d. 

Bergbauverbot 1628. . 

Berggerichte, Verfahren bei denſelben 2623 u. f. Wirkſamkeit derſelben 
bei Verlaſſenſchaftsabhandlungen 1959 —61. a 

gn von dem beweglichen Vermögen iſt kein Fallfreigeld zu nehmen 
2359. * 


Bergwerke; Verbot und Exekuzion auf dieſelben 882; 1623, §. 22—26; 


1624 u. 1628; Behandlung derſelben beim Mortuar 2380 und bei 
der Erbſteuer S. 1214 §. 23. 

Bergwerksprodukten⸗-Verſchleißdirekzion; Looſe und Tratten derſelben 
adde Amortiſirung 1851; ſie unterliegen nicht dem Verbote 1851 
und 882. 

Bericht zur Einbegleitung der Appellazions- und Reviſionsakten, Inhalt und 
Beilagen desſelben S. 332 — 34; über Rekurſe 299 — 803; beim Oberſt⸗ 
hofmarſchallamte geſchieht dieſe Einbegleitung mit Präſidialnote 8249-50 
und 294; Konkursberichte 1462 —8 u. 14701; Berichtsausweiſe 
1899 u. 1900; Berichte über die Auskultanten 1901 —6; Tarfreiheit 
der Berichte 2185. 

Beſcheid; ob ſchriftlich oder mündlich zu verfahren iſt, wird durch Beſcheid 
erledigt 22 1; eben jo, ob ein Eid für abgeſchworen zu halten ſei 214; 
und ob er wirklich abgelegt worden iſt oder nicht 84 7 u. 662; über eine 
blos zur Einſicht der Urkunden vorgegangene Verhandlung 542; über die 
ſtreitige Sequeſtrazion 961. N 

Beſchlagnahme bei Induſtrieprivilegien 928. ; 

Beſchneidungsbuch; ſ. Tauf⸗ oder Öeburtsbud. ». 

Beſchwerdeführung; ſ. Rekurs. 


Beſizfähigkeit bei landtäflichen Gütern, waun die polit. Behörde darüber 


zu entſcheiden hat 59. . 
Beſizſtreitigkeiten, Proviſorien bei denſelben 121-4. 
Beſoldung beim Zivile; ſ. Gehalte, und beim Militär, ſ. Gage. 
Beſtellungen, welche den Räthen und ihren Frauen verboten ſind 1408. 


Betreibungsgeſuche find nicht dem Referenten, ſondern den Vizepräſidenten 


zu übergeben 2675. 

Beurlaubte, bis zur Einberufung unterſtehen dem Zivilgerichte 889. 

Beweggründe, ſ. Entſcheidungsgründe. 

Beweis iſt lediglich nach d. G. O. zu beurtheilen; von den früheren Geſezen 
und dem röm. Rechte iſt es ganz abgekommen 412; kann über die im Pro⸗ 
zeſſe nicht vorgekommenen Umſtände nicht aufgetragen werden 411; Beweis 
ausländischer Geſeze 408, der Robottage 4009, der Wechſelfähigkeit 1635. 

Beweismittel, wo fie angeſchloſſen werden müſſen 178 — BE und 548 — 
50; wann der Richter in die Verwerflichkeit desſelben nicht eingehen darf 
537; Verfahren mit neuen, vor abgelegtem Eide S. 310 §. 231 und 664; 
im Konkurſe 1493. 

Beweisſchriften; die Parteien haben denſelben die Zeugenverhörprotokolle 
nicht beizuſchließen 58 5; find zu inrotuliren 586; bei Zeugen und Kunſt— 
verſtändigen 553 F. 3. und 602. - in 

Bilder, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 20 und bei der Erb» 
ſteuer S. 1214 §. 24 — 2433. 

Biſchöfe; wozu das Kirchendrittel der Verlaſſenſchaften derſelben zu verwen— 
den iſt 2045. ü 

Bisthum; Beſtreitung der bei Erledigung desſelben vorkommenden Inventurs-, 
Separirungs- und Gebäudebeſichtigungskoſten 26 41. 

Bogen, auf ganzen, find gerichtliche Eingaben zu ſchreiben E89. 


Börſe in Trieſt, Aufnahme des Kunſtbefundes 800. 1 


Böſer Vorſaz wird bei Gefällsübertretungen nicht erfordert BEA, 


Bothen — Depoſ. 1371 


Bothen und Bothenlohn oder Meilengelder, ſ. Gerichtsdiener. 

Brandfchadenverficherungsanftalten ; Entſcheidung ihrer Streitſachen 
durch Schiedsrichter S. 301 b *); die von ihnen zu zahlenden Entſchädigun⸗ 
en können nur zum Behufe des Wiederaufbaues zedirt, mit Verbot und 
rekuzion belegt werden 8884; ausgenommen in Tirol 884. 

Briefe des Kridatars 1422—4. 25 

Buchhaltereierledigung; Aufforderung bei Zivilbehörden 403; und bei 
Militärbehörden 428 — 83. Bi 

Buchhaltereizeugniß bei militäriſchen Verlaſſenſchaften 2O#4— 86. 

Bücher, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 2@24— 21, insbejondere 
der geiſtlichen Bücher und Schriften 20A 5-8; und nach Militärperſonen 
2082; Erbſteuerfreiheit derſelben S. 1214 §. 24 — 2433. 

Bürgerſpitäler, ſind von Gerichtstaxen nicht befreit 8183. 

Bürgſchaften bei Wechſeln 1638. 

Burg, kaiſ., Verfahren bei dem Tode der daſelbſt wohnenden Hofbeamten und 
Diener 1962. 

Buftage der Juden 1189. 


C 


Clausula praeclusi; die Aufforderung eines Gläubigers unter dieſer 
Klauſel findet nicht ſtatt 325. 

Comportatio documentorum; Auftragung und Ablegung des Eides 
über dieſelbe 657 —9. 

Congrua der Geiſtlichen unterliegt Feiner Exekuzion 912; auf dieſelbe iſt 
bei dem Erbſteueräquivalente keine Rükſicht zu nehmen 2478. 

Consilia juridica find den Sazſchriften nicht beizulegen 182. 


D 

1 Defizientenhaus, Beiträge für dasſelbe aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften 2529. 

Dielegirung; die Rechtſache des Gerichtsherrn kann auch nicht bei feinem des 
legirten Gerichte verhandelt werden 1229; Delegirung eines Gerichtes 
durch die vorgeſetzte Behörde 1220 —23; durch das Landrecht 614 und 
2955—7, insbeſondere in geiſtlichen Verlaſſenſchaften 2038, 2049, 
2051 und 2054; durch den Magiſtrat 2958, oder durch das Wechſel— 
gericht 1645. Ausmaß und Verwendung der Taxen, die ein delegirtes oder 
prorogirtes Gericht zu erheben hat 2212 —19 und 2295. 

Denkmünze, beim Zivile, wann fie den Erben zu erfolgen iſt 28022; beim 
Militär bleibt ſie dem Weibe oder den Kindern 2098. 

Deponirung des ſtreitigen Betrages während der Appellazion bewirkt kein 
Pfandrecht 253. 

Depoſiten; Benehmen der Gerichte bei denſelben S. 1026 — 9; Vorſichten 
bei Obligazionen und Schuldſcheinen 2130—3; Erhebung der Intereſſen 
durch die Depoſitenämter 21345; Crfolglaffung von Amtswegen 2136; 
Vorſchüſſe an Verſazämter 8132; Kaduzität der Depoſiten 2813843; 
3 und Regiſter über Depofiten S. 1035 $. 79 — 82; Skontrirung 

1036, §. 83 — 4; Beeidigung der Beamten 2144; Vorſchriften für 
Bezirksgerichte, Pflegämter und Dominien 2145 — 48; Anwendung der 
G. J. auf die ſtädtiſchen Depoſitenämter in Mähren 2149-50, und in 
Böhmen 2151 —6; Uiberwachung durch die Schuzobrigkeiten 2158; 
Strafen wegen unredlicher Verwaltung der Waiſen- und Depoſitenkaſſen 
2158—9; Vorſchüſſe zur Beſtreitung der Koſten der Exekuzion des Fis— 
Ba Geben die Gutsherren wegen abgängiger Waiſen- und Depoſitengelder 

160. 

Depoſitengebühr, ſ. Zählgeld. 

Depofiteninſtrukzion für die Landrechte 2161. 
epoſitum der Supplenten; Verfahren bei der Veräußerung und Vormer: 
kung 948; gerichtliches, Vornahme des Verbotes 951; fruchtbringende 
Anlegung desſelben 989. 


1372 Deput. — Eid. 


Deputate, Befreiung von der Exekuzion 883. 

Derelikte, Verfahren mit denſelben 352—3. 

Deſervit der Advokaten, Liquidirung und Bezahlung 1325. 

Diäten der Nichtſtaatsbeamten unterliegen dem Verbote und der Exekuzion 822. 

Dienerſchaft des Hofſtaates, Anzeige, wenn fie geklagt wird 12; Befreiung 
vom Arreſte und Verbote 859. 

Dienſtbarkeiten, Liquidirung im Konkurſe 1491 —2. 

Dienſtbothen; von welchen Behörden die Streitſachen derſelben zu entſcheiden 
find? 61 — 63; die denſelben hinterlaſſenen Vermächtniſſe find mortuarfrei 
2362. a 

Dienſtgraziale des Soldaten, kann weder zur Entſchädigung, noch zur Be— 
zahlung von Schulden verwendet werden 896. Beſtimmung wegen des 
Invalidenfondsbeitrages 2551. — 

Dienſtkauzionen der Beamten, für welche Forderungen des Aerars ſie haften, 
545; der Militärperſonen, Erfolgung an die Erben 2086 *). 

Dienſtlohnſtreitigkeiten, wer fie zu entſcheiden hat 61 —3. 

Diurnen der Nichtſtaatsbeamten unterliegen dem Verbote und der Erefuzion 
822; jedoch nicht unter 100 fl. 829, weil fie Unterhaltungsgelder oder 
Alimentazionen find 88 1 ©. 8. 

Dollmetſcher, Aufſtellung derſelben, ihre Rechte und Pflichten 193; ämtliche 
Uiberſezungen müſſen fie unentgeltlich liefern 198; polniſche 622. 

Dukaten, Abnahme der Verlaſſenſchaftsgebühren von denſelben 2446, und 
von nicht vollwichtigen 2453 u. 2470. 5 

Dominium, Streitigkeiten mit den Beamten gehören auf den Rechtsweg 52 — 3; 
der Unterthan des in Streit verfangenen Dominiums iſt bei dem nächſten 
Magiſtrate abzuhören 8 701; Klagen desſelben gegen Gerichtsinſaſſen find 
bei dem nächſten Gerichte anzubringen 1229; das gilt auch im adeligen 
Richteramte 1281; wie bei der Exekuzion in den Rechtsſachen des Do— 
miniums gegen Gerichtsinſaſſen vorzugehen iſt 1280 u. 1285; Einklagung 
der Kirchen- und Stiftungskapitalien gegen Unterthanen des Dominiums, 
welches zugleich Vogt oder Patron iſt 1284; Geſuche um Einverleibung 
und Vormerkung der Forderungen des Gutsherrn, wo anzubringen und zu 
vollziehen 1285. Der Gerichtsherr kann die Gerichtsbarkeit ſelbſt ausüben, 
wenn er geprüft iſt 2121. Obrigkeitliche Forderungen, Vorzugsrecht, bei 
Exekuzionen und im Konkurſe 1128 —9; S. 629, §. 16 u. 1525. Die in der 
Erbſteuerabfuhr ſäumigen Dominien unterliegen den Strafintereſſen 2472. 

Durchlaucht 18003. 3 


E 


Edikte; wegen Feilbietung unbeweglicher Güter, in denſelben iſt der Schä— 
zungswerth im Ganzen auszudrüken 1082, nicht aber die Summe der 
Schulden 1080; was ſtatt Fabrik zu ſagen iſt 408 1; welche Bedingun⸗ 
gen zu vermeiden ſind 1122; Inhalt und Kundmachung der Konkursedikte, 
S. 609 6. 5, 8 u. 9 und Stempelfreiheit derſelben 1549; Einberufungs⸗ 
edikte bei der Abhandlung einer Verlaſſenſchaft 192 2, insbeſondere beim 

Militär 2086 und Note **). Formulare der Edikte, S. 849 $. 85 — 87; 
Anſchlagung derſelben 1840, Kundmachung durch die Zeitung 1841, ins⸗ 
beſondere in der preuß. Staatszeitung 1842, Aufbewahrung in der Regi— 
ſtratur 1843. a 

Ehe, der Pupillen in Ungarn, dazu iſt die Legaliſirung der obervormundſchaft— 
lichen Bewilligung erforderlich 428. i 

Ehebruch; Geſtändniß desſelben 41 6—9. 

Eheſtreitſachen, Verfahren 1590 —6; insbeſondere bei Judenehen 159% 
bis 1601; fie find tax- und ſtempelfrei 2190. 5 

Ehrenbeleidigungen; wo zu verhandeln 155. 

Ehrendekorazionen, Verfahren bei Anmaſſung derſelben 1003. 

Eid; Benehmen der Behörde bei Ablegung desſelben, S. 921 $. 14 u. f.; Ver: 
fahren über die Frage, ob ein Eid für abgeſchworen zu halten jet S214; und 
ob er wirklich abgelegt worden iſt oder nicht 4 r u. 662; er hat nur 
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ſtatt, wo ihn die Geſeze ausdrüklich zulaſſen 4 10; er iſt vor einem Kruzifixe und 
zwei Wachskerzen abzulegen 8 2 8; nicht aber bei helvetiſchen Konfeſſionsver— 
wandten 579; Eidesablegung der Mahomedaner 580; der Juden S. 922, 
18 u. f.; in dem Urtheile auf den Eid iſt die Eidesformel nach verbeſſerten 
Schreibfehlern auszudrüken 842; die unterlaſſene Vorladung des Gegners 
zur Anhörung des Eides zieht Ahndung, aber keine Nullität nach ſich 481; 
Führung des Beweiſes oder Gegenbeweiſes zur Beſeitigung des dem Gegner 
durch Urtheil aufgetragenen Eides S. 310, §. 231 u. 664; wann ein Parteieneid 
für abgeſchworen zu halten iſt S. 311 §. 233 und 665 — 7, und wann ein 
Zeugeneid 892 —8; Wirkung eines falſchen Parteieneides S. 312 §. 234—5; 
und eines falſchen Zeugeneides 312 F. 236 7, 668 u. 582; Eid wegen 
comportatio documentorum 65 2 u. 659 und wegen geheimer Geſellſchaften 
bei Beamten 1382. 

Eidesformel iſt im Urtheile auszudrüken und Schreibfehler ſind zu verbeſſern 
642; Erklärung derſelben 663. 

Eidliche Ang abe, ſ. Manifeſtazionseid. ER 

Eigenthum, Abtretung desſelben zum allg. Beten 29— 32; Liquidirung im 
Konkurſe 1488—9; freiwillige gerichtliche Schäzung desſelben 615. 

Einantwortung, exekutive, S. 454 $. 314 — 2854; Urkunde hierüber für 
den lizitator. Käufer einer Realität 1130; einer Verlaſſenſchaft, wenn 
eine Erbſteuer oder ein Mortuar zu entrichten iſt S. 945, §. 42— 1982 
und S. 1254 8. 55; oder ein Erwerbſteuerrükſtand 2025; fie iſt wegen der 
noch nicht befriedigten Legatare nicht zu verſchieben S. 947, c); wann ſie 
vorzunehmen iſt 1985, insbeſondere wenn Stiftungen zu errichten ſind 

2029 3), oder ein frommes Vermächtniß 211; bei in Verrechnung ge: 
ſtandenen Beamten 323 — 4 u. 201011; bei Geiſtlichen S0 K; bei 
Militärperſonen 208 4 u. 2086. 12/71 

Einbegleitungsbericht bei der Appellaz. u. Reviſ. S. 332 — 4. 

Einfriedungsſtreitigkeiten gehören auf den Rechtsweg 65. 

Eingaben bei Gericht find auf ganzen Bögen zu ſchreiben LSB. a 

Eingeſtändniß; Niemand iſt ſchuldig, eines abzulegen 413; der außereheli— 
chen Beiwohnung 414; der Schuld bei der Güterabtretung 1166; das 

Vermächtniß der Schuld und des Heirathsgutes 4215 u. 416; Beſtätigung 
des Empfanges des Heirathsgutes 41 7; Eingeſtändniß des Ehehinderniſſes 
und der Trennungsurſache, SS. 99 u. 115 des a. b. G. B. u. 1590 F. 13; 
politiſches Eingeſtändniß des Ehebruches E18 —9; auch über eine eingeſtan— 
dene Schuld iſt die Klage durch Urtheil oder gerichtlichen Vertrag zu erledigen 
980—1; Eingeſtändniß des Maſſavertreters 1493. 

Einlagſcheine in die Lotterie, Beweiskraft 235. 

Einlegung von Schriften im mündlichen Verfahren iſt nicht geſtattet 224. 

Einlöſungsrecht des Pfandgläubigers 1121. N . 

Einrede, in derſelben muß immer in der Hauptſache Rede und Antwort gege— 
ben werden 12 4; die verſpätete Appellazion iſt nicht anzunehmen, wenn auch 
keine Einrede erſtattet wird 12 7; Verfahren, wenn ſtatt bei der Tagſazung 
zu erſcheinen, eine ſchriftliche Einrede erſtattet wird 232 u. 23 7; Gel⸗ 

tendmachung der Kompenſazion in der Einrede 287 —291. 

Einreichungsprotokoll gibt keine Zeugniffe über die nicht angemeldete Ap- 
pellazion und Reviſton; das Gericht hat ſich aus den eigenen Akten hievon zu 
überzeugen 983; Führung desſelben 46660 u. f.; die Abänderung des Re: 
ferenten iſt demſelben anzuzeigen 16 26. 

Einrichtung im Hauſe, Keller, Küche und Landwirthſchaft iſt erbſteuerfrei 
S. 1214 §. 24 2433. 

Einſezung in den vorigen Stand; ſ. Reſtituzion. 

Einſicht der Originale; ſ. Rekognoszirung. 

Einſtands⸗ und Vorkaufsrecht 1106-214. 

Eintreibung der Steuern, darüber entſcheiden die polit. Behörden 81, und 
113 F. 23; ſie gehört nicht auf den Rechtsweg 82. 

Einverleibung ſ. Intabulazion. 5 

Einwendungen; jie gehören in die Einrede 42 4; des nicht gehörigen Gericht 

ſtandes 28 7 9; der Kompenſazion 88 791; gegen trokene Wechſel, wann 
Handb. d. Giebigkeiten. 88 
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ohne Beweis zu glauben 125; gegen die Wechſelklage auf 24ſtündige Zah— 
lung 1640 — 3 ſie find die 2. Schrift 1644; Einwendung des befan— 
genen Richters, ſ. Perhorreszenz. a 

Eiſenbahn, Verfahren bei der Expropriazion der Grundſtüke für dieſelbe 33 
bis 34; Amortiſirung und Verbot ihrer Akzien und Kupons 1848. 

Eiſengewerkſchaft, innerbergiſche, die Einlagskapitalien bei derſelben unter— 
liegen der Erbſteuer S. 1214 F. 23. 

Eliſabethinerinnen, Befreiung von der Erbſteuer 2420 und dem Erb; 
ſteueräquivalente 2484. ! | 

Emphiteuten, die Steuerentrichtung derſelben unterliegt dem Ausſpruche des 
Richters 95—6. Die Eintreibung der jährlichen Giebigkeiten derſelben ſteht 
den polit. Behörden zu 122—8. a 

Entſchädigung; Erkenntniß der Strafbehörden hierüber, Rekurs und Rechts— 
weg dagegen 156-64; insbeſondere gegen ein Kriminalurtheil, welches 
über einen bereits verſtorbenen Inquiſiten gefällt worden iſt 2081; wegen 
ſchlecht verwalteter Juſtiz 1413-21. 


Entſcheidungsgründe; Verfaſſung und Hinausgebung derſelben von allen 3 
Inſtaunzen ©. 322. $. 251, 698 — 205 und 1616; insbeſondere bei den 
Beiurtheilen auf Zeugen und Kunſtverſtändige 553 F. 2. Vorlegung derſel⸗ 
ben im Appellazionsverfahren 241 —2. f 

Equipage, Militär- oder Feld-, unterliegt nicht der Pfändung, S. 679 F. 10. 
und auch nicht der Erbſteuer S. 1217. §. 28; auch Pferde und Wägen ſind 
erbſteuerfrei, S. 1214. §. 24 — 2433. 7 

Erbserklärung, 1969, Verfahren, wenn mehre vorkommen ©. 947, ch). 

Erbſchaften eines Kridatars hat der Maſſeverwalter anzunehmen 1589. 


Erbſteuer: das Grundgeſez iſt das Erbſteuerpatent vom J. 1810, ſ. 2386; 
es gilt für das Militär 2382 —9; und iſt in den illir. Provinzen ein- 
geführt worden 2330, ſo wie in Krain, Görz und dem villacher Kreiſe 
2392, aber nicht in Trieſt 2391; Tag der Wirkſamkeit 2388-9. 

Sie iſt in der Regel mit 10 Prozent zu entrichten und zwar entweder 
auf Grundlage einer gerichtlichen Schäzung oder eines Erträgnißausweiſes 

S. 1158 F. 1; wählt der Erbe die gerichtliche Schäzung, ſo kann eine Uiber— 
ſchäzung veranlaßt werden 2393, dazu ſind die Intereſſenten vorzuladen 
2394; bringt der Erbe einen Ausweis ein, ſo kann dieſer geprüft werden 
2395; in demſelben ſind auch die zeitweiligen außerordentlichen Abgaben 
abzuſchlagen 2396. Formular der Ausweiſe für Böhmen 2397, für 
Steiermark und Illirien 2398, für Niederöſterreich 2399 und Oberöft. 
24000. 

Sie iſt mit 5 Prozent zu entrichten: wenn die andern Perzentualge— 
bühren als Mortuar und Abfahrtsgeld auf 5 Prozent hinaufſteigen ©. 1218. 
§. 29 — 2438 ; wenn der Invalidenfondsbeitrag (früher Militär-Abfahrts— 
geld genannt) eintrit S. 1220 §. 30 und wenn bei Senioraten Seitenver— 
wandte nachfolgen S. 1221 $. 31. 5 

Wer und was der Erbſteuer unterliegt S. 1200 $. 2. insbeſondere die 
deutſchen und Maltheſerordensritter 2486 — 7; Befreiung: der Ver⸗ 
wandten §. 4—6; der Eheleute §. 7—8; des unterthänigen Bauernvolkes S. 
1203, §. 9—10; der Unterthansrükſtände S. 1208 f); des Fiskus S. 1206 
$. 11; der Erbſchaften und Legate bis 100 und 50 fl. S. 1206 §. 122414; 
der Stiftungen, Meſſen, Kirchen, Dotirung eines Benefiziums, der Armen, 
Kranken und Schulen S. 1207, §. 13 — 2421; der Leibrenten und lebens: 
zeitigen Verträge S. 1210. §. 14—16; der Geſchenke S. 1211, §. 17-18; 
des Vermögens der Ausländer S. 1212, §. 19 und 2426; der unbeweg⸗ 
lichen Güter im Auslande, oder in einer Provinz, wo die Erbſteuer nicht 
beſteht, nicht aber das Mobilare und die Kapitalien S. 1213 §. 2021; 
der Ungarn und Siebenbürger $. 22; der öffentlichen Lotterien und Berg: 
werke S. 1214. 6. 23 — 2429; der Hauseinrichtung, des Geräthe, der 
Wäſche, Kleider, Bücher, Bilder, des Viehes, der Wirthſchaftsvorräthe und 
des Fideikommiß-Goldes, Silbers und Geſchmeides S. 1214 F. 24— 26; 
der Militärverlaſſenſchaften S. 1217 6. 27 — 2445. 
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Abnahme der Erbſteuer von in- und ausländischen Münzen, Einlöſungs— 
ſcheinen, Privatſchuldſcheinen, Staatspapieren und Bankakzien S. 1222 $. 
34 2452; von nicht vollwichtigen Dukaten 2453 und 2470; vom 
Tar: und Umgelde 2462. 

Erbſteuerausweis bei Verlaſſenſchaften auf Grundlage des Inven— 
tariums oder des eidlichen Vermögensbekenntniſſes S. 1227, §. 36-37. For- 
mulare desſelben S. 1228 u. f.; welche Poſten in demſelben von der Ver— 
laſſenſchaft in Abzug gebracht werden können S. 1246, §. 43; Uiberreichung 
desſelben bei der Abhandlungsbehörde und weiteres Verfahren S. 1238, §. 
38—40; iſt der Erbe ſteuerfrei, fo hat er nur ein Verzeichniß der ſteuerbaren 
Legate und Geſchenke zu überreichen S. 1239, F. 41. 

Erbſteuer äquivalent: wer und welches Vermögen demſelben unter— 
liegt S. 1254 F. 57—9; es it in K. M. zu entrichten und die Einkünfte und 
Auslagen find auf K. M. zu reduziren 2424; was auch für den Reli: 
gionsfond gilt 2422; Formulare der Faſſion S. 1257; wie dieſe Faſſion 
zu verfaſſen und zu belegen iſt 2425 — 6 und 2480; das Aequiva⸗ 
lent iſt zu bemeſſen ohne Rükſicht auf die Kongrua 2428 und das Alum— 
natikum 2429. Befreiung von der Entrichtung desſelben S. 1260 $. 60-61. 

Haftung für die Abfuhr und Strafen; ſie liegt dem Erben oder dem 
Legatar oder der Abhandlungsbehörde ob S. 1253 §. 53—6. 

Konſignazionen und Verzeichniſſe, welche von den Abhandlungsbe— 
hörden zu überreichen find S. 1240 und §. 42 mit dem Formulare; Strafe 
der unterlaffenen Uiberreichung S. 1264 F. 64; befondere Vorſchriften für 
Böhmen 2454 —5; N. Oe. 2456; Steiermark 2452 — 9 und Illi⸗ 
rien 2460-1. N 

Portogebühren in Erbſteuerſachen S. 1264 $. 665-2492, 

Rekurs gegen die Bemeſſung der Erbſteuer S. 1246 $. 44—47. 

Rechtsweg; wann derſelbe in Erbſteuerſachen ſtatt findet 62 —8. 

Rükſtände, Exekuzion derſelben, Klaſſifikazion im Konkurſe, und Einhe— 
bung und Berechnung von Strafintereſſen S. 1247 $. 48— 247 1, welche 
auch die in der Abfuhr ſäumigen Grundobrigkeiten treffen 2472. N 

Sicherſtellung der Erbſteuer bei jährlichen Legaten, ſtreitigen Paſſiv— 
ſchulden oder zweifelhaften Forderungen, wie vorzunehmen S. 1251 $. 50—2. 
und während des Zuges des Rekurſes oder Gnadengeſuches 1981 oder 
wenn der Erblaſſer ein Fremder iſt S. 1254 $. 56. 

Stempel, Anwendung desſelben in Erbſteuerſachen S. 1265 $. 66 — 
2436. i 

Strafen; dieſe beſtehen in den zehnprozentigen Zinſen, Berechnung 
und Einhebung derſelben S. 1247 §. 48-2421; oder in der Konfiskazion 
S. 1263 $. 62— 2490; oder in 6 Thalern für jede unterlaſſene Einſendung 
der Konſignazionen S. 1264 F. 64; wann der Erbe und Legatar für die 
2 haftet S. 1253 $. 53 und wann die Abhandlungsbehörde $. 54 und 

472. 

Taxen dürfen nicht abgenommen werden ©. 1264 F. 65. 

Theilzahlungen der Erbſteuer ſind anzunehmen 2467. 

Erfüllungseid, kann im mündlichen Verfahren ohne Advokaten in jeder Rede 
angebracht werden 229; ſonſt dort, wo die übrigen Beweiſe anzubringen 
ind 648; in dem Beiurtheile auf den Zeugenbeweis tft von dem Erfül- 
lungseide keine Erwähnung zu machen 542, 649 und 553 FC. 1.; ob 

derſelbe abgelegt worden iſt oder nicht, wird mit Beſcheid bezeugt 647. 

Ergänzung einer abgeführten Weiſung 582. 

Erkenntniſſe der polit. Militärbehörden, Beſtreitung derſelben 32 8. 

Erlaucht 1804. 

Erſaz, wegen ſchlecht verwalteter Juſtiz 1413 —21. 

Erſtrekung der Tagſazung 234 — 7; der Friſten 248-261; Berechnung 
derſelben 2682 — 265, zur Bemänglung einer Rechnung 436; fie findet in 
der Regel bei allen Friſten ſtatt 386; auch zur Liquidirungsklage im Kon— 
kurſe 1426; aber nicht bei der Friſt zur Beweisſchrift 585, zur Appella— 
zionsanmeldung 212 — 4 und Einrede 7224, zur Reviſionseinrede 7289 u. 
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zur Anmeldung im Konkurſe 1426; Friſtgeſuche zu Hofrekurſen find mit 
einem Pönfalle zu belegen 1380. 1 

Erſuchſchreiben um Einverleibung eines Urtheiles iſt auch einzuverleiben 
1045. 

Erträgnißausweis zur Bemeſſung der Erbſteuer S. 1158 §. 1 2400. 

Erwerbſteuer; wann der Schein darüber der Klage beiliegen muß 181; 
Exekuzion derſelben und Klaſſiftzirung im Konkurſe 1512 —19. Einant⸗ 
wortung der Verlaſſenſchaft, auf welcher ein Erwerbſteuerrükſtand haftet 
2025. 

Erwerbungsurkunde für den lizitatoriſchen Käufer 1130. 

Erzbisthum, Beſtreitung der bei Erledigung desſelben vorkommenden Inven— 
turs-, Separirungs- und Gebäudebeſichtigungskoſten 2641. 5 

Erziehungsbeiträge unter 100 fl. ſind vom Verbote und der Exekuzion be— 
freit 829; welche find davon in den neu erworbenen Provinzen gänzlich 
befreit, S. 377 $. 2. f f 

Erziehungshäuſer, Befreiung von der Erbſteuer 2416. a 

Exceptio Lori; Verfahren hierüber 262 9; non numeratae pecuniae 94. 

Exekuzion; Anwendung des Finanzpatentes 213; auf dem Lande kann ſie 
mündlich angeſucht werden 215 —1 ; fie iſt zu ertheilen: über ein rechts— 
kräftiges Urtheil ©. 417 F. 298, 982 und 983; bei bedingten Urtheilen 
1041; Ausweis über die Rechtskraft 983; über gerichtliche Beſcheide, 
Dekrete und Verordnungen z. B. 263; über Erkenntniſſe der Schiedsrichter 
833 auf Urtheile über Verbrechen und ſchwere Pol. Uibertretungen 98 4; 
über kriegsrechtliche Erkenntniſſe 228 5. 4; über einen gerichtlichen Ber: 
trag oder Vergleich S. 417 §. 298; Begriff desſelben 985 —9; über Ver⸗ 
gleiche bei Wirthichaftsämtern 990; bei den Polizeidirekzionen 991 —2; 
bei den wiener Grundgerichten 993; bei den wiener magiſtrat. Gerichts— 
verwaltungen 994; bei den polit. ökonom. Magiſtraten 995 — 7; bei der 
permanenten Ziv. und Mil. Kommiſſion in Wien 398; bei den k. Delega⸗ 
zionen im lomb. venez. Königreiche 323 6. 8; bei den Kapitanaten in Dal: 
mazien unter Beſtätigung des Gub. 324 F. 8; bei den Bezirksobrigkeiten 
in Illirien 824. Uiber Nozionen 335 $. 22, 336, 339 F. 47, 
342, 345, 357, 358 6) 920 und 982; über die neuen Gefälls— 
urtheile und Verordnungen ſ. St. ü. G. U. $. 116, 886 — 888, 894, 
895, 902 und 933; über Buchhalterei⸗ Erledigungen 405 5) und 
403; über Erkenntniſſe der politiſchen Mil. Behörden und Nozionen der 
Hofkriegsbuchhaltung 3228 6. 13 u. f.; über herrſchaftliche Reſtzettel 
368 u. f.; über Erkenntniſſe wegen Anmaſſungen von Adel, Orden und 
Ehrendekorazionen 1002 —4; über Erkenntniſſe wegen obrigkeitl. Bedrükung 
1005. — Grenzen zwiſchen der polit. und gerichtl. Exekuzion 1005. 
Exekuzion wegen abgängiger Waiſen- und Depoſitengelder 141 —2 und 
2160. — Cxekuzion in Beziehung auf: Ungarn und Siebenbürgen 1002 
— 1s und 1621; auf fremde Staaten überhaupt 1019-21; insbe⸗ 
ſondere: Baden 1022 —3; Baiern 14024; Frankreich 1025; Kirchen: 
ſtaat 1026 — 2; Krakau 1028; Rußland 1029; Sachſen 1030; 
Sardinien und Teſſin 1031; Warſchau 1032. Exekuzionsklage, Ver: 
fahren dabei 1033 —40; Veräußerung des Gutes während der Exekuzion 

1155—32; Hemmung der Exekuzion durch Oppoſizionsklagen 115 8, durch 
Behandlung der Gläubiger 4162, Güterabtretung 1163 und Wieder— 
einſezung 112 2— 80. 


Erekuzionsgeſuch, mündliches 215 —2; in demſelben iſt zu zeigen, wie 


weit es mit der Exekuzion gekommen iſt 252; um Feilbietung einer Rea⸗ 
lität, demſelben find der buͤcherliche Extrakt und die Rubriken für die Tabu— 
largläubiger beizulegen 1025. N 

Exekuzionsklage; Verfahren dabei 1034-40. 

i und Taxen wegen ausſtändiger landesfürſtl. Anlagen und 
ER 2193 — 4 und wegen abgängiger Waiſen- und Depofitengelder 

Exerzierpläze, Ausmittlung derſelben 36. 

Erpedizionen, Ausfertigung und Zuſtellung derſelben S. 871 §. 89 u. f. 


‘ 
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Expropriazion des Eigenthumes zum allg. Beſten überhaupt 2D— 82 ; ins 
a zur Eiſenbahn 883 —4; zu Strafen 388— 46. 

Erreligiofen, ſ. Klöſter. N 

Exrotulirung der Akten 622—1884. 


F 


abriken, wie fie in Lizitazionsedikten zu benennen find 1081. 

Fahrniſſe; Erefuzion hierauf S. 489 $. 340; Geltendmachung des geſezlichen 
Pfandrechtes des Vermiethers auf dieſelben DEAL—G; Behandlung derſelben 
bei dem Mortuar 2329; bei der Erbſteuer 2431 — 3 und bei dem Ab— 
fahrtsgelde 2864 —5 und 2568. 

Feilbietung; welche Verabredungen ungiltig find 168; die freiwillige Feilbie— 
tung unbewegl. Güter ſteht den polit. Behörden zu 1099 ); exekutive, Be— 
willigung derſelben bei Realitäten ©. 467, $. 326; dem Geſuche um dieſelbe 
find der bücherliche Extrakt und die Rubriken für die Gläubiger beizulegen 1025; 
Feilbietung unter der Schäzung 1026 —9; in den Edikten ft der Schäzungswerth— 
im Ganzen auszudrüken 1082, nicht aber die Summe der Schulden 1080; 
was ſtatt Fabrik zu jagen iſt 108 1; welche Bedingungen zu vermeiden find 
1122; Feilbietungserinnerungen find zuzuſtellen: a) den Gläubigern 2083 
5; insbeſondere in Tirol und Vorarlberg 1086, im Küſtenlande 
2087 und beim Vorkaufsrechte 1119; und b) den Lehensherren 4088 
—90; der Exequent kann mitlizitiren 1991, nicht aber der Schuldner 
10934, Türken 1095, Gutsunterthanen 1096 und Juden 2097 
— 8; Verfahren mit dem Lizitazionserlöſe S. 486, §. 339 und 1124 —9; 
Ausfertigung der Einantwortungsurkunde für den lizitator. Käufer 1130; 
Feilbietung beweglicher Güter S. 493, $. 347; iſt nicht an den Lizitazions— 
tagen des Verſazamtes auszuſchreiben 1136; Vornahme bei Lebensmitteln 
der Marktpläze 1132. 

Ferien S. 514, $. 376 u. f.; Nullität wegen Tagſazung in Ferien 226; 
Einrechnung derſelben in die Friſten S. 517, §. 379 u. 1193-6. 
ertigung der Schriften durch Advokaten 199-202. 
eſttage der Juden 1188; dazu gehören nicht die Bußtage 1189. 

Teuerloöſchungskoſten gehen den einverleibten Schulden vor 1499. 

Fideikommiſſe; Exekuzion derſelben 1064; Liquidirung im Konkurſe 41490; 
Führung des Rapulare S. 775, 8. 41; die Tabellen find nicht vorzulegen 
2628; fie unterliegen dem Mortuar 2340; Behandlung derſelben bei 
der Erbſteuer S. 1201, §. 5; ©. 1216, §. 25; S. 1221, §. 31—33; bei den 
Beiträgen zum wiener Krankenhauſe und Wohlthätigkeitsfonde 25 12 und 
zum gräzer Armenfonde 2529. b . 

Finanzpatent, Anwendung desſelben in Exekuzionsfällen 213. 

nge Zeugniſſe der Bewerber um dieſelben, von wem auszuſtellen 490. 
Die Todesfälle derſelben ſind anzuzeigen 20266; Befreiung von der Erb; 
ſteuer S. 1208 e). b N * 

Fiskaladjunkten⸗ Stellen; Erforderniſſe 1293 —8; welche Praktikanten 
und Aktuare ſtatt derſelben bei Gericht erſcheinen dürfen 2299-398. 

Fiskalamt hat ſich nach der G. O. zu achten, 2; es kann keine vorläufige 
Unterſuchungskommiſſion bei Gericht verlangen, 18; wann demſelben die 
Einſicht der Kriminalakten geſtattet iſt 160; wann außer der Einſicht auch 
die Mittheilung der Gerichtsakten 1883; Einvernehmung desſelben vor 
Schöpfung des Urtheiles 1233 —5; Vertretung der Unterthanen und unter— 
thänigen Gemeinden 109 —12; dabei braucht es weder eine Vollmacht, 
noch einen Auftrag der Lſt. 182 —8; beim Poſtgefäll unmittelbare Ermächtigung 
von der Hofpoſtverwaltung 1312; Aufſtellung beſonderer Vertreter ſtatt des 
Fiskalamtes 131516, insbeſondere in Lehenſachen 1235; Beſtimmungen 
rükſichtlich des Haupteides 628 — 30 und der Appellazion und Reviſion 261; 
Nullität, wenn in Fiskalgeſchäften ein unbefugter Vertreter oder inkompetenter 
Richter einſchreitet 2 7 1; Vergleichsbefugniß desſelben S819 —20; Gericht: 


* 
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ſtand des Verbotes 92 2—9; Verfahren bei Verboten, Sequeſtrazionen, Prä— 
notirungen und anderen Sicherſtellungsmitteln desſelben 97 1— 2 u. 1005; 
Friſterſtrekung zur Rechtfertigungsklage 955; Beſchränkung der Exekuzion 
131; Gerichtskoſten 1235 — AR und Taxen 2191 —2, insbeſondere 
bei Exekuzionen und Sicherſtellungen landesfürſtl. Giebigkeiten 82193—4 
und abgängiger Waiſen- und Depoſitengelder 2160; Vernehmung desſelben 
bei der Sindikatsbeſchwerde 1416 u. 1421; Aufforderung desſelben im 
Konkurſe 365; es kann nicht zum Gläubigerausſchuſſe gewählt werden 
1520; es hat die Liquidirungs- und Vorrechtsprozeſſe gegen Kridatare bei 
feiner Inſtanz zu führen 1441 u. 1562; iſt aber an die allg. Friſt des 
Konkursediktes gebunden 1422; Verfahren, wenn der Fiskus bei Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlungen einſchreitet 202 22334 u. 2109. 

Fleiſchhauer in Wien; die ihnen bewilligten Vorſchußgelder waren vom Ver— 
bote und der Exekuzion befreit 885. 

Fondsbeamte, von den Gehalten und Penſionen derſelben kann die adminiſtra⸗ 
tive Behörde Abzüge vornehmen 58; Befreiung derſelben vom Arreſte und 
ihrer 5 vom Verbote und der Exekuzion 8577; Nebenbeſchäftigungen 
1405 —2. 5 

Forderungen find ohne Schäzung feilzubieten 4055; die Zinſen derſelben 
werden ohne Sequeſter eingeantwortet 1058. 

Eee in Tirol gehören auf den Rechtsweg 184. 

Forſtſtreitigkeiten in Salzburg, Verfahren darüber 1456. . 

Fragſtüke kommen erſt bei der Abhörung der Zeugen vor und nicht in den 
Sazſchriften 568; bei jedem Weisartikel geſchieht die Verhörung über die 
dazu gehörigen Fragſtüke 569. 

Frauen, welchen Perſonen dieſer Titel gebührt 1806 — 15; Rechte derſelben 
im Konkurſe S. 641, §. 19 und 1534-6; ungariſche Frauen der Militär— 
perſonen, Vornahme der Exekuzion gegen dieſelben 1624. 5 

Freigeld 2365 —69; bei Beſtimmung der Erbſteuer 243%. — 

Freizügigkeit des Vermögens in das Ausland; ſie trit ein zufolge der Re— 
ziprozität 2562 FC. 6 und zwar in der Regel gegen Beibringung der Pe: 
verſalien, Ausſtellung derſelben 2002 u. 2610, insbeſondere in Bezie⸗ 
hung auf die Niederlande 3000— 1 u. 2593 und den Kirchen⸗ 
ſtaat 2558; und bei geiſtlichen Verlaſſenſchaften in Beziehung auf Baiern 
2642; ohne Reverſalien rükſichtlich der joniſchen Inſeln 2004, 
Frankreich 28582 —4, Hamburg 2585, Moldau 2592, Schwe⸗ 
den 2692 und Sizilien 2606. Die Freizügigkeit trit auch ein zu— 
folge abgeſchloſſener Verträge; ſolche beſtehen mit Baden und Naſſau 
2521—2, Baiern 2523— 72, Belgien 2528, Dänemark 
2529, mit den deutſchen Bundesſtaaten 2580-1, mit Hanno- 
ver 2586, Heſſen 2582, Krakau 2589, Modena mit Maſſa 
und Karara 2590 —1, Parma 2594, Preußen 2595-6, Ruß: 
land mit Pohlen 2592 —9, Sachſen 2600, Sardinien 2601, 
Schweiz E602 —ͥͤ ], Toskana 2608 und Würtemberg 2609. 
Wenn die Freizügigkeitsverträge nicht ausdrüklich auf die neu erlangten Pro— 
vinzen ausgedehnt worden find, fo findet rükſichtlich derſelben die Freizügig— 
keit nur gegen Reverſalien ſtatt 2610; Entſcheidnng, ob die Freizügigkeit 
nur den Unterthanen oder überhaupt den Einwohnern des andern Standes 
zukomme 2611. 

Fremde; |. Ausland. b 

Friedensgage; ſ. Gage. d ö 

Friſt; wenn ftatt des ſchriftlichen Verfahrens das mündliche eingeleitet wird 

222; wo das Geſez keine beſtimmt, hat fie der Richter zu beſtimmen 226; 

zur Rechtfertigung des Ausbleibens von der Tagſazung 249; zur Einrede 

S. 114, 6. 35 u. 2414; fie lauft vom Tage der Zuſtellung 245 und 

2406 und kann nicht durch Einreichung der Schrift beim Präſidium gerettet 

werden 1667; Berechnung der Friſten 262 —5; es gibt keine beſtimmte 

Friſt zur Betretung des Rechtsweges, wenn auf denſelben die polit. Behörde 

verweiſt 326; Friſt zur Bemänglung der Rechnung 495 und Erweiterung 

derſelben 298; zur Antretung des Beweiſes durch Zeugen S. 266, F. 145 
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und 559 —GE und durch Kunſtverſtändige 553 Formular ; Beſtimmung 
der Zahlungsfrift im Urtheile 1041—4; Einrechnung der Ferien S. 517, 
F. 379 u. 1193 —s6 und der Poſttage 265; Ediktalfriſt im Konkurſe ©. 
621, $. 8, insbeſondere, wenn Mil.-Verlaſſenſchaften kridariſch werden 2086. 
riſterſtrekung; ſ. Erſtrekung. i ron 
ere demſelben find die früheren Friſtbewilligungen beizulegen 252; 
ſ. Erſtrekung. 4 
rohnablöſungsbeträge, Verfahren bei der Eintreibung derſelben 128. 
ruchtgenuß, Befreiung von der Erbſteuer S. 1201-2408. il 

Früchtenabſonderung bei geiftlihen Verlaſſenſchaften 2954 und die Note 
dazu und 805 7. N 

Fuhre für die Gerichtsabgeordneten; ſ. Taggelder. ’ 

Fundus instructus kann nicht für ſich exeguirt werden 923; was in 
der Mil. Gränze dazu gehört, iſt bei der Kompagnieſeſſion zu entſcheiden 1620. 


G 


Gage der Offiziere, ein Drittel derſelben kann erequirt werden 9043 eben 
ſo der Auditore, Rechnungsführer und Aerzte 992; nicht aber die Gratis: 
gage 892; auch nicht die Gage der Militärbeamten; für dieſe gilt das 
Zivilſiſtem 902, folglich 852; ausgenommen zur Hälfte wegen Aerarial— 
erſäze 905 und zwar im adminiſtrativen Wege 57; der Rükſtand der Gage 
iſt der Abhandlungsbehörde auszufolgen 2084. 

Gattin, Rechte derſelben im Konkurſe S. 641, §. 19 u. 1534—6. 

Gebärhaus; ſ. Krankenanſtalten. 4 

Gebäude, Beſichtigung derſelben nach dem Tode des Benefiziaten 2040-1, 
2049, 2054; das diesfällige Protokoll iſt unmittelbar dem Gub. vorzu— 
legen 2057; insbeſondere bei Erledigung eines Bisthumes oder Erz— 
bisthumes 2641. i 

Geburtsbuch; ſ. Tauf- oder Geburtsbuch. 

Geburtshelfer iſt ein zuläſſiger Zeuge 58 8. 

Geburtsſcheine der Juden; Formular für N. O. 485; Ausſtellung derſelben 
in Böh. 486 F. 11 u. 12; ſ. auch die Vorſchriften über Taufſcheine. 

Gefälle; ſ. S. 48 **). 

Gefällsbeamte; Vornahme von Sicherſtellungen durch dieſelben 973 und 
977. 

Gegenbeweis durch Zeugen; das Urtheil iſt ſo zu verfaſſen, wie bei dem 
eweiſe 584; Führung desſelben zur Beſeitigung des Eides 664. 
Gehalte; Abzüge derſelben durch die adminiſtrative Behörde bei Staatsdienern 
und Militärperſonen 52 —8; fie find kein Gegenſtand des Verbotes, der 
Exekuzion und Zeſſion: bei Staatsbeamten 852 und in den neu erworbenen 
Provinzen 880 —1; bei den Militärbeamten 902, ausgenommen zur 
Hälfte wegen Aerarialerſäze 905; bei den Beamten des Verſazamtes, der 
Kranken- und Verſorgungsanſtalten 856; bei den polit., ſtändiſchen und 
ſtädtiſchen Fondsbeamten 857; bei den Subjekten der Hofapotheke 888; 
bei der Dienerſchaft des Hofſtaates 859; bei den Hoftheaterbeamten, nicht 
aber Hofſchauſpielern 860 — 1; bei Schullehrern und Lehrerinnen 
863; dagegen können fie mit Verbot und Exekuzion belegt und zedirt wer— 
den: zur Alimentazion der Gattin und Kinder 865 — 7; wegen früherer 
Verpfändung 868 — 20; wegen Gerichtstaxen 56 u. 2249 und Nera: 
rialforderungen 52 — 8. — Erhebung der Gehaltsrükſtände nach dem Tode 

des Beamten 2012, oder einer Militärperſon 2084. 

Geiſtlichkeit, Fatholifche, über die Abgaben an dieſelben von akatholiſchen Ge— 
meinden entſcheidet die politiſche Behörde 22; iſt zum Zeugeneide ver— 
pflichtet 5 2 4 u. 1614. 

Geldſtrafen, in welchen Fond fie fließen und wie einzutreiben 2252 —9. 


Gemählde, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 2020, und bei der 


Erbſteuer S. 1214 F. 24—2 433. 
Gemeinden; akatholiſche, über die Abgaben derſelben an die katholiſche Geiſt— 
lichkeit, ſo wie an die eigenen Seelſorger und Schullehrer entſcheidet die po— 
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litiſche Behörde 2 78; geiſtliche Gemeinden, Verfahren, wenn denſelben 
Erbſchaften oder Vermächtniſſe zufallen 2110; weltliche Gemeinden, 
Streitigkeiten zwiſchen denſelben und den Viehhirten gehören zur polit. Amts— 
handlung 64; Schulden derſelben in Tirol 69; wie die Anſprüche derſelben 
auf eigene Gerichtsbarkeit zu entſcheiden ſind 724; über Schankrechte der: 
ſelben iſt im polit. Wege zu erkennen 86; Gemeindedeputirte müſſen zum 
Vergleiche eine beſondere Vollmacht haben 116 — 2; welche Gemeindeforde— 
rungen und Giebigkeiten auf den Rechtsweg gehören 126 u. 132; Bedin⸗ 
gung zur Führung eines Rechtsſtreites bei Gemeinden: in Krain, Steier— 


mark, Kärnten und Küſtenland 306—9; in Görz und Gradiska B10— 


1 1; in Tirol 312—14; in Galizien 315 —19; in Böhmen 320 
22; in lomb. venez. Königr. 323; in Dalmazien 324. L 
eee Titulatur 282 8— 29; Korreſpondenz mit demſelben 
Geräthe, Behandlung bei der Erbſteuer S. 1214 §. 24 — 2433 und bei dem 

Abfahrtsgelde 2564. 
Gerichtlicher Vertrag; ſ. Vergleich. 
Berichfäharfeit; wann die Anſprüche auf dieſelbe zum Rechtswege gehören 
6. 

Gerichtsbezirk, die Betretung eines fremden, bei Sperren, Exekuzionen 
u. ſ. w. iſt nicht geſtattet 4954 u. 1958; insbeſondere bei Wechſelexeku— 
zionen 1645. N 

Gerichtsdiener, Zuſtellung der Expedizionen durch dieſelben S. 874, F. 97 
u. f.; wofür ſie das Meilengeld zu 5 haben, Berechnung und Einhe— 
bung desſelben S. 1071 u. 1115, I. Rubr. c) u. 2263—6; es gebührt 
ihnen auch bei Zuſtellungen in fiskalämtlichen Angelegenheiten 2262; Vor: 
ſchrift für die k. und Bergſtädte in Böhm. über die Zuſtellungen durch Amts- 
diener oder Privatboten und über die Berechnung und Abfuhr der Meilen— 
gelder 2288. . 

Gerichtsherr; f. Dominium. | 

Gerichtsinſtrukzion 1659. a 

Gerichtskoſten, ©. 536, 8. 398 u. f.; in Streitſachen des Fiskalamtes 82385 
— 21 u. 2191—2, insbeſondere bei Exekuzionen und Sicherſtellungen 
landesfürſtl. Giebigkeiten 2493 —4 und abgängiger Waiſen- und Depo⸗ 
ſitengelder 2160; Beilegung und Formulare des Verzeichniſſes der Advo— 
katengebühren ©. 565, §. 424 u. 1323; wenn es eingelegt iſt, muß der 
Richter darüber erkennen 1324; in dem Urtheile über Neuerungsbewilli⸗ 
gung muß auch über die Gerichtskoſten erkannt werden 223; Appellazion 
und Reviſion wegen derſelben 206 — 27; Verurtheilung des unteren 
Richters in den Erſaz derſelben 763 — 7, 790 u. 807; und insbeſon⸗ 
dere der Magiſtratualen 1247; Gerichtskoſten im Konkurſe 1532 —49. 
Abzug derſelben bei Berechnung der Erbſteuer S. 1218, §. 29, 28438 und 
S. 1246, §. 43. l 

Gerichtsordnung, verbindliche Kraft der gal. ſ. Einl. §. 1 u. 2; und der 
ein ſ. Einl. §. 3 u. 4; von den nachträglichen Geſezen zu denſelben; 
ſ. Einl. §. 57. | i 

Gerichtsperſonen und Staatsbeamte dürfen in Amtsſachen nicht als Zeugen 
zugelaſſen werden 555 — ©. n 

Gerichtſtand, Einwendung der Unzuſtändigkeit desſelben 287 — 9. 

Geſchäftsausweiſe: jährliche Juſtiztabellen S. 881, §. 113; insbeſondere für 
das Land in N. u. O. O. 1886-2; und in Böh. 1889— 93; Liber: 
ſichtstabelle der Erbs- und Konkursverhandlungen 1894; Generaltabelle 
des A. G. 1895; Zeit der Einſendung 1896 — 2; vierteljährige 1 0888. 
ausweiſe S. 899, b. 114; Konkursberichte 14628 u. 14 21; De: 
richtsausweiſe 1899 u. 19200; Bericht und Tabelle über die Auskultan— 
tei 1901—6; jährliche Abſenztabelle 1902 —8; Teſtamentsausweis ©. 
947, c); ſ. auch Erbſteuer. F 1 

Geſchenke, Verbot der Annahme 1408 —9; Behandlung derſelben bei 
der Erbſteuer S. 1211, $. 17—18 und beim Mortuar 23354, 2334-9. 

Geſchmeide bei Fideikommiſſen iſt erbſteuerfrei S. 1216, $. 25. 
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Geſeze, auswärtige; ein in denſelben gegründetes Verfahren kann von den 
Parteien nicht gewählt werden 220; fie müſſen bewieſen werden 408. 

Gewähr, darüber hat der Richter zu erkennen 77. 

Gewerbe, darüber hat die polit. Behörde zu erkennen 80 —2 u. 84; Ver⸗ 
fahren mit denſelben im Konkurſe 1444-51; Schäzung und Feilbietung 

derſelben 1576-80. a 

Gewerbsbücher, Form und Beweiskraft derſelben S. 251, $. 121; die Bücher 
der Schänker machen keinen Beweis 818. en 

Giebigkeiten, unterthänige und Gemeinde-, wie bei der Eintreibung derſelbeu 
vorzugehen iſt 125-33. a 

Girant kann keine Vertretung fordern 229. 

Giro; Foͤrmlichkeiten 1632; Wirkung bei trofenen Wechſeln 1638, 3). 

Gläubigerausſchuß; ſ. Aus ſchuß. ö 

Gnadengaben unter 100 fl. find vom Verbote und der Exekuzion befreit 
879; von 100 fl. aufwärts zur Hälfte S. 377, $. 1; bei Offizierswitwen 
und Waiſen nur zu einem Drittel, denn fie find Penſionen 301 folglich 
904; Erhebung der Rükſtände nach dem Tode des Betheilten 2012. 

Gold bei Fideikommiſſen iſt erbſteuerfrei S. 1216, $. 25. 

Gratisgage unterliegt keinem Beſchlage 89%. re 

Graziale des Soldaten, unterliegt keinem Beſchlage 896; Beſtimmung we— 
gen des Invalidenfondsbeitrages 2551. . 5 

Grenzſtreit bei der Kataſtralvermeſſung; darüber muß ein Vergleich verſucht 
werden 93. * 

Grenzwache, Vorladung vor Gericht 2190-1. N ; 

Grundbücher, wann fie als öffentliche Beweismittel über Urbariallaſten anzu— 

‚ jehen find 439-40. 

Grunddienſtbarkeiten, Liquidirung im Konkurſe 1491 —2. 

Grundſteuer, Anmeldung und Klaſſifikazion derſelben im Konkurſe 1508 — 13. 

Grundzinſe in Tir. gehören auf den Rechtsweg 134. 

Gültbeſizer, welche Beſchwerden unter denſelben zum Rechtswege gehören 91. 
. wer durch den Inhalt desſelben geſchüzt wird, iſt vom Beweiſe be— 
reit 91. a “ 
Gülte, ob fie dominikal oder ruſtikal fei, und in welchem Werthe ſie einzuliegen 

habe, entſcheiden die Stände und die Hofkanzlei 91. 
Güterabtretung hemmt die Perſonalexekuzion 1163; die Rechtswohlthaten 
hat der Bürge nicht 1164. 
Gütergemeinſchaft, Beſtimmung der Erbſteuer S. 1203 §. 9—10. 
Gutachten der mediz. Fakultät und der Aerzte 618-20. 
Gutsherr, ſ. Dominium. a 


Halber Sold iſt ein Quieszentengehalt 880 5. 13, folglich wie Penſionen 
zu behandeln; ſ. Penſionen. 

Hammerwerke unterſtehen der Realgerichtsbarkeit der Berggerichte 195 
bis 1961 und der Erbſteuer S. 1214 8. 23. — 
andlungsaktiven gehören in die allg. Konkursmaſſe 1429—31. 

Handlungsbilanz iſt entweder eine Inventur oder eine bloße Rechnung; 
Stempel derſelben 1921. N 

Haudlungsbücher; Form und Beweiskraft derſelben S. 246, §. 119; als ſolche 
ſind anzuſehen die Bücher der Apotheker, nicht aber der Advokaten und Aerzte 
512; auch nicht der Schänker 518; Sprache derſelben in Trieſt 529 u. 
520; in Fiume 521; in Dalmazien 522; bei Juden 523 —5; Abkür⸗ 
zungswörter 526; Stempel 527; Dauer der Beweiskraft derſelben S. 249 
F. 120 u. 528 —3; insbeſondere ausländiſcher 530 —1; Rekognoszirung 
539; die Forderungen, aus denſelben werden im Konkurſe mit den Schul— 
den ohne Anmeldung kompenſirt 1554. 

Handlungsdiener; die Verpflegungsbeträge derſelben find vom Verbote be: 
freit 882; Klaſſifizirung ihrer Forderungen im Konkurſe 1502. 57 
Handſchrift, Vergleichung derſelben 545—6. - 
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Handwerker, ihre Bücher machen einen halben Beweis S. 251 $. 121; nicht 
jene der Schänker 818. | a 

Haupteid, Fiskus G28—3O; Vormünder und Kuratoren 632, 632 und 
646; Bevollmächtigte 633 —4; Strafe der ſachfälligen Partei, wenn fie 
lediglich den Haupteid angeboten hat 635; Verfahren, wenn der Deferent 
ſelbſt geſteht, den Haupteid nicht ſchwören zu können 636 — 2; die beding⸗ 

nißweiſe Auftragung findet nicht ſtatt 62 8; er kann in der Replik und Du: 
plik aufgetragen werden 639; Verfahren, wenn ſich die Parteien auf den- 
ſelben vergleichen 640; die während des Verfahrens geſchehene Annahme des 
ſelben hat keine Wirkung 641; die Einſezung in den vorigen Stand findet auch 
bei dem Haupteide ſtatt 643 —4; der zurückgeſchobene Haupteid muß fo an- 
genommen werden, wie er aufgetragen wurde; eine Verringerung der Summe 
findet nicht ſtatt 645; und er kann nach zurükgelegtem 14. J. geſchworen 
werden 646; nach dem Urtheile auf den Haupteid folgt bloß ein Beſcheid, 
wodurch bezeugt wird, ob er abgelegt worden iſt oder nicht 847; wann der 
Haupteid für abgeſchworen zu halten iſt 666. ö 5 

Hauseinrichtung iſt erbſteuerfrei S. 1214 §. 24; Behandlung beim Abfahrts- 
gelde 2564. N 
ausgenoſſen, Klaſſifizirung ihrer Forderungen im Konkurſe 1501 —2. 
auſirer, beim Tode iſt die Anzeige mit Vorlegung des Paſſes zu machen 202 4. 

Hebammen ſind zuläſſige Zeugen 558. | 

Heimfällige Realitäten, Intabulazion und Pränotazion hierauf 2067. 7 

Heirathsgut; das Vermächtniß desſelben macht keinen Beweis gegen die Gläu— 
biger 415 —6; Wirkung der Empfangsbeſtätigung des Mannes im Konkurſe 
417; die Frau kann die Sicherſtellung und den Genuß desſelben gegen die 
. verlangen 1534; Behandlung desſelben bei der Erbſteuer 

1201, §. 7. 

Heirathskanzion beim Militair, wie weit fie ein Gegenſtand des Verbotes, der 

ECxuekuzion und Zeſſion iſt 940 —12; Verfahren dabei 949; Erbſteuerfrei⸗ 
heit derſelben S. 1217 6. 28. j 

Hemmung der Erefuzion durch Oppoſizionsklagen 1158; durch Behandlung 
der Gläubiger 1162; durch Güterabtretung 1163, und Wiedereinfezung | 
117 2— 80. f 

Herr, welchen Perſonen dieſer Titel gebührt 1806-15. 

Herrſchaftsbeſizer ſ. Dominium. 

Hinterlegung ſ. Deponirung. | 

Hipothek, Recht des Gläubigers, wenn der Schuldner fie veräußert 1155 — 7. 

Hipothekargläubiger, Verſtändigung derſelben im Konkurſe 1478 — SO, 
und bei der Exekuzion 2075, 1083 —7 u. 1119. a 

Hirt, die Streitſachen zwiſchen demſelben und der Gemeinde iſt im polit. Wege 
zu entſcheiden 64. s 

Hofapotheke, Befreiung der Subjekte derſelben vom Arreſte und ihrer Ge— 
halte vom Verbote und der Exekuzion 858. 

Hofdiener, wenn fie geklagt werden, iſt die Anzeige zu machen 17. 

Hofſchauſpieler ſind nicht vom Arreſte und ihre Gagen nicht vom Verbote und 
der Exekuzion befreit 860-1. 8 i - 

Hofſtaat; Befreiung der Dienerſchaft desſelben vom Arreſte und ihrer Gehalte 
vom Verbote und der Exekuzion 859. 8 

Hoftheater; Befreiung der Beamten desſelben vom Arreſte und ihrer Gehalte 
vom Verbote und der Exekuzion 861. 

Hoheit k. k. und k., welchen Perſonen fie gebührt 1294 —9. 


ere 


A 


uduſtrieprivilegien, Beſchlagnahme bei denſelben 928. al 
nnung u. Zunft, welche Streitſachen derſelben gehören auf den Rechtsweg GE. 
Jurotulirung; wie fie bei Gericht vorzunehmen iſt u. wie die Schriften zu 
bezeichnen find S. 1024; fie findet ftatt zum Behufe der erſten Urtheilsfaͤllung 
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S. 313; zum Behufe des Endurtheiles bei Zeugen und Kunjtverftändigen 

S. 277, $. 1723, 586; F. 200 u. 607; u. im Appellazionsverfahren 
S. 331, $. 256; im Revifionsverfahren gibt es keine Inrotulirung 289. Die 
Inrotulirungstagſazung kann erſtrekt werden 689; beſonders dann, wenn die 
anweſende Partei in contumaciam nicht inrotuliren kann, weil fie ihre eigenen 
Sazſchriften oder Beilagen nicht bei ſich hat 673; die dreitägige Friſt des 
$. 239 zur Anſuchung der Inrotulirung iſt keine Fallfriſt 620; wenn mit 
dem Inrotulirungsgeſuche ein verſpätetes Friſtgeſuch oder die verſpätete Saz— 
ſchrift an demſelben Tage einlangt, fo find leztere abzuweiſen 255 u. 266; 
alle Friſtgeſuche u. andere Zwiſchenſchriften find ad rotulum zu bringen 681 
u. 2699; die Advokaten haben ſchon zu Haufe den Rotulus zu verfaſſen 
674; zur Inrotulirung der Appellazionsſchriften find Advokaten nicht zuzu— 
laffen 2 86, außer die Partei verlangt es 232 ; überdie ſtreitige Legung einer Ur: 
kunde bei der Inrotulirung ſind Nothdurften aufzunehmen, jedoch nicht hier— 
über insbeſondere zu ſprechen 828. Die Taxe für die Inrotulirung muß 
jeder Theil ganz zahlen 2203, was auch für die Kontumazial-Inrotulirung 
gilt 2202, dagegen find die Aktenverzeichniſſe im mündlichen Verfahren 
tarfrei 2276. 

Intabulazion: findet bei rükſtändigen Unterthanspräſtazionen nicht ftatt 130 
— 1; der gerichtlichen Vergleiche 82 ; bei Veräußerungen des Nuzungs⸗ 
eigenthumes 813; eines Urtheiles, Ausweis über die Rechtskraft desſelben 
963; der polit. Erkenntniſſe über obrigkeitliche Bedrükung 1005 auf 

heimfällige Realitäten 1062; auf Schiffmühlen 4068 —9; auf Berg⸗ 
werke 1623, F. 24; im Konkurſe 4432; auf Muthſcheine findet fie nicht 
ſtatt 1622; das vormundſchaftliche Gericht kann die Einverleibung u. Lö⸗ 
ſchung der Forderungen der gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſe ſelbſt bewilligen 
und vornehmen 1285; Geſuche um Einverleibung der Forderungen des 
Gutsherrn ſind beim nächſten Gerichte anzubringen; die Vollziehung ſteht dem 
Grundbuchsamte des Gutsherrn zu 1285. . 

Intereſſen: unterliegen dem Verbote u. der Exekuzion: von den bei der Ban- 
koſchuldenkaſſe anliegenden Kapitalien 946; von den auf beſtimmte Namen 
lautenden, von vinkulirten u. deponirten Staatspapieren 947; nicht aber 
von jenen au porteur 1851, 1) u. 1852, 6); Intereſſen im Konkurſe 
S. 641, $. 18; 152 2—30 u. F. 20—22 u. 26; Erhebung der Intereſſen 
von Obligazionen durch die Depoſitenämter 2134 —5. Berechnung u. Abnahme 
der Strafintereſſen bei der Erbſteuer S. 1247 §. 48-2421, welche auch 
die in der Erſteuerabfuhr ſäumigen Obrigkeiten treffen 2472. 

Interimsakzien der Nordbahn, au porteur unterliegen nicht dem Verbote 1848. 
nterimsſcheine zu Staatsanlehen, Amortiſirung derſelben 1853 F. A. 

Interkalarrechnung 2029 u. 2055. 

Intimazionsdekrete der App. u. Rev. Urtheile find tarfrei 218 5. 

Invaliden, was nach dem Tode einzuſenden iſt 2992; Befreiung von der 
Erbſteuer 2416. 1 

Invalidenfondsbeitrag oder das milit. Abfahrtsgeld, iſt eine Abgabe von 
Verlaſſenſchaften, die aus der Militär- in die Ziviljurisdikzion übergehen; 
Grundgeſez hierüber 2549; demſelben unterliegen auch die Verlaſſenſchaf⸗ 
ten der in Mil. Dienſten ſterbenden deutſchen u. Maltheſerordensritter 2550 
u. das Armeninſtitut, wenn es nicht bloß ein Vermächtniß, ſondern eine Erb— 
ſchaft macht 218 1; Abnahme desſelben von Obligazionen u. Bankakzien 
2556 u. 2449—52 u. von dem Pupillarvermögen eines Militär- oder 
Zivilpupillen, der Soldat iſt 2549 F. 18 u. 19, 2551 —2 u. 2554; 
geht das Vermögen nach Ungarn, ſo ſind nur 5 Proz. abzunehmen 255 7, 
aber nicht von dem ungariſchen Vermögen, welches ein bonum mere aviticum 
iſt 2553. Welche Verlaſſenſchaften der Landwehr dieſer Abgabe nicht un⸗ 
terliegen 2555 u. 2558. — In Mähren u. Schleſien iſt auch von 
den Zivilverlaſſenſchaften, ohne Rükſicht, in welche Jurisdikzion das Vermö— 
— ein Perzentenbeitrag für den Invalidenfond abzunehmen 

Inventur S. 940, $. 34 u. f.; insbeſondere der Berggerichte 1959-61; 
wann das Landrecht wirkliche Räthe zur Vornahme derſelben abzuordnen hat 
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Inzichten eines Verbrechens oder einer ſchwer. Pol. Ueb. 258 u. 401, 
Inzidenzſtreitigkeiten, wie dabei zu verfahren 212. 
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Juridiſche Fakultät; die Verſorgungsbeträge ihrer Mitglieder in Wien 
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Juſtiziariate; Ausſchließung der Magiſtratsbeamten von denſelben 1400-4. | 


Kanzleidirektor S. 910, §. 115 u. 116. | 
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614; welche Gerichte es hierzu delegiren kann 1955 —2; Handlungs- 
bilanzen vertreten entweder die Inventur, oder ſie ſind bloße Rechnungen 
1921; Stempel des Verlaſſenſchaftsinventars und der Schäzung 1922; 
Inventur geiſtlicher Verlaſſenſchaften 2035 — 8, 2047, 2049, 2051 
—6; insbeſondere nach proteftantifchen Geiſtlichen 20 720-2. 


| 


beim Militär 1603. 


rrenanſtalt, |. Krankenanſtalten. | | 
agd, welches Wild zur hohen und niedern Jagd gehört, entſcheidet der 
Richter 89. | | 
eſuitenorden, Befreiung vom Erbfteueräquivalente 2485. 
ubilazionsgehalte find Penfionen 8 2 4, ſ. Penſionen. 

uden, wann in Prozeſſen mit denſelben Anzeigen zu machen find, 16; Landesſchuz⸗ 
verfuftigungs-Erflärung derſelben in Böh. 50; Depoſſeſſionirung derſelben bei 
chriſtlichen Realitäten 80; Beweiſeskraft der jüdiſchen und hebräiſchen Urkunden 
1902; die Vorſteher der Judengemeinden find Beamte SEM; Aus- 
ſchließung von Lizitazionen 109 2—8; fie find an Feſttagen nicht vor Ge⸗ 
richt zu laden 1188, allerdings an Bußtagen 1189; Abhandlung ihrer 
Verlaſſenſchaften 2025; Anzeige des Todes der Familienhäupter 2026. 


882 u. in Prag 891 find kein Gegenſtand des Verbotes, der Exekuzion 
und Zeſſion. - | 
uſtiz, Erſaz wegen ſchlechter Verwaltung derſelben 1413 — 21. 


uſtizgeſezſammlung, verbindliche Kraft derſelben; ſ. Einl. §. 5. 


uſtiziär, Wirkungskreis desſelben, ſ. Wirthſchafts amt. 
uſtiznorm für das Militär 1622. 
uſtiztabellen, ſ. Geſchäftsausweiſe. 


R 


aduzität: der Depoſiten, Verfahren dabei 213843, u. erbloſer Vers 
laſſenſchaften 2®23— 4; insbeſondere bei Militärgerichten S. 1345, §. 43 
u. 2625 —6. 
ammerherr, Anzeige des Todes unter Vorlegung des Kammerherrnſchlüſſels 
2022. N 
ammerprokuratur, ſ. Fiskalamt. 


apitalien, in welche Konkursmaſſe fie gehören 1430; Behandlung derſel⸗ 
ben rükſichtlich der Erbſteuer S. 1213, §. 20—22 u. des Mortuars 2343. 


Kataſter, darüber entſcheiden die polit. Behörden 91 u. 113 F. 23; ent: 


K 
K 


—9. 
Kaufſchillingsfriſtengelder, Eintreibung derſelben 128. 1. 
Kauzion, aktoriſche, S. 539, §. 406—8 u. 1246; findet im Konkurſe nicht 


ſteht ein Grenzſtreit, jo muß die Grenzbeſchreibungskommiſſion einen Ver⸗ 
gleich verſuchen 98. N 93 4 

ö Verfahren bei der Eintreibung derſelben gegen Unter- 
thanen 118. | 
auffchilling für gerichtlich verſteigerte Realitäten; Bezahlung desſelben und 
Verfahren wegen des Vorrechtes der Gläubiger S. 486, §. 339 u. 1124 
— 2; insbeſondere bei laͤndesfürſtlichen u. grundherrlichen Abgaben 1188 


r 


ſtatt 1484; der öffentl. Agenten 1352 f) u. 1356 — 8; der Schürfer 
hat keine Kauzion dem Grundeigenthümer zu leiſten 1629 der Beamten, 
für welche Forderungen des Aerars fie haftet 54 u. 55; Verfahren damit 
im Konkurſe 365; der Militärfrauen, wie weit fie ein Gegenſtand des Ber: 
botes, der Exekuzion und Zeſſion iſt 910 - 12; Verfahren dabei 949; 
der Militärerſazmänner, Vormerkung hierauf 928; Militär-Dienſtkauzionen, 
Erfolgung derſelben an die Erben 2086). N 


| Kinder — Konkurs. 1385 


 Rinderbewahranftalten genießen nicht die Begünſtigungen öffentl. Schulen 
106 *) 


Kirchen, bedürfen zum Rechtsſtreite die Bewilligung des Gub. 304; Einkla— 

gung der Kapitalien derſelben gegen Uuterthanen des Dominiums, welches 
zugleich Vogt oder Patron iſt 1284; Vertretung derſelben durch den Fis— 
kus 20302; Teſtamentsabſäze, die ſich auf Kirchen beziehen, find dem 
Ordinariate anzuzeigen 2939 und der politiſchen Behörde 2110; welcher 
Kirche das Drittel der Verlaſſenſchaft eines Geiſtlichen zufällt 2042 5. 
Errichtung des Kirchenbeilaßinventars S. 978, 6) u. 2055; Befreiung der 
Kirchen von der Erbſteuer S. 1207 $. 13. 

Klagen mit mehren Gegenſtänden ohne Zuſammenhang ſind zur Abſonderung 
zurük zu ſtellen 120 —3; wann der Klage der Erwerbſteuerſchein beiliegen 
muß 181; Zurüknahme der Klage u. Einreichung einer neuen 22 4 und 
222; Befugniß zu klagen u. ſich zu vertheidigen; ſ. Vertretung. Verfahren, 
wenn ſich die Klage auf eine vollen Glauben verdienende Urkunde ſtüzt 1344 
—40. Beilegung des Originalwechſels 1634; Wechſelklage auf 24ſtün⸗ 
Ge Zahlung 1640—4. Vorgang bei der Aufnahme mündlicher Klagen 

einn 

Klaſſifikazion im Konkurſe; Abfaſſung u. Zuſtellung des Klaſſifikazionsurthei— 
les u. der Auszüge aus demſelben S. 626, $. 13 u. 14946; fie zerfällt 
in Vorzugspoſten und 6 Klaſſen S. 627, §. 14—25; Gläubiger, die ihre For— 
derungen nicht angemeldet haben, ſind in der Klaſſifikazion abzuweiſen S. 
649, $. 29, Ausn. 1554 b 60; gegen das Klaſſifikazionsurtheil findet die 
Vorrechtsklage ſtatt S. 649, §. 28 u. 30-1564; die Taxe für dasſelbe iſt 
einfach abzunehmen 1539. a 

Klöſter, welche Klagen gegen fie nicht anzunehmen find 801 —3; Unterſchrift 
klöſterlicher Urkunden 803; Vornahme der Sperre und Inventur in denſel— 
ben 2058; Geiſtliche, Nonnen und Laienbrüder von aufgehobenen Klöſtern, 
Rechte derſelben und Erbfolge in ihr Vermögen 2066 u. 29068 —9, ins⸗ 
beſondere der aus dem ungar. Studien- oder Religionsfonde penſionirten Ex— 
religioſen 2062; die Sperre auf Kloſterpfründen iſt farfrei 2059. Be⸗ 
meſſung des Erbſteueräquivalentes von den Einkünften der Klöſter, und welche 

Klöſter davon befreit find S. 1260 §. 60 — 2489. —— 

Kompenſazion, von derſelben kann in der Einrede Gebrauch gemacht werden 
282 —91; im Konkurſe S. 649 $. 29 u. 1553 — 6. 2 

Kompromiß, ſ. Schiedsrichter. 

Kongrua der Geiſtlichen unterliegt keiner Exekuzion 912 und iſt bei de 
Erbſteueräquivalente nicht zu berükſichtigen 2428. 8 
Konkluſum, Siſtirung desſelben durch den Repräſentanten 1726-32 und 

durch den Präſidenten S. 808 §. 56; Abänderung desſelben 1256; Faſſung 
desſelben S. 810 §. 59 — 1259, und Expedirung 1794 u. f. 
are Exekuzion derſelben und Klaſſifizirung im Konkurſe 

15206 — 1. 1 

Konkurs; bei welchem Gerichte und über welches Vermögen derſelbe zu eröff— 
nen iſt S. 605, $. 11431; Recht der Gläubiger, wenn der Kridatar in 

andern Provinzen Realitäten hat 1585; Fälle der Eröffnung S. 636, $. 2 
—1435; fie geſchieht nicht durch Urtheil 1436; ſondern durch Edikt ©. 
609, §. 5 u. 7 u. 1462; Ediktaltermin S. 621, $. 8, insbeſondere, wenn 
Mil. Verlaſſenſchaften in Konkurs verfallen 2086; Wirkſamkeit der Prä— 
notazionen und Intabulazionen 1432; Rechte der Gläubiger auf das Maſſa— 
vermögen 1438; wider den Kridatar kann bei keinem andern Gerichte 
verfahren werden S. 609 $. 6, Ausnahme 1439; die anhängigen Streit: 
ſachen find an die Konkursinſtanz zu verweiſen S. 609, 9. 6 u. 1440; 
jeder Gläubiger muß bei derſelben liquidiren, Ausnahmen 1441 —3; Gläu⸗ 
biger, welche ihre Forderungen nicht angemeldet haben, find von der Maſſe 
ausgeſchloſſen S. 649, §. 29; Ausnahmen 1553—60. Erlöſchung der 
Gewerbe 1444—51; der Kridatar unterliegt dem Perſonalarreſte 1452 
—3, ihm gebührt keine Alimentirung 1454; Maſſevertreter S. 616, $. 7 
1452; Sperre, Inventur u. Schäzung S. 616, §. 7, 2458 u. 1576 
u. f.; Maſſaverwalter 1459-61; Vorladung der Gläubiger ©. 616, §. 7; 
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eine Aufforderungsklage gegen dieſelben findet nicht ſtatt 1462; Ausn. 
365 2) u. 4); der Konkurs iſt bekannt zu machen: der Behörde des Fiskus 
1463; der Lſt. u. K. G. V. 1464—5; den Hipothekargläubigern S. 
621, §. 9 u. 142 8—9, auch den ſuperintabulirten und pränotirten Gläubi— 
gern 1480 und dem Hofkriegsrathe, wenn Mil. Verlaſſenſchaften in Kon— 
kurs verfallen 2086. Beendigung des Konkurſes 15866 — 2. Neues Ver: 
mögen 1588, insbeſondere Erbſchaften und Vermächtniſſe 1589. 
Konſens zur Führung eines Rechtsſtreites brauchen a) die Militärmannſchaft 
296 — 2; b) die Patrone und Vogteien in Vertretung der Kirchen und 
pfründen 304 5; c) die Gemeinden 306 — 24. 
Konſulate, öſterreichiſche, ihr Wirkungskreis, insbeſondere bei Ausſtellung öf— 
fentlicher Urkunden 443. 8 
Konteſtirung der Schuldurkunden findet nicht ſtatt 999 — 1001; eben ſo 
wenig bei Teſtamentszeugen 1967. | 
Kontribuzionale, darüber entſcheiden die polit. Behörden 91 u. 113 C. 23. 
Kontribuzionsſchüttböden haben in Krida- und Exekuzionsfällen kein geſez— 
liches Pfandrecht 1513 ). N - | 
Kontumaz= Protofolle und Päſſe find öffentliche Urkunden 429 — 30. | 
n e (Sanitäts-), Vergütung der Beſchädigung durch Aufftellung derſel— 
en | 
Korrekzionshaus, wem die Ueberverdienſtgelder der Korrigenden zu erfolgen 
ſind 2113. a | 
Korrespondenz, ſ. Schriftenwechſel. 
Koſt für Gerichtsabgeordnete, ſ. Taggelder. a 
Krankenanſtalten, Befreiung der Beamten derſelben vom Arreſte und ihrer 
Gehalte vom Verbote und der Exekuzion 856. Verfahren mit den Effek⸗ 
ten der in denſelben verſtorbenen Kranken 2078 — 80; Befreiung von der 
Erbſteuer S. 1208 e) und 2420. Verlaſſenſchaftsgiebigkeiten für das Kran- 
kenhaus in Wien 2511 — 14, in Prag 2522 — 6, in Brünn und 
Olmüz 2559—61. ü — 
Krankheits-, Leichen- und Trauerkoſten, Vorrecht im Konkurſe S. 628 F. 15 
und in Strafhäufern 2111; Behandlung bei der Erbſteuer S. 1246 $. 43. 
Kreditorenausſchuß, |. Ausſchuß. | 
Kreisrabiner, Einſchreitung desſelben bei jüdiſchen Verlaſſenſchaften 2025. 
Kreuze pro püs meritis find nach dem Tode zurük zu ſtellen 208 E. | 
Kreuzpartikeln, wie damit zu verfahren 892. 8 
Kridatar hat alle Behelfe über den Aktiv- und Paſſivſtand zu übergeben 1435; 
wann gegen ihn bei einem andern Gerichte verfahren werden kann 1439; 
er unterliegt dem Arreſte 1452 —3; ihm gebührt keine Alimentirung 1454; 
Unterſuchung und Beſtrafung desſelben 14666 — 2 1; Mittel dazu 1472 
25; Rechte der Frau S. 641, $. 19, 1534 — 6. Rechte der Gläubiger, 
wenn der Kridatar in einer andern Provinz Realitäten beſizt 2585, oder 
wenn ihm Erbſchaften und Vermächtniſſe anfallen 1589. 
Kriegsgebühr unterliegt keinem Beſchlage SD. 
Kriegsſchäden, Vertheilung derſelben 35 u. 2639. 
Kundmachung der joſ. G. O. EUR, der K. O. 1422, der G. J. 1659, 
der Edikte ©. 470, §. 329, 1099, S. 852, §. 87-1842. 
Kunſtgegenſtände, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 2020. 
Kunſtverſtändige, der Beweis durch dieſelben wird zugelaſſen: entweder durch 
Beſcheid S. 286, §. 188 und 599, oder durch Beiurtheil 553; dieſes 
Beiurtheil kann theilweiſe zugleich ein Endurtheil ſein 854; er kann auch 
bei der trieſter Börſe 30, und bei jedem Ortsgerichte vorgenommen wer- 
den 601; wer nicht wider ſeinen Willen als Kunſtverſtändiger abgeord— 
net werden kann 602; Handlungskunſtverſtändige 603 und die Mitglie— 
der des Thierarzneiinſtitutes in Wien ; Verfahren, wenn landesfürft: 
liche Beamte als: Aerzte, Kreisingenieure u. dgl. als Kunſtverſtändige ernannt 
werden 605 u. 618; Beweisſchriften 553 f. 4) u. 602; Beweis durch 
Kunſtverſtändige in Gefällsſachen 62 1 5; Belohnung und Gebühren der 
Kunſtverſtändigen 8 12, 2168 S. 13 u. 2286 F. 13. 
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Kupferſtiche, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften S0 20; nach Mili— 
tärperſonen 2082, und bei der Erbſteuer S. 1214 $. 24 — 2433. 

Kupons au porteur: der Nordbahn, unterliegen nicht dem Verbote 1848; 
auch nicht bei Staatspapieren 1881, 1) und 1852 6). 


Kurs, Beſtimmung desſelben bei Obligazionen und Bankakzien 2556 und 


2149 52. 
Kurszettel find öffentliche Urkunden 45 7. 


L 


Laienbrüder, ſ. Klöfter. 


Land, was darunter zu verſtehen 219. 

Landesdeputirter, jüdiſcher, Einſchreitung und Belohnung desſelben bei der 
Sperre jüdischer Verlaſſenſchaften 2075. r 

Landesſchuzverluſtigungs⸗Erklärung der Juden in Böhmen 50. 

Landesvertheidiger, ihre Gnadenbezüge unterliegen der Exekuzion 851. 

Landkarten, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 2020; nach Mili— 
tärperſonen 2082. N 

Landſtände unterliegen dem Zeugeneide 576; Abhandlung ihrer Verlaſſen— 
ſchaft, wenn ſie in mehren Provinzen begütert ſind 2013. . 

Landtafelfähigkeit, wann die polit. Behörde darüber zu entſcheiden hat 59. 

Landwache, Vorladung vor Gericht 1190-1. Be 

Landwehr, die zu derſelben aſſentirte Mannſchaft unterliegt in und außer 

Streitſachen dem Zivilgerichte, nicht aber dem Arreſte 838, ausgenommen 
ſie iſt bis zur Einberufung beurlaubt 839; von ihrer Verlaſſenſchaft iſt kein 
Invalidenfondsbeitrag abzuführen 2555 u. 2558. 

Laudemium, wann die polit. Behörde und wann der Richter darüber zu er: 
kennen hat 22 — 9; es iſt bei Beſtimmung der Erbſteuer nicht zu berükſich— 
tigen 2436. 

Laudum oder Schiedſpruch, ſ. Schiedsrichter. 5 

Lebensmittel, Erbſteuerfreiheit derſelben S. 1216 F. 26; exekutive Feilbietung 
derſelben 1132. FR 

Legaliſirung, der obervormundſchaftlichen Bewilligung zur Ehe eines Pupil— 
len in Ungarn 426; der im Auslande errichteten Urkunden durch Geſandte, 
Konſule und Gub. Präſid. in Venedig und Mailand 4244 — 50; der Voll⸗ 
machten zur Erhebung eines Erbtheiles im Auslande 2003 und der aus: 
ländiſchen Legitimazionsurkunde zur Erhebung einer inländiſchen Aerarial— 
gebühr nach dem Tode des damit Betheilten 2012. 

Legate, ſ. Vermächtniſſe. N i 

Legung, ſtreitige, einer Urkunde bei der Inrotulirung, Verfahren hierüber 67 5. 

Lehen, Verfahren bei gerichtlicher Feilbietung 108 8 —9; Intabul. und Prä- 
not., wenn mit Lehen freie Güter vereinigt ſind 1090; Einvernehmung 
des Fiskalamtes vor Schöpfung des Urtheiles 1733; fiskalämtliche Ver— 
tretung in Lehenſtreitſachen 1234 —5; Anzeige, wenn bei Verlaſſenſchafts— 
abhandlungen Vaſallen oder Lehenenzien vorkommen 2083; die Lehen un: 
terliegen den Wirkungen der Abhandlungsinſtanz, folglich auch dem Mortuar 
2336 u. 2340, mit Ausnahme des Kronlehens Aſch 2353; Behandlung 
derſelben bei der Erbſteuer S. 1201 §. 5 und S. 1221 F. 32 — 33; deutſch⸗ 
böhmiſche Lehen, Gerichtsbarkeit über dieſelben 5; Geltendmachung des Nach— 
folgerechtes in dieſelben und in böhmiſche Kronlehen 2340 ). r 

Lehrerinnen, ſtädtiſche Induſtrial-, ihre Gehalte und Deputate find vom Ver— 
bote und der Exekuzion befreit 863. 

Leibrenten, Beſtimmung der Erbſteuer S. 1210 §. 14 — 16 u. $. 19; fie un⸗ 
terliegen nicht dem Mortuar 2334. 

Leichenkoſten, Krankheits- und Trauerkoſten, Vorrecht im Konkurſe S. 628 
§. 5 und in Strafhäuſern 2111; Behandlung bei der Erbſteuer S. 1246 


Liedlohn, Klaſſifizirung im Konkurſe S. 628 §. 15 u. 1500 — 4. 
Lieferungskontrakte mit dem Aerar, ſ. Nerar. 8 
Liquidazion der Aerarialrükſtande, Aufforderungsprozeß wegen derſelben 385. 
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Liquidirung im Konkurſe bei der Konkursinſtanz S. 609 §. 6; Ausnahmen 
1439, 1441 2; ſie geſchieht mittelſt Klagen, worüber ein Verzeichniß 
zu führen iſt S. 623 $. 11 u. 148 3; zur Einreichung der Liquidirungs- 
klage finden Friſterweiterungen ſtatt, aber nicht zur Anmeldung 4426; die 1 
allg. Ediktalfriſt gilt auch für den Fiskus 142 3; was iſt in der Klage zu 
begehren S. 624 F. 12; wann iſt mündlich zu verfahren 1486; die Urtheile find 
einzeln zuzuſtellen 148 7; Liquidirung des Eigenthumes 1488 —- 9; des 
Fideikommiſſes 1490; der Zehentrechte und Dienſtbarkeiten 1491 — 2; 
Steuerrükſtände ſind anzumelden, aber nicht zu liquidiren 1508 —9; Liqui⸗ 
dirungskoſten und Taxen S. 645 §. 26 u. 1532 49; alle Gläubiger müſſen 
liquidiren, wenn ihnen auch ein Kompenſazions-, Eigenthums- oder Pfand— 
recht zuſteht $. 29 u. 2553, Ausn. 155 4-60. — Liquidirung der Schul⸗ 
den bei Verlaſſenſchaften der Geiſtlichen S. 978 *) 8); der in Verrech⸗ 
nung geftandenen Zivilbeamten 4 73 —4 und der Mil. Perſonen 2086. 

Lizitazion, ſ. Feilbietung. 

Lizitazionserlös, ſ. Kaufſchilling. er, 

Lizitazionsordnung 1039; für das Küſtenland 1101; Taxen 1100; 
nachträgliche Anbote 1102; wann ein bei einer früheren Lizitazion gemad)s 
ter Anbot verbindlich iſt 1103; ſogleiche Zahlung hat den Vorzug 1104; 
Verfahren bei gleichen Anboten 1105. * a 

Lizitazionsprozente für die Armen 2497-508, insbeſondere in Mähren 
2559 — 61. 

Löhnung des Soldaten, unterliegt keinem Beſchlage und kann nur zum Erſaz eines 
zugefügten Schadens verwendet werden 894-5. 

Loci eredibiles in Ungarn 2116 u. 1609. 

Lohnkutſcher, die Uebertretung der Gewerbsvorſchriften derſelben iſt ein po— 
litiſcher Gegenſtand 82. | 

Looſe und Tratten der Bergwerksprodukten-Verſchleißdirekzion au porteur, 
Amortiſirung derſelben 185 1; fie unterliegen nicht dem Verbote 1851 
und 882; Befreiung der Looſe von der Erbſteuer S. 1214, §. 23. 8 

Lotterie; Beweiskraft der Original-Liſten und der Ginlagiheine 435; die Ge⸗ 
winnſte derſelben unterliegen keinem Verbote 893; die Einlagen und Looſe 
find erbſteuerfrei S. 1214, $. 23. ö | 


M 


Magiſtrat, Ausſchließung der Beamten von Juſtiziariaten 2400 4; Haf⸗ 
tung wegen übel verwalteter Juſtiz E415. a 

Majeſtät gebührt dem Souverain 1294 Pu. der oberſt. Juſtizſtelle 18 16-2. 

Majorat; ſ. Fideikommiſſe. f 

r unterliegen dem Zeugeneide 525; ſ. auch Ordens— 
mitglieder. - 

Manifeſtazionseid; findet über die Namhaftmachung der Güter des Exeku— 
ten nicht ſtatt 656; wegen der comportationis documentorum 65 7 und 
659; wann derſelbe bei einer Verlaſſenſchaft für minderjährige Kinder dem 
Vater und der Mutter aufgetragen werden kann 658; derſelbe wird nicht 
wie andere Eide angetreten, ſondern exequirt 6660. 

Manifeſtirung der Dokumente; Auftragung und Ablegung des Eides über 
dieſelben 65 2 u. 659. j 

Marktpläze, Erefuzion der dahiu gebrachten Lebensmittel 1132. 

Maſſavertreter, Aufſtellung S. 616, §. 7 u. 1455 — ; demſelben ſind 
alle Behelfe zu übergeben und er iſt an den Kridatar gewieſen 1435 er 
hat ſogleich zu liquidiren ©. 623, §. 10; der Richter hat denſelben von Amts— 
wegen zu betreiben 148 1; er hat von 2 zu 2 Monaten Ausweiſe vorzule— 
gen 1482; an ſein Zugeſtändniß der Klaſſe iſt der Richter nicht gebunden, 
wohl aber an das Eingeſtändniß eines Faktums 1493; Tax und Stempel: 
freiheit desſelben 15 4249; Ausmeſſung und Klaſſe des Deſervites des— 
ſelben 1559-60 u. S. 627, $. 14. 

Maſſaverwalter, Aufſtellung desſelben S. 616, $. 7 u. 1459 —381 Be⸗ 
ſtätigung desſelben oder Wahl eines neuen S. 655, § 35 u. 1566-7 
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und §. 37; Tax und Stempelfreiheit 1844427; Ausmeſſung und Klaſſe 
der Belohnung desſelben 2559-60, 1574 u. S. 627, S. 14; Geſchaͤfte 
desſelben S. 654, $. 34, 1565, S. 657, 6. 38 u. f.; er hat die dem Sri: 
datar angefallenen Erbſchaften und Vermächtniſſe anzunehmen 1589; Ye: 
gung und Prüfung der Rechnung 1582; Abfertigung der Gläubiger und 
Finalbericht S. 622, §. 44 —5. 

Matriken; Uebernahme derfelben nach dem Tode des Pfarrers 2035 — 8 
ſ. auch Tauf- oder Trauungs- oder Todtenbuch. 

Mäßigung der Gerichtskoſten oder Expenſen des Advokaten S. 565, 6. 424 
— 7; in Streitſachen beſteht diesfalls keine beſondere Taxe 2269; im ade: 
ligen Richteramte beträgt ſie bei dem wiener Magiſtrate 1 fl. 2292, die 
gerichtlichen Beſcheide über Anſuchen der Partei gegen den Advokaten und 
umgekehrt find nach der 1. Rub. lit. a zu taxiren 2261. 

Medaille, die Medaillenzulage unterliegt keinem Beſchlage 900; wann die. 
Zivil-Ehrenmedaille den Erben zu erfolgen iſt 2022; die Mil. Medaille 
gebührt dem Weibe oder den Kindern 2098. 

Mediziniſch⸗chirurgiſche Witwenſozietät in Wien; Befreiung ihrer Penſionen 
vom Verbote und der Exckuzion 890. 

Mediziniſche Fakultät; Einholung ihres Gutachtens 619-20. 

Meilengelder; ſ. Gerichtsdiener. 

Mennoniſten unterliegen nicht dem Eide 522. g 

Meſſen; Uebernahme oder Einbringung der Meſſengelder nach verſtorbenen 
Geiſtlichen 2042; Befreiung von der Erbſteuer S. 1207, §. 13 u. 2415; 

die Verſendung der Meſſengelder in das Ausland iſt unterſagt 2642. 

Militär⸗Equipage und Dienſt, was dazu gehört, unterliegt nicht der Pfän— 
dung S. 679, §. 10 und 839, oder der Erbſteuer S. 1217, $. 28. 

Militärerſazmann; Vormerkung auf die Kauzion desſelben 978. 

Militärgerichte; Gerichtsſprache derſelben 194 — 7; fie können von den 
Zivildollmetſchern ämtliche Ueberſezungen fordern 198 *); Adaptirungspatent 
der G. O. mit den Novellen 1602 u. f. 8 - { 

Militärgrenze; Vertretung in derſelben durch penfionirte Auditore und Sin— 
dizi 1605; Vornahme des Vergleiches bei der Kompagnie 1618; Beſtim— 

mung des fundus instructus 1620; Perzente aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften 
für das Seminarium und das Defizientenhaus 2529; die Normalſchulfonds— 
beiträge ſind an die Proventen abzuführen 2548. 

Militär⸗Juſtiznorm 1622. 

Militärmannſchaft kann nicht ohne Bewilligung als Kläger oder Beklagter 
erſcheinen 296 — 2; Schuldklagen gegen dieſelben find nicht anzunehmen 
894; derſelben darf ohne Bewilligung kein Vermögen ausgefolgt werden 
2085, 2089 u. 2324; Abhandlung der Verlaſſenſchaften minderjähri— 
ger Soldaten 2090 — 1. 

Militärperſonen, Verfahren bei Gefällsübertretungen 358; können ſich 
nicht einem Zivilgerichte unterwerfen 222 —3; Vornahme der Pfändung 
gegen dieſelben S. 679, §. 10; Abhörung derſelben durch geiſtliche Kommiſſäre 
in Siebenbürgen 1615; Ausfertigung des Konvokazionsediktes in Sterb— 
fällen und Termin zur Anmeldung der Aerarialanſprüche 208 4 u. 2086; was 
aus den Verlaſſenſchaften dem Hofkriegsrathe einzuſenden iſt 208 4 und 
2086, a bei der Erbſteuer S. 1217, §. 27— 2435 u. S. 1220, 
F. 30; die Verlaſſenſchaften derſelben find befreit vom Lizitazionsprozente 
2498 u. 2505 und von dem Beitrage zum allg. Krankenhauſe und zum 
Wohlthätigkeitsfonde in Wien 25 14. . f a 

Militärübungen, Ausmittlung der Pläze 386. 

Mittheilung der Beweiſe im mündlichen Verfahren S. 110, §. 25 u. 238. 

Mönche; wann fie klagen und geklagt werden können 298-303. N 

Moderirung der Gerichtskoſten; ſ. Mäßigung. 

Monopole; ſ. S. 48 **) u. S. 388 *). 5 

Monte des lomb. venez. Königr.; Verfahren mit den Renten und Verſiche— 
rungsſcheinen bei der Zeſſion, Exekuzion und Zahlungseinſtellung 3850; und 
bei der Amortiſazion 1859 60. 5 

Monturs⸗ und Rüſtungsſtüke, unqualitätmäßige; Verfahren wegen der Ent: 
Handb. d. Giebigkeiten. 89 
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ſchädigung des Aerars 483; ſie find kein Gegenſtand der Verpfändung 
847; Verfahren mit denſelben nach dem Tode der im allg. Krankenhauſe 
verſtorbenen Individuen S. 991 zu Ende. ee 

Monturskommiſſion, Verfahren bei der Uebernahme von Monturs- und 
Rüſtungsſorten 388. 

Morgengabe im Konkurſe 2535; fie iſt bei der Erbſteuer in Abzug zu 
bringen 8404. * 
Mortuar: bei Zivilgerichten; wer darüber zu entſcheiden hat 92 — 102 
und 2293; Einantwortung der Verlaſſenſchaft vor Berichtigung desſelben 
4982; dasſelbe in Beziehung auf Ungarn und Siebenbürgen 2114—15 
und 23572, auf Berggerichte 2123, 2359 u. 2380, auf das Oberſt⸗ 
hofmarſchallamt 2125 und die Geiſtlichkeit 2213; Einfluß desſelben auf 
die Bemeſſung der Erbſteuer S. 1218, §. 29-2438 und S. 1246, F. 43; 
allgemeine Vorſchriften über die Größe desſelben, über das demſelben unter— 
liegende Vermögen und über die Erhebung des Werthes desſelben 23266 — 
51; Abnahme des Mortuars mit Beziehung auf die Finanzpatente 2344 
—?7 und von Staatspapieren und Bankakzien 2449 — 52; beſondere Vor⸗ 
ſchriften für Böhmen 2352-3; für Mähren und Schleſien 2354 7; 
für N. O. 2358-64; für O. O. 2365-69; für In. O. 2370 
84 und Trieſt 2385. Mortuar bei Militärgerichten ©. 1345, F. 41, 

26214 u. ©. 1354, $. 12. N 
Münzen, Abnahme des Mortuars von denſelben 2347 und der Erbſteuer 

S. 1222, $. 34; insbeſondere von ausländiſchen 2442 oder nicht vollwich⸗ 

tigen 2453 u. 2420. 
n auf dieſelben findet keine Einverleibung oder Vormerkung ſtatt 


N 


Nachdruk, darüber hat die polit. Behörde zu entſcheiden 103. 

Nachſicht des Alters, Taxen 2304; bei Militärgerichten 262%. 

Nachſicht der Taxen, ſ. Vormerkung. 0 

Nachträgliche Geſeze zur G. O.; ſ. Einl. §. 5 — 7. 1 

Namhaftmachung der Güter des Exekuten; darüber findet der Manifeſta— 
zionseid nicht ſtatt 656. 

Nazionalbank; ihre Urkunden find öffentliche 236; Amortiſirung derſelben 
1868; welche Streitſachen derſelben von der oberſten Juſtizſtelle als 
Schiedsrichter zu entſcheiden find 835—6; Verfahren mit den Akzien, De— 
poſiten, Pfändern und andern Effekten derſelben in Konkurs- und Erbſchafts— 
fällen, bei Verboten und Exekuzionen 913 —4. Abnahme der Erbſteuer von 
Akzien 2449 —52 und des Invalidenfondsbeitrages 28586. 

Neuerungen im mündlichen Verfahren 231; im ſchriftlichen Verfahren 
270—5. 

Nexus subditelae, ſ. Unterthänigkeit. i 

Nichtigkeit, ſ. Nullität. 

Nonnen, ſ. Klöſter. ’ 

Nordbahn, Amortiſirung und Verbot ihrer Akzien, Interimsakzien und Ku: 
pons 1848; Expropriazion der Grundſtüke für dieſelbe 33. Rs 

Normalſchulfondsbeitrag aus Verlaſſenſchaften der Zivil- und Milttärper- 
ſonen 2532—9; in Böhmen find halbjährige Verzeichniſſe vorzulegen 
2540-1; in O. O. find die Beträge an das Kreisamt des Erblaſſers und 
Kontrolsanzeigen an die Reg. zu ſenden 28424; wie diesfalls in Steierm. 
und Illir. vorzugehen iſt 88 45 ? und in Mähren 2559-61; in der 
Militärgrenze werden dieſe Beiträge zu den Proventen abgeführt 2548. 

Notar 1646 —2. 5 

Notariatsinſlrumente, welche find öffentliche Urkunden 451-4; fie be: 
wirken keine Exekuzion 1006. f 

Nothdurften, wie ſie aufzunehmen ind 2 2 3 — 4, und in weſſen Gegenwart 225. 

Nozionen; Aufforderung gegen Gefällsnozionen à 20-53; und Hoffriegs- 
buchhaltungsnozionen 478 — 83; Zuſtellung der Nozionen 48 4-33 
Sicherſtellung des Strafbetrages 920. | 
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Nullität; Verfahren mit der Nullitätsbeſchwerde S. 338 6. 262-4; bei 
Wechſelgerichten 21633 F. 9 und 1639. Dem Richter find die Urſachen 
der Kaſſirung ſeines Urtheiles bekannt zu geben 7282; Verfahren bei der 
Verurtheilung des unteren Richters in den Erſaz und Rekurs dagegen 763 
—6, 290 und 802; die Vog. des obern Richters über eine von Amts— 
wegen erkannte Nullität iſt taxfrei und die bereits gezahlten Taxen find den 
Parteien zurük zu ſtellen 762; Nullitätsgründe 768 — 77, 

Nuzungseigenthum; Verfahren bei der Veräußerung desſelben 813; dazu 
iſt die Einwilligung des Obereigenthümers nicht erforderlich 11122; Gel— 
tendmachung des Vorkaufs- und Einſtandsrechtes 1118-20. N 
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Obereigenthümer; Verfahren über Einwendungen gegen den Nachfolger in 
das Nuzungseigenthum 813. 

Oberſthofmarſchallamt; Beſezung desſelben und Korreſpondenz mit dem 
A. G. und der oberſten Juſtizſtelle mittelſt Präſidialnoten 249, 250 und 
294; Einſchreitung desſelben beim Tode der Hofbeamten und Diener in der 
k. Burg oder in den k. Schlöſſern 4962; für dasſelbe gelten die allg. Tax— 
ordnungen und ſtatt des Mortuars hat es ein Honorar für feine Beamten 
zu beziehen 2125. 

Obligazionen, öffentliche, au porteur, unterliegen nicht dem Verbote 1851, 
1) und 1852, 6); allerdings die auf beſtimmte Namen lautenden, die vin— 
kulirten und deponirten, Verfahren dabei 946 — 2; Anzeige an das Gub., 
wenn in einer Verlaſſenſchaft Obligazionen vorkommen, die auf ein öffentliches 
Inſtitut lauten 2099. Vinkulirung und Umſchreibung der in Depoſitenämtern 
befindlichen öffentl. und Privatobligazionen 2130-3; Erhebung der Zinfen 
der Obligazionen durch die Depoſitenämter 2134 —5; welche Obligazionen 
erbſteuerfrei ſind S. 1214 §. 23. Abnahme der Perzentualgebühren von in— 
und ausländ. Obligazionen 2440 und 2449 — 52, insbeſondere des In— 
validenfondsbeitrages 2556, und der Erbſteuer-Strafzinſen 2469-20. 

Obrigkeit, ſ. Dominium. 

Oede Gründe in Tirol, die diesfälligen Streitſachen gehören auf den Rechts— 
weg 134. N 

Offizier, Aufſtellung als Sequeſter 1619; Vornahme der Pfändung S. 679 
F. 10; Anzeige ihres Todes 2088; wie bei der Sperre vorzugehen und was 
aus ihren Verlaſſenſchaften dem Hofkriegsrathe einzuſenden iſt 208 4 und 
2087 ; Ausfertigung des Konvokazionsediktes 20866; Behandlung bei der 
Erbſteuer S. 1217 f. 27-2435; Gebühren für dieſelben, wenn fie in Sterb— 
fällen Präliminarakte vornehmen 2613. i N 

Oppoſizionsklagen, oder Geſuche hemmen die Exekuzion nicht 4158. 

Orden, Verfahren bei Anmaſſung derſelben 1903; Einſendung derſelben aus 
Verlaſſenſchaften beim Militär 2093 — 7 und beim Zivile 2 100-2; Be: 
ſtimmungen über das Erbſteueräquivalent beim deutſchen und Maltheſerorden 
S. 1260 C. 60 b) und §. 61-2489. 

Ordensgeiſtliche; wann fie klagen und geklagt werden können 298-383 ; 
von aufgehobenen Klöſtern, Rechte derſelben und Erbfolge in ihr Vermögen 
2066 und 2058 —9, insbeſondere der aus dem ungar. Studien- oder Re— 
ligionsfonde penſionirten 2062. 

Ordensgelübde begründen keine Verlaſſenſchaft 2946-511. 

Ordensmitglieder des deutſchen und Maltheſerordens, Abhandlung ihrer Ver— 
laſſenſchaften 828860 —5; Entrichtung der Erbſteuer 2486 —9 und des 
Invalidenfondsbeitrages 2550. b 

Ortsgericht, ſ. Wirthſchaftsamt. 


P 


Pachtabgaben, emphiteutiſche oder zeitliche, Eintreibung derſelben 128. 

Päſſe der Sanität find öffentliche Urkunden 429 —30. 

Pains d' Abbayes, in wie weit ſie kein Gegenſtand der Veräußerung und» 
Verpfändung ſind 9156. 


* 


sg* 


— 
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2 — en beim Militair 378, 379 u. 382. 

Paſtor, Verfahren beim Tode desſelben 2020-2. 

Patrone müſſen zur Vertretung einer Kirche oder Pfründe im Prozeſſe den 
Konſens der Lit. haben 304 —5; Einklagung der Kirchen- und Stiftungs— 
kapitalien gegen Unterthanen der Patronats- oder Vogteiobrigkeit 1284; 
Beiziehung des Patrons zur Abſonderung des Pfründenvermögens 20386; 
wann bei frommen Vermächtniſſen und Stiftungen der Patron und wann der 
Fiskus die Vertretung zu leiſten hat 2109. | 


Penſionen; Abzüge derſelben durch die adminiſtrative Behörde bei Staatsdienern 


und Militairperſonen 52 —8 ; der landesfürſtlichen, ſtändiſchen und ſtädtiſchen 
Beamten, Diener und Angehörigen unter 100 fl. ſind vom Verbote und der Exeku— 
zion befreit s 79; von 100 fl. aufwärts zur Hälfte 8 2 3 und in den neu er: 
worbenen Provinzen S. 377 §. 1; jo wie bei Militärbeamten 8302 u. 905; 
ein Drittel dagegen bei Offizieren, Auditoren, Rechnungsführern und Aerzten 
902 u. 303; ſo wie ihren Witwen und Waiſen 901 —4; und bei der 
Thereſiensordenspenſion 908 u. 945; auf eine noch nicht bewilligte Penſion 
findet kein Verbot ſtatt 8 5; bei Verboten mehrer Gläubiger hat jener den 
Vorzug, der das exekutive Pfandrecht zuerſt erwirkt hat 825 u. 820; er 
ſteht aber einem ſelbſt ſpäter eingeleiteten adminiſtrativen Abzuge nach 37; 
Haftung der Penſion der Witwen für die Erſäze des Mannes 876-7; die 
Verbote und Exekuzionen auf Penſionen bei Witwen und Waiſen gehen auf ihre 
Abfertigungen über 8 28; bei Beamten jedoch nicht auf die Gehalte, wenn ſie 
wieder angeſtellt werden 853. — Folgende Penſionen oder Verſorgungsbeträge 
ſind gänzlich vom Verbote und der Cxekuzion befreit: der Witwengeſellſchaft 
der Seidenzeug-, Sammet- und Dünntuchmachermeiſter in Wien 886; des In⸗ 
ſtitutes für Handlungsdiener 88 2; des prager Witwen-, Waiſen- und Taub⸗ 
ſtummeninſtitutes 888; der prager Verſorgungsanſtalt für ohne Verſchulden 
verunglükte Männer und für Witwen und Waiſen 2640; der Geſellſchaft 
für Mitglieder der wiener 889 und der prager jurid. Fakultät 891; und 
der mediz. chirurg. Witwenſozietät in Wien 890. — Erhebung der Rükſtände 
nach dem Tode des Penſtoniſten 2012, insbeſondere beim Militär 208 4; 
Vorſicht bei Erhebung der Penſionen u. dgl. für Mil. u. Beamtenswaiſen 2118. 

Penſioniſten, Anzeige ihres Todes und Vorlegung der Zahlungsbögen s 8-9 
und 2103-4. N 

Perhorreszenz; Gründe derſelben, S. 811 §. 62—4 769; Verfahren bei der⸗ 
ſelben 12203; insbeſondere Perhorreszenz der Berggerichtsbeiſizer 1884; 
der Merkantilbeiſizer 1225 —8; der Patrimonialbeamten 1229-85. 

Persona standi in judicio; ſ. Vertretung. 

Perſonalzulagen find Gehalte 854, alſo vom Verbote und der Exekuzion 
befreit 852. 

Pfändung der fahrenden Güter S. 489 F. 340 u. f., wenn fie unter fremder 
Gerichtsbarkeit ſind 1132; bei Wechſelgerichten 1645; auf früher ge⸗ 
pfändete Sachen kann bei der polit. Sequeſtrazion nicht gegriffen werden 1134; 
Vornahme für einen zweiten Gläubiger S. 491 $. 342 *); Transfertrung bei 
einer beſtehenden früheren Pfändung 1135. 

Pfand; Verfahren, wenn es nicht ausgelöſt wird 1046 u. 1133; der 
Pfandgläubiger kann auch auf andere Güter greifen 4042. Recht des Gläu— 
bigers, wenn der Eigenthümer das Pfand veräußert 1154; insbeſondere bei 
unbeweglichen Gütern 1155 2. 

Pfarre; Beſichtigung der Gebäude nach dem Tode des Beneſiziaten 2O40-— 1 u. 
2054—21; Uibernahme der Matriken und geiſtlichen Schriften 2035 — 8, 
2049, 205 2—3 u. 2056, und der Meſſengelder 2947; Einrichtung 
des Pfarr- und Kirchenbeilaßinventars 20 46, 2054 *) 6), 2055 und 
2057; die Sperre auf Kloſterpfarren iſt taxfrei 2059. 

Pferde find erbſteuerfrei S. 1214 5. 24 — 2433. 

Pferdehälter ſ. Lohnkutſcher. EN 

Pfründen, geiſtliche, Verbot und Exekuzion auf die Einkünfte derſelben wegen 
Schulden der Benefiziaten 92 und wegen Erſäze aus der Waiſen oder De: 
pofttenfaffa und anderer Entſchädigungen, als Dominien 918; zur Vertretung 
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derſelben im Prozeſſe iſt die Bewilligung der Lit. nothwendig 408 f. auch 
farre. 

Pfründler, Verfahren, wenn er ein Vermögen hinterläßt 1998 u. 2105. 

Piariſten, Befreiung von der Erbſteuer 2420 und vom Erbſteueräquiva— 
lente 2482. f 

Politiſche Amtshandlung, Verfahren, wenn der Richter zweifelt, ob der Ges 
genftand zur politiſchen Amtshandlung oder zum Rechtswege gehört 20. 
Grenzen zwiſchen derſelben und dem Rechtswege, ſ. Rechtsweg; polit. Ver— 
laſſenſchaftselaborate 2952. 

Polizeiübertretung, ſchwere; ſ. Verbrechen. 

Poſt; welche Gegenſtände unterliegen keinem Verbote und keiner Pfändung 

919. Sequeſtrazion und Verkauf derſelben in Exekuzions- und Konkursfällen 
1059 634; wem die mit der Poſt einlangenden Sendungen an Kridatare 
zu übergeben ſind 1422 —4. 

Poſtenlauf; die Tage desſelben ſind in die Friſten zur Beſchwerdeführung nicht 
einzurechnen, wohl aber bei den Eingaben an den erſten Richter 265 u. 788. 

Poſtrezepiſſe find vom Protokollsdirektor zu fertigen 16222; die Gebühr das 
für in Erbſteuerſachen iſt beizulegen 2492. | 

Praktikanten, Befreiung derſelben vom Arreſte und ihrer Adjuten vom Ver; 
bote und der Exekuzion 862; der Hoffammerprofuratur, wann fie bei Ge⸗ 
richt erſcheinen können 1299. Verwendung und Ausbildung derſelben 
1681 —3. h 

Präbendiſten, Anzeige ihres Todes 21068. N N 

Präuotazion findet bei Unterthanspräſtazionen nicht ſtatt 130 —1; bei zwei⸗ 
maliger findet die Aufforderungsklage ſtatt 475; nicht rechtskräftiger Mrs 
theile und Rechtfertigung 254; der Entſcheidungen der Landesſtelle 974; 
Erſtrekung der Friſt zur Rechtfertigung durch Gemeindevertreter 986; der 
politiſchen Erkenntniſſe über obrigkeitliche Bedrükung 1005; auf heimfällige 
Realitäten 1062; auf Schiffmühlen 2068 — 9; im Konkurſe 1432; 
auf Muthſcheine findet fie nicht ſtatt 162 7; bei Forderungen des Gutsherrn 
und der gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſe 1785. - 

Präſidium, durch die Einreichung einer Schrift bei demſelben kann die Fallfriſt 
nicht gerettet werden 1662; Recht desſelben, den Arreſt zu bewilligen 
1685, das Geſchäft in Zirkulazion zu ſezen 1686 und den Beſchluß zu 
ſiſtiren S. 808 §. 56. 5 

Privatgeſezſammlung, darauf iſt ſich nicht zu beziehen 1760. 

Privilegien, wann der Rechtsweg und wann die polit. Amtshandlung eintrit 
83 —5; Verfahren bei Eingriffen in dieſelben 978. Anzeige nach dem 
Tode eines Privilegirten und Vorlegung der Privilegiumsurkunde 2107. 

Profeß begründet keine Verlaſſenſchaft 1946-51. 

Proteſtazionen ſind abzuweiſen 19. 

Protokoll, wie beim mündlichen Verfahren aufzunehmen 223 —4; die Fer: 
tigung der Partei und des Vertreters iſt nicht nothwendig 185; ausgenom- 
men bei Militärgerichten 1602 F. 5. Dagegen tft die Fertigung der Zeugen 
nothwendig S. 274 §. 165; die zur Verhörung beſtimmte Gerichtsperſon darf nicht 
Namensunterſchreiber fen 58 1. Führung des Einreichungsprotokolles 1660 
u. f.; des Rathsprotokolles S. 820 u. f.; des Anmeldungsprotokolles im 
Konkurſe S. 623 F. 11 u. 1484; des Verlaſſenſchaftsprotokolles S. 948 
§. 44; des Waiſenprotokolles S. 1016 §. 52 und des Protokolles über Rech— 

nungsgeſchäfte S. 1022 §. 65. 

Protomedikus, Einholung feines Gutachtens 61 8. 

Provinz, Begriff derſelben bei Beſtimmung der Einrede 241 —3; wenn ein 
Kridatar in mehren Provinzen Realitäten hat, ſo können die Gläubiger ſo— 
wohl bei der Konkursinſtanz, als auch in den andern Provinzen ihre Forde— 
rungen gerichtlich verfolgen 1585; Abhandlung der Verlaſſenſchaft eines in 

mehren Provinzen begüterten Landmannes 2013. 

Proviſionen find kein Gegenſtand des Verbotes, der Exekuzion und Zeſſion 
850 u. S. 378 F. 4 und bei Tabakverlegern 864. Erhebung der Aus⸗ 
ſtände nach dem Tode des Proviſioniſten 2012. 5 

Proviſorien in Beſtizſtreitigkeiten 121—4. 
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Peosentenauffhäfie; darauf haben die auf die Beſoldung und Penſion vorge: 

merkten Gläubiger keinen Anſpruch 855; für das Militär 899. 

Prüfungstaren bei Advokaten S. 1074 IX. Rubr.; aus dem Grundbuchsge— 
ſchäfte und dem adeligen Richteramte 2295. 

Pulver S. 388 ). i 3 8 

Punzirung, Aufforderungsklage 36%; das frühere Verfahren mit unpunzirtem 
Gold und Silber in Verlaſſenſchaften findet nicht mehr ſtatt 2023. 

Pupillen, Abhandlung ihrer Verlaſſenſchaften, wenn ſie als Soldaten geſtorben 
ind 20901; ihr Vermögen iſt nach der Großjährigkeit in der Waiſen— 
kaſſe zu verwalten 2089 u. 2085. 


S | 5 

Quartiergeld it vom Verbote und der Exekuzion befreit 854, außer zur 
Alimentazion der Gattin und Kinder 867. 

Quieszenten, Anſtellung derſelben als Advokaten 1280 —1; Rang derſelben 
bei der Wiederanſtellung 1246 — 9; ihre Gehalte find den Penſionen gleich— 
zuhalten 8 2 4; |. Penſionen. 1 ö 

R 


Nabiner, Einſchreitung desſelben bei jüdiſchen Verlaſſenſchaften 20 25. 
Naittaren 2302—9 u. 2293; bei Mil. Gerichten S. 1345 $. 47. 
Rang, Siz und Stimme bei Juſtizbehörden 2736 — 55. 
Rath, geheimer, Anzeige des Todes 2034; |. auch Referenten. 
Nathſizung, es ſoll nichts verfügt werden, was nicht in derſelben vorgetragen 
wurde 1684, Ausn. 1685—6; Beſtimmung derſelben und Ordnung des 
Vortrages S. 781 $. 42 u. f.; Beſezung derſelben, und Vortrag in pleno und 
in Senaten 1689 u. f.; Beiziehung der Repräſentanten 1200 — 32; 
Rang in der Sizung 1736 — 55. 
RNathsprotokoll, Führung desſelben S. 820 $. 64 u. f. | 
Realitäten des Kridatars in anderen Provinzen 2429 und 158%; Ab⸗ 
handlung, wenn ein verſtorbener Landſtand in mehren Provinzen Realitäten 
beſizt 2013. . Ather 
Rechnung; Wirkung des Abſolutoriums 407. Benehmen der Gerichte in 
Rechnungsſachen S. 1019. a 
RNechnungsführer; ihre Gage und Penſion unterliegt mit einem Drittel der 
Exekuzion 902 und 904; eben fo die Gnadengehalte oder Penſtonen ihrer 
Witwen und Waiſen 901 und DDR; jedoch nicht unter 100 fl. 8 79. 
Nechnungslegung (und weiteres Verfahren hierüber) des polit. Sequeſters 
104; des gerichtlichen Sequeſters S. 413 §. 297; des Konkursmaſſever— 


walters 402 eines herrſchaftlichen Beamten 394 und 368 — 72; nach 


verſtorbenen Militärperſonen 2086). I 
Rechnungsprozeß; S. 186; Tagſazung wegen der Friſt zur Bemänglung 
395; Erweiterung derſelben 3986; iſt auch auf dem Lande ſchriftlich, übri— 
gens ganz nach der G. O. zu verhandeln 497 —; vor dem Urtheile das 
Ermeſſen der Buchhalterei einzuholen, findet nicht ſtatt 399 und 400; 
adminiſtrativer Rechnungsprozeß bei Zivilbuchhaltungen und Rechtsweg gegen 
die Erledigungen derſelben 403 —6 und bei Mil. Behörden 1607 —8. 
Nechnungstaxen 2302 — 9 und 2293 und bei Militärgerichten S. 
1345 F. 47. a 
Rechtfertigung des Ausbleibens von der Tagſazung S. 113 $. 33 und 239 
20 


AN des Urtheiles, Ausweis hierüber 98. 72 

Nechtsſtreit; welche Perſonen ſelbſt keinen führen können; ſ. Vertretung. 

Nechtsweg, Verfahren, wenn dem Richter Bedenken auffallen, ob der Gegen— 
ſtand zum Rechtswege geeignet iſt, 2%; das über einen offenbar nicht zum 
Rechtswege geeigneten Gegenſtand geſchöpfte Urtheil kann auf Einſchreitung 
der politiſchen Behörde aufgehoben werden 224 5. Grenzen zwiſchen 
demſelben und der politiſchen Amtshandlung und zwar: Abfahrtsgeld, 21 
— 24; Adel, 25 — 26; Akatholiſche Gemeinden, 27 und 28s; allge— 


| 
| 


| 
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meines Beſte, 29 42; Armendrittel, 48; Auswanderung, 49 und 50; 
Beamte, 81 — 58; Beſtizfähigkeit, 89 und GO; Dienſtboten, Innung 
und Zunft, GE — 64; Einfriedung, 65; Erbſteuer, 66 — 88; Ge: 
meindeſchulden 89; Gerichtsbarkeit 20 — 726; Gewähr und Laudemium 
229; Gewerbe und Privilegien S ==; Jagd und Wild 82-90; 
Kataſter, Steuer, 91— 8; Mortuar und Taxen BT — 102 und S. 811, 
F. 60; Nachdruk 103; Rechnung des polit. Sequeſters 104; Schullehrer 
105 Unterthänigkeit 105 — 40; welche Unterthansbeſchwerden auf 
den Rechtsweg zu weiſen find 114 6. 32 und 128; die Verjährung iſt 
kein Grund, Unterthansbeſchwerden auf den Rechtsweg zu weiſen 120; 
wann Unterthansbeſchwerden wegen rükſtändigen Kaufrechtsgeldern auf den 
Rechtsweg zu weiſen find 118; die Enthebung von der Unterthänigkeit ge 
hört auf den Rechtsweg 91; welche Gemeindeforderungen auf den Rechts— 
weg gehören 126 u. 132; Urbarialftreitigfeiten, die nicht ex nexu subditelae 
entſtehen, gehören auf den Rechtsweg 129; öde Gründe, Grund- und Fo— 
reſtalzinſe, die diesfälligen Streitigkeiten gehören in Tirol auf den Rechtsweg 
12 ; Waiſenforderungen 141 —2; Wald und Forſt 143 —6; Waſſer⸗ 
bau 490—3; Zählgeld 14 2; Zehent 148 —5 4. Wann bei Verbrechen 
und ſchweren Poliz. Uebert. der Rechtsweg ſtatt findet 155 - 7, 162 und 
164 der Rechtsweg, auf welchen die polit. Behörde verweiſt, braucht nicht 
in einer beſtimmten Friſt angetreten zu werden 326; über die Giltigkeit 
eines Schiedſpruches iſt im Rechtswege zu verhandeln 833; wann polit. 
Erkenntniſſe der polit. und wann der gerichtl. Exekuzion unterliegen 1005. 

Referat, Ausarbeitung desſelben S. 772 u. f. 

Referenten für Landtafelgeſchäfte 1623; Betreibungsgeſuche find demſelben 
nicht zu übergeben 2675; Vertheilung der Geſchäfte unter dieſelben S. 
766 u. f.; Ueberſchikung der Stüke an dieſelben S. 770. 

Regale, ſ. S. 48 **). | 

Regimenter, Benennung derſelben 1821. 

Regimentsärzte; ihre Gage und Penſion unterliegt mit einem Drittel der 
Erefuzion 902 und 904; eben jo die Gnadengehalte oder Penſtonen ihrer 
Witwen und Waiſen 901 und 904; jedoch nicht unter 100 fl. 879. 

Regimentsgelder find aus der Konkursmaſſe zu vindiziren 1506. 

Regiſtraturen, ämtliche Inſtrumente über dort befindliche Urkunden haben 
vollen Glauben 432; Führung derſelben S. 875, $. 100 u. f. 

Nekognoszirung der Urkunden; Friſt im ſchriftlichen Verfahren bei der außer: 
gerichtlichen S. 252 F. 123 und bei der gerichtlichen S. 253 §. 125 und 540; 
hierauf hat die Erweiterung der Friſt zur Sazſchrift keinen Einfluß 532; 
wann fie im mündlichen Verfahren verlangt werden kann 535 und 232, 
die Unterlaſſung derſelben behebt nur die Einwendungen wegen der äußeren 
Gebrechen 536; Vornahme derſelben bei Handlungsbüchern 539; Verfah— 
ren bei der Rekognoszirungstagſazung S. 253 §. 124—9. 

Rektifikazionsauszüge in Illir, als Beweiſe gegen die Obrigkeit find nur 
auf Verlangen der Kreisämter auszufertigen 441. 

Rektifikazionsurbarien, wann fie als öffentliche Beweismittel über Urbarial— 

laſten anzuſehen find 43 2—9. 

Rekurs findet gegen Beſcheide oder Verordnungen des Richters ſtatt, und iſt 

binnen 14 Tagen beim obern Richter zu überreichen S. 345 F. 267 und 784 

— 2 und 290; Verfahren, wenn Landleute ihre Rekurſe beim Kreisamte 

einreichen 286; in die Rekursfriſt ſind die Poſttage nicht einzurechnen 

265 und 288; die Rekursſchriften brauchen nicht in duplo überreicht zu 

werden 289; hemmende Wirkung des Rekurſes 791—3 und 361 2); 

gegen Beſcheide des Oberſthofmarſchallamtes 294; Beweggründe und Amts- 

erinnerungen 295 — 9 und 1612; Amtsberichte über Rekurſe 299 — 
803; außerordentlicher Rekurs gegen gleichförmige Beſcheide 894; der 

Rekurs findet nicht ſtatt gegen einen Beſcheid, wodurch das Ausbleiben von 

der Tagſazung gerechtfertigt wird 240; Rekurs gegen die Verurtheilung 

des unteren Richters in den Erſaz der den Parteien verurſachten Schäden 
und Koſten 263 — 2, 290 und 802; Beſtrafung desſelben, wenn er 
durch verabſäumte Amtspflicht Rekurſe veranlaßt 806. Reſtituzion gegen 
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die Rekursfriſt 1122; Rekurs eines Beamten gegen die Entlaſſung 1399; 
Rekurs im adelichen Richteramte 198 2. Rekurs gegen Strafurtheile 156 
— 64 und 208 1. Tax⸗, Stempel: und Portofreiheit bei Rekurſen und Be: 
ſchwerdeführungen 2186—9 u. ©. 1114 F. 9. k 

Neligionsfond; Gerichtsfoften und Taxen bei Prozeſſen desſelben 1240 
und 2192; Abhandlung der Verlaſſenſchaften der aus dem ungar. Reli: 
gionsfonde penſtonirten Exreligioſen 2867. f 

Neliquien, wie damit zu verfahren 892. f 

RNemunerazion des Maſſevertreters und Verwalters und des Gläubigeraus— 
ſchuſſes 155 9-60, 1524 und S. 627 F. 14. 

Rentämtliche Bücher haben keine Beweiskraft 442. 

Wen en wie bei der Eintreibung derſelben zu verfahren iſt 125 

Nepartizion im Konkurſe; in dieſelbe find die nach der Klaſſifikazion durch 
App. Urtheile geſchehenen Abänderungen aufzunehmen 1496; Vornahme 
derſelben S. 661 $. 41; Einwendungen dagegen S. 661 §. 49—3. 

Repräſentanten, 1200-232; Rang in der Sizung 12512. 

Neſervatpunkt in den Rechnungsabfolutorien iſt wegzulaſſen 402. 

Reſtituzion gegen eine Fallfriſt und wegen neuer Behelfe S. 507 §. 371 — 
1182; wegen Advokatenvertretung 1183 5; gegen eine Nozion 1186 
— 7; gegen Buchhaltereierledigungen 405, 2 und 3. 1 a 

Reſtzettel, Aufforderungsprozeß 368 — 72. 

Revers, Verlezung desſelben bei Beamten 1382; Schadloshaltungsreverſe 
bei Verlaſſenſchafts-Abhandlungen finden nicht ſtatt 1986. 

Reverſalien de observando reciproco; ſ. Freizügigkeit. 

Reviſion; wann ſie ſtatt findet; bei derſelben iſt wie bei der Appellazion zu 
verfahren S. 337 §. 260 und 255 — 60; Advokatenfertigung der Revi— 
ſionsſchriften 202; des Fiskus 261; bei Wechſelgerichten 1633 6. 9 
und 2639; und in Eheſachen 1590 C. 18; beim Oberſthofmarſchallamte 
749 und 750; außerordentliche Reviſion gegen gleichlautende Urtheile 
7 800 — 3. 

Reziprozität bei der Exekuzion 1019 — 32; im Konkurſe S. 648 $. 27 
und 1550 — 2; bei Aufſtellung eines ex officio Vertreters mit Tax- und 
Stempelvormerkung 2242 — 2; bei geiſtlichen Inteſtatverlaſſenſchaften 
2642; ſ. auch Freizügigkeit. 

Richter: er muß die Geſeze von Amtswegen anwenden und darf nur nach den 
Akten ſprechen S. 599 §. 437-1412; er darf während des Prozeſſes in 
das Innere der Schriften nicht eingehen 12 und 120; auch eine bereits 
entſchiedene Klage 23 oder ein Geſuch von Amtswegen in der Regel nicht 
verwerfen 14; er muß Anzeigen erftatten: bei Juden 16, wenn Hofdiener 
geklagt werden 17, wenn Handelsleute und Fabrikanten in Konkurs fallen 
1464 u. f., wenn im Konkurſe fiskalämtliche Forderungen vorkommen 
2463 und bei der Amortiſirung 1861 — 2 und 2873; er hat abzu⸗ 
weiſen Proteſtazionen 19 und Klagen gegen Beamte wegen der Amtshand— 
lung 51; was er im mündlichen Verfahren ämtlich zu erheben hat S. 108 
F. 20 und 228 — 30; Verurtheilung des Richters in den Erſaz der den 
Parteien verurſachten Schäden und Unkoſten und Rekurs dagegen 7263 — 7, 
290 und 802; Verbot von Geſchenkannahme und Beſtellungen S. 598 
6. 4351402; Verfahren bei der Sindikatsbeſchwerde 1413-21; Aus: 
ſchließung des befangenen Richters, ſ. Perhorreszenz. 8 8 

Richteramt; Erforderniſſe S. 577 5. 430-132 2; Ausſchließung von demſelben 
wegen Konkurs, Verſchwendung und Schulden §. 432-1329; wegen Ver- 
wandtſchaft und Schwägerſchaft 1438 — 1; wegen Verbrechen, ſchweren 
Poliz. Uebert. und Vergehen §. 43-2339; Ausſchließung desſelben von 
der Advokatur 1284 — ; der Magiſtratsbeamten von Juſtiziariaten 
2200— 4; Nebenbeſchäftigungen 14085 7. 4 

Nobottage; die Zahl derſelben hat die Obrigkeit zu beweiſen 409. 

Nodlbücher find öffentliche Urkunden 481. * 

Nolla, wann ſie einzuleiten iſt 1688. 
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Rotulus; Einlegung der Friſtgeſuche und Zwiſchenſchriften 67 2 u. 1899; 
die Advokaten ſollen denſelben zu Haufe verfaſſen 674. l 

Rubrum der Sazſchriften, wie zu verfaſſen 199 - 208. | 

Rüſtungsſtüke, unqualitätmäßige, Verfahren bei der Entſchädigung des Aexrars, 
383; ſie find kein Gegenſtand der Verpfaͤndung 842. 


S 


Salniter; Verbot und Erefuzion S. 388 5). 

Salz; Verbot und Exekuzion auf dasſelbe S. 388 5). 

Sanitäts-Kordone, Vergütung der Beſchädigungen durch Aufſtellung derſel— 
ben A8. 

Sanitäts- Protokolle und Päſſe find öffentliche Urkunden 429 —30. 

Sazſchriften, Friſt, wenn ſie zur Verbeſſerung zurük geſtellt werden 169; 
Auf- und Unterſchrift derſelben 199 — 207; denſelben können ſchriftliche 
Zeugniſſe beigelegt werden 548 u. 550; wann die Anbietung des Eides 
in denſelben als gerichtlich anzuſehen it 662. 

Schänker, ihre Bücher haben keine Beweiskraft 818 u. 1613. 

Schankrechte, darüber iſt im polit. Wege zu entſcheiden 86. 

Schäzergebühren find nur vom Gerichte zu beſtimmen 617. 

Schäzmeiſter; für Edelſteine 6812; worauf die Gerichte bei der Wahl der: 
ſelben zu ſehen haben 616. a 

Schäzung d. i. der Beweis des Werthes einer Sache S. 291, §. 201; fie findet 
ohne Verfahren und Urtheil auch über die ſtrittige Zulänglichkeit einer ſchul— 
digen Sicherſtellung ſtatt 610; oder wenn der Eigenthümer die Schäzung 
ſelbſt anſucht und Wirkung derſelben 6815; über dieſelbe find Prozeſſe unzuläſſig 
611; Schäzmeiſter bei Gold, Silber und Edelſteinen 612; Schäzungen der 
Herrſchaften und obrigkeitlichen Güter 613; wann dazu Räthe abgeordnet wer: 
den ſollen 614; worauf die Gerichte bei der Wahl der Schäzmeiſter zu ſehen 
haben 616; die Schäzergebühren find nur vom Gerichte zu beſtimmen 617, 
2168 F. 13 u. 2286 F. 13; Erhebung des Werthes einer geſchwärzten 
Waare 625; Ausfertigung der Schäzungsurkunden bei getheilter Gerichts— 
barkeit 1022; und Stemplung und Zuſtellung derſelben 192 1—3; Feil⸗ 
bietung unter der Schäzung 1076-9; Schäzung und Schäzungsausweis 
zur Bemeſſung der Erbſteuer S. 1158, §. 12 400. 

Schäzungseid; ein nicht angebotener kann nie aufgetragen werden 85 1; in 
dem Urtheile auf denſelben muß der Betrag mit oder ohne richterliche Mäßi— 
gung ausgedrükt werden 652 — 4; beſonderer Fall desſelben bei verſchloſſe— 
nen oder verſiegelten Sachen 655; ob derſelbe abgelegt worden iſt, wird 
durch Beſcheid bezeugt 662. 


Schiedsrichter - Vertrag muß ſchriftlich abgeſchloſſen werden S. 358, F. 270 


und 825; Vollmacht dazu 826; Genehmigung desſelben für Pflegebefohlene 
SE 7; jeder Zwang tft diesfalls aufgehoben 828; welche Gerichtsperſonen 
das Amt eines Schiedsrichters nicht übernehmen dürfen 829 u. 830; 
Schiedsrichter in 1. u. 2. Inſtanz 81; die Beſchwerdeführung gegen denſelben 
muß immer beim Richter 1. Inſtanz angebracht werden 832; die Aufhebung 
eines Schiedſpruches muß im Rechtswege verhandelt und durch Urtheil entſchieden 
werden 833; gegen dieſes Urtheil kann, wenn es auch den Schiedſpruch be— 
ſtätigt, appellirt werden 208; wer hat die Erefuzion über einen Schiedſpruch 
zu bewilligen und vorzunehmen 833; Streitſachen, welche nur durch Schieds— 
richter zu entſcheiden find: bei der Nazionalbank 835 —6 und bei den 
Brandſchadenverſicherungsanſtalten S. 361, b*); Belohnung und Taxen der 
Schiedsrichter 2168 F. 14 und bei Militärgerichten S. 1347, 6). 


Schießpulver, Verbot und Exekuzion; ſ. S. 388 ). 


Schiffe; ſ. Aerar. 

Schiffleute; Vorzugsrecht im Konkurſe 1583 —4. 

Schiffmühlen; Einverleibung und Vormerkung hierauf 106 8—9. f 
Schloßgebäude; Verfahren bei dem Tode der daſelbſt wohnenden Hofbeamten 
und Diener 4962. i 

Schottergrund für Straßen, Entſchädigung des Eigenthümers 40. 
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Schriften; Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften nach Geiſtlichen 2038 
— und nach Militaͤrperſonen 2687. N 

Schriftenivechjei mit dem Auslande 22@8—9 u. 1223; insbeſondere 
Frankreich 22 20 - 11; Geſandtſchaften 1212 —4; Heſſen 1215-6; 
Kirchenſtaat 18 12 —8; Polen 1219; Preußen 1220; Sachſen 1221; 


Sizilien 1222 —3; Frankfurt 1224; Toskana 1225; Ungarn und 


Siebenbürgen 1015 u. f. 1226—34. Zwiſchen inländiſchen Behörden 
ohne Unterordnung, als Hof- und Länderſtellen, Kreisämtern, Magiſtraten, 
Pfleggerichten ES 2433; zwiſchen Zivil- und Mil. Behörden 1834 
6; mit dem akatholiſchen Konſiſtorium 1832; mit K. G. V. 1838. 
Zwiſchen untergeordneten Gerichten S. 847, §. 81 u. 82. 

Schürfer hat keine Kauzion wegen Grundentſchädigung zu legen 1629. 

Schuldbriefe; ſ. Schuldſcheine. Nolan 

Schulden der Beamten 1378—9. 

Schuldigkeiten, unterthänige, und Gemeinde-, wie bei der Eintreibung der— 
ſelben vorzugehen it 185-33. 5 f 

Schuldſchein; Beweiskraft desſelben 494; Amortiſirung desſelben 1844; 


die Konteſtirung desſelben findet nicht ſtatt 100 1; Anzeige an das Gub., | 


wann in einer Verlaſſenſchaft Schuldſcheine vorkommen, die auf ein öffent: 
liches Inſtitut lauten 2099; über rükſtändige unterthänige Präſtazionen 
dürfen keine Schuldſcheine ausgeſtellt werden 130 —1; Vinkulirung der in 
Depoſitenämtern befindlichen Schuldſcheine 2133. 5 

Schulen, Befreiung von der Erbſteuer S. 1208 e) und 2420. 

Schulfond; ſ. Normalſchulfondsbeitrag. 

Schullehrer, akatholiſche, über ihre Bezüge entſcheidet die polit. Behörde 2s; 
katholiſche, ihre Einkünfte werden durch die polit. Behörden eingetrieben 
1058; die Gehalte und Deputate derſelben find kein Gegenſtand des 
Verbotes, der Exekuzion und Zeſſion 863; Vorladung derſelben vor Ge— 
richt 1192. ; 

Schwägerſchaft der Beamten 2381 —2. 

Schwere Polizeiübertretung; ſ. Verbrechen. f * K 

Seelſorger, akatholiſche, über die Abgaben an dieſelben entſcheidet die polit. 
Behörde 27. a 5 

Seidenzeug-, Sammet- und Dünntuchmachermeiſter in Wien, die Penſions— 
beträge ihrer Witwengeſellſchaft ſind kein Gegenſtand des Verbotes, der Exe— 
kuzion u. Zeſſion 886. N 

Seminarium, Beiträge für dasſelbe aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften 882 7-32. 

Seniorat; ſ. Fideikommiſſe. ! 

Senſale, wann iſt ein durch dieſelben gemachtes Geſchäft als abgeſchloſſen 
zu betrachten 455-6. 

Senſenhämmer unterliegen nicht den Berggerichten 1961; Erbſteuerbehand— 
lung ©. 1214, $. 23. 

Sequeſter, yolitiiher, wem er Rechnung zu legen hat, und wie darüber zu 
verfahren iſt 104; gerichtlicher, die Beſtellung ſteht nicht dem Realgerichte 
zu 958; der Exequent hat ihn vorzuſchlagen 105 7; ein zweiter oder ein 
anderer Sequeſter kann ohne Einwilligung des früheren Sequeſtrazionswerbers 
nicht beſtellt werden 268; auch der Exekuzionsführer kann Sequeſter fein 
165 2; Beſtellung eines Offiziers als Sequeſter 1619. 5 

Sequeſtrazion; politiſche, wie dabei zu verfahren iſt 104; Verwendung 
der Einkünfte der ſequeſtrirten Realität 969; auf früher gepfändete Güter 
kann nicht gegriffen werden 1134; Sequeſtrazion wegen Steuern während 
des Konkurſes 2508, 1511 u. 2520; gerichtliche, wann fie ein: 
trit S. 408, §. 292—3 u. bei der Exekuzion S. 457, $. 320 u. f.; insbeſon⸗ 
dere beim unechten Beſiz 9660; wie dabei zu verfahren 96 1; Verwendung 
der Einkünfte der ſequeſtrirten Realität 962 —9; Verfahren, wenn bei 
einer ſchon beſtehenden Sequeſtrazion ein anderer Gläubiger um dieſelbe an— 
ſucht 968. Berggerichtliche Sequeſtrazion der Zechen 1631. 


Sicherſtellungsmittel; Verfahren bei Erwirkung derſelben durch den Fiskus 


u. Gefällsbeamte 9217; bei Eingriffen in ausſchließende Induſtrieprivile— 
gien 928; 1. bei Verlaſſenſchaften 229. Den Magiſtraten u. Ortsgerich— 
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ten find bei Erwirkung der Sicherſtellungsmittel in Aerariglangelegenheiten 
die Tax-, Porto- u. Botengebühren zu vergüten 82194. 

Siebenbürgen, ſ. Ungarn. 

Silber bei Fideſtommiſſen iſt erbſteuerfrei S. 1216, $. 25. 

Sindikatsbeſchwerde 141321. 

Siſtirung, ſ. Konkluſum. 

Siz bei Gericht S. 919, §. 9 u. 1806-15. 

Sizung, ſ. Rathſizung. 

Soldaten; ſ. Mil. Mannſchaft. 1 N 

Sperre Vornahme derſelben S. 932 u. f.; insbeſondere bei Berggerichten 
1959 61; in den kaiſ. Schloßgebäuden 4962; nach Geiſtlichen 2035 
8 2012, 2049, 2051 6; insbeſondere nach weltlichen, in Klöftern 
verſtorbenen Perſonen Fs u. nach einem Kloſterbenefiziaten 2059; nach 
Mitgliedern des deutſchen u. Maltheſerordens 2060 —5; nach proteſtantiſchen 
Geiſtlichen 2020-2; nach Juden 2025; nach Militärperfonen 208 4 und 
2086. 

Spitäler, wenn er ein Vermögen hinterläßt, hat das Spital einen Anſpruch 
2105. 

Sprache, Beweiskraft der Urkunden in jüdiſcher oder hebräiſcher Sprache oder 
Schrift 190—2; welche iſt die Gerichtsſprache u. von welchen Urkunden 
müſſen beglaubte Ueberſezungen beigelegt werden 193; insbeſondere bei Mi⸗ 
litärgerichten 194 —2; in den Expedizionen iſt die Sprache der G. O. bei— 
zubehalten 1822. 7 

Staatsgut, verpachtetes, Beſtreitungsprozeß wegen Abnahme desſelben 4 76 — 7. 

Staatspapiere, ſ. Obligazionen. 

Stadtbankolotterie, Obligazionen derſelben au porteur, Amortiſirung u. Ver: 
bot 18521 —2. . 

Städtiſche Beamte, von den Gehalten u. Penſionen derſelben kann die admi— 
niſtrative Behörde Abzüge vornehmen 58; Befreiung derſelben vom Arreſte 
u. ihrer Gehalte vom Verbote u. der Exekuzion 856 — 7; Ausſchließung 
von Juſtiziariaten 1400 —4; Nebenbeſchäftigungen 1405 7 N 

Ständiſche Beamte, von den Gehalten u. Peuſtonen derſelben kann die admi⸗ 
niſtrative Behörde Abzüge vornehmen 58; Befreiung derſelben vom Arreſte 
u. ihrer Gehalte vom gerichtlichen Verbote u. der Cxekuzion 887. Aufhe— 
bung des Verbotes der Nebenbeſchäftigungen 1405 — 2. 

Stammlehen, ſ. Lehen. 

Sterbebuch, ſ. Todtenbuch. 

Sterbgelder ex nexu subditelae gehören zur polit Verhandlung 92. 

Sterbquartal beim Militär, unterliegt keinem Beſchlage 898. 

Sterbtaxe, ſ. Mortuar. 

Steuern, welche diesfälligen Geſchäfte und Entſcheidungen den polit. Behör— 
den zuſtehen 91; u. 113 F. 23; die Eintreibung derſelben gehört nicht 
auf den Rechtsweg 92; Hauszinsſteuer, wann diesfalls der Richter zu ent— 
ſcheiden hat 94; Steuerentrichtung der Emphiteuten, ſie unterliegt dem Aus— 
ſpruche des Richters, welchem von den Ständen die diesfälligen Repartizions— 
tabellen auszufertigen find 95 —6; Geltendmachung der Steuern im Kon: 
kurſe 1508—9 und Klaſſifikazion S. 629, §. 16 u. 1506 u. f.; Vor: 
zugsrecht der Steuern bei Lizitazionen außer dem Konkurſe 1128 — 9. 
Einbringung der Steuerrükſtände aus geiſtlichen Verlaſſenſchaften 2048. 

Stifter; welche Klagen gegen fie nicht anzunehmen find 3013. 

Stiftsdamen, ihre Präbenden find vom Verbote befreit 920-1. 

a der Tod iſt anzuzeigen und das Ordenszeichen einzuſenden 
21 2 e 

Stiftungen; wann die Einantwortung einer Verlaſſenſchaft erfolgen kann, 
wenn Stiftungen zu errichten find 29293) u. 2110; ſie find den Ordina— 
riaten auzuzeigen 2039 und der polit. Behörde 2110; fie werden von 

dem Fiskus vertreten 2109. Die Tar: und Stempelfreiheit kömmt nur 
den öffentl. und nicht den Privatſtiftungen zu 2184. Gerichtskoſten und 
Taxen bei Vertretungen des Stiftungsfondes 123 2 u. 2192. Erbſteuer 
bei Stiftungen S. 1207-8. 13 u. 2418 —21. 
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Stiftungsbezüge unterliegen in den Provinzen der gal. G. O. nicht der Exe⸗ 
kuzion 922; eben fo wenig der Stiftsdamen 920 —1. 

Stiftungsfond, weltlicher, halbperzentiger Beitrag für denſelben von Ver— 
laſſenſchaften in Prag 2522-86. . g 

Stiftungskapitalien, Einklagung derſelben gegen Unterthanen des Domi— 
niums, welches zugleich Vogt oder Patron iſt 1784. 

Stillſchweigen iſt keine Begebung der Rechte 17 2. 

Stipendiſten, Anzeige ihres Todes 2106. dem, 

Stof = Urbarien, wann fie als öffentl. Beweismittel über Urbariallaſten 
anzuſehen find 437 —9. > 

Strafgelder, in welchen Fond fie fließen und wie einzutreiben 2257—9. 
Berechnung und Einhebung derſelben wegen rükſtändiger Erbſteuer S. 1247, 
$. 48— 242 1, insbeſondere gegen Grundobrigkeiten 2472. 

Strafhaus: Verfahren, wenn Sträflinge daſelbſt ſterben 2111-13. 

Straßen, Abtretung des Eigenthums für dieſelben 39 — 46. 

Strafieneinräumer; die Löhnungen derſelben unterliegen dem Verbote und 
der Exekuzion 821. 

Streitgenoſſen, Verfahren mit denſelben S. 520, $. 386—8 u. 1199 
1201 u. S. 625, $. 396; Eingeſtändniß derſelben S. 195, §. 109. Friſt 
zur Einrede 244; ſie können unter einander keine Vertretung begehren 
278; iſt der Fiskus Streitgenoſſe, ſo muß auch die Vorrechtsklage beim 
Landrechte angebracht werden 1562. 

Streitverkündigung S. 126 $. 58. und 280. 1 

Studienfond, Vormerkung und Zahlung der Taxen in Prozeſſen desſelben 
2192; Abhandlung der Verlaſſenſchaft eines aus dem ungar. Studienfonde 

penſionirten Exreligioſen 2962. 7 | 

Stuckerlöhner, Vorzugsrecht im Konkurſe 1503 — 4. | 

TEEN HE rechtliches Verfahren über die Erſazpflichtigkeit derſel— 
en 379. ö ! 

Superintabulirte und ſuperpränotirte Gläubiger im Konkurſe 1480. 

Superintendent; Verfahren beim Tode desſelben 20 202. 

Supplenten⸗Sicherheitsdepoſitum; Verfahren bei der Veräußerung und Vor: 
merkung 948. 2 \ 

Tabak; Verbot und Exekuzion auf denfelben S. 388 *); er iſt ein Eigenthum des 
Gefälls, nicht aber die Verſchleißgelder 1498. üb, 

Tabakverleger; ihre Verſchleißproviſionen find vom Verbote und der Exeku— 
zion befreit 864. . f x 

Tabellen, ſ. Geſchäfts aus weiſe. > 

Tafelgelder unterliegen keinem Beſchlage 897. 

Taggelder der Magiſtratsbeamten unterliegen dem Verbote und der Exeku— 
zion 8 22; jedoch nicht unter 100 fl. 829, weil fie Unterhaltungsgelder 
oder Alimentazionen find 88 1 F. 8. Taggelder, Koſt und Fuhre für die 
Gerichtsabgeordneten in Streitſachen S. 1073, V. Rub. u. 2272 —9 im 
adeligen Richteramte S. 1116, V. Rubr. u. 28298 — 301. 8 7 

Tagſazung; Beſezung derſelben 1689 F. 6; und Benehmen des Gerichtes 
dabei S. 918 F. 4 u. f.; wenn zu derſelben der Advokat ohne ſchriftliche 
Vollmacht erſcheint, kann nicht verfahren werden 184; ausgenommen, es 

kommt die Partei mit 285; fie iſt anzuordnen bei Inzidenzien 2 12; 
bei der Anwendung des Finanzpatentes auf die Exekuzion 213; über die 
Frage, ob der Eid für abgeſchworen zu halten ſei 214; wenn das Neue— 
rungsgeſuch mit der Replik oder Duplik zugleich überreicht wird 222; wegen 
der Friſt zur Bemänglung einer Rechnung 398; zur Rekognoszirung der 
Urkunden S. 2545. 126; über das Geſuch um Zulaſſung neuer Beweiſe zur Be— 
ſeitigung des dem Gegner aufgetragenen Eides 64; über das Sequeſtrgzions— 
geſuch 561; auf welche Friſt iſt fie zu geben, wenn ſtatt des ſchriftl, um 
das mündl. Vefahren gebeten wird 222, und wie iſt dabei zu verfahren 
S. 105 8. 16 *); wie find die Nothdurften zu verhandeln und was hat der 
Richter von Amtswegen zu erheben 224 — 225, S. 108 8. 20 und 
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228 — 30; die Tagſazung wird erſtrekt, wenn Neuerungen vorkommen 
231, wenn die Einſicht der Originale erſt bei der Tagſazung verlangt wird 
234; wegen unvermeidlichen Zufalles S. 112 6. 31; wenn der Geklagte, 
ſtatt zu erſcheinen, eine ſchriftliche Einrede erſtattet Za 2 u. 28 2; wegen wichti— 
ger Urſachen, welche verhindern, alle 4 Reden bei der erſten Tagſazung zu 
erſchöpfen 23 5; Verfahren, wenn beide Theile ausbleiben S. 112 6. 30 u. 
238; Rechtfertigung des Ausbleibens S. 113 §. 33 u. 239 — 40; Ver: 
fahren bei der Rekognoszirungstagſazung S. 254 $. 126 u. f.; und bei der 
Inrotulirungstagſazung S. 314 $. 240 u. f. 

Taubſtummeninſtitut, prager, Befreiung der Penſionen vom Verbote und 
der Exekuzion 888. 

Tauf⸗ oder Geburtsbuch; es verdient nur über jene Umſtände Glauben, 
worüber es eigens errichtet iſt 458; Eintragung des unehelichen Vaters 
259, 460, S. 211, 1; u. 469; Inſtrukzion zur Führung desſelben 461; 
wenn die Erforſchung des Namens der Mutter zu unterlaſſen iſt 32; Einführung 
dieſer Vorſchrift in Illirien und Tirol 424 —5; Eintragung des Tages und Ortes 
der Geburt und der Taufe 46-65, 485-66. 19; Abänderungen in demſel— 
ben find durch das Kreisamt zu veranlaſſen 464; es iſt vom Kreisamte zu ſiegeln 
und zu klauſuliren 468; Eintragung der angeblich ehelichen Geburt, wenn der 

Beweis hierüber noch nicht hergeſtellt iſt 46 1 vorlezter Abſaz; 462 — 8; Verfah- 
ren, wenn die Unterſchrift der Zeugen oder Pathen undeutlich wird 269; Verfaſ— 
fung und Aufbewahrung der Kopieen von demſelben 469; Eintragung der Legiti— 
mazion 42 1—3; Eintragung der Nothtaufe 426; Taufbuch der Akatho— 
liken 480; Beſchneidungs- oder Geburtsbuch der Juden 466; dabei 
iſt die Inſtrukzion für chriſtliche Seelforger zu beobachten 461; es iſt in 
deutſcher Sprache zu führen, widrigens Strafe 48 1; Anzeige der in frem— 
den Familien eingetretenen Geburten 48 4; es wird in N. De. auch von— 
der Polizeioberdirekzion geführt 48 5; ausführliche Inſtrukzion für Böh. 486. 

Taufſchein; in demſelben iſt der Tag und Ort der Geburt und der Taufe 
auszudrüken 463 —5; wie derſelbe zu verfaſſen iſt, wenn die eheliche Ge— 
burt des Kindes noch nicht nachgewieſen iſt 468; oder wenn das Kind 
durch die nachgefolgte Ehe der Eltern legitimirt worden iſt 42 1-83; er iſt 
als öffentliche Urkunde mit dem Amtsſiegel der Pfarre zu verſehen, und aus 
entlegenen Provinzen von dem Ordinariate zu beſtätigen 482 — 9. Aus⸗ 
ſtellung desſelben bei Akatholiken 480. : 

Zaren; ob eine Expedizion von Amtswegen, ſomit ohne Taxe abzulaufen habe, 
beſtimmt das Gericht S. 811 $. 60; die Ausmeſſung der Taxe ſteht dem Tax— 
amte zu 1259 u. 2292, weſchem auch die Präſtdialerläſſe zuzuweiſen 
ſind 2244; die diesfälligen Beſchwerden gehören nicht auf den Rechtsweg 
98 —101 und haben keinen hemmenden Einfluß auf die Einhebung der 
Taxen 2211; auch die ergriffene Appellazion gegen den Gerichtskoſten— 
Erſaz hindert die Eintreibung der Taxen nicht 2850; Klaſſifikazion der 
Taxen bei der Exekuzion und im Konkurſe 1522 — 4; Abnahme derſelben 
in Konv. Münze 1522, 2120, 2176 u. 2290; insbeſondere bei 

Mil. Gerichten 2626 F. 12 u. 2623; ungebührlich abgenommene Taxen 
find dem gekränkten Unterthane vierfach zu vergüten 2120 u. 2294; bei 
befundener Nullität ſind die Taxen zurük zu ſtellen 2188; Verfahren 
mit den für die Parteien zur Rükzahlung bei den Kaſſen erliegenden Tax-, 
Porto- und Stempelbeträgen 2172; die von einem Theile gezahlten Taxen 
ſind vom Taxfonde nicht zurück zu ſtellen, wenn ſie auch der Gegentheil nicht 
erſezen kann 2210. a 

Taxenbezug; die Beamten dürfen die Taxen nicht für ſich beziehen, fondern. 
müſſen dieſelben auch in den Fällen der Delegazion in den Tarfond oder in 
die Renten abführen 2212 — 9, 2286, S. 14 u. 2294; ausgenommen 
die Auditore S. 1347 6. 9. 

Taxeneinhebung; wegen derſelben darf keine richterliche Verfügung zurük— 
gehalten werden 2168 F. 10 u. 2286 F. 11; auch nicht gegen Ungarn 
2227 oder bei Militärgerichten S. 1346 Abſ. 3); Termin und Art derſel— 
ben 2168 S. 9 und 12, 2245, 2229 —-53 1.2286 . 10 u. 12; ins⸗ 
beſondere in Mähren, wo ältere als einjährige Rükſtände nicht mehr einzuheben 
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find 2246; von Ungarn 2227 — 6; von Auswanderern 22855; Sicher⸗ 
ſtellung und Exekuzion der Taxen auf unbewegliche Güter 2254, und Berich⸗ 
tigung derſelben aus den deponirten Verlaß- oder Pupillargeldern S2 30; Ver— 1 
fahren der Gerichte bei Einhebung der Taxen im Requiſizionswege 2256. 
Tarfreiheit; das Armen- und Invalideninſtitut iſt von allen Gerichtstaxen und 
vom Stempel befreit 2129 — 82, keineswegs aber die Bürgerſpitäler 
2183 und die wohlthätigen Privatanſtalten und Privatſtiftungen 2184; 
taxfrei find die Berichte und Intimazionsdekrete der Urtheile 2185, jo wie 
auch die Zuſtellung derſelben 2262 und die Aktenverzeichniſſe im mündli— 
chen Verfahren 2276; wie weit die Tax-, Stempel- und Portofreiheit bei 
Rekurſen und Beſchwerdeführungen eintrete 2 186 — 9, und bei der Nulli— 
tät 2188; Eheverhandlungen find tax- und ſtempelfrei 2190; Tarfreiheit des 
Fiskalamtes 182 2 —40 u. 2191 —4; im Konkurſe 1540 —2 u. 2195 
und in Streitigkeiten zwiſchen Unterhanen 2496 — 201; die Noten und Er— 
ſuchſchreiben wegen Verbotes oder Erfolglaſſung an die der Kaſſe vorgeſezte Stelle 
find tar: und ſtempelfrei z zg; tarfrei iſt die Sperre bei Kloſterpfründen 2059; 
für die Prüfung aus der Grundbuchsführung und dem adeligen Richteramte im 
Delegazionswege iſt außer den Stempel- und Portogebühren keine Taxe abzunehmen 
2295. Vorladungszettel find tax- und ſtempelfrei 2296. — Tarfreiheit 
bei Militärgerichten S. 1346 Abſ. 4) und 5) u. 26431 — 5. 
Tarxnuachſicht, |. Vormerkung. g 00 | 
Taxordnung für das Zivile in Streitſachen 2168; dadurch find 
alle früheren Geſeze aufgehoben worden 2469 — 71; fie gilt auch für die 
Berggerichte und Subſtituzionen 2122 —3; für das Wechſelgericht 2124 
u. 2215 —16, und das Oberſthofmarſchallamt 2125; für das adelige 
Richteramt 2286; dadurch find die früheren Geſeze aufgehoben worden 
2120 1 u. 2282 — 9; fie gilt für die Berggerichte 2123 und das 
Oberſthofmarſchallamt 2125; für die Militärgerichte in: und außer 
Streitſachen 2612 8 b N | 
Tarxſchuldigkeit bei Zivilgerichten in Streitſachen: derſelben un⸗ 
terliegt Jedermann 2268 F. 2; die Taxe hat die Partei zu zahlen, auf 
deren Anlangen die Erledigung oder Einſchreitung geſchehen it 2168 §. 33 
für die Inrotulirung und das Urtheil muß jede Partei die ganze Taxe zahlen 
2203, 2206 u. 2208, eben jo bei der Kontumazial-Inrotulirung 82902; 
dagegen iſt für das Klaſſifikazionsurtheil die Taxe nur einfach zu zahlen 15839, 
und eben fo für das Liquidazionsurtheil, ausgenommen der Gläubiger wird in den 
Koſtenerſaz verurtheilt 3538; wer die Taxen in Streitſachen gegen Abwe⸗ . 
fende zu zahlen hat Z 2004 u. 22 12, und in den Prozeſſen des Fiskus 1236 
bis 41 u. 2192; die Taxe muß gezahlt werden, ſobald das Urtheil expe— 
dirt, wenn auch nicht zugeſtellt iſt 2205; die von einem Theile gezahlten 
Taxen find nicht vom Taxfonde zurük zu ſtellen, wenn fie der Gegentheil 
nicht erſezen kann 2210. Die Tarjchuldigfeit richtet ſich nach 4 Klaſſen 
2168 F. 4-7, Beſtimmung derſelben für jede Provinz 22 14—6, für 
Geiſtliche 22 13, für das Wechſelgericht 2124 und für Fälle der Dele⸗ 
gazion und Prorogazion 2219. Wer die Taxe für das Appellazionsurtheil 
zu zahlen hat 2280-4, insbeſondere in Prozeſſen gegen Abweſende 2212. 
Taxſchuldigkeit im adeligen Richteramte: derſelben unterliegt Jeder— 
mann 2286 6. 11), auch die Verlaſſenſchaft der ungariſchen Exreligioſen 
2067 3); Ausn. ſ. Taxfreiheit. Taxſchuldigkeit bei Militärge richten; 
S. 1346 Abſ. 1—3. , 
Taxvormerkung; ſ. Vormerkung. f „ 
Taz; Aufforderung wegen der Entſchädigung 366 — 2; Exekuzion hierauf 
1065-6; Erbſteuerbehandlung 2462. * 
Teſtamente; Erhebung derſelben bei der Sperre S. 936; die Abſchriften aus 
Ungarn haben Rechtskraft 1609; Kundmachung und Abſchriften derſelben 
S. 938401, insbeſondere von Perſonen, die in mehreren Provinzen begütert 
find 2013; wann theilweiſe Abſchriften von Teſtamenten einzuſenden find 
dem Ordinariate 2039 und der polit. Behörde 2110; Vormerkung der⸗ 
ſelben in den Landtafeln und Grundbüchern S. 946 $. 43. Teſtamentsaus— 
weis und Erefutor S. 947 c) u. 1983 —4. 


— — 
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Thereſteuordens⸗penſion unterliegt mit einem Drittel der Exekuzion 908; 
Verfahren dabei 948. 

Titulatur der Perſonen; Maj., k. k. Hoheit, k. Hoh. 1794 99; Durch⸗ 
laucht, Hochgeboren 1800-3; Crlauht, Hoch- und Wohlgebor. 1804; 
Graf, Freiherr, Ritter, Herr v., Herr u. Frau S5; der Stellen: 

| Majeſtat, Hochlöblich, Löblich 6 16—29; der Regimenter 1621. 

Todesfälle, Bekanntgebung derſelben an die Abhandlungsbehörde 1942 —4; 
bei minderjährigen Kindern findet keine Anzeige ſtatt 1953; Anzeige des 
Todes adeliger Perſonen an das Landrecht 198 8 und des Ausſterbens ade— 
liger Familien an die Lſt. 1989 — 90; der Beamten und Penſtoniſten 
2007 — 9 U. 2103 — ; der Findlinge 2026; der Stiftsfräulein 
2108; der geheimen Räthe 2934; der Pfarrer oder Benefiziaten 
2040, 2050 u. 2054; der in Klöſtern verftorbenen weltlichen Perſonen 
2058; der Hauſirer 2024; der jüdiſchen Familienhäupter 2926; der 
Kammerherrn 2022; der Vaſallen 208 3; der Militäriſten 2088; der 
Invaliden 2992; der Stipendiſten und Präbendiſten 2206; der Privile— 

gienbeſizer 2107; der Sträflinge 2112; Verfahren mit den Akten bei 
dem Tode eines Advokaten 1389 und eines Mitgliedes des Gerichtes 1881. 

Todfallfreigeld 2365 — 69; es iſt eine Abzugspoſt bei Beſtimmung des 
erbſteuermäßigen Vermögens 2432. N 2 

Todfallspfundgelder ex nexu subditelae gehören zur polit. Verhandlung 92. 

Todtenbuch; es beweiſt nur über jene Umſtände, worüber es eigens errichtet 
wird 458; Abänderungen in demſelben find durch das Kreisamt zu veran— 
laſſen 464; es iſt vom Kreisamt zu ſiegeln und zu klauſuliren 466; 
Verfaſſung und Aufbewahrung der Kopieen von demſelben 489; die Füh⸗ 
rung desſelben in Illirien und Tirol iſt wieder den Seelſorgern übertragen 

worden 474 — 5. Todtenbuch der Akatholiken 480. Todtenbuch der 
Juden 266; von wem und wie es zu führen iſt, und unter welcher Strafe 
48 1; Anzeige der in fremden Familien eingetretenen Sterbfälle 484; es 
wird in N. O. auch von der Polizeioberdirekzion geführt 485; ausführliche 
Ignſtrukzion für Böhmen 486. | 
Todtenſchein; er iſt als öffentliche Urkunde mit dem Amtsſiegel der Pfarre 
zu verſehen und aus entlegenen Provinzen vom Ordinariate zu beſtätigen 
482 — 9. Ausſtellung und Legaliſtrung desſelben beim Militär 489 4); 
bei Akatholiken 480; bei Juden: Formulare für N. Oe. 485; Aus: 
| ftellung desſelben in Böhmen 486 F. 11 u. 12. i 
Transferirung gepfändeter Güter S. 492 $. 343 u. 1135. 
Trauerkoſten, Vorrecht im Konkurſe S. 628 $. 15; find bei Berechnung der 
Erbſteuer nicht abzuziehen S. 1246 F. 43. 
Trauungsbuch; es beweiſt nur über jene Umſtände, worüber es eigens er— 
richtet wird 458; Abänderungen in demſelben find durch das Kreisamt zu 
veranlaſſen 464; es iſt vom Kreisamte zu ſiegeln und zu klauſuliren 486; 

Verfahren, wenn die Unterſchrift der Zeugen undeutlich wird 469; Verfaſ— 

fung und Aufbewahrung der Kopieen von demſelben 269; die Führung des— 

ſelben in Illirien und Tirol iſt wieder den Seelſorgern übertragen worden 

474 — 5; was in dasſelbe einzutragen iſt 477 — 7; insbeſondere bei der 

Nachſicht eines Ehehinderniſſes 479. Trauungsbuch der Akatholiken 

480. Trauungsbuch der Juden 466; von wem und wie dasſelbe zu 

führen iſt und unter welcher Strafe 48 1—8; es wird in N. Oe. auch von 

der Polizeioberdirekzion geführt 285; ausführliche Inſtrukzion für Böh. 486. 

Trauungsſchein in Verbindung mit dem Taufſcheine beweiſet die Legitima— 
zion eines Kindes 42 Hu. 423; er iſt als öffentliche Urkunde mit dem Amts— 
ſiegel der Pfarre zu verſehen und aus entlegenen Provinzen vom Ordinariate 

zu beſtätigen 28 2 — 9. Ausſtellung desſelben bei Akatholiken 480; 
| bei Juden: Formulare für N. Oe. 485; Ausftellung desſelben in Böhmen 

486 . 11 u. 12. ö 

Triangulirung, Vergütung des Waldes bei derſelben 42. 

Türkei, Beweiskraft der dort ausgeſtellten Urkunden 44 7 u. 450. 

Türken unterliegen auch bei Konkurſen dem Landrechte 1443 und genießen 
gleiches Klaſſenrecht mit den Unterthanen 1551. Erbſteuerbehandlung 2426. 


— 
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1404 Ueber — Urkunden. 
| * 
Ueberlandgründe, welche Steuern aus dem Lizitazionserlöſe zu bezahlen ſind 
1512. 
Ueberſezungen, von welchen Urkunden fie vorgelegt werden müſſen 198; 
insbeſondere bei Militärgerichten 194 — 2; ämtliche Ueberſezungen find von 
den Dollmetſchern unentgeltlich zu liefern 298; polniſche Dollmetſcher 82 2 
Ueberverdienſtgelder in Straf- und Korrefzionshäufern, wie damit zu ver- 
fahren 2113. i | 
Umgeld, ſ. Taz. 5 f | 
Ungarn und Siebenbürgen; Gerichtſtand des Verbotes BE@— 1; Exekuzion 
der Urtheile 130: — 18; Verlaſſenſchaftsabhandlung nach ungar. und fic- 
benbürg. Unterthanen 211A — 15 u. 2357, und Erbſteuerbehandlung der— 
ſelben S. 1213 F. 22, insbeſondere nach Exreligioſen, die aus dem ungar. 
Studien- oder Religionsfonde penſionirt waren 206 2; loci eredibiles in 
Ungarn 2118 u. 1609; Taxvorſchriften in Beziehung auf Ungarn 2242 
— 8 und Beſtimmungen über den Invalidenfondsbeitrag 2553 u. 25577 
Unterbrechung der Exekuzion durch Oppoſizionsklagen 1158; durch Behand- 
lung der N 1162, Güterabtretung 1163 und Wiedereinſezung 
1122 — x j 
Unterhaltungsgelder der Beamten und Diener, und ihrer Angehörigen unter 
100 fl. find vom Verbote und der Erefuzion befreit 829. f 
Unterſchrift bei Sazſchriften 199 —2 10; bei Protokollen S. 111 F. 28 u. 
18 5, und bei Mil. Gerichten ©. 678 ©. 5. 
Unterſuchung der Gerichte durch die A. G. S. 911 $. 117 u. f.; durch die 
Kreisämter 1933—6, insbeſondere nach dem Tode eines Pfarrers, welcher 
Unterthanen hat Z 1269). | 
Unterthänigkeit (nexus sub .'telae), über die Enthebung von derſelben hat 
der Richter zu entſcheiden DA; die daraus entſpringenden Sterb- und Todes— 
bc rd gehören zur polit. Verhandlung 97; ſ. auch Unterthans- 
eſchwerden. 5 . 
Unterthan, Begriff 499 — 12; Abſtiftung 135 — 40 u. 2366 C. 11; 
Geerichtskoſten und Taxen in Streitſachen gegen die Obrigkeit 1238 — 9, 
1241 u. 2191—2; und zwiſchen Unterthanen 2196-201. Befreiung 
von der Erbſteuer S. 1203 §. 9 — 2411 u. S. 1208 f). 2 | 
Unterthansbeſchwerden, wie dabei zu verfahren iſt 114 u. 128; Advo- 
katen können Beſchwerdeſchriften verfaſſen 115; welche Vollmachten bei den 
Vergleichen nothwendig find 116 — 7; welchem Kreisamte dieſelben zugewie— 
ſen ſind 119; Verjährung, wie weit bei der polit. Verhandlung darauf Rük— 
ſicht zu nehmen iſt 120; wegen rükſtändigen Kaufrechtsgeldern, wann fie 
auf den Rechtsweg zu weiſen ſind 118; Proviſorien in Beſizſtreitigkeiten 
121 — 4; Exekuzion der Erkenntniſſe wegen Unterthansbedrükung 1008. 
Unterthanspatent 113. * | 
Unterthansſtrafpatent 114. 0 3 
Urbarialgiebigkeiten, wie bei der Eintreibung derſelben zu verfahren iſt 
12533; insbeſondere bei Uebertretung der Waldordnung in Salzburg 148. 
Urbarien, wann fie als öffentliche Beweismittel anzuſehen find 432 —9. | 
Urkunden, Beeidigung der Ausſteller öffentlicher Urkunden 42@—2; die Ur⸗ 
kunden auf Pergament ausfertigen zu laſſen, ift Niemand ſchuldig 423-4 
bei obrigkeitlichen Urkunden iſt außer dem Amtsſiegel die Unterfertigung er- 
forderlch 425; Niemand iſt ſchuldig, feine Urkunden bei Gericht zu errich— 
ten 42 2 u. 234; das Bezirksgericht muß feinen, und kann fremden Ge: | 
richtsinſaſſen Urkunden aufſezen 428; die hierüber von der Obrigkeit ertheil— 
ten Schriften find öffentliche Urkunden 424; auf welche mündliche Verab— 
redungen bei Urkunden kein Bedacht zu nehmen iſt 491; ein ſchriftlicher 
Vertrag wird erſt durch die Unterſchrift der Parteien abgeſchloſſen 92; 
Aufſaz über die Hauptpunkte 493; Zeugenfertigung 811-16; der Rich⸗ 
ter darf keine Urkunde von Amtswegen verwerfen 537; insbeſondere kein 
Teſtament 53%, Auftragung und Ablegung des Manifeſtazionseides über die 
Auslieferung, Manifeſtirung oder comportatio der Urkunden 85 2 u. 659; 
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über die ſtreitige Legung einer Urkunde find bei der Inrotulirungstagſazung 
Nothdurften zulaͤſſig, jedoch nicht beſonders zu entſcheiden 675. Verfahren, 
wenn fich die Klage auf eine vollen Glauben verdienende Urkunde ſtüzt 1034 
— 40. Taren und Gebühren für Aufnahme und Verfaſſung der Urkunden 
2302 —3. 

Urlaub der Advokaten 2342 — 2; der Beamten 21909 — 26. 

Urtheil, es iſt die Entſcheidung des ftreitigen Rechtes; daher ift die Anwei— 

ſung des unteren Richters, in der Hauptſache Recht zu ſprechen, nicht in der 
Form eines Urtheiles zu geben 876; Einvernehmung des Fiskalamtes vor 
Schöpfung desſelben 1733 — 5; Inhalt desjelben 82 2 92; Zuſtellung 
desſelben 693 —6; das Appellazions- oder Reviſionsurtheil muß in der In— 
timazion wörtlich enthalten ſein 892; kein Urtheil iſt zu fällen über die 
Frage, ob ſchriftlich oder mündlich zu verfahren ſei 221; auch nicht über die 
ſtreitige Legung einer Urkunde bei der Inrotulirung 675 u. über die ſtreitige 
Sequeſtrazion 961; dagegen iſt mit Urtheil zu erkennen: über das Anſuchen, 
neue Urkunden zu legen 22 oder überhaupt Neuerungen beizubringen 2 2 A; 
über die gerichtliche Aufbewahrung des Originals bei der Rekognoszirung 
5 41 u. 544; auch wenn die eingeklagte Schuld eingeſtanden wird 980 
—1; ein nicht rechtskräftiges Urtheil kann pränotirt werden, die Rechtferti— 
gung geſchieht dann durch das Exekuzionsgeſuch 25 4; das rechtskräftige wird 
intabulirt, Ausweis über die Rechtskraft 983; das über eine Exekuzions— 
klage mit einem vorgemerkten Schuldbriefe ergehende Urtheil muß einverleibt 
werden 1036; Beſtimmung der Zahlungsfriſt im Urtheile 1041 —4; Cr: 
ſuchſchreiben um Einverleibung eines Urtheiles 1045. Liquidazions— 
urtheile im Konkurſe, Zuſtellung derſelben 1482, und Klaſſifikazions— 
urtheil, Abfaſſung und Zuſtellung desſelben 1494 — 6. Strafurtheile, 
Rekurs und Rechtsweg dagegen 156—64, insbeſondere bei bereits verſtor— 
benen Inquiſiten 208 1. Taxen: fobald das Urtheil expedirt iſt, muß die 
Taxe gezahlt werden 2205; jede Partei hat ſie ganz zu zahlen 2203 u. 
2208, auch bei Mil. Gerichten S. 1346, 2); die Taxe für das Kontuma— 
zialurtheil hat der Kläger auch für den Geklagten zu zahlen 2294 u. 2212; 
für die Zuſtellung iſt keine Taxe zu entrichten 2262, auch nicht für das 
Intimazionsdekret des App. oder Reviſ. Urtheiles 2185; einfach iſt die Taxe 
abzunehmen für das Liquidazionsurtheil 1538 und Klaſſifikazionsurtheil 
2539; für alle Urtheile, die nicht in der 4. Rubrik ausdrüklich angegeben 
find, ift die Taxe nach der 6. Rubrik abzunehmen 22 201; Kontumazial⸗ 
urtheile gehören in die 4. Rubrik 2222 — 5; Taxen für Urtheile höheren 
Richters S. 1073, 6. Rubrik u. 2280 — 4. Ueber die Exekuzion der in- 
und ausländiſchen Urtheile, ſ. Exekuzion. 


V 


Vaſallen, wenn dieſelben bei einer Verlaſſenſchaftsabhandlung erſcheinen, iſt 
die Anzeige zu erſtatten 2083. ; 

Venia aetatis, Taxen 2304; bei Militärgerichten 2622. 

Verbot, welche Gegenſtände davon befreit find 844-923 u. 2640; den 
Gerichten werden die Erforderniſſe desſelben eingeſchärft 92 4; das Verbots— 
geſuch iſt abgeſondert einzureichen 954; Gerichtsſtand des Verbotes 926; 

1 für den Fiskus 92 2—9; gegen Ungarn und Siebenbürger 930-1; gegen 
Penſioniſten in Modena 932; in Toskana 933; in Parma 934; das 
Verbot gibt kein Vorrecht in der Klaſſtfikazion 935, und verhindert die 
Exekuzion eines Andern nicht 936; Verfahren bei dem Verbote und der 

|; Erefuzion auf Gelder aus öffentlichen Kaſſen 932 — 41; die diesfalls an 
die der Kaſſe vorgeſezte Stelle ergehenden Noten und Erſuchſchreiben ſind 
tax⸗ und ſtempelfrei 2202; Verfahren bei freiwilligen Zeſſtonen und Ber: 

pfändungen der Penſionen 942; bei Militärkaſſen 943; auf Militärpen⸗ 

ſionen beim Kameralzahlamte 944; auf Thereſienordenspenſionen 945; bei 
öffentlichen Obligazionen BASE — 2; bei Kauzionen der Militärerſazmänner 
| 948; auf die Heirathskauzionsintereſſen 949; auf die Renten des Monte 

39350; bei gerichtlichen Depoſiten 95 1; bei Gefällswaaren, ſ. §. 111 u. 112 


| 
Handb. d. Giebigkeiten. - 90 
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der 3. u. St. M. O.; bei adminiſtrativen und außergerichtlichen Verboten 
952 — 3; bei Verboten des Fiskus und der Gefällsbehörden 92 1-2. — 
Verbotsrechtfertigungsklage S. 407 F. 290; fie iſt abgeſondert einzureichen 
954; Erſtrekung der Friſt dazu 396; durch den Fiskus 955 und Ge— 
meindevertreter 956, Genugthuungsklage 95 2. | 
Verbrechen und ſchwere Poliz. Uebert. — wegen des Schadenerſazes ift dem 
Beſchädigten der Rechtsweg vorbehalten 155 — 7, 162 u. 164; Verfah⸗ 
ren, wenn im Zivilprozeſſe Inzichten vorkommen 158 u. 401; dem Be⸗ 
ſchädigten ſind die Beweisgründe hinauszugeben und Akteneinſicht geſtattet 
159-60; demſelben iſt auch das Urtheil zuzuſtellen 161; auch wegen des 
Schadenerſazes ſteht der Rekurs zu 163; nicht aber dem Anzeiger oder Klä— 
ger gegen den Beſcheid über deſſen Anfrage um den Erfolg der Unterſuchung 
164; wird in dem Strafurtheile der Schadenerſaz ausgeſprochen, ſo ſteht 
die Exekuzion dem Zivilrichter zu 984. 
Verfahren, mündliches, Fälle desſelben S. 102 §. 15 u. 211-14; umfang 
desſelben 215 — 17; Recht der Parteien, ſich das Verfahren zu beſtimmen 
218—21; wie hat der Richter vorzugehen, wenn die Partei um das münd— 
liche oder ſchriftliche Verfahren anſucht S. 105 §. 16 u. 222; wie die Noth⸗ 
durften aufgenommen werden ſollen 223 —4 und in weſſen Gegenwart 228; 
Friſtenerſtrekung, Mittheilung der Beweiſe und Einſicht der Originalien im 
mündlichen Verfahren S. 110 8. 25 u. 233 — 4; wie der Richter ämtlich 
vorzugehen hat ©. 108 $. 20 u. 228 — 30; der Kläger kann Neuerungen 
vorbringen S. 109 $. 21 u. 231; Verfahren, wenn der Beklagte eine ſchrift— 
liche Einrede erſtattet, ſtatt zur Tagſazung zu erſcheinen 232 u. 237; Auf: 
nahme der Zeugenausſagen ad protocollum 550. 
Vergleich, er kann gerichtlich und außergerichtlich verſucht werden; Einfluß 
auf den Prozeß S. 350 $. 268 —9; Anzeige beider Parteien, daß fie in Ver— 
- gleihsverhandlungen ſtehen 8s; Recht des Präſidenten zum Vergleichs— 
verſuche S. 810 §. 59; der Richter darf von Amtswegen den Vergleich nicht 
verſuchen 809-11; ausgenommen, wenn ein Unterthan geklagt wird 812; 
in Exekuzionsfällen 213; in Chefahen 1530 F. 3 und 13; bei Einwen⸗ 
dungen gegen den Nachfolger in das Nuzungseigenthum 813; Recht des 
A. G. zum Vergleichsverſuche 8 14 - 5; Fälle, in welchen dem Prozeſſe ein 
politiſcher Vergleichsverſuch vorangehen muß: bei Expropriazionen für Ei— 
ſenbahnen 33 — 4; bei Entſcheidungen wegen Sanitätskordone 38; über 
Grenzſtreitigkeiten bei der Kataſtralvermeſſung 93; bei Gemeinden 406 — 
24; bei Unterthanen und ihren Obrigkeiten 113, 118 u. 152 ad b); 
diesfällige Vollmacht bei Gemeinden, Unterthanen und Obrigkeiten 416-2; 
bei Unterthanen unter ſich 8 16; insbeſondere in Illirien 817 und in der 
Mil. Grenze 4618. — Anzeige des Klägers, daß er ſich verglichen habe 
818; Vergleichsbefugniß des Fiskalamtes und der polit. Behörden 819 — 
20; Aufnahme und Ausfertigung der Vergleiche 821 — 24. — Exeku⸗ 
zionsfähig find: gerichtliche Vergleiche, Begriff S. 417 §. 298 u. 985 — 
9; bei Wirthſchaftsämtern 990; bei Polizeidirekzionen 991 — 2; bei den 
wiener Grundgerichten 993; bei den wiener magijtrat. Gerichtsverwaltungen 
994; bei polit. ökonom. Magiſtraten 995 — 2; bei der permanenten Ziv. 
und Mil. Kommiſſion in Wien 998; bei den Delegazionen im lomb. venez. 
Königr. 323 6. 8; bei den Kapitanaten in Dalm. mit Gub. Beſtätigung 
324 5.8; bei den Bezirksobrigkeiten in Illirien S2 4. — Außergerichtliche 
Vergleiche find nicht exekuzionsfähig 999 — 1001. Taxfrei find die wirth⸗ 
ſchaftsamtlichen Vergleiche 2 196 200, ausgenommen in Illirien S201. 
Vergleichung der Handſchrift 845 — 6. | 
Verjährung der aus der Unterthänigkeit entſpringenden Dienſte und Entrich— 
tungen, wie weit darauf bei der polit. Verhandlung Rükſicht zu nehmen iſt 180. 
Verlaſſenſchaft, erbloſe, Einziehung derſelben 2923 — 4, und Anzeige bei 
proteſtantiſchen Geiſtlichen 21; Vertheilung derſelben nach Geiſtlichen 
2042 F u. 2642, und insbeſondere nach ungarischen Exreligioſen 206%; 
ſ. ferner Abhandlung. ü 
Verlaſſenſchaftsgiebigkeiten in Mähren 2559 — 81; in Wien 2509 
— 15; in Gräz 2586 — 21; in Prag 2522 —6; für einige oder alle 
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Provinzen: Beiträge zum Seminarium und Defizientenhaus 2527 — 22, 
zum Normalſchulfonde 2533 — 48 und dem Invalidenfonde San 68; 
ferner das Mortuar S. 1134 u. f.; die Erbſteuer S. 1157; das Abfahrtsgeld 
S. 1303 u. f.; die Taxen S. 1112 u. f. und die Lizitazionsprozente S. 1266 u. f. 
Vermächtniſſe der Schuld und des Heirathsgutes, Beweiskraft derſelben 
415 — 6; Vermächtniſſe, welche einem Kridatar zufallen, hat der Maſſe— 
verwalter anzunehmen 18589; fromme Vermächtniſſe hat der Fiskus in der 
Einbringung, und dann der Patron oder Vogt zu vertreten 2109, und fie 
müſſen der polit. Behörde angezeigt und vor der Einantwortung der Verlaſ— 
ſenſchaft ſichergeſtellt werden 2110; ſie ſind von dem Mortuar und den 
übrigen Gerichtstaren und Stempeln befreit 2129 — BR u. 2242, aber 
nicht vom obrigkeitl. Mortuar 232%; ſie find befreit von dem Armenpro— 
zente in Gräz, welchem aber die, wohlthätigen Inſtituten zugefallenen Erbſchaf— 
ten unterliegen 2812, 2519 u. 2521, vom dem Beitrage zum prager 
Krankenhauſe 2526 und von dem Invalidenfondsbeitrage 2849 F. 5. — 
Erbſteuerfreiheit der Vermächtniſſe S. 1206 §. 12 — 24212; Berechnung und 
Einhebung der Erbſteuer von jährlichen Vermächtniſſen S. 1251 §. 50 — 51. 
Vermiether, Geltendmachung des geſezlichen Pfandrechtes 962 — 6. 
Vermögensbekenntniß 1973 — 5 u. ©. 946 F. 43, 3). 
Verpächter, Geltendmachung des geſezlichen Pfandrechtes 9613) - 966. 
Verſazamt, Befreiung der Beamten desſelben vom Arreſte und ihrer Gehalte 
vom Verbote und der Exekuzion 856; es macht ſich aus den Pfändern, auch 
im Konkurſe ohne Anmeldung, bezahlt 155 7— 8; demſelben find keine Vor: 
ſchüſſe aus gerichtlichen Depoſitenämtern zu erfolgen 2132. 
Verſchwiegenheit in Amtsgeſchäften S. 819 9. 63 - 1288. 


Verſorgung einer Waiſe, was darunter zu verſtehen 2119. 


Verſorgungsanſtalt, Befreiung der Beamten derſelben vom Arreſte und der 
Gehalte vom Verbote und der Exekuzion 856; Befreiung der Penſionen 
und Unterſtüzungsbeträge der prager Verſorgungsanſtalt für verunglükte Män- 
ner, für Witwen und Waiſen 2640; |. auch Spital und Arme. 

Verſteigerung, ſ. Feilbietung. A * 

Vertrag, gerichtlicher, Begriff desſelben 885 — 9; ein außergerichtlicher er- 
hält durch die gerichtliche Beſtätigung nicht die Wirkung eines gerichtlichen 
999 — 1001. 


Vertreter ex officio 2220, 2222, 2225 u. 2220. 
Vertretung vor Gericht; welche Perſonen ſich nicht ſelbſt vertreten können 


S. 130 6. 63 u. 292 — 3; von denſelben darf keine Schrift angenommen 
werden, wie zu verfahren, wenn es doch geſchehen wäre S. 130 8.64, 294 
— 5; die Militärmannſchaft kann nicht ohne Bewilligung als Kläger oder 
Beklagte auftreten 296 — 2; wann Mönche, Stifter, Kirchen, Kapiteln und 

Pfründen klagen und geklagt werden können 298 — 305, und wann Ge— 
meinden 406—24. Vertretung vor Mil. Gerichten in Ungarn und in der 
Grenze 1604 und durch penſionirte Auditore und Sindizi 1605. 


Vertretungsleiſtung 226 — 82. 


Verwandtſchaft bei Anſtellung der Beamten 1381 — 2. 
Verzehrungsſteuer⸗Entſchädigung, Aufforderung wegen derſelben 366-2; 

Exekuzion hierauf 10656; Klaſſifikazion im Konkurſe 1515 u. S. 641 
F. 19 * ). Ber 


| Verzehrungsſteuerpächter, dem Aerar ſteht im Konkurſe gegen dieſelben 


nicht die 3. Kl. zu S. 641 §. 19 **). 


Verzichtleiſtung der Gläubiger im Konkurſe 1444 6; des Erben oder 


Verzichtsreverſe der Frauen 504 — 10; beim Militär 1610 2. 


Legatars, wann fie die Erbſteuerfreiheit begründet 240. 


Verzugszinſen im Konkurſe 1530 und wegen rükſtändiger Erbſteuer S. 1247 


§. 45 — 2421, welche auch die in der Erbſteuerabfuhr ſäumigen Obrigkei— 
ten zu zahlen haben 2422. . 
Vieh iſt erbſteuerfrei S. 1214 §. 24 — 2433 u. . 26. 
Viehhirt, die Streitſachen zwiſchen demſelben und der Gemeinde ſind im polit. 
Wege zu entſcheiden 64. f f 
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Viſitazion der Gerichte, ſ. Unterſuchung. 5 

Vogtei, ſ. Patrone. ER } - 

Vollmacht bei Vergleichen der Unterthanen, Obrigfeiten und Gemeinden 416 
—z; Advokaten-Vollmacht, wann und wie fie vorzulegen ft 18388; Aus: 
fertigung derſelben S. 559 §. 416 - 1303; insbeſondere zur Vertretung 
einer Handlung 2633 F. 13 und Gewerkſchaft 4623 $. 30; Subſtitut 


und deſſen Vollmacht S. 561 §. 420 — 1312; Vollmacht zur Erhebung eines 


Erbantheiles im Auslande 2903. 

Vorkaufs⸗ und Einſtandsrecht 1106 — 21. 

Vorladungszettel ſind tax- und ſtempelfrei 2296. 

Vormerkung und Nachſicht der Tax-, Stempel- und Portogebühren bei Zivil— 
gerichten: in Streitſachen; die Bewilligung derſelben ſteht zu: in Pro— 
zeſſen bei landesfürſtl. Gerichten, und für die Appellazion gegen Urtheile nicht 
landesfürſtl. Inſtanzen der K. G. V. 2239, in Prozeſſen bei nicht landes— 
fürſtl. Gerichten dem Magiſtrate oder der Herrſchaft 222 1, S223, 2226 
u. S. 1113 *); fie kann auch im Laufe eines Prozeſſes ſtatt finden 2231; 
ſie iſt nur ſolchen mittelloſen Parteien zu bewilligen, welche durch ein Zeug— 
niß ihre Armuth beweiſen können, und für welche, wenn der Fall der Ver— 
tretung eines Rechtsfreundes eintrit, ein unentgeltlicher ex oflicio Vertreter 
aufgeſtellt worden iſt 2 168 §. 8; 2225, 2227—9, 2231 u. 2240; 
Ausſtellung des Armuthszeugniſſes 2168 §. 8, 2232 u. 2238; fie iſt 
nicht zu bewilligen: Perſonen, welche Gehalte, Penſionen und derlei Bezüge 
oder ein Gewerbe haben, wenn ſie auch einen unentgeltlichen Vertreter er— 
halten haben 2228 u. 2235, oder welche Realitäten beſizen 2233; in 
wiefern fie den Pfarrern zu bewilligen iſt 2234 u. 2236; auf welche 
Schriften ſich die Vormerkung der Stempelgebühren bezieht 22 2 A u. 2230. 
Die vorgemerkten Gebühren müſſen von der Partei, wenn fie zu Zahlungs— 
mitteln gelangt, oder vom Gegner, wenn er zum Gerichtskoſtenerſaze verur— 
theilt wird, gezahlt werden, wofür die Vertreter zu haften haben 2220 c, 
2228, 2231 b) u. 2240; Vormerkung der Gebühren in Prozeſſen des 
Fiskus 1232 u. 2192; Reziprozität gegen Polen 2241 und Krakau 
2242. — Nachſicht der Taxen im adeligen Richteramte 2286 C. 7 
2 ke Vormerkung und Nachſicht der Taxen bei Militärgerichten 

1346, 4). 

Vorräthe an Wein, Körnern, Schlachtvieh und andern Lebensmitteln ſind 

erbſteuerfrei S. 1216 $. 26. x 


Vorrechtsklage findet gegen die Klaſſifikazion im Konkurſe ftatt S. 649 §. 283 


Friſt dazu S. 653 $. 30: in derſelben können Neuerungen angebracht werden 


1561; wann das Fiskalamt als Streitgenoſſe eintrit, ſo muß ſie beim Land⸗ 


rechte angebracht werden 4562; Friſterweiterung S. 653 F. 31; Aufſtellung 


eines gemeinſchaftlichen Rechtsfreundes ©. 654 $. 32 u. 1563; Zuſtellung 


derſelben ©. 654 8. 33; Wirkung derſelben auf die übrigen Gläubiger 1564. 


Votum, Abgabe bei der Sizung S. 808 §. 55 —8; das ſchriftliche eines Ra- 


thes wird nicht gezählt 1258. 


W b or 


Waare, geſchwärzte, Erhebung ihres Geldwerthes 625; Lizitazion von Waas 


ren, die der Stemplung unterliegen 2112. 
Waarenlager, Verſchleiß desſelben im Konkurſe 1581. 
Wägen ſind erbſteuerfrei S. 1214 §. 24 — 2433. 
Waiſen, vom Zivile, Abhandlung ihrer Verlaſſenſchaften, wenn ſie Soldate 

waren 2090 —1; ihr Vermögen muß auch nach der Großjährigkeit in der 

Waiſenkaſſe behalten und verwaltet werden 2085 u. 2089 Vorſichten 

bei der Erhebung von Penſionen, Gnadengaben u. ſ. w. für Mil. und Be⸗ 

amtenwaiſen 2118 — 19: Benehmen der erſten Behörde in Waiſenſachen 

S. 1014. Befreiung von der Erbſteuer S. 1208 c). 2 
Waiſenforderungen, wann die politiſche Entſcheidung und wann die Sindi— 

katsbeſchwerde ftatt findet 14 9 —2 u. 2160; gegen Infaffen des vormund⸗ 

ſchaftlichen Gerichtes können bei dieſem eingeklagt werden 1783. 


Waiſen — Witwen. 1409 


Waiſeninſtitut, ſ. Witwengeſellſchaft. b 

Waiſenkaſſe, die Forderungen derſelben gegen Inſaſſen ſind bei dem nächſten 
Gerichte einzuklagen 1283; die von dieſem erlaſſenen Exekuzionsbeſcheide 
find von dem vormundſchaftlichen Gerichte in Vollzug zu ſezen, welches auch 
die Einverleibung und Löſchung ſelbſt bewilligen und vornehmen kann 1765. 
Unterſuchung der Waiſenkaſſen 1944; Strafen der unredlichen Verwaltung 
derſelben 2188 — 9; Exekuzion abgängiger Waiſengelder durch den Fiskus 
und Vorſchüſſe diesfälliger Koſten 2160. 5 ö } 

Waldſchaden, Erſaz desſelben in N. O. 4123; in Illirien 144; in Salz— 
burg 145. 

Waldſtreitigkeiten in Salzburg; Verfahren darüber 14 . 

Waſſerbau, Verfahren bei demſelben 290 —34; Exekuzion der Beiträge und 
Klaſſtfikazion derſelben im Konkurſe 1520-1. 

Wechſel, der Ausſteller, Girant oder Akzeptant können nicht mit einer Klage 
belangt werden 122; wann in einer Klage mehrere Wechſel eingeklagt wer— 
den können 123; ein von einem Wechſelunfähigen ausgeſtellter Wechſel macht 
gar keinen Beweis 25 u. 1638; die Fähigkeit hat nicht der Kläger zu 
beweiſen 18685; Beilegung des Originalwechſels in der Klage 4634; Form 
der Ausſtellung 1633 F. 6 u. 1636; Bürgſchaft 1638 4); Solidarhaf— 
tung 2638 5); Zahlungsauflage binnen 24 Stunden 1640 — 4; Exeku⸗ 
zion 1645; durch die K. O. ſind die Wechſelrechte nicht aufgehoben worden 
1224; das auf einen förmlichen Wechſel gegebene und noch vorhandene 
Geld kann aus der Maſſa vindizirt werden 1497; welche Wechſelforderungen 
in die 3. Kl. gehören S. 641 F. 19 u. 1532 — 3; wer einen akzeptirten 
Wechſel als Pfand beſizt, kann ihn einkaſſiren und hat nur das Uebermaß in 

die Maſſa zu zahlen 1555; wann Wechſelforderungen im Konkurſe nicht an— 
gemeldet, ſondern kompenſirt oder aus dem Pfande oder aus Kommiſſions— 

| waaren bezahlt gemacht werden können 1556. 

Wechſelgericht, Verfahren bei demſelben 16383 u. f.; dasſelbe hat die Taxen 
nach jener Klaſſe abzunehmen, welche für die Stadt, in welcher es ſeinen Siz 
hat, beſtimmt it 2124 u. 2215 — 16. 

Wechſelproteſte find öffentliche Urkunden 451 — 4. 

Wehmutter iſt ein zuläſſiger Zeuge 558. N 

Weib, Rechte desſelben im Konkurſe S. 641 §. 19 u. 15346. 

Weine, Erbſteuerfreiheit derſelben S. 1216 $. 26. 5 

Waeisartikel, Verfaſſung und Beilegung derſelben S. 268 §. 147 — 9, 548 

| — 51 u. 564; bei dem Beweiſe durch Kunſtverſtändige find ſie nicht er⸗ 

| forderlich 806. N 

Weiſung, welche Ergänzungen der Richter nach abgeführter Weiſung veranlaſ— 

| ſen kann 582. 

Wiedereinſezung, |. Reſtituzion. ; 
Widerklage, 283 —91; gegen Ungarn 21606. ; 

Widerlage, Rechte auf dieſelbe im Konkurſe 1534; Befreiung derfelben von 

der Erbſteuer S. 1201 $. 7, 2402 u. 2405. a 
Wild, welches zur hohen und niederen Jagd gehört, entſcheidet der Richter 89.“ 
Wildſchaden, wie zu vergüten 82, 88 u. 90. 
Winkelſchreiber, wie fie hintanzuhalten 202 u. 208 ). 
Wirthſchaftsamt: Vertheilung der Rechtsgeſchäfte zwiſchen dieſem und dem 
Juſtiziär 2122, und bei Pfarr- und Kirchengütern 2126; die Verlaſſen⸗ 
ſchaften find bei demſelben de plano abzuhandeln 2123; das obrigkeitliche 
Amt des Dominiums iſt das einzige Ortsgericht 2124; welche Expedizio— 
nen der Juſtiziär und welche der Wirthſchaftsbeamte zu fertigen hat 2125. 
Von welchen Amtshandlungen, die den Gerichtsherrn betreffen, die Wirth— 

ſ(ſchafts- und Juſtizbeamten desſelben ausgeſchloſſen find 1779 — 85. 

Witiblicher Unterhalt der Frau im Konkurſe 1534 u. 1536; er iſt be⸗ 

| freit von der Erbſteuer S. 1201 F. 7, aber nicht der ſechswöchentliche Unter 

halt 2402. a 5 

Witwengeſellſchaften: Befreiung ihrer Penſionen vom Verbote und der 

| Crekuzion: der Seidenzeug-, Sammet- und Düntuchmachermeiſter in Wien 
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586; ferner des prager Witwen-, Waiſen- und Taubſtummeninſtitutes 888; 
der prager Verſorgungsanſtalt für verunglükte Männer, für Witwen und Wai⸗ 
ſen 2640; und der mediziniſch-chirurgiſchen Witwenſozietät in Wien 890. 


3 


Zahlungsauflage binnen 24 Stunden 1640 - 4. 

Zahlungsbogen eines verſtorbenen Beamten oder Penſtoniſten iſt einzuſen— 
den 2009. ö 

Zählgeld, Beſchwerden wegen desſelben gehören auf den Rechtsweg 142. 
Abnahme und Berechnung desſelben bei Zivilgerichten S. 1128 u. f.; bei Mi— 
litärgerichten S. 1343 8. 30 u. S. 1348 F. 12; von den blos wegen der Erb- 
ſteuer deponirten Geldern oder Obligazionen iſt kein Zählgeld zu nehmen 
S. 1264 8. 65. 

Zeche, berggerichtliche Sequeſtrazion derſelben 1631; Verfahren mit einer 
aufgelaffenen Zeche 1632. N 

Zehent, wie er zu erheben und wann bei Beſchwerden das polit. Verfahren 
oder der Rechtsweg eintrit As -A. f a 

Jehentrecht im Konkurſe 14491 — 2. 

Zeichnungen, Behandlung derſelben in Verlaſſenſchaften 2020, nach Mili— 
tärperſonen 208 7 und bei der Erbſteuer S. 1214 $. 24 — 2433. 

Zeugen, auch mit 1 Zeugen kann die erſte halbe Probe hergeſtellt werden 842; 
die Anzahl derſelben darf keiner Partei vorgeſchrieben werden 552; Ge— 
richtsperſonen und Staatsbeamte dürfen in Amtsſachen nicht als Zeugen zu— 
gelaſſen werden 555 — 6; der Advokat der Gegenpartei iſt ein zuläffiger 
Zeuge 557; eben jo der Geburtshelfer und die Wehmutter 558; Verfah— 
ren, wenn ſtatt eines zugelaſſenen, jedoch verſtorbenen Zeugen ein anderer 
aufgeführt wird 562 — 3; der Zeugenführer kann von den durch Urtheil 
zugelaſſenen Zeugen einige weglaſſen 565; wo der Unterthan des im Streit 
verfangenen. Dominiums zu verhören iſt 820 —1; Abhörung der Mil, Zeus: 
gen durch geiſtliche Kommiſſäre in Siebenbürgen 48615; eine wiederholte 
Abhörung des Zeugen iſt unzuläſſig 582; Abhörung eines kranken Zeugen 
S. 276 $. 168 u. 583; das Zeugenverhör iſt nicht zu ſiſtiren und vorzule— 
gen, wenn der Zeuge die Verwandtſchaft mit dem Beweisführer nicht ange— 
geben hat 4616; es iſt den Parteien durch einen anzuſchlagenden Tagzettel 
bekannt zu geben S. 277 F. 171 u. 565. Vorladung der Zeugen S. 526 
§. 397; insbeſondere der Juden nicht an ihren Feſttagen, wohl aber Bußtagen 
1188 — 9; der Land- und Grenzwache 1190 — 1 und der Schullehrer 
1192. Vernehmung der Teſtamentszeugen 1962. 1 

Zeugenausſagen find durch einen anzuſchlagenden Tagzettel den Parteien be— 
kannt zu machen S. 277 §. 171 u. 565; fie können von den Zeugen nicht 
mehr abgeändert werden 58 2. * 

Zeugenbeweis, er iſt durch ein Beiurtheil zuzulaͤſſen; Inhalt, Rechtswirkung 
und Formulare desſelben 55%; dasſelbe gilt von dem Gegenbeweiſe 884; 
dieſes Beiurtheil kann theilweiſe auch zugleich ein Endurtheil fen 584; bei 
den magiftratifchen Gerichtsverwaltungen in Wien bleibt es bei der Inſtruk— 
zion v. J. 1792 14839; Friſt zur Antretung desſelben ©. 11 145 und 
559 81; welche Ergänzungen der Richter nach abgeführter Weiſung zu 
veranlaffen hat 582; beſonderes Verfahren beim Zeugenbeweiſe: auf Er: 

ſuchen ausländiſcher Behörden 888; in Cheſachen 1890 F. 10 — 13; über 
den Tod eines Vermißten 889; bei Gefällsübertretungen 590; über die 
Abſtammung von adeligen Eltern 891; zum ewigen Gedächtniſſe S. 281 
und fummarticher S. 285. 

Zeugeneid, derſelbe iſt vor dem Verhöre abzunehmen 573; demſelben unter— 
liegt jeder, der kein landesfürſtliches Privilegium beweiſen kann 522; die 
Geiſtlichkeit 8 24 u. 1611; die Maltheſerordensritter 8 28; die böhm. 

Landesmitglieder 576; ausgenommen die Mennoniſten und ſolche Religions— 
parteien, denen die Ablegung desſelben nach ihrer Religion nicht geſtattet iſt 
577; wann derſelbe für abgeſchworen zu halten iſt 892-8. 

JZeugenverhör, Benehmen des Gerichtes dabei S. 920 §. 10 — 13. 


1 


Zeugniſſe — Zutheilung. 1 


Zeugniſſe, ſchriftliche, können den Sazſchriften beigelegt werden 546 u. 85; 
die denſelben beigeſezte Klauſel: an Eidesſtatt, vertrit nicht den Cid 892 — 
“; um Findlinge, Ausſtellung 490. 

Zinſen im Konfurfe S. 641 $. 18; 152 7 — 30 u. F. 20 — 22 u. 26; Erbe: 

bung der Zinſen von Obligazionen durch die Depofitenäimterr 2144 — 5. 
Strafzinſen wegen rüfftändiger Erbſteuer S. 1247 §. 48 - 2471, welchen 
auch die in der Erbſteuerabfuhr ſäumigen Obrigkeiten unterliegen 2422. 

Aike und e ſiebentes 378 und achtes 2828. 

Zivil: und Mil. Kommiſſion, permanente, in Wien; Verfahren bei derſel— 
ben 998. 

Zivilſtandsregiſter über Geburten, Trauungen und Sterbefälle; ihre Auf— 
bewahrung und Beweiskraft in Illirien und Tirol 272 — 5. 

Zölle, S. 48). Klaſſifikazion im Konkurſe 1516. 

Zugebör, der Begriff desſelben it auch bei Laudemialſtreitigkeiten aus dem 
a. b. G. B. zu nehmen 2s; eines unbeweglichen Gutes kann nicht abgeſon— 
dert exequirt werden 923. f 

Zulage, fire, zu Friedensgagen, Penſionen und Gnadengehalten beim Militär; 
wie weit ſie der Exekuzion unterliegt 906. . 

ah welche Streitſachen derſelben gehören auf den Rechtsweg 61. 

Zurükerlag der Klage 13 u. 15. N es 

Juſtellung, gerichtl. Bg. S. 519 $. 384 u. f.; durch die Gerichtsdiener S. 
874 8. 97—9; an die Militärmannſchaft 297; der Urtheile S. 321 $. 250 
u 693 — 7; insbeſondere der Kriminalurtheile über einen bereits verſtor— 
benen Inquiſiten 2% 1; der Klagen im Haupt- und Inzidenzprozeſſe 1198; 
an Streitgenoſſen S. 520 §. 386—8 u. 1199 — 1201 u. S. 526 5. 396; 
an Beklagte, deren Wohnort unbekannt oder im Auslande ift S. 522 $. 390 
1203; alle Beſcheide von Folgen find beiden Parteien zuzuſtellen 1205; 
eben fo die Sazſchriften 1204; die Beſcheide über Sazſchriften und Friſt⸗ 
geſuche ſchleunig 1206; wenn ſich die Partei nicht zu Hauſe finden läßt 
1202; an Ungarn 10022, 5); 1015 — z; an Siebenbürger 1913 5). 
Für die Zuſtellung des Urtheiles iſt keine Taxe zu zahlen 2262; für das 
Urtheil iſt die Taxe zu entrichten, ſobald es expedirt, wenn auch noch nicht 
zugeſtellt it 2205; Meilengelder oder Botenlohn für die Zuftellung, ſ. Ge- 


rrichtsdiener. 


Zuſtellungstag des Urtheiles iſt im Appellazions- und Reviſionszuge auszu⸗ 


weiſen 244. N 
Zutheilung der Geſchäfte an die Referenten S. 766 und Ueberſchikung der 
Stüke an dieſelben S. 770. 
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— N. 1036. 7290. 
— N. 1037 1829. 
Hfd. 2098. 
N. 1038 a) 511. b) 644. 
282. 


Juli 


1662. 

Aug. Hfd. 565. 

— Hfd. 2229. 

. N. 1047. a) 1542. b) 


. Eat Hfd. 2221. 

t. Hfd. 2272. 

N. 1058. 2059. 

N. 1059. 252 u. 621. 

1 1061. a u. b) 2333. 
1063. 431. 

Nov. RN 630. 

Hfd. 203. 

N. 1080. 1315. 

— N. 1081. a) 246 b) 653. 

c) 669. d) 246. f) 184. g) 

818. h) 246. 


— 


Dez. Hfd. 1536. 


Hfd. 2334. 


1790. 


85 


28. 
29. 


Kur Hp. 12 N 

N. 1094. 51 954. b) 925. 
c) 958. 
Jän. Hfd. 2028. 
N. 1095. a) 1138. b) 
1169. 


Febr. Hfd. 1569. 


Ihfd. 2028. 


0 März Hd. 2252. 


6. a u. b) 2218. 


— 


8 April N. 8. c) 15 2 1. d) 1461. 


Hfd. 1936. 

N. 12. 1402. 
N. 13. 2028). 
Hfd. 1195. 


— 


. Mai Hfd. 2335. 


N. 23. a—f) 1202. b) 
1435 i) S. 608 *). k) 1840. 
m) 15 24. n) 1562.0) 14356. 
p) 611. q) 1482. 1) 1572. 
Su. ) 14582. u) 1586. 


24. Juni Hfd. 1543. 


1417 


1. Juli Pat. 291. 1122. 1184. 

6. — Hfd. 1331. 

13. — Hfd. 1262. 

19. — Hd 125. 

20. — N. 41. b) 1685. 

7. Sept. Hfd. 820. 

1. Okt. Hfd. 1915. 

12. — N. 63. 982. 

12. — N. 65. 1036. 

19. — Hfd. 1910. 

22. — Hr. 1916. 

25. — N. 67. 18886. 

25. Okt. N. 68. 1256. 

25. — N. 69. a u. b) 1498. 

2. Nov. N. 73. 829. 

2. — N. 74. 2310. 

5. — Hfd. 1434. 

29. — Hfd. 292. ? 

27. Dez. Pat 926. 

1791. 

11. Jän. Hfd. 1268. 

24. — Hfd. 2222. 

29. — hkr. Vdg. 201. 

18. Febr. N 111. 2223. 

18. — N. 112. 2359. 

22. — Hfd. 2354. 

22. — Pat. 1411. 

25. — Pat. 125. 

8. März Hfd. 555. 

11. — Hfd. 21. 

19. — Pat. 301. 

19. — hkr. Vdg. 902. 

31. — . Hfd. 2034. 

1. April Hfd. 113 *). 

5. — N. 135. a) 1663. b) 215. 
c) 936. 

5. April N 135. 535. 

28. — N. 142. andes 
k) 2246. 

28. April N. 143. 603. 

3. Mai Hfd. 1220. 

31. — Hfd. 2356. 

6. Juni N. 160. 22. 

6. — N. 161. 531, 600, 1159 
u. 1450. 

14. — Hfd. 1400. 

27. — N. 170 912. 

27. — N. 171. 2322. 

30. — Hfd. 2323. 

4. Juli Hfd. 2061. 

8. — Hfd. 2034. 

14. — Hfd. 583. 

16. Aug Hfd. 1045. 

5. Sept. Hfd. 438. 

12. — Pat. 25686. 

15. — Hfd. 2224. 

29. — Hfd. 1149. 

4. Okt. Hfd. 4221. 
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17. Okt. Hfd. 1229. 

24. — Hfd. 201. 

28. — Hfd. 2308. 

4. Nov. in. ö. A. G. 201. 

4. — N. 215. 1806 u. 1814. 

4 — N. 216. 1162. 

4. — N. AT. 612. 

14. — Hfd. 263. 

10. Dez. Hfd. 1929. 

16. — Hfd. 658 

22. — Hfd. 2294. 

28. — Hfd. 325. 

31. — Hfd. 1226. 

1792. 

5. Jän. Hfd. 2090. 

20. — Hfd. 2193. 

30 — N. 246. a) 168 4. b) 1692. 

3. Febr. Hfd. 1808. 

6. — N. 248. 1929. 

6. — N. 259. 2042. 

16. — N. 251 1186. 

16. — N. 253. a) 195 2. b) 202. 
g) 2352. 

16. Febr. N. 255 696. 

17 — Pat. 2115. 

21. — Zir. 2042. 

23. — Hfd. 2180. 

5. März N. 2. a u b) 2311. 

7. — Hfd. 2302. 

15. — Hfd. 1930. 

23. — Hfd. 1899. 

26. — N. 8. a u. b) 2181. 

20. April Hfd. 1182. 

23. — Hfd. 306. 

26. — Hd. 666. 

3. Mai Hfd. 618. 

7. — Hfd. 800. 

18. — N. 16 1019. 

18. — N. 17. 687. 

21. — Hfd. 1714. 

21. — N. 18. 2309. 

4. Juni Hfd. 1058. 

6. — Hfd. 1880. 

14. — Hfd. 1136. 

15. — Hfd. 2108. 

4. Juli Pat. 688. 

6 — N. 31% 86. 

6. — Hfd. 182. 

9. — Hfd. 541 u. 625. 

13. — Hfd. 98. 

19. — Hfd. 1062. 

19. — N. 33. a) 1491. 

3. — Hfd. 726: 

3. — N. JA ndr. 

23. — N. 35. 2084. 

27. — N. 36. a) 2672. b) 1559. 
c) 1293.0 1332. 

30. Juli Hfd. 402. 

2. Aug. Hfd. 1002. 


1792 — 1793. 


— 


23. Aug. Hfd. 410 

31. — Hfd. 1083. 

21. Sept N. 48. a) 14634. b) 980. 
c) 1698. 

24. Sept. Hfd. 1150. 

25. — a. h. E. 205. 

26. — Hfd. 1229. 

27. — Hfd. b) 14. e) 629. 

27. — N. 53. a) 121. b) 228. 
d) 103 2. 

27. — N. 54. a) 286. b) 654. 
c) 1502. d) 2273. 

5. Okt. N 56. 1228 

5. — N. 57. 536 
19. — Hfd. 662 
19. — Hkzd. 1655. 

23. — Hfd. 613. 
31. — Ausziehpat. 1655. 

2. Nov. Pat. 440. 

3. — Hfd. 296. 

16. — Hfd. 2208. 

29. — Hfd. 1305. . 
21. Dez. Hfd. a) 16. b) 1140. 

1793. 

4. Jän. Hfd 442. 

14. — Hfd. 1812. 

24. — Hfd. 1286. 

1. Febr. Hfd. 2336. 1 
22. — Hfd. 336. 5 
21. März Hfd. 1266. 

23. — Hfd. 920. 5 
27. — Hfd. 1093. 

3. April Hfd. 2225. 

8. — Hfd. 1223. . 
11. — Ihfd 920. „ 
15. — Hfd. 1215. 
25. — Hfd. 621. 
26. — Hfd. 353. 
29. — Hfd. 2374. 
16. Mai Hfd. 844. 
23. — Hfd. 328. 
25. — Hfd. 1333. 
7. Juni 8 5 8 7. 
13 — Hfd. 300. 
27. — N. 112. 1262. 
27. — Hfd 921. 
28. — Hfd. 586. 

15. Juli Hfd. 1013. 
26, — Hfd. 221400 
29. — Hfd. 2192. 
16. Aug. böh. G. 300. 
23. — Hfd. 1453. 
29 — Hfd. 1151. 

12 Sept. N. 123 1813. 

12. — N. 124. 308. 

16. — Hfd. 15. 

19. — Hfd. 1544. 

7. Okt. Ihfd. 438. 


— 


24. — Hfd. 99. 

1. Mai N. 174. a u. b) 1875. 

23. — Hfd. 232. 

30. — Hfd. 1345. 

3. Juli Hfd. 229. 

4. — Hfd. a u. b) 1084. 

25. — Hfd. 2112. 

31. — bih, G. 2026. 

14. Aug. Hfd. 1253. 

25. — Hfd. 1260. 

4. Sept. Hfd 1252. 

11. — Hfd. 268. 

29. — Hfd. 642. 

5 Okt. Ofd. 280. 

16. Hfd. 2209. 
23. — N. 199. 3) 959. 9 0 

30. — N. 201. a) 2131. 

10. Nov. Hfd. 1960. 

28. — gal. G. 312. 

9. Dez. Hfd. 1219. 

15. — N. 205. 1212. 

15. — N. 207. 642. 

24. — N. 208. 495. 

1795. 

5. Jän. N. 210. 371. 

5. — N. 211. 1201. 

8. — N. 213 a) 1122. 

22. — Hfd. 601. 

30. — Hfd. 294. 


1794 — 1707. 


7. Okt. Hfd. 1444. 


21. — N. 130. 228. 
21. — N. 131. 203. 
28. — Hfd. 1645. 
4. Nov. Hfd. 2225. 
5. Dez. Hfd. 2882. 
23. — Hfd. 1252. 
1794. 
1 Jän. Hfd. 5 11. 

— Hfd. 408. 
205 — DPD. 1545. 
27. Ofd. 4308. 
13. März Ofd. 2312. 
20. — N. 164. 539. 
20. — N. 165. S. 3739). 


22. April Pat. $. 27. 1845. 


13. Febr. N. 217. a) 18 2 2. c 1843. 
d) 16635. e) 692. f) 1932. 
g) 1823. b) 1686. i) 169. 
k) 264. ) 1038. n) 1563. 
0) 402. p) 1426. q) 1484. 


20. Febr. Hfd. 2226. 
5. März Hfd. 862. 
14. — Hfd. 526. 
7. Mai Hfd. 224. 
9. — Hfd. 1252. 
18. — Hfd. 1821. 
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21. Mai Hfd. 1163. 
29. — Hfd. 1931. 
5. Juni Hfd. 5638. 
18. — N. 236. a u. b) 1699. 
W. — Hfd. 2085. 
30. — N. 236. b) 251. 
2. Juli Hfd. 2219. 
3. — Hfd. 281. 
3. Aug. Hfd. 1558. 
6. — Hfd. 2198. 
7. — Hfd. 2509. 
13. — Hfd. 2360. 
24. Hfd. 1267. 
11. Sept. op. Lin: 
17. Hl. 854. 
2. Okt. om. 2338. 
12. Hfd. 1961. 
. Nov. Ofd. 2313. 
20. — Hfd. 816. 
30. — Hfd. 1141. 
11. Dez. Hfd. 2062. 
12. — hkr. 3. 892. 
1796. 
2. Jän. Hfd. 892. 
8. — Hfd. 204. 
11. — N. 275. 28. 
11. — N. 276. 1143. 
25. — Hfd. 1442. 


5. Febr. Hfd. 292. 


16. — Hofentſchl. 886. 
26. — Hfd. 1948. 

2. März Hfd. 542. 

7. — Hfd. 254. 
15. — Hfd. 1230. 

8. April Hfd. 1144. 
22. — N. 292. 1014. 
22. — N. 293. 762. 
17. Mai Hfd. 1126. 
20. — Hfd. 1132. 


24. Juni Hfd. 2194. 

11. Aug. n. ö. Reg. 887. 
15. — böh. G. 2015. 
12. Sept. Hfd. 1142. 
23. — Hfd. 1508. 
21. Okt. Hfd. 1092. 

31. — Hfd. 1216. 

9. Nov. Hfd. 1998. 
25. — Hfd. 1768. 

16. Dez. Hfd. 2375. 

19. — Pat. $. 71. 372. 


1797. 

30. Jän. Hfd. 1275. 

3. Febr. Hfd. 1898. 

22. — gal. A. G. 1275. 
3. März Hfd. 401. 

6. — Hfd. 2339. 


1420 1798 — 1801. 


17. März Hfd 122. 26. März Hfd. 2361. 
28. — Hfd. 2032. 29. — Hfd. 825. 
30. — Hfd. 326. 5. April Hfd. 8888. 
6. April Reſol. 232. 19. — N. 466. 425. 
16. Juni Hide S. 373 *). 19. — N. 467. 885. 
16. — N. 352. 23726. 26. — Hfd. 859. 
20. — on. © 105 *). 31. Mai Hfd. 2063. 
23. — Hfd. 1015. 7. Juni Hfd. 808. 
13. Juli Hfd. 5 3. Juli gal. A. G. 1024. 
18. — Hfd. 162 9. — Hfd. 1523. 
3. Aug. Pat. 52 . 23. — HP. 2340. 
9. — Hfd. 26. 127. — Hfd. 12225. 
17. — N. 364. 560. 129. — gal. A. G. 1523. 
7. — N. 35% 118 23. Aug. N. 474. 1199. 
22. — Hfd. 1220. 23. — N. 4 
6. Sept. hkr. Vdg. 2553. 3. Sept. Hfd. 2340. 
1: Hfd. 221. 8. Nov. Hfd. 2378. 
21. — DR 120. j 
21. — . 376. 2021. 
22. — böh. Gen. Kom. 25582. 1800. 
26. — Hfd. 2909. 31. Jän. Hfd. 1131. 
29. — Hfd. 2192. 8 4. Febr. Ofd. 640. 
6. Okt. Hfd. 561. 7. März Hfd. 2379. 
10. — Hfd. 2210. 24. — Hfd. 1516. 
17. — N. 384. a) 7282. b) 733. 27. — Hfd. 80. 
207. — Hfd. 1055. 9. April Hfentſchl. 269. 
24. Nov. Hfd. 4016. 2⁴. Hfd. 121. 
2 Dez. oft. 682. 25. — Hfd. 1881. 
7. Ihfd. 882. 1 26. Mai böh. G. 121. 
22. Pfd. 1116. 27. Juni Hfd. 2341. 
18. Juli ar 145 7. 
1798. a 25. — Hfd. 595. 
x 16. Aug. Hfd. 2091. 
12. San. Ofd. 683. 6. Septemb. Ofd. 1251. 1258. 
13. Febr. Hfd. 734. 
12 2 4. 1314. 1340. 
23. — N. 403. a—c) 1346. = | 
2 26. Sept. Hfd. 1724. 
15. März Hkzd. 1492. 30. — Hfd. 869 
17. — Hfd. 101. ? ; x 
7 ri 30. Okt. Hfd. 2545. 
7. April Hfd. 1062. 31. — Hfd. 961 * 
17. — Hkzd. 1492. 5 N l 
i 5. Dez. Hkzd. 842. 
19. Mai Hfd. 2242. 
| 19. — Hfd. 862. 
26. — .Hfl. 2377. 31. — Pat. 326. 
8. Juni Hfd. 2243. 2 
13. Aug. 70 R. 1606. . 
23. — Hfd. 2562. 1801. 
31. — N. 430. 646. 
6. Okt. Hfd. 1091. 15. Jan. Hfd. 2342. 
= ER 16. — Hfd. 1739. 
25. — Pat. 852. 1328. Br 
16. N. 516. 991. b 
27. — Hfd. 1570. > 
17. N 31. Pat. 1022. 
Nov. Hfd. 104. 
13. Febr. Hfd. 2380. 
7. Dez. Hfd. 1546. 
24. — Hfd. 754 6. März Hfd. 4430. 
. £ 18. 2 Bl 1099 ). 
: 3. Juli Hfd. 863. 
1799. 18. — Hfd. 220. 
18. Jän. Hfd. 1020. 24. Juli Hkzd. 234. 
26. Hfd. 856. 4. Sept. 5 1200. 
5. Febr. Hfd. 2124. 11. Hfd. 999 u. 1000. 
5 März N. 453. 1902. 18. — Hfd. 14 20 . 
1. — N. 456. 1490. 26. — Hfd. 1965. 
2. — Hkzd. 293. 23. Okt. Hfd. 408. 


27. Nov. Inſtr. §. 77, m) 176D. 
9. Dez. o. ö. R. 1994 


19. — Hfd. 1188. 
31. — Hfd. S086. 
1802. 


23. Jän. Hkzd. 2248. 

12. Febr. Hfd. 943. 

19. — Hfd. 2016. 

13. März hkr. Reſ. 489 ). 
16. April N. 558. 2064. 
16. — N. 559. 1136. 
23. — Di. 1198. 

21. Mai Hfd. 2443. 

21. Juni Hfd. 1810. 

2. Juli N. 564. 1202. 
2. — N. 565. 2038. 
2. — Ihfd. 2956. 

9. — Pat. 1078. 
22. — Hfd. 1212 ). 
2. Aug. böh. G. 2056 
4 Hkzd. 2213. 
I 


527. 
15. Okt. Pat. 345. 
15. — Hfd. 5986. 
30. — Hfd. 2139. 
26. Nov. Hfd. 1503. 
23. Dez. Hfd. 1542. 
31. — böh. A. G. 2054 ). 


1803. 


15. Febr. Hfd. 285. 
22. März her. Vdg. 910. 


28. — Pat. 1851. 
15. April N. 601. 910. 
15. — N. 602. 1560. 

22. — Hfd. 2039. 

26. — Pat. 1852. 

29. — Hfd. 576. 


17. Juni Hfd. 2012. 

1. Juli N. 614. 860. 
1. — N. 615. 1526. 
24. Aug. Hfd. 1504. 
31. — N. 623. 2263. 
31. — N. 625. 17. 

14. Okt. Hfd. 295. 

30. — Hfd. 1309. 

2. Dez. Pat. 689. 

30. — Hfd. 1001. 


1804. | 

3. Jän. Hkzd. 1910. 

13. — Hfd. 1269. 
7. Febr. Hfd. 2962. 
18. — Hfd. 2116. 
Handb. d. Giebigkeiten. 


Okt. Stemp Pat. N. 577.8. 9. 
2493. |. 29. 442. . 43 46. 


23. 
23. 


Febr. Hd. 2182. 
März 7. Zir. R. 428. 


April Hfd. 2018. 
— Hfd. S 881 *). 
Mai Hfd. 949. 

Juli Hfd. 120. 

. Aug. Pat. 1795. 


— at. 2603. 
— tatuten 2640. 
Sept. Hfd. 255. 


Okt. Hfd. 2314. 
. Nov. Hfd. 983. 


— Hfd 1320. 
— Hkzd. 415. 


Dez. hkr. Vdg. S. 1335 „). 


— HP. 356. 


1805. 


18. 
15. 
2. 
9. 
21. 
6. 
9. 
20. 
22 
14. 
16. 
22. 
25. 


Jän. Hfd. 864. 
Febr. Hfd. 1021. 
März Hfd. 986. 
Hkzd. 1656, 
Hfd. 1210. 
April Hkzd 858. 
— Hfd. 1818. 
— Hfd. 1726. 
Juni Hfd. 982. 
Sept. Hfd. 385 . 


1421 


Mil. A. G. S. 679 80. 


Okt. Mil. A G. 16066. 


1806. 


9 
18. 


23. 
28. 
19. 
20. 
14. 

3. 
10. 


Jän. böh. Gub. 1402 
Febr. hkr. Vdg. 903. 


: Mär; Hl. 51. 


— N. 759. 1934. 
— N. 760. 14029. 


April Hfd. 903. 
Mai en ö. R. 1815. 
Juni Hfd. 1145. 


— Hfd. 2163. 


Juli hkr. Vdg. 903. 
. Aug. Hkzd. 2515. 


— Hfd. 2510. 


Sept. Hfd. 1532. 
Okt. Hfd. 922. 
. Dez. Hkzd. 1296. 


1807. 


Jän. Hfd. 2082. 


— böh. G. 1988 ). 


Febr. Hfd 1088. 
— hkr. Vdg. 952. 
März Hfd. 8. 

April Hfd. 888. 


— n. ö. A. G. 1081. 


91 


1422 


28. 
15. 


April Hkzd. 28511. 
Mai Hfd. 2522. 
böh. Gen. Kom. 981. 


Juni Vertrag 2578. 


— Hfd. 1209. 


Juli Ofd. 1812 
. Aug. böh. G. S. 929 *). 


— Hfd. 1533. 


. Sept. Reglement 8948. 
Okt. Hfd. 426 


— N. 822. 1584. 
N. 823. 1636. 


. Nov. Hfd. 352. 


1808 — 1811. 


25. Mai Hkzd. 203. 
28. böh. G. 2033 ). 
25. Sept. Hfd. 4911. 


1810. 


12. Jän. N. 893. 1911. 
12. — N. 897. 1335. 


. Dez. 


Hfd. 672 


Hfd. 
Pat. 


2048. 


§. 24 und 28, 333. 


F. 29 und 30. 348. 


Dez. Hfd. 128. 


1808. 


22. 


Jän. Hfd. 4146. 


7. Febr. hkr. Vdg. S. 679 *). 
26. März ſteier. G. 2052. 
12. Mai hkr. 3. 2534. 

26. — Hkzd. 2534. 

17. Juni Hfd. 2512. 

24. — Hfd. 2106. 

28. — hkr. Vdg 904. 

8. Juli Hfd. 2381. 

9. — Hfd. 316. 

16. — Ihfd. 1320. 

17. — hkr. Vdg. 2554. 
18. — Hfd. 2528. 

30. — Hfd. 622. 

2. Aug. böh. Gen. Kom. 2554. 
28. — hkr. Vdg. 895. 

17. Sept. Vertrag 2521. 

26. — hkr. Vdg. 1370 ). 
1. Okt. Hfd. 1587. 

7. — Hfd. TER 

9. Nov. Pat. §. 48. 32329). 
9. — her. Vdg 2549 ). 
11. — Hfd. 2315. 

29. — Hkd. 556. 

8. Dez. Pat. 3265. 

16. — Hfd. 2023 ). 
1809. 

13. Jän. Hfd. 444. 

21. — ſteir. G. 2053. 

27. — hkr. Vdg. 365 ). 
8. Febr. Hfd. 282. 

1. März Hfd. 1530. 

1. — om: 1025. 

20. — hkr. Vdg. 2534 *), 
5. April Hfd. 2527. 

20. — Hfd. 1440. 

22. — Hfd. 282. 

28. — Hfd. 2568. 


26. 
26. 

1. 
28. 


April Hkd. 
Mai Geſindeord. 81 u. 2362. 


Hfd. 2062. 
2190. 


Juni hkr Vog. 1604. 


20. Juli Hfd. 1085. 
26. — Hkzd. 2316. 
10. Aug. Hfd. 2535. 
17. — > 2134. 
24 Hfd. 4292 
21: Sept. a S. 1002 . 
15. Okt. Pat 2386. 
31. — Ihfd 2134 ), 
13. Nov. hkr. 3 2387. 
23. — Hfd. 855. a 
29. — Hkzd. 2392. 
30. — Ihfd. 582. 
5. Dez. hkr. Vdg 899. 
6. — Hp. 2940. 
1811. 
19. Jän. Hfd. 1882. 
19 — Mil. u 2612. 
24. — Hkzd. 2406. 
25. — Ihfd. 1925. 
25. — N. 925. 2135. 
12. Febr. böhm. Erbſteuerhfk. 2 402. 
15. — Hfd. 2574. 
19. — hkr. 3272427; S. 125150 
und 2420. 
22. Febr. böhhm G. 239%. 
9. März Hfd. 2083. 
10. — her. Vdg. 2416. 
16. März N. 933. 1640. 
16. — N. 935. 1480. 
16 — N. 936. 1258. 
23. — Hfd. 2388. 
26. — Hkd. S. 1251 *) . 241909. 
26. — hkr. 3. 2389. 
20. April Hfd. 614. 
20. — Hkd 2412. 
26. — Hfd 2575. 
28. — Hkzd. 1652. 
6. Mai Pat 338 und 2024. 
5. Juni fteier. Gub. 2398. 
6. — hkr. R. 2412. 
7. — N. UT. 2344. 
7. — N. 948. 2161. 
5. Juli Hfd. 59. 
9. — hekr. 3. 23289. 
27 Aug. hkr. Vdg. 908. 
18. Sept. hkr. 5 S. 994 ). 
21. — Hfd. 2518. 


1812 


1. Okt. hkr. Vdg. 902. 
7. — Hkzd. 2088. 
25. — Hfd. 880. 

9. Nov. Hfd. 188. 

26. Dez. n. ö. R. 2499. 


1812. 

8. Febr. N. 971. 445. 
8. — N. 972. 2312. 
15. — Hfd. 1336. 
28. — Hfd. 1882. 

3. März hkr. 3. 2399. 
12. — Hkzd. 2918. 
13. — Hfd. 1575. 
14. — Hfd. 889. 


9. April Hfd. 2439. 1 
25. — Hfd. 2499. 
27. — Hkzd. 4786. 
9. Mai Hfd. 2555. 


16. — Hfd. 213 ). 
27. — Hfd. 213. 
10. Juli Hfd. 2325. 
22. — Hfd. 1999. 


12. Aug. Hfd. 2967. 


31. — o. ö. R. 2400. 
3. Nov. Hfd. 1102. 

7. — N. 1010. 1024. 
7. — N. 1011. 45 7. 


5. Dez. N. 1018. 421. 


19. — Ihfd. 1382. 

31. — Pat. 181, 1512. 
1813. 

14. Jän. Hfd. 1512) 

29. — Hfd. 220. 

15. Febr. n. ö. R. 1512). 
18. — Hkd. 2305. 

9. März hkr. R. 2305. 

12. — Hkzd. 1298. 

13. — Hfd. 2129. 

13. — Pat. $. 17 und 36. 435. 


8 22. 893. |. 34. 332. 
eärz Hkzd. 59 *). 
9. April Hfd. 4214. 


14. — hkr. Vdg. 2529 ). 
20. — Hkzd. 2486. 

23. — Hfd. 558 

29. — Hkd. 2306 

30. — Hfd. 625 

6. Mai Hkd. 2326. 

18. Juni Hfd. 821. 
19. — N. 1055. 930. 
19. — N. 1057. 1187 
1. Juli Waldord. 143. 

2. — N. 1058. 446. 

2. — N. 1059. 2486) 
2. — N. 1060. 2488 
2. — N. 1061. 1203 


13. Jän. Hkzd. 462. 
1. April Hkzd. S. 1274 ). 
6. Mai Hfd. 968. 


12. — Hkd. 1122. 

13. — Hfd. 84. 

21. — Hfd. 1222. 

7. Juni Note, 424. 

14. — illir. G. 424. 

17. — Hfd. 422. 

30. — illir. G. 2168 
2390. 

2. Juli illir. Hfd. S. 1134 

8. — illir. G. 2168 
2546. 

16. Juli Hfd. 

26. — illir. 
1134 *). 

1. Aug. Hkzd. 2464. 

11. — Hkzd. 2403. 


13. Sept. illir. Gub. 441. 
720. — Hfd. S. 1134 ) 
30. — illir. G. 2500. 

22. Okt. Hkzd. 491. 


24. Dez. a. h. E. 1086. 


30. — OHfd. 2392. 


1815. 


4. Jän. Hkd. 455. 

11. — tir. G. 1086. 
18. — Hfd. 1006. 
15. Febr. Hfd. 846. 
13. März Note 1156. 
17. — Hfd. 1383. 
1. April Hfd. 441. 

17. Mai Hfd. 1341. 
31. — Hfd. 2593. 
8. Juni Hfd. 2214 ). 
5. Aug. Hfd. 2002. 


1423 


1815. 

13. Juli Hfd. 2483. 

| 16. Ofd. SA 8. 

18. —hkr. 3. 2440. 
23. — N. 1067. 186. 
23. — N. 1068. 48 7. 

30. — Hfd. 23818. 

9. Okt. Hfd. 265. 

| 14. — Hkzd. 2514. 
20. — Hfd. 2319. 

21. — Hkzd. 461. 
29. — Hfd. 2132. 
1814. 


*) und 


*) und 


615. 
G. 113 ) und S. 


1. Sept. Note der Organiſ. Hfkom. 


441. 8 

13. — illir. G. 441. 
— Hkzd. 4099 ). 

18. — Hfd. 2610. 
— tir. G. 475. 
91 * 


14 
24 1816 — 1818. 


13. Okt. Hfd. 1431 
„ g. e e 
21. — Hkzd. 482 ). RE F 
27. — Pfd. e „ G. 2522 
2 5 ar. 2 74. Br or. 2040. 
ov. Hkzd. 1384. 2 ommerzhofd. 144 
2 Dez. +! : Org. Hfk. 512 15 8 AR 1 jr 
9 12 a . — Pat. F. 10. 948, 
— 2 d. 436. 5. 50 — 54 N. 48. 
Ofd. 1122. Sa. $. 50 — 54. 918. §. 57. 
1816. 15 Juli Reglem. 914. 
9. Jän. Hfd. 216. 2 5 
10. — Hfd. 577. 19. — Hm. — 
7. Febr. Hfd. 520. 29 Ofd. pi 
24. — fd. 1095 7. Aut ER 
13. März Ofd. 1464 5 Pan 1318. 
8. April Hkzd. 1326 30. — Hfd. Sp 
1 on In: 1229. 4. Sept. 15 8 *). 
2 d. 12 8 
2. Mai Hkzd. us 5 Okt AR an 
43 AR eier. Gub. 2516. 
1134 *). 50 Und. 18. Hffomd. 454. 
10. Mai of. 1082 1 lt pe 
1 PAR N ran 1380. 890. 
17. — Hfd. 1270. 5. N 1381. 12 21. 
23. — Hkzd. 2441. 2 =” Vert 1 
2 3 en G 2594. 
29. — Hkzd. 2516. 13. Dez Hr. S. 1007. Note. 
1. Juui N. 1248. 835. 19. — Pfd. — 
1. — N. 1249. 1522. 24. — fd. 1018 
7. — bkr. Big. 479 9). 5 = . 
8. — N. 1254. 2576. 
3 . 1255. 992. 1818 
a er 
1 5 e 42 Jan. er 2 1188. 
3. Juli Okzd. 128 8 „ e 
17. — Ofd. 588. 31. — Sk, 189. 
19. — Hfd. 192, 8. Febr 55 er 
2. Auguſt hkr. Vdg. 8435. . Ofd. er 
7. — Info. 2065. 18. — No 
14. — Ofd. 52 1. 10. Sb. li 1451. 
26. — bb 
Gr 953 rl 2065. 1 März Hfd. 288 
13. — Hkzd. 2482. 2. ob 3 
18. — 
. e 
8. Nov. Hkd. 351. 16. — Sd 
13. — Hfd. 1597. 88 — on. 8 1 
29. — Pfd. 741, 242 30. — Hkzd. 1 
1289. . und 9. Ma N. 123. 
> Dez. Hfd. 234°. 9. RN N. 9187 N de 
. — Hfd. 2320. 9. — N. 1453. 1928. 
a . — Hkd. 2222. 
. Be Hkzd. 2822. 
7. Febr. Hfd. 2111. © — Hfd. 881. 
12 2 Ofd. 2100. 37 Old. 122450. 
— Pfd. 885. 8 böh. G. 2222. 
26. — Hfd. 1420. 29. — böh. G. 123. 
20. März Hkzd. 2442. 5 Juni illir. G. 2460. 
2. — Ihfd. 173. 


31. 
31. 
1819. 


Dez. 


0 2 1481. 


1819 — 1820. 


Juni Hfd. 359. 


hkr. Vdg. 1620. 
Hfd. 375. 


Kommerzhfkmd. 4445. 


i böh. G. 12240 


Hkzd. 2407. 

Hr. 2604. 

Hfd. 993 

u 212. 
1482. 24085. 

ok A. G. 2999. 

Hfd. S. 861 5). 

N. 1487. 522. 


t Sd 1855 ). 


Hkd. 2304. 

5. 51405 1208. 
N. 1494. 205. 

a. h. E. 2125. 
Hfd. 1222. 

hkr. Vog. S. 690 ). 
Note 2125. 


bkr. Vdg. 2621. 


Vertrag 932. 
Vdg. der Steuerregul. Hffom 


Hfd. 2606. 


N. 1518. 1842. 
N. 1519. 1872. 
Ofd. 692. 

N. 1531. 62. 
N. 1532. 1939. 


7. Jän. hkr. Ref. 344. 


9 


B. 
N. 
30. 
511. 
18. 
8. 
16. 
20. 
26. 
26. 
Mai Hfd. 2002. 


Febr. Hkzd. 


Ofd. 994. 

Hfd. 1226. 
hkr. Vdg. 1834. 
Hfd. 1255. 
2412. 


März Hkzd. 4610. 
April o. ö. R. 461). 


Juli 


Hfd. 801. 
Hkzt. 2393. 
N. 1555. 1089. 
N. 1556. 1548. 


Hkzd. 69. 
N. 1561. 1022. 
N. 1563. d) 243. 


Juni Hkzd. 1209. 


hkr. 3. 1835. 
hkr. Vdg. 2615. 
Hkzd. 124. 

Hfd. 2126. 
Hfd. 1215. 
mähr. G. 124. 
ſteier. G. 2382. 
a. h. E. 1621. 
Hfd. 626. 

Hfd. 129. 


23. Juli Pat. 1886. 

30. Hkzd. 1935 u. 2607. 
14. aug. hfr. 3. 1621. 

14. Hfd. 1942. 

19. — of: 308 0. 

23. — h. E. 1434. 
23. — N. 1595. 1590. 
23. N. 1598. 1096. 
11. Sept. kästen. G. 403 . 
17. — Hfd. 2523. 

21. — Hfd. 2140. 

23. — böh. G. 2523. 
22. Okt. Hkzd. 52. 

3. Nov. n. ö. R. 52. 

5. — N. 1621. 963. 

5. — N. 1622. 1101. 
5. — N. 1624. 1240. 
19. — N. 16%. 862. 
19. — N. 1627. 995. 
30. — hkr. 3. 1590. 

9. Dez. Hkzd. 58. 

10. — Hfd. 1195). 
15. — Hkzd. 394. 

24. — Hd 8283 

31. — mäh. G. 53. 
1820. 

7. Jän. illir. G. 404. 

11. — Hkd. 2495. 

15. — Hkzd. 2602. 

22. — Hfd. Et 

28. — venez. A. G. 2588. 
4. Febr. mäh. G. 2495. 
19. — Hfd. S. 1087. Note. 
22. — Kommerzhkd. 1448. 
24. — SH. 2592. 1 
1. März Vertrag 2594. 
2. — Pat. 2580. 

5. — o. ö. R. 1448. 
23. — se 115. 

30. — hkr. R. 2580). 
4. April gal. A. G. 964. 
7. — Hfd. 130. 
14. — Hfd. 1026. 

21. — mäh. G. 115. 
27. — Hkzd. 423. 

10. Mai Hkzd. 489. 

11. — Ihfd. 964. 

24. — n. ö. R. 65. 

6. Juni gal. G. 421. 

13. — Hkzd⸗ S. 1316 **). 
19. — n. ö. R. 1288. 
20. — Hfd. S. 861). 
23. — a. h. E. 1063 
23. — Hfd. 20. 

21. Juli Hfd. 1624 

22. — Hfd. 1826 

28. — Hfd. 1811. 

31. — gal. G. 1063. 


1425 


1426 

18. Aug. N. 1688. 4359. 
18. — N. 1689 95. 

27. — a. h. E. 1291. 

5. Sept. Hkzd. — 

7. — Hfd. 1401. 

9. — n. ö. A. G. 1291. 
13. — N. 1701. 2141. 
19. — o. ö. R. 1291. 
21. — Hkzd. S. 1316 *). 
23. — n. ö. R. 1401). 
25. — o., ö. R. 1401 ). 
30. — Hfd. 152 u. 1900. 
3. Okt. Hkzd. 2542. 

6. — Hfd. 4900. 

9. — Hfd. 1222. 

11. — Hkzd. 4836. 

13. — mäh. G. S. 1316 *). 
13. — o. ö. R. 2542. 
11. Nov. n. ö. R. 4401) 
11. — hkr. Z. 945. 

28. — Hfd. 313. 

28. — Ihfd. 1292. 

2. Dez. Hfd. 2253. 

4. — n. ö. A. G. 1292 
15. — Hkzd. 1919. 

15. — o. ö. R. 4292 
23. — Hkzd. 39. 

27. — o. ö. R. 2049 
30. — Hfd. 2082. 

31. — Hkzd. 2109 u. 2032. 
18211. . 

5. Jän. hkr. Z. S. 1348 *). 
11. — illir. Erbſthfk. 2465 
12. — Hfd. 1896. 
13. — Hfd. 2109. 

15. — Hfd. 988. 

21. — Hfd. 811. 

28. — böh. G. 2028. 
30. Hfd. 13232. 

3 Febr. Hfd. 1509. 

7. — Hkd. 1941. 

8. — Hkzd. 2030. 

21. — ſteier. G. 2030. 
6. März. N. 1743. 158. 
6. — N. 1744. 131. 
12. — o. ö. R. 39. 

14. — a. h. E. 521. 

15. — Hkzd. 463. 

17. — Hfd. 1444). 

6. April Hkzd. 4284. 

6. — n. ö. R. 1444). 
12. — Hkzd. 88. 

3. — Hfd. 1228. 

16. — Hkzd. 2639. 

22. — n. b. R. 88 

28. — Hr. 2103. 

4. Mai Ihfd. 1230. 

7. — Of. 1282. 

8. — n. ö. R. 2103. 


1821 — 1822. 


11. Mai a. h. E. 1009. 
11. — Hkd. 1241. 

11. — Hfd. 61. 

14. — a. h. E. 361: 

17. — hkr. 3. 2639. 
18. — Hkzd. 2415. 

24. — gal. G. 463. 

2. Juni hkr. Vdg. 1009. 

8. — HP. 2071. 

9. — N. 1766. 458. 
12. — beinen S. UI Z 
17. — Steuerregul. Hfd. 42. 
30. — böh. G. 2501. 

1. Juli böh. G. 42. 

3. — Hfd. 1903. - 

7. — Hfd. 222) 

22. — Hkd. 349. 

27. — N. 1782. 1694. 
27. — N. 1783. 605. 
3. Aug. Hfd. 2258. 

10. — Hfd. 2598. 

31. — Vertrag 2608. 
1. Sept. Hfd. 2638. 

17. — N. 1796. 1681. 
17. — N. 1797. 813. 
17. — N. 1799. 1986. 
22. — N. 1801. 1285. 
22. — N. 1802. 13592. 
11. Okt. HP. 40. 

13. — Hfd. 1290. 

3. Nov. Hkzd. 2592. 

9. — bend. 2465. 

27. — n. ö. R. 2502. 
1. Dez. Hfd. 1338. 

27. — Hkzd. 2031. 

28. — tir. A. G. 621. 
1822. 

11. Jän. Hkd. 1221. ie 
14. — N. 1830. 1286. 
14. — N. 1831. 128 2. 
18. — hkr. 3. 1603. 
18. — illir. G. 2031. 
23. — illir. G. 2483. 
31. — 9 1981. 

9. Febr. N. 1836 1689. 
9. — N. 1837 198 *). 
22. — Hfd. 1299. 

23. — Hfd. 1310. 

28. — Vertrag 2698. 

3. März hkr. Z. 2614. 

8. — Hfd. 1261. 

18. — Hfd. 1248. 

21. — Prot. Ausz. 214. 
28. — Hkd. 2481. 

1. April Hkzd. 8 

5. — Ihfd. S. 784 5) 

9. — Hfd. 19904. 

10. — Hkd. 2383 


1923 — 1824. 1427 


11. April Hkzd. 128. 14. Febr. hkr. N 
12. — Hfd. Vertrag 2608. 18. — bh. E roſt! int 2184. 
13. — HP. — 18. — mail. 1.6 1031. 
26. — Hfd. 21 26. Hr. 8 
8. Mai Hkz d. — 6. Marz n. ö. R. 329 
8. — illir. Erbſthfk. 2461. 8. — tir. G. 1120. 
9. — o. ö. R. 2848. . 24. — HP. 1668. 
24. — Pat. 50 u. 1859. * April N. 1930. 1282. 
28. — Hfd. 1829. 7. N. 1931. 95. %0 
8. Juni o. ö. R. 2544. 11. — Hfd. 2244. 
14. — Pfd. 1688. 18. — Hfd. 18924. 
19. — ſteier. G. 2145. 19. — Hfd. 2264. 
21. — Ihfd. 1936. 5. Mai Hfd. 12 
27. — Hkzd. 2029. 9. — Hkzd. 2448. 
11. Juli böh. G. 1402. 21. — Hkzd. 2384. 
12. — böh. G. 1231. 31. — Hfd. 2322. 
12. — Hfd. 2029. 5. Juni Hkzd. 2569. 
12. — Ihfd. 1889. 6. — Hr. 2081. 
30. — böh. G. 1936. 7. — fd. 98. 
3. Aug. N. 1885. 1673. 7. — illir. G. 2384. 
6. — Hkzd. Sas. 11. — Hkd. 2229. 
13. — br. 3. 1618. 20. — Hkzd. 2444. 
19. — Hfd. 14943. 20. — mäh. G. 2569. 
30. — gal. G. 132. 27. — mäh. G. 2229. 
7. Sept. Hfd. 2536. 2. Juli Hfd. 1288. 
12. — böh. Gub. 2425. 11. — Hkzd. 2409. 
13. — Ihfd. 1212. 15. — Hkzd. 2409) 
15. — n. ö. R. 14943. 15. — N. 1952. 25. 
21. — Hfd. 819. 15. — N. 1953. 1760. 
2. Okt. hkr. Vdg. 906) 19. — Studhfd. 2537. 
3. — böh. G. 1889. 28. — Hfd. 244. 
I 4. — Hfd. 802. 1. Aug. Hkzd. 2466. 
5. — Ihfd. 1022. 5. — o. b. R. 2532. 
11. — Hfd. 240. 7. — Aug. hkr. Vdg. 900. 
4. Nov. Hfd. 1201. 12. — Hd. 2585 
| 8. — Hfd. 2224. 26. — Hfd. 2010 
9. — Hfd. 1224. 29. — hir. 3. 2093 
23. — Dek. der Steuerregul. Hof⸗ 15. Sept. Hfd. 2641. 
kom. 93. 10. Okt. Hkzd. 2445. 
4. Dez. böh. G. 2426. 15. — Hkzd. 2. 
6. — Hfd. S2 2. 20. — Hfd. 940. . 
7. — Hkd. 2228. 2 30. — Hkzd. 2512. 2 
9. — Vertrag 334. 19 Nov. ſteier G. 2517. 
9. — Hfd. 1221. | 28. — mäh. G. 26. 
20. — Hfd. 1043. 2. Dez. Hfd. 141. 
24. — bie 3. 536 ) \ 4. — Hkzd. 2394. 
24. — ſteier. Z. 2228. 9. — Hkz. 94. 
27. — Hkzd. 116. 11. — Hkzd. 8404. 
30. — böh. G. 93. 31. — ſteierm. G. 464. 
30. — Hfd. 248. 
; | 1824. 
5 1823. | 2. Jän. Hfd. 1289. 
8. Jän. Hkzd. 1120. 12. — ſteier. G. 2404. 
20. — Hfd. 1888s. 15. — Hkzd. 2431. 
24. — Hkzd. 154. d 21. — hkr. R. S. 1345 *). 
25. — Hfd. 1135. 22. — Pat. 1517. 
7. Febr. Hfd. 4800. 30. — gal. G. 112. 
10. — o. ö. R. 82. 30. — Hkd. 364. 
11. — Ihfd. 1031. 30. — mäh. G. 484. 


1428 1825. 
31. Jän. Hfd. 4854. 4. Febr. Hfd. 823. | 
3. Febr. Hfd. 1249. 8. — hkr. 3. 2442. ! 
3. — Mil. A. G. S. 1345**). 9. — Hkd. 2282. 
13. — Hfd. 624. 24. — hekr. 05 S. 1330 *). 
14, — Hfd. 1646. 28. — böh. G. 2282. |. 
18. — Hkzd. 2436. 1. März böh. A. G. 1890. N 
28. — Ihfd. 1499. 2. — Hkd. 556. 
12. März Hfd. 1682. 9. — n. ö. R. 14944. 
16. — ſteierm. G. 2431. 19. — tir. G. 5586. 
20. — N. 1993. 1819. 24. — N. 2080. 2601. 
PD. 1994. 138. 24. — N. 2082. 2124. 
26. — in. ö. A. S. 16529). 5. April böh. G. 2008. 
6. April in. ö. A. G. 138). 13. — Hkd. 1232. 
9. — Hfd. 1282. 13. — bfr. R. 2462. 
27. — hkr. 3. 1499. 21. — Hkzd. 430. 
14. Mai Hfd. 239. 30. — Hfd. 1953. 
21. — HR. 54. 18. Mai Hkzd. 2141). 
29. — Hfd. 4068. 20. — Hfd. 139. 
1. Juni hkr. 3. 2443. 27. — Hfd. 1679. 
4. — Hfd. 4438. 31. — Hkd. 2183. 
14. — Hkzd. 2592. 3. Juni Hkzd. 2599. 
23. — ſteierm. G. 2518. 7. — hekr. 3. 2616. 
3. Juli Hfd. 822. 9. — Hd. 2201. 
15. — Hkzd. 15522. 10. — Hkzd. 150. 
17. — hkr. 3. 2556. 11. — o. ö. R. 2183. 
30. — Hfd. 2041 17. — Ihfd. 1265. 
30. — mäh. G. 1522. 17. — N. 2106. 616. 
5. Aug. Hkzd. 2483. 17. — N. 2109. 220. 
6. — Hkzd. 2484. 17. — N. 2112. 1593. 
19. — o. ö. R. 2488. 22. — bkr. R. 2415). 
2. Sept. Hkzd. 118. 23. — n. ö. R. 2018 ). 
2. — N. 208% 4 24. 27. — feier. G. 150. 
16. — Hkzd. 2044. 2. Juli Hfd. 496. 
20. — Hkzd. 2446. 6. — Hd. 2422. 
28. — Hkd. 82. 8. — Hfd. 12883. 
30. — illir. G. 418. 8. — in. ö. A. G. 2423. 
14. Okt. illir. G. 82. 9. — Hfd. 1690. 
15. — mäh. G. 2446. 14. — Hkzd. 403. 
19. — Hkzd. 2467. 16. — HP. 404. 
20. — Hfd. 2280. 19. — Hkzd. 404. 
28. — Hkzd. 2598. 21. — laib. G. 150. 
5. Nov. Hkzd. 250. 30. — Hkzd. 2503. 
8. — Hkzd. 2443). 31. — Hkzd. 320. 
18. — illir. G. 109 ). 5. Aug. Ihd. 242. 
19. — N. 2049. 4293. 6. — N. 2121. 1622. 
19. — N. 2050. 1820. 6. — N. 2122. 68. 
19. — . 58. 2601. 10. — o. ö. R. 2508. 
1. Dez. Hkd. 2442. 11. — laib. G. 2041). 
3. — Hfd. 2010. 12. — Hkzd. 14315). 
17. — Hkzd. 2302. 16. — tir. A. G. 242. 
18. — Hfd. 2102. 16. — böh. A. G. 2019. 
30. — Hd. 24153. 17. — hkr. Vdg. 2552. 
19 — g b. 2468. 

4 9. — 1488. 
1825. 25. — Hkzd. 2432. 
7. Jän. Hfd. 2023. 29. — Mil. A. G. 28552. 
13. — Hfd. 255. 1. Sept. Hkzd. 4205. 
15. — N. 2065, 62 7. 3. — ſteierm. G. 2468 
15. — N. 2066. 2230. 6. — Hkzd. 2383. 
28. — Hfd. 382. 10. — Hkzd. 1810 u. 2292. 


1826 — 1827. 


10. Sept. o. ö. R. 2487. 


16. — Hfd. 1128. 
20. — Hd. 286). 
20. — Ihfd. 1290. 
22. illir. G. 805. 
23. Hfd. 4629. 
24. Hfd. 1801. 
29. Okzd. 2642. 


— o. ö. R. 2292. 

— ſteier. G. 1510. 
8. Okt. n. ö. R. 1935). 

— böh. G. 1315). 

— HP. 1281. 

— o. ö. R. 2642. 


20. Hkzd. 2428. 
20. laib. G. 1510. 
21. N. 2136. 2303. 
21. N. 2137. 439. 
26. — Hkd. 2231. 

27. — Hkzd. 2422. 


2. Nov. Inſtrukz. 1442. 


3. — hkr. Z. 941. 

4. — Hfd. 1250. 

11. — Hfd. 2003. 

11. — ſteier. G. 2422. 
18. — Hfd. S. 828 *). 
25. — Hfd. 14625. 

28. — Hkzd. 2290. 


2. Dez. N. 2149. 1905. 


2. — N. 2150. 545. 

9. — Ihfd. 1213. 

16. — Hkzd. 89. 

26. — Hkzd. 1803. 

27. — illir. Erbſthfk. 2428. 
28. — bir. Rei. 545 *). 
1826. 

13. Jän. Hkzd. 119. 

19. — OHfd. 2201. 

27. — o. ö. R. 419. 

1. Febr. n. ö. R. 119. 

2. — a. h. E. 1250. 

6. — Vertrag 2590. 
10. — Hfd. 1288. 

21. — gal. G. 120. 

21. — hekr. Z. 944. 

25. — Ihfd. 623. 
26. — hekr. 3. 2622. 
28. — Ihfd. 12086. 

3. März Ihfd. 22. 

3. — N. 1465. 

8. — Hfd. 2591. 

10. — Hfd. 2590. 

16. — Hkzd. 151. 

17. — Hfd. 4200. 

21. — hkr. R. G62). 

1. April Ihfd. 1218. 

5. — venez. A. G. 1218. 

6. Hkzd. 2429. 

2 


— Hfd. 923. 


11. April hkr. Vdg. 1810. 
12. — tir. G. 851. 

13. — Hkzd. 9885. 

15. — Hfd. 188. 

5. Mai Ihfd. 548. 

11. — hkr. 3. 1611. 
3. Juni a. h. E. 805. 

5. — Hkd. 22382. 

6. — Ihfd. 1480. 

7. — Hkd. 2234. 

16. — Ihfd. 812. 

17. — Hkd. 1299. 

21. — Hkzd. 1386. 

24. — Hfd. 1403. 

24. — laib. G. 2232. 
30. — Hkzd. 1830. 

1. Juli Ihfd. 1225. 

4. — Hkd. 2238. 

11. — Hfd. 1386. 

11. — Ihfd. 1382. 
13. — Hkzd. 2448. 

16. — Hfd. 2022. 

20. — laib. G. 2233. 
22. — Hfd. 1830. 

26. — Hkzd. 134 u. 1387. 
29. — N. 2209. 321. 
29. — N. 2210. 2971: 
3. Aug. hkr. Vdg. 2529. 
10. — Hkd. 1511. 

18. — Hfd. 1404. 

19. — N. 2216. 492. 
23. — hkr. Vdg. 1605. 
26. — Hfd. 580. 

1. Sept. N. 2218. 1360. 
1. — N. 2219. 1511. 
5. — in. ö. A. G. 2018). 
20. — Hkzd. 152. 

3. Okt. hkr. Z. 2448. 
15. — böh. G. 1289 ). 
18. — Hkd. 2293. 
20. — Hkd. 2491. 

27. — tir. G. 134. 

4. Nov. Hfd. 2293. 

5. — Hkd. 1388. 

17. — Hfd. 528. 

18. — Hfd. 2126. 

25. — N. 2234. 892. 
25. — N. 2235. 498. 
28. — Hkzd. 2126). 
28. — bir Dek. 840. 
7. Dez. Hfd. 1902. 

9. — böh. G. 1388. 
21. — Hkzd. 1520. 
B. Hkzd. 22. 

27. — N. 2244. 1256. 
24. — N. 2245. 1920. 
29. — n. ö. R. 462 ). 
1827. 


4 


Jän. o. ö. R. S. 1002 *). 


1429 


1430 1828. 

5. Jän. Hfd. 1906. 26. Sept. a. h. E. 1324. 
8. — ſteier. G. 1520. 29. — Hfd. 1212. 

10. — Hkd. 55. 7. Okt. hkr. 3. 1609. 

13. — Hfd. 1599. 12. — Hkzd. 2581. 

18. — Hkzd. 56. 27. — Stud. Hkomd. 1402. 
20. — Ihfd. 298. 30. — Hkzd. 2480. 

27. — Hf. b 2. Nov. Hfd. 1210. 
28. — böh. G. 2540. 2. — Hkzd. 1002. 

31. — Ihfd. 1412. 2. — Ihfd. 883. 

8. Febr. gal. G. 5868. 6. — gal. G. 1324. 

8. — Hkzd. 984. 9. — Ißhfd. 1228. 

11. — Hkd. 4242. 29. — illir. G. 2480. 
17. — Hkzd. 589. 5. Dez. Hkd. 2283. 

18. — böh. G. 2541. 7. — n. ö. A. G. 622. 
19. — o. EM 984. a 12. — Hkd. 2255. 

2. März Ihfd. 240. 13. — ſteier. G. 140. 

3. — Hkd. 2888 14. — Ihfd. 1152). 

4. — Hkzd. 2004. 16. — n. ö. R. 2283. 
S. — Hkzd. 2589. 24. — Ihfd. 1392. 

10. — op. 2 26. — n. ö. R. 622. 

13. — böh. A. G. 1891). 

16. — Ofd. 3908. 1828. 

28. — hkr. Ref. 4800. 2. Jän. böh. G. 2141). 
6. April Ihfd. 1420. 10. — Hp. 24. 

13. — HP. 1361. . 15. — hkr. Vdg. 2623. 
15. — Hkzd. 2092. 23. — n. ö. R. 24. 

20. — Hfd. 1241. 26. — N. 2324. 29072. 
6. Mai Hkd. 2368. 26. — Ihfd. 9381. 

9. — hkr. 3. 1585 n. 1612. 1. Febr. Hfd. 2323. 

19. — Hfd. 4601. 7. — Hkzd. 323. 

21. — o. ö. R. 2368. 8. — Hfd. 861. 

23. — Hkzd. 115%. 10. — Hkzd. 841. 95 
25. — Hfd. 1284. 11. — Ihfd. 1044 u. 1968. 
1. Juni Hfd. 1222. 13. — RE A . 19177; 
2. — N. 2282. 1802. 22. — Hfd. 841. 

2. — N. 2283. 108 2. 23. — Hfd. 1921. 

6. — in. A. G. 2018). 26. — Juſt. Präſ. 1380. 
7. — Hkzd. 2236. 4. März Hkzd. 2422. 

20. — hkr. 3. 905. 5. — hkr. Z. 931. 1 
23. — Hfd. 1069. 6. — Hkd. 824. 

26. — Hkzd. 2395. 13. — gal. G. 525. * 
26. — Hfd. 2781. 19. — ſteier. G. 2428. 
27. — Hkzd. 924. ö 20. — Hkd. 4098. 
29. — Hkzd. 2469. 26. — her. 3. 2449. 
13. Juli Hfd. 2158. b 27. — illir. G. 824. 

14. — Ihfd. 1912. 28. — n. ö. R. 1837. 
19. — Hkzd. 1923. 1. April Hkzd. 2420. 

19. — laib. G. 924. 8. — Hfd. 1229. 

20. — N. 2292. 83. 12. — Hfd. 2449. 

20. — N. 2294. 1092. 12. — Hfd. 1389. 

20. — Hfd. 1828. 15. — ſteier. G. 2420. 
21. — Ihfd. 1362. 18. — Hfd. 82. 

3. Aug. Hfd. 2102. 2. Mai laib. G. 41. 

4. — Hfd. 3922. 6. — Hkzd. 2200. 

7. — o. ö. R. 2026. 23. — böh. G. 2199. 
11. — Ihfd. 1130. 28. — hkr. R. 62 ). 

24. — Hfd. 1924. 30. — Hfd. 1238. 

14. Sept. Hfd. 2265. 30. — o. ö. R. 2146. 
21. — N. 2307. 448. 5. Juni Hkzd. 888. 

21. — N. 2309. 1342. 10. — Hr. S. 1087 Note. 


* 
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10. Juni Hkzd. 2452. 


13. — Hkd. 1204. 
17. — Hfd. 2012. 
28. — ſteier. G. 2452. 
3. Juli laib. G. S. 1087 Note. 
11. — N. 2351. 1294. 
11. — N. 2352. 206. 
18. — Hfd. S883. 
31. — HP. 1864. 


29. Aug. HR. 2432. 
3. Sept. HP. 2884. 


S. — n. ö. R. 20486. 
16. — Hkzd. 2266. 
18. — Hd: Gs. 

2. Okt. laib. G. 2284. 

6. — Hkd. 508. 

9. — Hkzd. 2152. 
19. — Hkzd. 2349. 
30. — Hfd. 1325. 
30. — Hkzd. 2524. 

11. Nov. gal. G. 63. 

11. — hkr. Vdg. 1614. 
13. — böh. G. 2524. 
13. — Hfd. 2034. 

21. — n. ö. R. 465. 
5. Dez. böh. G. 22686. 
„ 23. — n. ö, R. 1232. 

27. — Hfd. 1642. 
1829. 

2. Jän. Juſtizhofbeſcheid 1436. 

2. — Ihfd. 1363. 

6. — o. ö. R. 1233. 

16. — Ihfd. 2982. 

22. — Hkzd. 2530. 

4. Febr. böh. G. 2530. 
6. — Hfd. 2496. 

13. — Hfd. 1683. 

15 Hkd. 14311. 

4 März gal. G. 433. 

6. — Hkzd. 820. 

21. — Ihfd. 2357. 

22. — Hkd. 1295. 

29. — hkr. Reſ. 842). 
1. April hkr. Reſ. 14386. 
7. — hkr. R. 2190). 

25. — N. 2395. 509. 

25. N. 2396. 1244. 
5. Mai hkr. Z. 1612. 

+7. Hr. 2237. 

8. — N. 2399. 1364. 
8. — N. 2400. 620. 
16. — Hfd. 2189. 

18. — Hkzd. 2133. 
19. — N. 2402. 1295. 
19. — N. 2403. 1842. 
29. — Hfd. 1211. 

20. — 2. ö. R. 21383. 
2. Juni Hkzd. 1951. 


12. — HH. 2162. 


1829 — 18930. 1431 


12. Juni N. 2410. 1379. 

12. N. 2411. 2989. 

13. — bir. 3. 1004. 

15. — Finanzminiſt. Erlaß 839. 
22. — ſteier. G. 1234. 

26. — Ihfd. 1887. 

26. — Ihfd. S. 668). 

4. Juli Hlzd. 2124. 

15. — hkr. R. 2189). 
17. — hkr. 3. 1602. 
17. — Hfd. 28144. 

23. — Hd. 1735. 

1. Aug. Hfd. 915. 

5. — Hkzd. 2029. 

8. — Hfd. 466. 

14. — Hfd. 1312. 

20. — Hkzd. 1805. 

26. — n. ö. R. 1886 u. 1882. 
3. Sept. o. ö. R. 1886. f 
4. — Hfd. 110. 

17. — Hkzd. 110. 

21. — n. u. o. ö. R. Präſ. 1409. 
23. — böh. G. Präſ. 1409. 
30. — Hkd. 2238. 

13. Okt. Hfd. 1804. 

15. — Hkzd. 303. 

16. — n. ö. R. 2238. 

17. — Hfd. 1348. 

22. — Hkzd. 2369. 

22. — N. 2435. 871. 

27. — Hkzd. 1831. 

31. — Hfd. 1831. 

5. Nov. o. ö. R. 2369. 

6. — laib. G. 409. 

19. — Hfd. S. 491). 

20. — Hkd. 456. 

20. — Ihfd. 14365. 

24. — Dub, . 

26. — Hkzd. 4 

0. — böh. 8. 491 *). 
4. Dez. tir. A. 2 1365. 

16. — ſteier. G. 1512. 
29. — Hkd. 2262. 
1830. 

15. Jän. Hfd. 18972. 

21. — Hkzd. 133°). 

22. — Hkzd. 324. 

31. — Hfd. 133 zu Ende ). 
4. Febr. böh. G. 422. 

9. — Hkd. 1446. 

13. — böh. G. 433). 

20. — Hkd. 402. 

26. — n. ö. 0 1446. 

4. März hkr. 3 & 1608s. 
4. böh. G. S. 1042 Beil. II. 
12. 2262 

16. — a. h. E. 1391. 

19. — Hfd. 1711. 


21. — hkr. Vdg. 6619. 


1432 1831 — 1832. 
26. März gal. G. 266. 30. Jän. tir. G. 322. 
9. April Ihfd. 1012. 2. Febr. n. ö. R. 159. 
9. — Hfd. 2390. 4. — N. 2503. 1366. 
16. — Hfd. 1259 4. — N. 2504. 2125. 
6. Mai ſhkr. Rei. ©. 668 9). 19. — Hfd. 1223. 
11. — Hkzd. 2410. 21. — o. ö. R. 1278 
21. — n. 5. N. 2020909. 23. — Hkd. 266. 
4. Juni Hfd. 2160. 14. März Hkd. 4515. 
18. — Hfd. 1622, 26. — Hfd. 360. . 
23. — o. ö. R. 2324. 31. — Hkzd. 884. 5 
24. — Hkzd. 1529. 10. April Hkzd. 491. 
24. — N. 2470. 2259. 15. — HP. 2164. 
25. — Hkzd. 18322. 26. Mai Hkzd. 84. 
3. Juli Hfd. 1832. 30. — n. ö. R. 2456. 
4. — Hkzd. 2591. 1. Juni n. ö. R. 285. 
5. — Hkd. 886. 1. — hkr. 3. 223. 
8. — Hkzd. 2529. 16. — tir. G. 84. 
16. — Hfd. 227. 17. — Hkd. 500. 
23. — Hkd. 1296. | 8. Juli HP. 501. 
23. — Ihfd. 1128). 8. — Hfd. 1234. 
26. — Hkzd. 82 7. 15. — Hkzd. 111. 
26. o. ö. R. 876. 18. — Hkzd. 2158 *). 
. Juli Dek. der Tabakdir. 350. 19. — hkr. 3. 2618. 
2. Aug. böh. A. G. 1219. 22. — Hfd. 1245. 
4. — böh. A. G. 1128). 26. — Hfd. 430. 
7. — mäh. G. 822. 16. Aug. Hkzd. 2485. 
12. — Hkzd. 423. 2. Sept. Ihfd. 2011. 
17. — Hkzd. 518. 7. — Hkd. 1065. 
27. — Hfd. 330. 9. — N. 2528. 946. 
31. Hkd. 1865. 9. — N. 2529. 2118. 
3. Sept. mäh. G. 518. 15. — böh. G. 1192. 
16. — Hkd. 2211. 22. — Hkzd. 392. 
23. — Hkzd. 2450. 24. — HP. 1860. 
24. — hkr. 3. 1613. 24. Ihfd. 40665. 
30. — Hfd. 2112. 6. OR. Hkzd. 112. 
2. Okt. Hfd. 1262. 11. hkr. Z. 942. 
4. — ſteier. G. 2211. 13. — böh. G. 2152. 
15. — böh. G. 423. 14. — N. 2531. 1212. 
16. — Ihfd. 14296. 14. — N. 2532. 162 7. 
30. a. h. E. 390. 22. — n. ö. R. S. 334). 
10. Nov. Hkzd. 290. 1 27. — böh. G. 133 zu Ende ). 
27. — Hkzd. 142. 4. Nov. Hfd. 1129. 
27. — Hkd. 499. 5. — Ihfd. 1578. 
1. Dez. Hkzd. 200332. 11. — N. 2536. 1752. 
5. — Hkzd. 24. 11. — N. 2538. 2165. 
7. — bo. ö. R. 142. 22. — Hd. 2418. 
14. n. ö R. S034 ). 22. — o. ö. R. 2142. 
17. — Hfd. 812. ’ 16. Dez. Hfd. 1391. 
18. — Hfd. 24. 23. — Ihfd. 1912. 

5 27. — on: 2104. 

30. — Hfd. 2120. 

1831. 31. — her. 3. 1616. 
3 Jän. me 1891. 

rer 28 . 
17. — böh. A. G. 4891 1832. 
20. Pr 159. 12. Febr. Hkzd. 2481. 
21. — Hfd. 1099 ½. 24. — Hfd. 1316. 
24. — böh. G. 1190. 2. März n. ö. R. 388. 
27. — hkr. 3. 2612. 8. — Hkzd. 48. 
. — Ihfd. 1278. 8. — N. 2552. 2158. 


1433 


1633. 

März Ihfd. 1888. 1 Dez. hkr. 3. Sag 
. — ie 15238. — Ihfd. 1893. 

— . 1864. 

— Hkzd. 1886. 1888. 

— Pat. §. 11 u. 14, 1952. | 10. Jän. Hkzd. 208 ). 

§. 2 u. 31, 49. 11. — Hfd. 1188. 

— böh. G. 1523. 12. — Hkzd. 18248. 

— Hkzd. 2 20. — n. ö. R. 468. 

— Hkzd. 144. 21. — Hkzd. 44. 

— Pat. 6. 26 u. 27, 8 8. §. 28, 24. — Hkzd. 2519. 

928. 25. — o. ö. R. 2089) 

. April böh. G. 43. 27. HE ann 

— Hfd. 1913. 28. — böh. G. 1893. 
— HP. 384. 29. — Hd. — 

— laib. G. 144. 30. — in. ö. A. G. S. — 2 
. Mai Hfd. 2084). 1. Febr. Hfd. 160. 

— Hkzd. 50 u. 1392. 8. — Hfd. 1654. 

— Hfd. 38. 13. — feier. G. 2519. 
— gal. G. 1864. 15. — Hd. 88. 

— Hkzd. 1248. 18. — Hkzd. 153. 

— Ihfd. 1222 u. 1892. 22. — Hfd. 1030. 
Juni böh. A. G. 1892. 1. März Hfd. 2364. 

— Hfd. 996. 5. — böh. A. G. 1030. 
— Hkd. 1519. 8. — N. 2600. 1090. 
— Hkzd. 992. 8. — N. 2601. 1153. 
Juli o. ö. R. 145. 15. — N. 2602. 165 2. 
— Hkzd. 1862. 15. — N. 2603. 162. 

— Hkd. S. 641 **). 16. — laib. G. 30. 

— n. ö. R. 1519. 18. — Hkzd. 2611. 
— gal. G. 1865. 19. — en G. 2051. 
— Hkzd. 1393. 21. — böh. G. 2151. 
Aug. Hkzd. 314. 22. — hekr. 3. 1883. 
— Hkzd. 1914. 29. — Hfd. 828. 

— Ihfd. 1862. 1. April Hkzd. 2149. 

— Hfd. 1362. 2. — hkr. Vdg. 1615. 
— ſteier. G. 2504 16. — Hkzd. Dean 

— tir. G. 314. 18. — böh. G. 44. 

— Hfd. 916. 19. — mäh. G. 2149. 
. Sept. Hkzd. 318. 25. — her Vg. 380. 
— Hkd. 205. 30. — Hkzd. 2200. 

Okt. n. ö. R. 1886). 11. Mai Hfd. 1203. 

— o. ö. * 1886). 14. — hkr. 3. 834. 

— hkr. R. 1222. 14. — o. ö. R. 2200 
— böh. G. 2009. 17. — böh. G. 382. 

— Ihfd. 18832 21. — Hkd. 2429 

— gal. G. 992. 23. — Hkzd. 1352 
Nov. Ihfd. 405. 23. — ſteier. G. 2492. 
— Hkzd. 2505. 24 — Hfd 1029. 

— n. ö. R. 462. 4. Juni Hkzd. 2420. 

— Hkd. 953. 11. — HP. 31. 

— o. ö. R. 2148. 16. — Hkzd. 2525. 

— Hkzd. 409. 17. — Hkzd. S. 1298 *). 
Dez. böh. G. 2505. 22. — Hkzd. 381. 

— n. ö. R. 409. 24. — — 5 — der Tabakdirekz. 
— Hkzd. 2421. 4. Juli böh. G. 2525. 

— n. ö. R. 953. 4. — HP. 945. 

— Hfd. 529. 5. — Ofd. S. 1298 ). 
— Ihfd. S. 898 *). 5. — Ihfd. — 

— Ihfd. 374. 5. — mäh. G . ©. 1298 *) 
— laib. G. 42. 9. — gal. 21200 


31. 


1434 1834 — 1835. 
10. Juli böh. K. G. V. 21. 4. Juli Ihfd. 20584. 
. Hkd. 502. 12. — böh. G. 2055. 
11. — bir. 3. 2429. 14. — böh. A. G. 2054. 
17. — iliir. Erbſthfk. 2419. 17. — Hkzd. 86. 
18. — böh. 50. Br — Ofd. 2119. 
27. — Hkd. 62 4 18. — Hkzd. 8A u. 3 
13. Aug. böh. K. V. 624). 19. — HB. 135 5. 
13. Hkzd. 1285. 24. — n. ö. R. 86. 
14. — ſteier. G. 2141). 26. — n. ö. R. 64. 
24. hkr. Z. 1153. 5. Aug. HP. 590. 
27. — Hkzd. 2396. 8. — a. h. E. 57 u. 58. 
30. — Hfd. 2020. 16. — Hfd. 2394. 
30. — Ihfd. 1285. 18. Hkd. 2570. 
6. Sept. Ofd. 2239. 21. — laib. G. 423). 
4. Okt. Ofd. 88 28 OHfd. 2301. 
4. — böh. G. 2021. 28. — Hkzd. 393. 
8. — Hkzd. ae 4. Sept. böh. G. 2570. 
20. — Br. 8 2020. 15. — o. ö. R. 392. 
31. — böh. G. 996). 16. — Hd. oder 1. Dez. 92 52 
5. Nov. Hkzd. 2426. 58 
10. — n. ö. R. S. 994 *). 23; Sept. hkr. 3 480. 
12. — Hkd. 5 23. — Hkd. 1972. 
13. — hkr. R. 949 ). =. 1:97, = Hed. 4 
16. — Hkzd. 1353. 29. — Hkzd. 2048. 
29. — ſteier. G. 4353. 10. Okt. Hkd. 4312 u. 1213. 
3. Dez. n. ö. R. 2426. 15. — n. ö. R. 2048. 
6. — Hkzd. 419. 21. — hkr. Ref. 382. 
14. — böh. G. 2152. 28. — böh. G. 1922. 
15. — böh. K. G. V. 1524. 20. Nov. Hkzd. 2405. 
19. — o. ö. R. 419. 21. — Hd. 311. 
27. — böh. G. 111. 1. Dez. Hkd. 5 7 
27. — Hkzd. 28 11. —” Hkzd. 1206. 
18. — 9 2582. 
31. — 2089. 
1834. Ihfd. 2089 
6. Jän. böh. Erbſthfk. 2396 *). je 
dh or. 2825 1835. 0 
20. — böh. G. 2256. 2. Jän Hkzd. 2520. 
20. — böh. G. 2 7. 8. — böh. G. 2056. 
20. — Hkzd. 969. 17. — Hfd. 4023. 
24. — n. ö. R. 1579. 21. — ſteier. G. 2520. 
4. Febr. o. ö. R. 2050. 24. — Hkd. 842. ö 
6. — Hkzd. 2153. 26. — böh. A. G. 2056) 
10. — Hkzd. 32. 31. — hkr. Vdg. 906. 
14. — Hfd. 1372. 2. Febr. o. ö. R. 842 
15. — br. R. 2239). 23. — böh. G. 2296 
21. — Hkzd. 2132. 12. März Hkzd. 26. 
28. — böh. G. 2153. 20. — Hkzd. 1395. 
5. März Hkzd. 2641. 24. — Hkzd. 140083. 
15. — Ihfd. 213 7. 29. — gn. ö. R. 2088). 
24. — hkr. Vdg. 949. 2. April Hkzd. 88. 
17. April Hkzd. 2047. 9. — böh. G. 985. 
17. — Porſchr. für Pfarrer 2119. 10. — hkr. 3. 4003. 
2. Mai Hkzd. 1354. 11. — n. ö. R. 28. a 
3. — HN. 363. 13. — illir. Erbſthfk. 2405. 
6. — n. ö. R. 2047. 17. — n. ö, R. 9058 
11. — ſteier. G. S. 1002 *). 24. — tir. A. G 2641. 
26. — böh. G. 483. 26. — Hkzd. 2558. 
9. Juni Hkzd. 18383. 1. Mai Ihfd. 4938. 
20. — Hd 2055. 37 — fie 2558. 


Mai 


i böh, 


1836. 


Hkzd. 
Ihfd. 
Hkzd. 


in. ö. 


1396 u 1589. 
1121. 

2531. 

A. G. 1932. 
Ihfd. 1228 u. 1396. 
in. ö. A. G. 1421. 
böh. G. 14818). 

G. 2531. 

Hkzd. 161. 
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Berichtigung und Ergänzung. 


Seite 18 zu 36 if beizuſezen: Okr. Vdg. v. 13. Nov. N. 3861 an das böh, 
mäh., n. d., illir. u. in. ö. Gen. Kom. und an den in Italien kom⸗ 
mandirenden General (Mil. 84). 

» 33 in der Note, 3. Zeile ftatt 33 lies: 336. 
„ 52 in 198 in der 5. Z. find die Worte: laut — 10369, wegzulg fi 
„ 8! in der Note beizuſezen: Mil. 95. 
„ 89 in 168, 2. Zeile hinter Z. 31033 zu ſezen: (P. 360). 
„ 9s hinter 192 zu ſezen: Okr. Zir. v. 5. Sept. 1837 F. 1133 (Mil. 65). 
„ 153 in 352 ſtatt Zollpat. vom 1. fies: vom 2. 
„ 16 ſtatt der erſten Note iſt zu ſezen: S. 376. 
„ 206 in 449 am Ende des Zitates zu ſezen: (Mil. 108). 
„ 227 in 488 im Zitate beizuſezen: (P. 208). 
„ 263 in 554 am Ende des Zitates ehren (Mil. 92). 
„ 281 iſt vor dem 15. Kapitel noch zu ſezen: 
b) bei den magiſtratiſchen Gerichtsverwaltungen in den 
Vorſtädten Wiens; ſ. 18 39. 
„ 297 in der 3. Zeile ftatt 194 lies: 193 


„ 369 in 8 852 der Zahl 15199 iſt beizuſezen: (P. ae d. n. ö. Reg. v. 
2 16538; d. o. ö. Reg. v. 24. Z. 8798 u. d. iir. "ou v. 29. 
3. ar 

„ 369 in 85% oe „Jaht 18811 iſt beizuſezen: (P. 247). 

3 — Zeile von unten ſtatt 26 lies: 28. 


„ 379 in 935 tat b) lies: h). 0 

„ 383 in 900 ſtatt (Mil. 64) lies: (Mil. 98). 

„ 410 in 964 ſtatt Mai lies: März. . 

„ 416 in 922 in der 9. Zeile hinter Einſchreiten zu ſezen: nicht. 

„ 449 in 4040 beizuſezen! Hkr. Reſ. v. 19. Juli F. 1038. 

„ 450 in der 26. Zeile zu ſezen hinter Nebengebührent ein Beiſtrich. 

» 529 in 1216 beizuſezen: (Mil. 79). 

» 532 in 1222 hinter 1832 iſt zu ſezen: 3. 3129. 

» — — hinter (G. 231) iſt zu ſezen: Hkr. Z. v. 16. Okt. F. 1697 i 
(Mil. 108). f 

„ 556 in 1296 beizuſezen: N. 2489. 

„ 563 in der Note, 2. Feile ſtatt vertre- lies: vertreten. N 4 

3. Zeile hinter wären zu ſezen: ; E 
„ 585 in 1381 beizufezen: des illir. Gub. v. 10.; der o. ö. Reg. v. 12. 
u. des mäh. Gub. v. 24. . 
„ 609, $. 5 in der 7. Zeile hinter N % ſeze: den. 
„ — m 1437 beizuſezen: Hkr. v. 16. Aug. F. 186. y 
„ 641 in 5 a3 Win der lezten Zeile 5 dennoch lies: in dieſem Falle, 
am Ende beizuſezen: allerdings. 
„ 6063 in 4585 ſtatt (S. d. M. G. S. lies: (Mil. 
„ 672 in 3596 hinter 799 zu ſezen: an das Mi A. G. (Mil. 60). 
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Seite 684 in 2609 jtatt 14 lies: 144. 


» 


» 
* 


688 in 1614 no beifezen: oder Hfd. v. 5. Dez. N. 2374. 

929 in der Note, 5. Zeile ſtatt Prozeß lies: Profeß. 

935 in 2961, 5. Zeile. hinter richte einzuſchalten: „um ihn den bes 
treffenden Amtsbüchern einzuſchalten, angezeigt werden; dagegen haben 
ſich die Berggerichte 

936 in 1963 ſtatt c) lies: e). 

955 in 2005 hinter 1837 zu ſezen: Z. 2743. 

957 in 2012 iſt beizuſezen: den Mil. Behörden und Kaſſen zur Dar: 
nachachtung Fdg. durch das hfr. Z. v. 11. Juni 1828 F. 768 (Mil. 109). 

966 in 2032 in Der 1. Zeile hinter Entſchl. iſt einzuschalten: (2109). 

1034 in 2143 im Zitate beizuſezen: (Mil. 77). 

1074 iſt zu 2120 beizuſezen: ſiehe 2294. 

1075 iſt zu 2124 beizuſezen: ſielle 2215 — 16. 

1085 zu 2212 beizuſezen: ſiehe 2280. 

1089 zu 2226 beizuſezen: ſiehe 2124. 

1128 zu 2310 beizuſezen: ſiehe auch S. 1264 $. 65. 

1134 in der 3. Zeile hinter 102 beizuſezen: und 2293. 


1136 in 2332 ſtatt N. 1101 lies: N. 1011. 


1143 in 2359 ſtatt N. 212 lies: N. 112. 

1144 iſt der zweiten Note beizuſezen: und im 2. Hefte des II. B. des 
Juriſten S. 284. 

1226 zu 2453 iſt beizuſezen: ſiehe 2420. 
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